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Deutschland- 


Journal 


UNO ist eine 
reine Interessen-' 
vertretung. 


. Ineinem Brief hat der Presserefe- 


rent des Informationsdienstes . 


der Vereinigten Nationen in 
. Wien, Andreas Nicklisch, jetzt 
selber zugegeben, daß die UNO 
als reine Interessenvertretung 
einzustufen ist. Um keine Miß- 
verständnisse aufkommen zu las- 
sen, soll der Brief im Original- 
wortlaut wiedergegeben werden: 


Sehr geehrter Herr...Ihr Schrei- 
ben’an den Generalsekretär vom 
28. September ist an uns, dem In- 
formationsdienst der Vereinten 
Nationen in Wien, als zuständige 
Stelle weitergeleitet worden. Zu 
Ihrer Frage, warum die Vereinten 
Nationen - im Gegensatz zu der 
einmütigen Verurteilung der ira- 
kischen Vorgangsweise in Kuwait 
—bei der »Annektion der ostdeut- 
schen Gebiete durch Polen und 
die Sowjetunion keinerlei Protest 
erhoben haben« folgende Bemer- 
kungen: 


1. Die UNO ist eine Organisa- 
tion, die von den Siegermächten 
des. Zweiten Weltkriegs geschaf- 
fen wurde. Sie ist somit selbst ein 
Ausdruck der politischen Verän- 
derungen, die sich aus der Nie- 
derschlagung des: nationalsozia- 
listischen Deutschlands ergeben 
haben und nicht geschaffen wur- 
den, um diese wieder umzukeh- 
ren. 


2. Wie Sie richtig bemerken, ver- 

. pflichtete die Charta seine Mit- 
glieder zu einer friedlichen Lö- 
sung ihrer Konflikte, eben genau 
dieses haben die Bundesrepublik 
Deutschland und Polen vor weni- 

. gen Tagen mit der Festschreibung 
der Oder-Neisse-Grenze und den 
gegenseitigen Verzicht auf Ge- 
bietsforderungen getan. 


3. Der Vorwurf mit »unterschied- 
. lichen Maßstäben zu messen«, ist 
den Vereinten Nationen im Zu- 
sammenhang mit der Reaktion 
. auf die irakische Invasion in Ku- 
wait zwar häufig gemacht worden 
- nie aber im Vergleich mit den 
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Grenzveränderungen nach dem 
Zweiten Weltkrieg, sondern eher 
mit den besetzten. arabischen Ge- 
bieten. In. diesem Zusammen- 
hang ist es der Mühe wert, sich 
vor Augen zu führen, daß die Ver- 
einten Nationen keine Weltregie- 
rung, auch kein Völkerrechtsge- 
richtshof sind, sondern eine poli- 
tische Organisation, .die die be- 
stehenden Kräfteverhältnisse in 
der Welt und den Charakter der 
internationalen Beziehungen un- 
mittelbar widerspiegeln. 


Die Handlungsfähigkeit der Welt-- 


organisation hängt stark vom po- 
litischen Willen ihrer Mitglieds- 
länder, insbesondere der fünf 
ständigen Mitglieder des Sicher- 
heitsrates ab. Aufgrund des Ab- 
baus der ideologischen Schran- 
ken in den letzten Monaten sind 
die Mitgliederstaaten in der 
Lage, das Instrumentarium der 
Vereinten Nationen kraft- und 
wirkungsvoller als in der Vergan- 
genheit zu nutzen. Es gibt also si: 
cherlich nicht »zweierlei Völker- 
rechte«, sondern lediglich histo- 
risch unterschiedliche Möglich- 
keiten, deren Bestimmungen 
durchzusetzen. Oo 


Vermittlungs- 
offensive der 
Arbeitsämter 
notwendig 


Der anhaltende Beschäftigungs- 
boom im alten Bundesgebiet 
geht nach Angaben des Instituts 
der deutschen Wirtschaft (IW) 
weitgehend an den Arbeitsäm- 
tern vorbei. So wurde trotz stei- 
gender Vermittlungszahlen nur 
etwa jedes vierte Beschäftigungs- 
verhältnis direkt von den Arbeits- 


ämtern vermittelt. Jeder zweite- 
‚ Arbeitslose fand dagegen ohne 


Hilfe der Arbeitsverwaltung 
einen neuen Einstieg ins Er- 
werbsleben. 


Wie schlecht die Vermittlungs- 
quote war, kann auch daran er- 
kannt werden, daß trotz eines Be- 
schäftigungsanstiegs um rund 
700000 Personen die Arbeitslo- 
senzahl nur um gut 150000 Män- 
ner und Frauen abgebaut werden 
konnte. Dies kann nicht nur mit 
»Qualifikations- und Mobilitäts- 
defiziten der Arbeitslosen« abge- 
tan werden. Der fehlende Aus- 
gleich zwischen Angebot und Ar- 


beitsmarkt zeigte sich auch im 
Nebeneinander von schätzungs- 
weise 940 000 offenen Stellen und 
1,8 Millionen Arbeitslosen. Rein 
rechnerisch kommt damit auf je- 
weils zwei Arbeitslose eine unbe- 
setzte Stelle. Und während 6,9 
Millionen Stellen neu zur Beset- 
zung angeboten wurden, haben 
die Arbeitsämter nur 3,7 Millio- 
nen neue Fälle von Arbeitslosig- 
keit registriert, so daß von einem 
globalen Arbeitsplatzdefizit dem- 
nach kaum die Rede sein kann. 


Der gleichzeitige Mangel an Ar- 
beitsplätzen und Arbeitskräften 
erfordert nach Ansicht des Insti- 
tutes der deutschen Wirtschaft 
eine. Neuorientierung der Ver- 
mittlungspolitik der Arbeitsäm- 
ter. Dies werde alleine dadurch 
bewiesen, daß die Zeit zwischen 
Meldung und Neubesetzung der 
offenen Stellen im vergangenen 
Jahr auf sieben Wochen gestiegen 
sei. Besonders kritisiert wurde 
von dem Kölner Institut auch, 
daß gegenwärtig nur etwa jeder 
zehnte Arbeitsamt-Mitarbeiter 
auf »diesem ureigensten Gebiet 
der Arbeitsämter«tätigsei. U 


Galinski im 
Kreuzfeuer 


Neuesten Berichten zufolge soll 
der Vorsitzende des Zentralrates 
der Juden in Deutschland, Heinz 
Galinski, mehr und mehr ins 
Kreuzfeuer innerhalb der jüdi- 
schen Bevölkerung geraten. So 
wirft ihm Michael Wolfsohn, ei- 
ner der Sprecher der jüngeren 
Generation und bei der Bericht- 
erstattung über den Golfkrieg am 


meisten von allen deutschen Ju- 


den im Fernsehen zu sehen, vor 
gemeinsam mit der von ihm kon- 
trollierten »Allgemeinen Jüdi- 
schen Wochenzeitung« in »bester 
Absicht ... in die Hände der un- 
belehrbaren Antisemiten« zu ar- 
beiten. 


Wie aus den Berichten weiter her- 


vorgeht, sollen sich die beiden 
sich bekämpfenden Fraktionen 
in den jüdischen Gemeinden 
über die Konsequenz aus dem 
Nationalismus streiten. Während 
sich Galinski als unermüdlicher. 
Lehrmeister der Deutschen ver- 
stehe und neuere Erkenntnisse 
über das NS-System bekämpfe, 
wenn sie nicht in seine Vorstellun- 
gen paßten, wollen seine Gegner 
notfalls auch das Geschichtsbild 


N 


korrigieren, wenn dadurch. Irr- ; 
tümer aufgeklärt würden. Wolf--: 
sohn wörtlich: »Falsches wird. 
nicht dadurch richtig, daß es ein 
Jude vertritt - und umgekehrt.«: 
D: 


Zögern die 
Sowjets den 
Rückzug der 
Roten Armee 
hinaus? 


Heiße Gerüchte machen derzeit» 
um den Rückzug der Roten Ar- 
mee aus dem Gebiet der eliema-. 
ligen DDR die Runde. Danach 
soll Verteidigungsminister Mar- 
schall Iwan Jasow derzeit seinen 
ganzen Einfluß aufbieten, um an- 
tideutsche Gefühle in der Sowjet- 
union zu schaffen und zu nutzen. 


Hierzu paßt eine Veröffentli- 
chung in der. weitverbreiteten 
Zeitschrift »Wojenno-Istorit- 
scheski« (Zeitschrift für Kriegs- 
geschichte), in der ohne Anlaß 
Zitate aus Adolf Hitlers Buch 
»Mein Kampf« publiziert wur- 
den. Chefredaktion Viktor Fila-. 
tow, ein Propagandist der KPdSU 
im Range eines Generalmajors, 
begründete dies den Informatio- 
nen zufolge damit, daß die »Teu- 
tonen« wieder die UdSSR über- 
fallen wollten, da sie den sowje- 
tischen Boden benötigten, um 
»ihre neugebackenen Arier« un- 
terzubringen. ; 


Wie weiter zu erfahren war, soll 
Jasow darauf dringen, den aus 
dem Zweiten Weltkrieg entstan- 
denen Besatzungsstatus in Mit- 
teldeutschland und Polen zu 
halten. 


Der Abzug der Roten Armee aus 
Mitteldeutschland soll dagegen . 
nach Worten des Vorsitzenden 
des Verteidigungsausschusses im 
Obersten Sowjet, Leonid Scha- 
rin, planmäßig erfolgen. So sol- 
len bis Ende dieses Jahres 30 Pro- 
zent der Truppen in die UdSSR 
zurückverlegt werden. Falls mög- 
lich, sei durchaus geplant, diesen 
Abzug sogar noch weiter zu be- 
schleunigen. 


Probleme gebe es aber, so Scha- 
rin und Generalleutnat Wladimir 
Grebenjuk, der Vizechef der poli- 
tischen. Verwaltung der West- 
gruppe, bei der Unterbringung. 


So müßten sich derzeit durch die 

"Konzentration der in  Mittel- 
deutschland stationierten Roten 
Armee auf einige Orte bis zu drei 
Familien eine Wohnung teilen. 
Der Schulunterricht müsse in 
zwei Schichten durchgeführt wer- 
den, und da Kindergärten fehl- 
ten, können: die Frauen nicht 
mehr zur Arbeit gehen. 


Probleme gebe es auch bei der 
Rückführung in die Sowjetunion. 
»Manchmal«, so klagte Scharin. 
»Müssen wir unsere Truppen zu 
Orten führen, wo überhaupt 
keine Wohnungen  existieren«. 
Zwar sei mit der Bundesrepublik 
vereinbart, daß Wohnraum mit 
. deutscher Hilfe geschaffen 
werde, doch gebe es bisher keine 
konkreten Schritte. Dies könnte 
sich allerdings zu einem Problem 
‚der pünktlichen Rückführung 
entwickeln. 


Allerdings sollen diese Soldaten, 
wie es weiter heißt, in den drei 
- baltischen Staaten quasi als. wei- 
tere Russifizierung angesiedelt 
werden. Deutschland könnte da- 
mit in die prekäre Situation gera- 
ten, auf der einen Seite die balti- 
schen Unabhängigkeitsbestre- 
"bungen zu unterstützen, auf der 
anderen Seite aber durch den 
Bau der Wohnungen, an die die 
deutsche Seite vertraglich gebun- 
den ist, zu einer Stärkung der Ge- 
. "genseite beizutragen. oO 


Jüdischer Welt- 
kongreß agierte 
gegen Wieder- 
vereinigung 


Einem Zeitungsbericht zufolge 
soll die PDS in Geheimtreffen 
mit dem jüdischen Weltkongress 
versucht haben, die Vereinigung 
West- mit Mitteldeutschland zu 
verhindern. Hierzu hätten sich 
“ kurz nach Fall der Mauer der da- 
malige DDR-Außenminister Os- 
kar Fischer (SED) und der DDR- 
Beauftragte des jüdischen Welt- 
kongresses, Maram Stern, getrof- 


:. fen. Dabei soll Stern erklärt ha- 


ben, seine Organisation wolle al- 


. Jestun, damit es nicht zur Wieder- 


vereinigung komme. Stern bestä- 
tigte zwar das Treffen mit Fischer, 
“ erklärte aber zu dem Protokollin- 
halt, esstünden dort Sachen drin, 
»die nicht gesagt wurden«. D 


Seltsames 


um Böhme und 
- Schnur 


Wie aus Bonner Quellen zu erfah- 
ren ist, sollen die westlichen 
Nachrichtendienste großes Inter- 
esse an dem Leben der beiden 
kurzzeitigen DDR- Parteiführer 


- Ibrahim Böhme (SPD) und Wolf- 


gang Schnur (Demokratischer 
Aufbruch} haben. Grund: 
Böhme und Schnur sollen Kon- 
takte unterhalten, die in Bonn als 
»merkwürdig« bezeichnet wür- 
den. 


"So beabsichtige der einstige Ro- 


stocker Anwalt Schnur, der we- 
gen seiner Stasi-Kontakte »gera- 
dezu fluchtartig« aus der Politik 
ausscheiden mußte, auf dem 
extrem teuren Berliner Kurfür- 
stendamm eine Anwaltkanzlei 
aufzumachen. Und, wie weiter 
verlautet, sollen die Kontakte 
von Ex-Sozi Böhme zur SED- 
Nachfolgepartei PDS immer in- 
tensiver werden. m 


Nicht-EG- 
Ausländer 
nehmen zu 


Die Zahl der Ausländer, die nicht 
aus EG-Staaten stammen, nimmt 
immer weiter zu. Kamen 1970 
noch die Hälfte aller in der Bun- 
desrepublik lebenden Ausländer 
aus der EG, so sind es heute le- 
diglich 27 Prozent. Insgesamt leb- 
ten Anfang dieses Jahres mehr 
als 4,8 Millionen Ausländer in 
den elf alten Bundesländern, was 
einem Anteil an der Gesamtbe- 
völkerung von 7,8 Prozent ent- 
spricht. Damit hat die ausländi- 
sche Bevölkerung seit dem Erlaß 
des Anwerbe-Stopps im Jahre 
1973 um rund 800 000 Personen 
- oder gut zwei Prozent zugenom- 
men. 


Mehr als drei Viertel aller Aus- 
länder lebten in den vier Bundes- 
ländern Nordrhein-Westfalen, 
Baden-Württemberg, Hessen 
und Bayern. Lediglich rund 1,7 
der 4,8 Millionen hier lebenden 
Ausländern gingen Ende des ver- 
gangenen Jahres einer sozialver- 
sicherungspflichtigen Beschäfti- 
gung nach, was einer Quote von 
35,4 Prozent entspricht. 


Von den Nicht-EG-Ausländern 
stellten die Türken mit rund 1,6 
Millionen Menschen die größte 
Gruppe. Danach folgten die Ju- 
goslawen mit etwa ‘611 000 Per- 
sonen. Das größte EG-Auslän- 
der Kontingent stellen die Italie- 
ner mit circa 520 000 Leuten. An- 
ders sah es Anfang dieses Jahres 
dagegen in den fünf neuen Bun- 


desländern aus. Dort gab es le- 


diglich rund 191 000 Ausländern, 
was einer Quote an der Gesamt- 
bevölkerüng von nur 1,2 Prozent 
entspricht. Die größten Gruppen 
stellten dabei die Vietnamesen 
mit etwa 60 000 Personen und die 
Polen mit circa 52 000 Leuten. OD 


17. Juni 1953 
von der SED 
organisiert 


Die Hinweise verdichten sich, 
daß der Volksaufstand in der 
DDR am 17. Juni 1953 insgeheim 
selber von der SED angestiftet 
wurde, und zwar mit dem Ziel, 
die Sowjetunion, die damals be- 
reit gewesen sein soll, Mittel- 
deutschland aufzugeben, zur 
Stützung des SED-Staates zu ver- 
anlassen. Diese angebliche Be- 
reitschaft geht jedenfalls aus 
einem kürzlich veröffentlichten 
Dokument - »über die Maßnah- 
men zur Gesundung der politi- 
schen Lage in der Deutchen De- 
mokratischen Republik« - aus 
dem Nachlaß des 1964 gestorbe- 
nen DDR-Ministerpräsidenten 
Otto Grotewohl hervor. Dieses 
Dokument ist nur.wenige Wochen 
vor dem schicksalsträchtigen Da- 
tum des 17. Juni 1953 datiert. 


en 
AN 


Grund für die angebliche Absicht _ 
der UdSSR, die DDR aus ihrer 
direkten Einflußsphäre entlassen 
zu wollen, seien die wirtschaft-: 
lichen Schwierigkeiten des SED- 
Staates gewesen sein, die die So- 
wjetunion zu einer umfangrei- 
chen Hilfe jeder Art zwangen. 
Hinzu kam, .daß die SED die Ar- 
beitsbedingungen in der DDR, 
etwa durch eine starke Erhöhung 
der Norm, deutlich verschlech- 
terte, den Lohn aber gleichließ. 
Vom 2. bis 4. Juni 1953 war dann 
auch die SED-Spitze unter Füh- 
rung von Ulbricht zum Rapport 
nach Moskau bestellt worden, 
wo ihr dann auch das obige Do- 
kument übergeben wurde. Auf- 
fällig ist, daß der Aufstand nur 
zwei Wochen später ausbrach. Da 
die Sowjets keine bedingungslose 
Kapitulation vor den aufständi- 
schen Arbeitern hinnehmen 
konnten, blieb ihr dann nichts an-* 
deres übrig, als diesen Aufstand 
mit brutaler Gewalt zu unterwer- 
fen. 

Diese oben genannten Punkte 
decken sich mit Informationen, 
die CODE bereits vor einigen 


Monaten zugegangen sind, bis- : 


lang aber noch nicht gegenge- 
prüft werden konnten. Danach 
habe die damalige DDR-Regie- 
rung Stasi-Leute in die Betriebs- 
gruppen eingeführt beziehungs- 
weise die ruhenden Spitzel akti- . 
viert, die dann wiederum die ° 

Stimmung stark .angeheizt und 
dementsprechende Gruppen be- 
sonders aktiv unterstützt hätten. 
Auch seien von ihnen die ersten 
Gewalttaten begangen worden 
und sie wären erste »Opfer« ge- 


wesen, die dann den Haß der üb- ;'. 
rigen Demonstranten gegen die: . - 


Sicherheitskräfte noch weiter an- 
gestachelt hätten. = 


= ‚Bundesrepublik 
. menden Asylantenflut können 
diese Außerungen des Ministers _ 


Die Asyl-Lüge 


der Bundes- 
regierung 


_ Alfred König 


Eine der größten Lügen der vergangenen zehn Jahre war der im 
wahrsten Sinne des Wortes Asylbetrug der jeweiligen Bundesregie- 
rungen an dem deutschen Volk. CODE hat schon in der Vergangen- 
heit anhand eigener Aussagen der Pärteien diesen Betrug dokumen- 
tiert, so daß nachfolgend nur noch auf die neueste Entwicklung ein- 
gegangen werden soll. Nachdem Bundesinnenminister Schäuble 
(CDU) noch im vergangenen Jahr eine Lösung des Asylantenpro- 
blems »für die nächste Zeit« in Aussicht gestellt hatte, ist nun seiner 
Ansicht nach dies nicht vor Ende 1992 möglich. 


Der Grund hierfür sei, so Schäu- 
ble, daß eine Lösung der Asylan- 
ten-Schwemme nur europaweit 
gelöst werden könne. Notwendig 
sei zunächst einmal eine Harmo- 
nisierung des europäischen Asyl- 
rechts sowie die Schaffung eines 
‚»Lastenausgleichs innerhalb Eu- 
ropas«. Darunter versteht der 
Minister, daß nach bundesdeut- 
schem Vorbild die Asylanten auf- 
- grund eines bestimmten festzule- 
genden Schlüssels in die jeweili- 
gen Länder verteilt werden sol- 
len, wobei gleichzeitig die Weiter- 
reise in ein anderes attraktiveres 
Land.verboten sein soll. 


Augenwischerei und 
blanker Hohn 


Angesichts der regelrecht die 
überschwem- 


‘nur als reine Augenwischerei und 
als blanker Hohn bezeichnet wer- 
. den. Selbst die »Welt« nannte 
dies einen »Etikettenschwindel, 
um die Wähler zu beruhigen«. 
Denn auch nationalstaatliche Lö- 
sungen sind ohne Probleme be- 
- reits heute möglich - und ange- 
sichts immer weiter steigender 
Asylantenzahlen auch drin- 
gendst nötig. 


Das beweisen die jetzt bekannt- 
gegebenen Zahlen für 1990. Da- 
nach stieg’ die Zahl der Asylsu- 
chenden gegenüber dem voran- 
gegangenen Jahr um sage und 
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schreibe 51,9 Prozent auf mehr 
als 193 999 Ausländer. 1989 hat- 
ten dagegen »nur« 121318 Men- 
schen um Asyl nachgesucht. 
Gleichzeitig sank die Anerken- 
nungsquote von fünf auf nur 
noch 4,4 Prozent. \ 
Besonders interessant ist die Auf- 
schlüsselung nach den Herkunfts- 
ländern dieser Leute. Danach 
verzwölffachte sich die Zahl der 
Rumänen fast von rund 3000 auf 
35345, darunter jede Menge Zi- 
geuner. Auf Platz zwei kommen 
die Jugoslawen mit 22114 Perso- 
nen (19423), dicht gefolgt von 
den Türken mit rund 22000. 


Stark ansteigend war auch die 
Zahl der Asylsuchenden aus dem 
Libanon, und zwar von 6 240 Per- 
sonen auf 16 229. Selbst aus dem 


‘fernen Vietnam kamen mit 9 428 


Leuten rund zehnmal so viel wie 
im Jahr davor. Positiv ist eigent- 
lich nur die Entwicklung der asyl- 
suchenden Polen, deren Zahl von 
26 092 auf 9 155 sank. 


Bereits diese Nennung der wich- 
tigsten Herkunftsländer zeigt 
auf, daß mindestens knapp 
115000 Leute ohne Grund Asyl 
beantragt haben. Denn in prak- 
tisch keinem dieser Länder findet 
heute noch eine politische Verfol- 
gung statt, "sieht man vielleicht 
von einigen wenigen Fällen extre- 
mer politischer Standpunkte ab. 


Selbst die Asylsuchenden aus Ru- 
mänien müssen ganz eindeutig in 


der überwiegenden Mehrzahl als 
Wirtschaftsflüchtlinge betrachtet 
werden, selbst wenn die dortige 
Regierung noch immer die ex- 
tremste Politik im Ostblock be- 
treibt. 


Die Nachbarn 


- regeln das Problem 


Besonders entlarvend war dabei 
eine Außerung aus den Koali- 
tionskreisen, man müsse das 
Asylrecht auf die wirklichen 
Fälle von politischen Flüchtlin- 
gen zurechtstutzen. Dies bedeu- 
tet doch nichts anderes, als daß 
die zuständigen Stellen gegen die 
entsprechende Regelung des Ar- 
tikel 16 des Grundgesetzes ver- 
stoßen, die von vorneherein das 
Asylrecht nur auf politisch Ver- 
folgte bezieht. Von einem »Blei- 
berecht für Personen aus Kriegs- 
ländern« oder ähnlichem steht 


. dagegen nichts in der Verfassung. 


Was wäre also einfacher, muß 
demnach die berechtigte Frage 
lauten, als für Personen aus die- 
sen Ländern einen Visazwang mit 
entsprechenden Auflagen vorzu- 
schreiben und: diese Leute bei 
Nichtbeachtung dieser Vorschrift 
direkt an der Grenze wieder zu- 
rückzuschicken? 


Der Satz Schäubles »Keiner der 
europäischen Staaten wird mit 
diesem Problem alleine fertig« ist 
doch ebenfalls nicht wahr. Daß 
nationalstaatliche Lösungen sehr 
wohl möglich sind, sofern sie nur 
gewollt werden, beweisen einige 
unserer Nachbarländer. So hat 
sich in Großbritannien im ver- 
gangenen Jahr die Zahl der Asyl- 
bewerber mit rund 21 000 Leuten 
gegenüber 1988 fast verfünffacht, 
liegt aber noch immer weit unter 
dem europäischen Durchschnitt. 


Ein Grund hierfür sind die ver- 
schärften Einreisebedingungen. 
So muß etwa jede Fluggesell- 
schaft, die einen Passagier ohne 


.Einreisepapier in das Vereinigte . 


Königreich bringt, pro Person 
3000 Mark Strafe zahlen. 


Wird einer als Asylant aner- 
kannt, bekommt er eine auf vier 
Jahre befristete Aufenthaltsge- 
nehmigung, die dann nochmals 
geprüft und in der Regel in eine 
ständige Aufenthaltserlaubnis 
umgewandelt wird. Bei Ableh- 
nung des Asylbegehrens wird da- 
gegen »verhältnismäßig schnell« 


_ abgeschoben. 


In der Schweiz wird abgewiese- : 


nen Asylanten eine Ausreisefrist- 


gestellt, die aber aufgrund einer 


aufschiebenden 


Beschwerde > 


meist um rund ein. Jahr verlän- ; 


gert werden kann. Seit 1984 sank.“ 


im Lande der Eidgenossen die 


Anerkennungsquote von 25 auf. . 


nur noch vier Prozent. 


In den Niederlanden 


kein Asyl für Sowjets E 


In den Niederlanden erhält der, . 
der nachweisen kann, daß er in 
seiner Heimat wirklich politisch 
verfolgt wird, den sogenannten . 
A-Status und hat damit direkt ei- 


nen monatlichen Anspruch auf 
Sozialhilfe von umgerechnet 


- 1200 .Mark monatlich. Wer je: 
doch nur geduldet wird, also den _ 
‚B-Status gekommt, hat keinerlei 


Anspruch auf staatliche Unter- 
stützung und muß nach Ablauf 
der geltenden Fristen die Aufent- 


haltsgenehmigung neu beantra-: 


gen, wobei nicht selten ist, daß 
diese nicht weiter verlängert 
wird. Das.holländische Justizmi- 
nisterium hat jetzt angekündigt, 
keinem Sowjetbürger mehr Asyl 
zu gewähren. 


Relativ gut geht es den Asylbe- : 


werbern in Frankreich, wo sich 
die Zahl der Anerkennungen im 
vergangenen Jahr gegenüber 


1989 auf 61 372 Personen fast ver- ; 
doppelt hat. Die Asylverfahren 


dauern dort meist zwischen drei 


und fünf Jahre. Auch die Auswei- } 


sungen geschehen nur recht re- 
striktiv. So sind von fast 2000 ver- 
fügten Ausweisungen im vergan- 
genen Oktober nur rund 800 voll- 
zogen worden. Wer nach einer 
Wartezeit nachweisen kann, daß 
er über ein geregeltes Einkom- 
men verfügt, eine Wohnung und 
Familie hat, erhält in der Regel 
eine »außerordentliche Aufent- 
haltserlaubnis«. Dies sind pro 
Jahr bis zu 100 000 Personen! 


Wie man sieht, wird in den mei- 


‘sten unserer Nachbarländer ein 


deutlich restriktiverer Kurs als 
hierzulande gefahren - ohne daß 
man diesen Staaten vorwerfen 
kann, undemokratisch zu sein. 
Doch hierzulande? Sehen wir uns 
dazu nur'einige Vorfälle der jüng- 
sten Zeit an: 


Von 150 Asylbewerbern aus In- 
dien, Ghana und Jugoslawien, 
die aus dem hessischen Schwal- 
bach nach Halberstadt in Sach- 
sen-Anhalt umgesiedelt wurden, 
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kamen 105 dieser Leute auf ei- 
gene Faust mittels der Eisenbahn 
wieder nach. Hessen zurück und 
begehrten Einlaß in ihre alte Un- 
terkunft, der ihnen aber verwei- 
gert wurde.. Als Grund für ihre 
Rückkehr gaben sie an, daß ih- 
nen die neue Unterkunft nicht ge- 
fallen habe. Kritisiert wurden un- 
ter anderem auch das Essen, die 
Qualität des Wassers, die nächtli- 
che Abschaltung der Heizung so- 


“wie das: Fehlen von Telefonen 


und Taxis. 


Während die Organisation »Pro 
Asyl« und der »Arbeitskreis 
Hilfe und Beratung für Asylbe- 
werber Eschborn« die hessische 
Landesregierung aufforderten, 
diese 105 Personen wieder in 
Schwalbach aufzunehmen, ver- 
weigerte das Sozialministerium 
dies aber und erklärte zu Recht: 


Der letzte Ausweg 
sind Petitionen 


»Wer in seinem Heimatland an 
-.Leib und Leben bedroht ist, 
nimmt in dem Gastland, das ihm 
Asyl gewährt, auch.in Kauf, daß 
seine Erwartungen nicht erfüllt 
werden.« Inzwischen sind 60 die- 
ser Männer und Frauen wieder 
nach Halberstadt zurückgekehrt, 
während die restlichen 45 mit un- 


bekanntem Ziel verschwunden 


sind. 


Mittlerweile haben auch abge- 
lehnte Asylbewerber einen Weg 
gefunden, eine der wenigen dro- 
henden Ausweisungen auch noch 
einmal für lange Zeit hinauszu- 
schieben, nämlich durch eine Pe- 
“ tition an den jeweiligen Landtag. 


Während etwa in Nordrhein- 
Westfalen 1987 204 abgelehnte 
Asylbewerber hiervon Gebrauch 
gemacht hatten und 1988 sogar 
“ nur 138, waren es bis zum 31.Ok- 
tober des vergangenen Jahres be- 
reits 617 Eingaben dieser Art. 


Bonn lockert 
weiter die Hürden 


Zwar sind Petitionen kein 
Rechtsmittel,. es existiert aber 
‚eine Anweisung der Innenmini- 
‚ster, bei einer Petition gegen eine 
aufenthaltsbeendende Maß- 
nahme einer Ausländerbehörde 
bis zum Abschluß dieses Verfah- 
tens von einer Abschiebung Ab- 
stand zu nehmen. Dieses Verfah- 
ren entspreche dem »ausdrückli- 


chen Wunsch des Parlaments«, 
antwortete jetzt das nordrhein- 
westfälische Innenministerium 
obwohl diese Petitionen »fast 
ausnahmslos erfolglos« geblie- 
ben seien. Dies bedeutet dann 
aber einen nochmals um Monate 
verlängerten Aufenthalt in der 
Bundesrepublik. Lediglich bei 
wiederholten Petitionen ohne 
neuen Sachvortrag werde kein 
Aufschub der Abschiebung ge- 
währt. 


Während andere Länder jetzt so- 
gar immer restriktivere Maßnah- 
men zur Abwehr der Asylanten 
ergreifen - so konzentrierte etwa 


Österreich Soldaten an der unga-. 


rischen und tschechischen 
Grenze, um rumänische Flücht- 
linge vor der Einreise abzuhalten 
-lockert die Bundesrepublik ihre 
ohnehin schon geringen Hürden 
sogar noch und wird damit prak- 
tisch zum Einwanderungsland. 


So kann jetzt beispielsweise ein 
in Frankreich bereits abgelehnter 
Asylbewerber hierzulande noch- 
mals einen Asylantrag. stellen 
und darf nicht einfach abgescho- 
ben werden. Oder folgendes: Ab 
sofort dürfen Asylbewerber auch 
während der Dauer ihres Verfah- 
rens einer Arbeit nachgehen - 
das bislang geltende Tätigkeits- 
verbot wurde aufgehoben. 


Asylbetrug Tor 
und Tür geöffnet 


Was wollen die Wirtschaftsflücht- 
linge denn mehr, kann da nur die 
Frage lauten? Selbst wenn etwa 
ein abgelehnter Asylbewerber 
aus Bangla Desch nach zwei, drei 


‚Jahren wirklich ausgewiesen wer- 


den sollte, hat er in der Zwischen- 
zeit bei entsprechender Sparsam- 
keit soviel Geld verdient, daß er 
in seinem Heimatland - eine ge- 
wisse Cleverneß vorausgesetzt - 
bis zu seinem Lebensende. ausge- 
sorgt. hat. Durch diese jüngste 
Entscheidung der Bundesregie- 
rung wird dem Asylbetrug damit 
Tür und Tor geöffnet - denn erst 
einmal kann man schön verdie- 
nen und, da die Asylanten ja auch 
weiterhin in Heimen oder staatli- 
chen Unterkünften leben, den 
großteil hiervon sparen. 


Dies alles geht zu Lasten der 
deutschen Arbeitnehmer, da die 
Asylbewerber mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit 
auch bereit sind, deutlich unter 
den derzeitigen Stundensätzen 


zu arbeiten, was für den .Arbeit- 
geber eine Reduzierung eines der 
bedeutendsten Kostenfaktoren 
bedeutet. Also wird doch lieber 
einer eingestellt, der bereit ist, 
statt für 20 Mark die Stunde für 
zwölf Mark die Stunde zu arbei- 
ten. Von den negativen Auswir- 
kungen auf die deutsche Sozial- 
versicherung durch sinkende Ein- 
nahmen jetzt einmal ganz abgese- 
hen. 


Passend hierzu hieß es an anderer 
Stelle wie folgt: »Während an- 
dere. die Tore für Wirtschafts- 
flüchtlinge zusperren, um die- 
Türe für die wirklich politisch 
Verfolgten: offenhalten zu kön- 
nen, macht Deutschland sich 
zum Einfallstor für die Wirt- 
schaftsflüchtlinge dieser Erde. 


Es hilft damit, marode Systeme - 
meist sozialistischer .Natur -, vor 
denen die Menschen weglaufen, 
zu stabilisieren: Bei der letzten 
Trevi-Konferenz europäischer 
Einwanderungsminister Anfang 
Dezember in Rom mußte sich die 
deutsche Seite nicht nur von Ita- 
lien, Frankreich und Spanien die 
Klagen über das deutsche Asyl- 
schwindelfreiheitsrecht anhören, 
sondern auch von osteuropäi- 
schen Staaten!« 


Der Unmut wird 
immer größer 


Wie aus vorstehend aufgeführ- 
tem deutlich hervorgeht, betreibt 
die Bundesregierung keine natio- 
nale, sondern eine rein interna- 
tionalistische Politik, die auch in 
der Asylpolitik oftmals unter 
dem Motto »Aufarbeitung des 
Nationalsozialismus« steht, mit 
(Pseudo-)Argumenten wie, ge- 
rade Deutschland, aus dem wäh- 
rend der Nazizeit viele Flücht- 
linge von anderen Staaten aufge- 
nommen wurden — obwohl dies 


- natürlich nicht zutrifft, müsse in 


dieser Frage einen sehr offenen 
Kurs fahren. 


Daß diese Politik auch innenpoli- 
tisch zu großen Unruhen führen 


kann, ist keine gewagte Pıo- _ 


gnose. Denn schon heute wird 
der Unmut der deutschen Bevöl- 
kerung immer größer. Keine 
Großstadt mit einem Ausländer- 
anteil von unter zehn Prozent, 
überwiegend sogar deutlich dar- 
über und manchmal sogar näher 
an 20 als an zehn Prozent. Man- 
che Stadtteile sind sogar schon 
fest in »Ausländerhand«; und in 


vielen Schulen stellen deutsche 
Kinder heute schon die Minder- 
heit. Wachsende Kriminalitätsra- 
ten, stark zunehmende organi- 
sierte Kriminalität, ein Ausbrei- 
ten der Mafia und und und - die 
Aufzählung könnte noch viele 
Beispiele aufzählen. 


Deutschland eine 
multikulturelle 
Gesellschaft 


Geschieht dies aber wirklich - 
ünd es ist wohl nur eine Frage der 


Zeit -, dann können die bekann- 


ten internationalistischen auslän- 
dischen Kreise Deutschland im- 
mer mit diesen Argumenten 


Druck auf die Bundesrepublik 


ausüben und eine dann drastische 
Formen erfordernde Anderung 
der Politik verhindern. Mit dem 


Erfolg, daß das Deutschtum im- 
mer weiter an Boden verliert und - 


sich hierzulande immer mehr 
eine »multikulturelle Gesell- 
schaft« durchsetzt. Was diesen 
Kreisen mit den beiden Weltkrie- 
gen nicht gelang, nämlich die 
Auslöschung des 
kann dann auf diesem Umweg 
doch noch erreicht werden. . 


Und genau dies gilt es zu verhin- . 


dern. Hierfür ist aber eine »Poli- 
tik der kleinen Schritte« notwen- 
dig, um diesen Staaten und Grup- 


pen keinen Anhaltspunkt zu lie: . 


fern. Doch daß dieses von dieser 
Regierung durchgeführt wird, 
kann wohl mit einiger Sicherheit 
ausgeschlossen werden. m) 


Deutschen, : 


Deutschland 


Das Gebot 
der Stunde 


Werner Symanek 


Noch ist die Teilvereinigung Deutschlands kaum perfekt, da kündigt 
der Bundeskanzler schon ohne Volksbefragung an, daß er für das 
Abenteuer des Golfkrieges erst einmal rund 16 Milliarden DM zah- 
len und die notwendigen Anderungen des Grundgesetzes betreiben 


werde, damit auch deutsche Soldaten den US-Amerikanern für ih- 


ren Angriffskrieg zu Hilfe eilen können, ausgerechnet die Macht, die 
uns in zwei Weltkriegen ohne Grund bekämpft und besiegt hat. 


Deutsche Interessen werden von 
dem amerikanisch-irakischen Ol- 
streit im fernen Arabien gewiß 
nicht berührt. Ohne Fortdauer 
des »NATO-Bündnisses« hätte 
der Bundeskanzler diese Erklä- 
rung nicht abgeben können. 


Neutralität 
und Neutralismus 


Die Forderung nach Neutralität 
ist heute nach der Vereinigung 
von Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Deutschen Demo- 
kratischen Republik so aktuell 
wie vor 40 Jahren. Die Sowjet- 
union hat Deutschland erst an- 
fangs des Jahres 1990 beim Be- 
such des Bundeskanzlers in Mos- 
kau den Status der Neutralität 
vorgeschlagen, Bundeskanzler 
Kohl aber hat die Neutralität so- 
fort »strikt« abgelehnt. 
Neutralität ist für das wiederver- 
einigte Deutschland möglich und 
vorteilhafter als das atlantische 
Bündnis und gleichbedeutend 
mit dem Austritt aus der 
»NATO«. Sie ist ein relativ klarer 
völkerrechtlicher Begriff, der 
Normalzustand eines Staates und 
bedeutet »Unparteilichkeit in ei- 
nem internationalen Streit oder 
Krieg« mit völkerrechtlichen 
Pflichten. 

»Neutralismus« dagegen, eine 
Wortschöpfung jüngeren Da- 
tums, ist ein unklarer Begriff, ein 
politisches Schlagwort, das sich 
besonders in Westdeutschland 
eingebürgert hat — meist mit ne- 
gativer Bewertung. Die Antineu- 
tralitätspropaganda der USA in 
den letzten vierzig Jahren hatte 
in Deutschland eine starke Wir- 
kung. Selbst konservative Kreise 
sind ‚heute noch der Meinung, 
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Der erste Bundeskanzler, Kon- 
rad Adenauer, wollte vom so- 
wjetischen Friedensvorschlag 
nichts wissen. 


daß das Militärbündnis der 
»NATO« der Neutralität vorzu- 
ziehen sei. 


Schon am 10. März 1952 hatte die 
Sowjetunion Deutschland einen 
Friedensvertrag und Neutralität 
vorgeschlagen. 


Fortsetzung des 
Militärbündnisses 


Aber der erste Kanzler der Bun- 
desrepublik, Konrad Adenauer, 
hat den Friedensvertragsvor- 
schlag der Sowjetunion nicht ein- 
mal auf seine Ernsthaftigkeit ge- 
prüft, sondern sofort nach dem 
sowjetischen Friedensvertrags- 


en a Ze ran SEE 


vorschlag im Generalvertrag am 
26. Mai 1952 mit.den westlichen 
Siegermächten den Verteidi- 
gungsbeitrag vereinbart. 


Er hat von Anfang seiner politi- 
schen Tätigkeit an mit großer Un- 
aufrichtigkeit seinem eigenen 
Volk seine wahre politische Ab- 
sicht der Teilung Deutschlands 
verschleiert. Unzählige Male hat 
er ihm - auch vor dem Bundestag 
— versichert, die Wiedervereini- 
gung sei sein wichtigstes Ziel, 
während er in Wahrheit für die 
Zerschlagung des Deutschen 
Reiches tätig war. 


Getreu dieser Politik Adenauers 
setzt die Bundesregierung das 
Militärbündnis »NATO« bis 
heute fort. 


Die immensen Stationierungsko- 
sten der Bundesrepublik von vie- 
len Milliarden DM jährlich für 
die westlichen Besatzungstrup- 
pen stellte man als unvermeidli- 
che Bündniskosten dar. Sie sind 
aber gar nicht notwendig, weil 
die »NATO« überflüssig ist — ge- 
nauso wie die sowjetischen Besat- 
zungstruppen die im Laufe der 
nächsten vier Jahre nach dem 
Vertrag zwischen der Sowjet- 
union und der Bundesrepublik 
Deutschland abgezogen werden. 
Für die Westalliierten jedoch hat 
die »NATO« nach Lord Ismail, 
dem Sekretär des Empire Vertei- 
digungsrates, nicht nur militäri- 
sche Bedeutung, sondern insbe- 
sondere auch den politischen 
Zweck, »Rußland heraus -—, Ame- 
rika drinnen — und Deutschland 
unter Kontrolle zu halten«. 


Nur ein souveränes 
Volk schließt ein echtes 
Bündnis 


Im Generalvertrag vom 26. Mai 
1952 heißt es: »Die Bundesrepu- 
blik wird demgemäß die volle 
Macht eines souveränen Staates 
über ihre inneren und äußeren 
Angelegenheiten haben.« 


Im Vertrag über die abschlie- 
ßende Regelung in Bezug auf 
Deutschland vom 12. September 
1990 geben die Sieger des Zwei- 
ten Weltkrieges nochmals dem 
»vereinten Deutschland die volle 
Souveränität« zurück. 


Erstens könnte die »volle Souve- 
ränität« nur einmal übertragen 
werden. Zweitens ist nur ein sou- 
veränes Volk in der Lage, einen 


Vertrag über ein echtes Militär 


bündnis abzuschließen, nicht 
aber ein militärisch besiegtes, 
von feindlichen Truppen besetz- 
tes Land vor Abschluß eines Frie- 


densvertrages. Wir haben bis 


heute keinen Friedensvertrag 


und Deutschland ist bis heute 


noch nicht souverän. 


Der unabhängige 
Nationalstaat ist nicht tot 


In der seit Beginn der Besatzung 
und seit Adenauer in Deutsch- 
land üblich gewordenen Verlo- 
genheit verkennt das irregelei- 
tete Volk die politische Wirklich- 
keit; es ist außerdem mit dem 
Lebensgenuß vollauf beschäftigt, 
hat keine Zeit für Politik und 
wählt weiterhin die alten Lizenz- 
parteien, die ihm weismachen 
wollen, der unabhängige, souve- 
räne Nationalstaat sei tot und 
käme nicht wieder. 


Doch das Gegenteil ist richtig: 
Die Idee des unabhängigen, sou- 
veränen Nationalstaates, der Ruf 
nach Freiheit, der Widerstand ge- 
gen Unterdrückung und Bevor- 
mundung durch dieGroßmächte 
der Vergangenheit wird lauter 
und lauter: der Nationalismus ist 
in Rußland, Jugoslawien, Molda- 
vien, Estland, Lettland, Litauen, 
Nordirland, Sudan, in der arabi- 
schen Welt und Afrika viel leben- 
diger als der Gedanke des groß- 
räumigen staatlichen Zusam- 
menschlusses. 


Im Rahmen und im Verlauf der 
mit dieser Entwicklung vorauszu- 
sehenden weltweiten Umbrüche 
und Auseinandersetzungen ha- 


ben wir die Interessen unseres 


N 


Volkes zu wahren und nicht die ir- 
gendwelcher Bündnisse aus der 
Zeit des kalten Krieges, die ihre 
Daseinsberechtigung verloren 


haben und die dazu mißbraucht 
werden, uns in Auseinanderset- 
zungen hineinziehen zu lassen, 
mit denen wir nichts zu tun ha- 
ben. m 
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Bündersehr 


- Juristerei 


Heinrich Regnis-Selb 


Der in der Überschrift enthaltene Begriff findet sich nicht in der 19. 
Auflage der »Brockhaus Enzyklopädie«. Auch in Kluges »Etymolo- 
gisches Wörterbuch der Deutschen Sprache«, 21. Auflage, ist dieser 
Begriff nicht aufzufinden. Im »Duden« wird der Begriff kurz und 
bündig so erklärt: »Umgangssprachlich für Rechtswissenschaft, 


Rechtssprechung.« 


Nun ist die Sprache Goethes, zu- 
mal die, mit der er den »Faust« 
gestaltet hat, keine »Umgangs- 
sprache«. Was wollte er mit dem 
Begriff ausdrücken, wenn er dem 
des Studierens überdrüssigen 
Faust anstelle des Begriffs »Jus« 
— damals durchaus allgemein ver- 
ständlich -, _»Rechtswissen- 
schaft« oder »Recht«, das Wort 
»Juristerei« in der Mund legt? 
Das wird einige Zeilen später in 
der Tragödie erster Teil offenbar: 
Man hat Juristerei und andere 
Denktechniken gelernt und ist 
doch so klug als wie zuvor. Dieser 
Begriff bedeutet also abwertend 
die reine juristische Denktech- 
nik, für die es auf den ethischen 
Gehalt der Begriffe »Recht« 
oder »irdische Gerechtigkeit« 
nicht ankommt. 


»Wir machen 
Urteile!« 


So, also in diesem abwertenden 
Sinn, versteht auch die heutige 
»Gesellschaft« — ein Volk gibt es 
in der Demokratie nicht mehr — 
der Bundesrepublik diesen Be- 
griff. 


Dem entspricht auch die Haltung 
der neuen Richtergeneration, 
von der man stereotyp erfährt: 
»Wir sprechen nicht Recht, wir 
machen Urteile!« Dieser Juri- 
stengeneration fehlt der Impe- 
tus, einer Idealvorstellung der ir- 
dischen Gerechtigkeit zu einem 
auch nur kümmerlichen Dasein 
zu verhelfen. 


Manch junger Jurastudent ist 
daran gescheitert, daß ihm der ei- 
gentliche Sinn des Kampfes um 
das Recht verborgen geblieben 
ist, wenn er nicht mit der Über- 
zeugung resigniert hat: Man 
kann jadoch nichts machen! Dies 
ist die stereotype Redensart der 
hiesigen Bürger, die sich die Lei- 


nannt und so formuliert: »Glei- 
ches darf nicht ungleich, Unglei- 
ches nicht gleich behandelt wer- 
den!« Damit ist für die Juristerei 
hinreichender Spielraum zur Be- 
antwortung der Frage geschaf- 
fen, was nun »gleich« und was 
»ungleich« ist. 


Kenner der Psyche und der Ana- 
tomie des Menschen bestehen 
darauf, daß zwischen einem Men- 
schen männlichen Geschlechtes 
und einem Weibe wesentliche 
Unterschiede bestehen; diese 


Unterschiede scheinen heute aus 


Das NATO-Hauptquartier in Brüssel: Hier wird entschieden, ob 
Bundeswehr-Soldaten im Golfkrieg aktiv werden. 


stungen der Demokratie anders 
vorgestellt hatten. Es gibt eine 
Menge von diesen Bürgern! 


Einige wenige, die keine Juriste- 
rei studiert hatten, wohl aber an 
die grundgesetzlich verbürgten 
Rechte der Meinungsfreiheit 
glaubten, hatten nun jene Solda- 
ten zur Dienstverweigerung auf- 
gerufen, die fern der Heimat 
Dienst zur Verteidigung von be- 
ziehungsweise zum Angriff auf 
fremde Territorien machen soll- 
ten: Auch wenn man die »Grü- 
nen« und deren Ableger in ver- 
schiedenen Farbschattierungen 
bis kardinalsrot nicht mag, so gilt 
doch auch für diese der häufig 
verletzte Grundsatz: »Gleiches 
Recht für Alle!« Hier nun bietet 
sich die erste Möglichkeit die 
Technik der Juristerei zu erläu- 
tern: 


Juristen haben herausgefunden, 
daß dieser Grundsatz einer De- 
finition bedürfe; man hat diese‘ 
Definition »Gleichheitssatz« ge- 


dem Gesichtspunkt der Juristerei 
stark verwischt, wenn nicht gar 
eingeebnet. Doch das ist ein an- 
deres Thema, was einer gesonder- 
ten Erörterung bedarf. 


Was ist gleich, 
was ist ungleich? 


Nun wurde den Demokraten, die 
zur Dienstverweigerung aufgeru- 
fen hatten, der Vorwurf rechtwi- 
drigen Tuns gemacht. Also muß 
auch für die »Grünen« - und an- 
dere - die Frage beantwortet wer- 
den, ob der Aufruf rechtswidrig 
sei; dies ist er dann nicht, wenn 
der Oberbefehlshaber der Solda- 
ten kein Recht hatte, bewaffnete 
Einheiten in ein Krisengebiet zu 
senden. 


Man muß davon ausgehen, daß 
mittlerweile auch die des Lesens 
unkundigen Mitbürger wissen, 
welche fremdländische Macht 
sich in der arabischen Wüste und 
den umliegenden Dörfern zu ei- 


nem Angriff in eine bestimmte 


Richtung bereitgestellt hat. Die 


historische Erfahrung lehrt, daß 
es erst nach dem Siege entschie- 
den werden kann, ob eine kriege- 
rische Handlung ein Angriff, 
oder ob sie ein Verteidigungsmit- 
tel war. 


Es ist sicher, daß die Juristen zu 


gegebener Zeit die richtige Be-' 


gründung hierfür finden werden. 
Für diese Betrachtung reicht es 
aus, daß der Verteidigungsmini- 
ster, der vorläufig noch dafür ver- 
antwortlich ist, bewaffnete Ein- 
heiten der Bundeswehr in ein 
Krisengebiet verlegt hat. Wenn 
er das durfte, ist der Aufruf zur 
Dienstverweigerung _rechtswi- 
drig! Durfte der Verteidigungsmi- 
nister das aber nicht, so ist der 
Aufruf an die Soldaten, rechtmä- 
Big zu handeln, durchaus zuläs- 


sig. 


Die Probleme mit 
dem Grundgesetz 


Weil die Praxis häufig Zweifel 
daran gestattet, ist es an dieser 
Stelle wichtig, auf den Rang des 
Grundgesetzes hinzuweisen: 
Wortlaut und Sinn des Grundge- 
setzes beherrschen das gesamte 
Recht der _ Bunderepublik 
Deutschland. 


Das Grundgesetz sagt nun zur 
Verwendung der Bundeswehr in 
Artikel 87a folgendes: 


»Der Bund stellt Streitkräfte zur 
Verteidigung auf. Außer zur Ver- 
teidigung dürfen die Streitkräfte 
nur eingesetzt werden, soweit es 
dieses Grundgesetz ausdrücklich 
zuläßt.« 


Da man - wie oben erwähnt - vor- 


her nicht weiß, ob-ein Verteidi- 


gungsfall vorliegt, bestimmt das 
Grundgesetz in Artikel 115a fol- 
gendes: 


»Die Feststellung, daß das Bun- 
desgebiet mit Waffengewalt ange- 
griffen wird, oder ein solcher An- 
griff unmittelbar droht (Verteidi- 


> 


gungsfall), trifft der Bundestag . 


mit Zustimmung des Bundes- 
rat.« 


Man kann nun ohne Mühe und 
ohne Juristerei studiert zu haben 
feststellen, daß ein Angriff mit 
Waffengewalt auf das Bundesge- 
biet noch nicht vorliegt, und daß 
ein solcher Angriff auch nicht 
droht, daß weder Bundestag, 
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noch Bundesrat den Verteidungs- 
fall festgestellt haben, weil es 
schon an dem dazu notwendigen 
Antrag der Bundesregierung 
fehlt. 


Obwohl die Lektüre des Grund- 
gesetzes offenbar seit Höcherl 
große Schwierigkeiten bereitet, 
muß man doch davon ausgehen, 
daß unsere Herren Parlamenta- 
rier über Fachleute und Juristen 
verfügen, die dann das obige dem 
angestrengten Geist der Abge- 
ordneten nahebringen können. 


Dessen ungeachtet hat die parla- 
mentarische Vertretung des inter- 
nationalen Sozialismus verlangt, 
daß vor der Entsendung der Trup- 
penin das Krisengebiet das Parla- 
ment einen entsprechenden Be- 
schluß fassen sollte! 


Sehen Sie, das ist Juristerei! Da 
nämlich kein Verteidigungsfall 
vorliegt, kann die Bundesregie- 
rung auch den nach Artikel 115a 
Grundgesetz notwendigen An- 
trag nicht stellen, deshalb kann 
der Bundestag auch nicht be- 
schließen, die Truppe in das Kri- 
sengebiet zur Ausführung der 
schon Willi II angelasteten Kano- 
nenboot-Politik zu entsenden! 


Egal, wo das 
Feigenblatt hängt 


Das können die Parlamentarier 
dem Wortlaut des Gesetzes ent- 
nehmen. Juristerei besagt nun 
aber nicht, daß das Recht strikt 
anzuwenden ist, sondern um- 
greift die Fähigkeit mit (pseudo) 
juristischer Argumentation das 
gewünschte oder zweckmäßigste 
aus einer Sachlage zu machen. 
Da wurde die sozialistische Inter- 
nationale eingezwickt. Man muß 


' um jeden Preis Opposition ma- 


chen, auch wenn man dasselbe 
will, -wie der parlamentarische 
Gegner. Es ist auch egal, wo das 
Feigenblatt hängt, Hauptsache, 
man kann eines vorweisen. 


Mit den treffenden Argumenten 
hat sich nun ein Mann gegen die 
demokratischen Sozialisten ge- 
wendet, der als Verteidigungsmi- 
nister nicht geeignet erschien, ob- 
wohl er als Jurist einen hervorra- 
genden Namen genießt. Dieser 
Mann.hat die Sozialisten in die 
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Schranken gewiesen und zutref- 
fend erklärt, es würden die Vor- 
aussetzungen für die Anwendun- 
gen des Artikel 115a Grundgesetz 
fehlen. 


An dieser Stelle fällt selbst düm- 
meren Juristen auf, daß dann für 
die Entsendung der bewaffneten 
Macht in das Krisengebiet gemäß 
Artikel 87 Grundgesetz die 
Rechtsgrundlage fehlt! 


Also muß man das rechtfertigen! 
Also wird erklärt, die Vorberei- 
tung zum Kriege im Orient be- 
ruhe auf dem NATO-Vertrag; in- 
soweit habe nicht die Bundesre- 
gierung, sondern das NATO- 
Kommando die Verfügungs- 
macht über die bundesdeutschen 
Truppen, weshalb Regierung und 
Parlament dabei nichts mehr zu 
entscheiden hätten. 


Propaganda statt 
Geist des Gesetzes 


Damit nun der uniformierte und 
dumme Bürger der Republik 
nicht an dem Gedanken hängen 
bleibe, wieso fremde Mächte 
über unsere Söhne verfügen 
könnten, weist ein so hervorra- 
gender Jurist darauf hin, daß die- 
ser Vertrag parlamentarisch rati- 
fiziert und daß es nach Artikel 24 
Grundgesetz möglich sei, Ho- 
heitsrechte auf »zwischenstaatli- 
che Einrichtungen« zu übertra- 
gen. 


Da in diesem Vertrag auch noch 
festgehalten sei, daß ein Angriff 


auf einen der Vertragsstaaten als 
Angriff auf alle anzusehen sei, 
könnten gegen die Entsendung 
von Truppenteilen der Bundes- 
wehr keinesfalls rechtliche Be- 
denken bestehen. 


Sehen Sie, das ist Juristerei! Sie 
klebt am geschriebenen Wort, 
welches für den gedachten 
Zweck als geeignet herausge- 
sucht wird und hört zu denken 
auf, wenn das gesuchte Ergebnis 
gefunden ist. Vom Geist des Ge- 
setzes und von der Rechtsvorstel- 
lung der Bürger wird nicht mehr 
gesprochen; letzteres läßt sich oh- 
nehin durch die modernen Mas- 
senkommunikationsmittel in die 
richtigen Wege leiten. 


Männer, die die Geschichte nicht 
aus den angebotenen Massen- 
kommunikationsmitteln auswen- 
dig gelernt, sondern diese Ge- 
schichte erlebt und erlitten ha- 
ben, denken, wenn sie die Denk- 
fähigkeit nicht erneut an der 
Staatsgarderobe abgegeben ha- 
ben, weiter: Da ein Angriff aufei- 
nen Mitgliedstaat nicht vorliegt 
und auch nicht bevorsteht, ist 
auch für die NATO kein Recht 
gegeben, Waffen in Position zu 
bringen, da das zumindest seit 
dem »Neuen Nürnberger Recht« 
als Vorbereitung zu einer verbo- 
tenen Angriffshandlung gilt. In- 
soweit ist die Berufung auf inter- 
nationale Verträge suspekt. 


Bezeichnend ist aber die kritik- 
lose Verweisung auf Artikel 24 
Absatz 2 Grundgesetz, der da 
lautet: 


»Der Bund kann sich zur Wah- 
rung des Friedens einem System 
gegenseitiger kollektiver Sicher- 
heit einordnen; er wird dabei in 
die Beschränkungen seiner Ho- 
heitsrechte einwilligen, die eine 
friedliche und dauerhafte Ord- 
nung in Europa und zwischen den 
Völkern der Welt herbeiführen 
und sichern.« 


Wenn man nun die in obigem Zi- 
tat vom Verfasser unterstriche- 
nen Vokabeln liest um ihren Sinn 
aufzunehmen, können einen Bür- 
ger, der nicht Juristerei studiert 
hat, keine Zweifel am Sinn des 
Gesetzes ereilen. Angesichts der 
täglich beschworenen schreckli- 
chen Vergangenheit des blutrün- 
stigen, kriegerischen deutschen 
Volkes war es das unabänderliche 
Anliegen der Väter des Grundge- 
setzes und deren Freunde und 
Mentoren, das Staatsvolk der 
Bundesrepublik nun zur Liebe 
des Friedens zu bringen und jede 
kriegerische Handlung rechtlich 
zu untersagen, die auch nur ent- 
fernt — und unter Berücksichti- 
gung des Blutdurstes der Deut- 
schen - als Angriffshandlung ge- 
deutet werden könnte. Somit ge- 
hört die Vorschrift des Artikel 
87a und des 24 Absatz2 Grundge- 
setz zu jenen, die auch durch eine 
entsprechende Mehrheit nicht 
entgegen ihrem Sinn abgeändert 
werden können. 


Soweit es sich nicht um strikte, 
also unabänderliche Normen 
(zum Beispiel Grundrechte) han- 
delt, schreibt Artikel 79 Grund- 
gesetz genau vor, wie das Grund- 


Die deutschen Soldaten sind im Golfkrieg die Dummen. Vielleicht sterben sie in einem Giftgas- und 
Atomkrieg im Nahen Osten. 


n 
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gesetz abgeändert werden kann. 
Daraus ergibt sich, daß auch die 
NATO-Verträge das Grundge- 
setz in Artikel 87a II nicht abän- 
dern konnten. Das bedeutet, daß 
man nicht auf den Inhalt des 
NATO-Vertrages zurückzugrei- 
fen braucht, um festzustellen, 
daß die Entsendung von Trup- 
penteilen der-Bundeswehr in au- 
Bereuropäische Gegenden beson- 
ders dann verfassungswidrig ist, 
wenn sich dort ein Krisenherd ge- 
bildet hat. 


Die Vorbereitung 
eines Angriffskrieges 


Zur Verteidigung der Bundesre- 
- publik dient eine solche Maß- 
nahme, die als Einleitung aggres- 
siver Handlungen verstanden 
werden muß, auf keinen Fall; so- 
lange aber auch kein Angriff auf 
ein NATO-Partnerland bevor- 
steht, kann auch die NATO nicht 
den Verteidigungsfall feststellen. 


Was das Verhalten der Yankees 
angeht, so ist es eindeutig die Vor- 
bereitung eines Angriffskrieges. 


dem zu beteiligten der Bundesre- 
publik verboten ist; dies gilt auch 
für Beteiligungen nichtmilitäri- 
scher Art, insbesondere für mate- 
rielle Unterstützung. 


Die Vorgänge in Nahost rufen er- 
lebte Vorgänge im Europa des 
zwanzigsten Jahrhunderts in 
Erinnerung, die zu berichten die 
herrschende Meinungsfreiheit 
untersagt. Man erinnert sich aber 
auch wieder an Zeiten, in denen 
das Volk noch über politischen 
Tageswitz verfügte; damals 
wurde die Bundeswehr geschaf- 
fen und für ehrbare Soldaten des 
Zweiten Weltkrieges wieder ge- 
öffnet - die nichtehrbaren Solda- 
ten wollten ohnehin nichts mit 
dieser Bürgerarmee zu tun haben 
—. Damals erzählte man sich fol- 
gende Geschichte: Vier hohe Of- 
fiziere besprechen die Aufgaben- 
verteilung für den nächsten 
Krieg: 


Der Yankee: Wir stellen die seit 
dem letzten Krieg in Europa be- 
währte Luftwaffe! 

Die Brite: Wir stellen die seit Nel- 
son berühmte Flotte! 


Die Bundeswehr hat laut Grundgesetz den Auftrag zur Verteidi- 
gung, nicht zur Unterstützung eines Angriffkrieges. 


Die Rechte und der Bestand von 
Kuwait können nicht mehr militä- 
risch verteidigt werden, weil der 
Angriff des Irak bereits beendet 
ist; eine friedliche Bereinigung 
des orientalischen Krisenherdes 
und damit der. Wahrung der 
Rechte Kuwaits scheitert an dem 
Umstand, daß die Machtinhaber 
nicht an einer friedlichen Rege- 
lung interessiert sind, sondern 
die ständige Unruhe und die Un- 
terdrückung von Völkern gerade 
aufrecht zu erhalten wünschen. 


Das Verhalten fremder Mächte 
im Orient ist deshalb schon heute 
als Angriffskrieg zu werten, an 


Der Franzose: Und wir die seit 
Napoleon bekannte Artillerie! 
Da nimmt der Deutsche Haltung 
an und erklärt: Wir, meine Her- 
ren,stellen wie in Nürnberg die 
Kriegsverbrecher. 

So nahe liegen Witze oft bei der 
Wirklichkeit, was die Bezeich- 


nung als »Witz« rechtfertigt. U. 


Bonn 


Kriegs- 
macht 


USA& 
Co 


Werner Symanek 


17. Januar 1991, kurz vor 1.00 
Uhr. Es ist Krieg. Im Krieg 
heißt es immer, der Krieg ist 
»ausgebrochen« und Soldaten 
»fallen«. Jedoch Kriege brechen 
nicht aus und Soldaten fallen. 
Kriege werden gemacht und Sol- 
daten schießen und sterben, 
weil Regierungen und Hinter- 
grund-, Finanz- und Wirtschafts- 
mächte das so gewollt haben. 


Die sensationsgeilen Medien und 
die Politiker waren an Gefühllo- 
sigkeit nicht mehr zu übertreffen. 
Die Sorgen um den Ölpreis und 
die Dollar- und Börsenkurse ha- 
ben die Realität des Mordens und 
des qualvollen Sterbens in einem 
solchen Krieg perfekt gemacht. 


Es geht um 
billiges Ol 


Die Regierungen der Welt haben 
gar keine Versuche unternom- 
men, um einen Krieg zu verhin- 
dern. Sie haben lediglich ver- 
sucht, den Irak einzuschüchtern. 
Der Aufmarsch der Politiker zu- 
gunsten der irakischen Geiseln 
blieb bei der Frage »Krieg oder 
Frieden« aus. Es geht auch gar 
nicht um Recht oder Unrecht. Es 
geht auch nicht um westliche 
Werte, sondern unter anderem 
geht es ums Ol. Richtiger: Um 
billiges Ol, um die Kontrolle der 
USA - besser: der Wall Street - 
über die Naturschätze anderer 
Völker. 


Die USA glauben, daß ihnen die 
Rolle eines Weltpolizisten und 
eines Weltrichters zukommt. Be- 
sinnen wir uns: Kuba (Schweine- 
bucht), Korea, Vietnam, Gre- 
nada und Panama. 


Weder im Ersten noch im zweiten 
Weltkrieg waren die USA be- 
droht, angegriffen noch seitens 
Europa angreifbar. Jedesmal ha- 
ben sie sich eingemischt und 


durch ihr materielles Potential . 


Entscheidungen herbeigeführt. 


Dieses Land der Moralapostel 
und Kreuzritter mit seinen Mil- 
lionen Analphabeten und einer 
Millionenzahl von Landstrei- 
chern und Nichtstuern mit einem 
Bildungsstand der Bevölkerung, 
den man gemessen an der euro- 
päischen als »Unterstandard« be- 
zeichnen kann, sollte eigentlich 
sich still verhalten und vor seiner 
eigenen Tür kehren. 


Die eigenen 
Grausamkeiten 


Ein Staat, der von 14 Millionen 
Indianern 13,5 Millionen ausge- 
rottet hat, der sich unüberbiet- 
bare Grausamkeiten gegen die 
Neger geleistet hat, sollte sich sei- 
ner Unverschämtheiten besinnen 
und nicht über angebliche Un- 
menschlichkeiten anderer den 
moralisch Entrüsteten mimen. 


Die USA hätten wohl viele Mög- 
lichkeiten gehabt, den Konflikt 
friedlich zu beenden, aber wenn 
schon cin Krisenherd vorhanden 
ist, warum nicht auch die 
Rüstungsindustrie mitverdienen 
lassen. Die Deutschen müssen 
lernen, daß es keinen Frieden‘ 
gibt, wenn die Kriegsmacht USA 
ihre Stützpunkte bei uns beibe- 
halten, von denen sie immer wie- 
der gegen die Dritte Welt interve- 
nieren werden, wenn sich nur ir- 
gend ein Anlaß bietet. 


Die Deutschen müssen den poli- 
tischen Kampf gegen die Nato 
fortsetzen, weil dieses Bündnis 
seine gewaltigen Kriegswaffen 
bald immer häufiger gegen den 
Süden richten wird - nicht zuletzt 
um Israel zu schützen -, und wir 


müssen die Reduzierung der Rü- 


stungsbetriebe anstreben, da 
diese alles liefern, wenn der Ru- 
bel rollt, egal an wen und wohin. 


Bedanken wir uns bei Daimler- 
Benz, MBB, Dornier, Siemens 
und Mannesmann für ihre Waf- 
fenlieferungen an den Irak und 


teilweise auch an die USA und . 


damit verbunden für die vielen 
Ermordeten, für die Zerstörung 


des Lebensraumes und den ewi- 


gen UnfriedeninderWelt. D 
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Die Finanzen 
der Parteien 


. Die Partei mit den meisten Mit- 
gliedern war Ende 1989 im dama- 
ligen Bundesgebiet die SPD. Als 
einzige der im Bundestag vertre- 
tenen. Parteien war die CDU 
überschuldet, und die FDP wies 
in ihrer Bilanz als einzige Partei 
im Bereich der Einnahmen Spen- 
den als größte Einnahmequelle 
aus. Das geht aus den Rechen- 
schaftsberichten der Parteien her- 
vor, die die Bundestagspräsiden- 
tin jetzt veröffentlichte. 


Bilanzen legen in dieser Zusam- 
menfassung neben CDU, SPD 
und FDP äuch die CSU, die Grü- 
nen, die Deutschen, die Frauen- 
partei, die Freisoziale Union, 
Demokratische Mitte-Hamburg 
(FSU), die Hamburger Liste für 
Ausländerstopp (HLA), die Na- 
tionale Liste (NL) und der Süd- 
Wählerverband 
(SSW) vor. Zu einem späteren 
Zeitpunkt werden die Rechen- 
schaftsberichte weiterer Par- 
teien, denen die Frist für die Vor- 
lage. ihrer Berichte verlängert 
worden ist, veröffentlicht. 


: Laut Rechenschaftsbericht hat 
die CDU 1989 insgesamt 206,52 
Millionen . DM eingenommen. 
Davon stammten 84,39 Millio- 
nen aus Mitgliedsbeiträgen, 
42,79 Millionen DM aus Spenden 
und 49,49 Millionen DM aus der 
‚Wahlkampfkostenerstattung. 


Die ‚Ausgaben weist die Partei 
mit 235,09 Millionen DM aus. 


Die Deutsche Bank ist bei der 
CDU mit 492000 DM als größter 
Einzelspender verzeichnet. Es 


folgt der Verband der Metallindu- - 


strie NRW mit 450000 DM. 


Zum Stichtag am 31. Dezember 
1989 hatte die CDU ‚genau 
662598 beitragspflichtige Mit- 
glieder. Im Rechenschaftsbericht 
wird zugestanden, daß die Bun- 
despartei nicht nur buchmäßig, 
sondern auch nach tatsächlichen 
Werten am Ende des Berichts- 
. .jahrs überschuldet war. Die Par- 
.tei weist jedoch darauf hin, daß 
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en. “ ER Er ne” 


ihre Führung, ein Konzept zur .- 


mittelfristigen Entschuldung .er- 
arbeitet’ habe. Außerdem seien 
auch die Landesgeschäftsstellen 
Saar, Schleswig-Holstein, Berlin 
und Nordrhein-Westfalen zum 
31. Dezember 1989 zumindest bi- 
lanziell überschuldet gewesen. 


Die 185853 Mitglieder der CSU 
zahlten 1989 über 15,11 Millionen 
DM Beiträge an ihre Partei. Die 
CSU nahm darüber hinaus 17,75 
Millionen DM aus Spenden ein 
und erhielt 18,22 Millionen DM 
aus der Wahlkampfkostenerstat- 
tung. Die Gesamteinnahmen 
summierten sich auf 57,66 Millio- 
nen DM. Diesen Einnahmen 
standen 1989 Ausgaben in Höhe 
von 54,35 Millionen DM gegen- 
über. Als größter Spender ist im 
Bericht der CSU der Bayerische 
Bauindustrieverband mit 167000 
DM verzeichnet. Es folgt der Ver- 
band der Chemischen Industrie 
mit 150000 DM. 


Die 61,31 Millionen DM Einnah- 
men der Grünen setzte sich 1989 
unter anderem aus 5,66 Millio- 
nen DM Beiträgen, 12,2 Millio- 
nen DM Spenden und 16,14 Mil- 
lionen DM aus der Wahlkampf- 
kostenerstattung zusammen. 
58,01 Millionen DM gab die Par- 
tei aus. Dabei waren 37956 Män- 
ner und Frauen bundesweit-Mit- 
glieder der Partei. Die größten 
Spenden kamen aus den Reihen 
der Bundestagsabgeordneten der 
Grünen. Mit 59765,82 DM ist 
Imma Hillerich aus Düsseldorf 
im Rechenschaftsbericht als 
Spenderin verzeichnet. Ihr folgt 
Hannelore Saibold mit 55898,55 
DM. 


Bei der FDP war dagegen der 
größte Spender der Verband der 
Metallindustrie NRW mit 350000 
DM. Als zweitgrößter Spender 
folgt mit 115258,54 DM Ludwig 
Braun aus Melsungen. Die Ein- 
nahmen aus Spenden summier- 
ten sich bei der FDP 1989 auf 
15,01 Millionen DM. Die Bei- 
träge brachten 9,23 Millionen 
DM in die Kasse der Partei, die 
Einnahmen aus der Wahlkampf- 


kostenerstattung weist die FDP _ 


mit 14,39 Millionen DM aus. 


Als Gesamteinnahmen stehen 
45,16 Millionen DM im Rechen- 
schaftsbericht der Partei gegen- 
über 43,66 Millionen DM Ausga- 
ben. Ende 1989 wurden 65216 
FDP-Mitglieder gezählt. Finan- 
zielle Probleme hat. die Partei in 
den Landesverbänden: Bayern, 


Saarland und . Schleswig-Hol- 


«stein. Allerdings weist die Partei 


in ihrem Rechenschaftsbericht 
darauf hin, daß es sich vorwie- 
gend um buchmäßige Überschul- 
dung handele. 


Die weitaus höchsten Einnah- 
men aus Mitgliedsbeiträgen ver- 
zeichnete 1989 mit 121,29 Millio- 
nen DM die SPD. 25,6 Millionen 
DM flossen daneben aus Spen- 
den in die Parteikasse, 72,41 Mil- 
lionen DM stammten aus der 
Wahlkampfkostenerstattung. 
Insgesamt erreichten die Einnah- 
men 258,01 Millionen DM. Die 
Ausgaben überschritten diese 
Höhe mit 275,54 Millionen DM. 


Die SPD zählte 1989 genau 
921430 beitragspflichtige Mitglie- 
der. Als größter Spender sind in 
ihrem - Rechenschaftsbericht 
Claus Wisser aus Frankfurt am 
Main mit 106000 DM und die 
Germania Fluggesellschaft sowie 
der Verband der Metallindustrie 


NRW mit je 100000 DM verzeich- 


net. . BE] 


Nachwirkungen 
des Boesky- 
Skandals 


1987, während des Insider-Han- 
delsskandals um Ivan Böesky, 
war die Furcht vor einer antise- 
mitischen Gegenreaktion in 
Amerika die Ursache dafür, daß 
sich eine mächtige Clique zioni- 
stischer Führungspersönlichkei- 
ten zusammensetzten, um Vorbe- 
reitungen gegen die schädlichen 
Nebenwirkungen zu treffen. Die 
Zusammensetzung der Gruppe - 
zu der der Banker Felix Rohatyn, 
Henry Kissinger, der Wirtschafts- 
wissenschaftler Alan Greenspan 
und CBS-Besitzer Lawrence 
Tisch gehörte - reichte an sich 
schon, um Spekulationen über 
eine zionistische Verschwörung 
anzuheizen. Stattdessen wurde 
die Boesky-Affäre von der ameri- 
kanischen Öffentlichkeit nur mit 
einem gewaltigen Gähnen be- 
dacht. 


Laut David Singer, Forschungsdi- 
rektor für den American Jewish 
Congress, war die Reaktion der 
Öffentlichkeit auf den Boesky- 


. Skandal, ebenso wie. auf den 


Spionagefail Pollard, »ein weite- 
res Phänomen des nicht vorhan- 
denen Antisemitismus«. Das 
Gleiche trifft jetzt auf die Mil- 


‚osteuropäischer 


ye 


ken-Affäre zu. Bei diesen Vorfäl- 2 


len auf die »Jewish connection« 
hinzuweisen, ist nicht: unbedingt: 


gleichbedeutend mit Antisemitis- 


mus, sagte Singer. 


Judith Ramsay Erlich, eine jüdi- 
sche Mitverfasserin des Buches 
»The.New Crowd: The Changing 
of the Jewish Guard on Wall 


.Street« (»Der neue Haufen: 


Wechsel der jüdischen Wache an 


der Wall Street«) weist darauf ‘:. 
hin, daß die Banker und Börsen- 


manipulierer, die das Jahrzehnt 
des Profits an der Wall Street för- 


derten, tatsächlich mit einem un- E: 
verhältnismäßig hohen Anteil 
Zionisten waren. Neben denjeni- 


gen, die bei den strafrechtlichen 
Ermittlungen der Regierung ins 
Netz gingen, gehörten zu den 
hauptsächlichen 
Mitspielern Sanford Weill, der 
die Firma aufbaute, die jetzt als 


Shearson Lehman Hutton be- 


kannt ist; John Gutfreund, Leiter 
von Salomon Brothers; der Deal- 
maker Felix Rohatyn; und der 
Firmenübernahmekünstler Carl 
Icahn und Saul Steinberg. 


In ihrem Buch erzählt Erlich die 
Geschichte, wie eine neue Art 
von Zionisten, die Nachkommen 


den Anglo-Saxon-Protestants 
(Waps) und ihren traditionellen 
deutsch-jüdischen Verbündeten 
die Macht über Wall Street abge- 
rungen haben. Es ist eine Saga 
über ehrgeizige, unternehmungs- 
lustige Juden aus einfachen Ver- 
hältnissen, die, ohne Familien- 
bindungen zur Finanzwelt oder 
zu den Großfirmen Amerikas, 
aus wirtschaftlichen und gesell- 
schaftlichen Gegebenheiten der 
Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg 
Nutzen zogen. Im Verlauf von 
vier kurzen Jahrzehnten habe der 
neue Haufen der vorangegange- 
nen Generation der Wasp und der 
deutsch-jüdischen Banker ‚und 
Vorstandsvorsitzenden von Fir- 
men durch innovatives Denken 
und kühnes Eingehen von Risi- 


ken weitgehend den Rang abge- 


laufen. s 


Erlich und ihr Mitverfasser, 
Barry Rehfeld,“ weisen jedoch 
auch darauf: hin, daß der neue 
Haufen eine Art zionistischer 
Bruderschaft an der Wall Street 
gebildet habe, um die Koopera- 
tion bei verschiedenen gering- 
fügigen und oft ausgesprochen 
ungesetzlichen Plänen, die sie ge- 
meinsam schmiedeten, zu ver- 
stärken. Zu den äußeren Zeichen 


Aschkenasim, - 


zionistischen.. ; 


ag yet 


Ss 


der Bruderschaft gehörte Men- 
schenfreundlichkeit, weitgehend 
in Form von Spenden in großem 
Stil an zionistische Wohlfahrtsor- 
ganisationen und für die Sache Is- 
raels. Boesky und Milken waren 
natürlich zwei der größten Spen- 
der. 


Daher widerspricht Rabbi Zel- 


din, der Milkens Verurteilung zu 
zehn Jahren eine Tragödie 
nannte, der Behauptung der 
Richterin Woods, daß dieses Ur- 
teil als Abschreckung notwendig 
war. 


»Es wäre eine Abschreckung ge- 
wesen, wenn sie ihn zu gleicher 
Strafe verurteilt hätte wie Bo- 
esky (drei Jahre). Boesky hat ein 
noch ungeheuerlicheres Verbre- 
chen begangen. Ich glaube nicht, 
daß jemand noch einmal Junk 
bonds kauft:« 


Zeldin sagte auch, er glaube 
nicht, daß das harte Urteil an die 


-Kinder der Tagesschule seiner 


Gemeinde eine Botschaft über 
Verbrechen von Leuten mit wei- 
Bem Kragensendenwerde. D 


»Nach- 
industrieller 
Mythos« in 
Frankreich 
angegriffen 


Sieben von Frankreichs führen- 
den Sprecher für die Industrie ha- 


‘ben einen Angriff auf die Politik 


der »nachindustriellen Gesell- 
schaft« gestartet und den Zusam- 


a menbruch der britischen und 
amerikanischen Volkswirtschaf- 


ten der Verfolgung dieser Politik 
zugeschrieben. 


Der Angriff erschien im »Le Fi- 
garo« unter der Schlagzeile »Der 
neue industrielle Imperativ«, 
mit den Untertiteln »Der Mythos 
der nachindustriellen Gesell- 
schaft«, »Renaissance der >rea- 
len« Wirtschaft« und »Unsere Be- 
mühungen und unsere Erfolge 
sind unzureichend«. Er ist unter- 
zeichnet von den Vorstandsvor- 
sitzenden von sieben Indu- 
strie-Föderationen - Chemie, 
Werkzeugmaschinen, Textilien, 
Metallurgie und Bergbau, Agrar- 
industrie, Autoindustrie sowie 


‚elektrische und elektronische In- 
‚ dustrie. r 


a er 


Sie schreiben: »Wir wollen dem 
Mythos der »nachindustriellen« 
Gesellschaft an den Pranger stel- 
len, der zwanzig Jahre lang ein 
mächtiger Faktor für den Abbau 
von Energien zum Nachteil der 
Industrie war.« Der Industrie in 
Frankreich müsse ein neuer Auf- 
trieb verliehen werden, vor allem 
da »das 20. Jahrhundert das Jahr- 
hundert der Industrie« und Indu- 
strie »das Instrument des Fort- 
schritts und in der Lage war, den 
Menschen mehr Sicherheit, grö- 
Beres Wohlergehen und größere 
Unabhängigkeit zu verleihen«. 


Es heißt weiter: »Heute befinden 
sich die Länder, die sich dem 
»nachindustriellen< Pfad am mei- 
sten verpflichtet fühlen, im wirt- 
schaftlichen Niedergang: die Ver- 
einigten Staaten und Großbri- 
tannien. Umgekehrt beherrschen 
diejenigen Länder, die ihre Indu- 
strie zu einer natialen Priorität 
gemacht haben, die Weltwirt- 


schaft: Deutschland und Japan.« 


EM} 


Taiwan 
investiert 

71 Milliarden 
Dollar 


Die Regierung der .Republik 
China, Taiwan, wird 71 Milliar- 
den Dollar in Industrie-, Ener- 
gie- und andere Projekte investie- 
ren, mit dem Ziel, Taiwan inner- 
halb von sechs Jahren mit der 
entwickelten Welt auf eine Stufe 
zu stellen. Nach dem neuen 
Sechsjahresplan will das Wirt- 
schaftsministerium 40,29 Milliar- 
den Dollar für 135 Entwicklungs- 
projekte vorsehen. Die Projekte 
im Namen der zehn Staatsunter- 
nehmen beinhalten die Erfor- 
schung von Energiequellen und 
Entwicklung von Stahl-, Chemie- 
und Schwermaschinenindustrien. 
Der Energieplan zielt darauf ab, 
die starke Abhängigkeit der Insel 


von Importenergie zu lindern. 


Das Ministerium wird weitere 
30,77 Milliarden Dollar zuteilen, 


‘. um noch mehr Industrieparks zu 
bauen und Wasserresourcen zu 


entwickeln. j 


Das jährliche Wirtschaftswachs- 
tum für Taiwan für die betreffen- 
den sechs Jahre wurde auf sieben 
Prozent festgesetzt, und .die ge- 
planten regierungsseitigen Inve- 
stitionen würden etwa zwei Pro- 


zent zu einem solchen Wachstum 
beitragen, sagen Regierungsbe- 
amte. R 


Der Gesamthaushalt. für den 
Sechsjahresplan, der im Rat für 
Wirtschaftsplanung und Entwick- 
lung in das Endstadium der Ge- 
spräche eingetreten ist, beläuft 
sich auf rund 183 Milliarden Dol- 
lar. Es heißt, daß das Finanzmini- 
sterium Regierungsbürgschaften 
floaten will, um Gelder für die 
Projekte aufzubringen. DO 


Golfkrise 
bedroht die _ 
Weltwirtschaft 


"Ein neuer Bericht der Bank for 


International Settlements warnt 
vor einer Gefahr für das Welt- 
finanzwesen durch den derzeiti- 
gen Krieg am Persischen Golf. 
Die in Basel ansässige Zentral- 
bank der Zentralbanken stellt 
fest: »Die Ereignisse am Golf 
könnten ernsthafte Auswirkun- 
gen auf die Weltwirtschaft und 
die Stabilität des Weltfinanz- 
wesens haben.« 


Der Bericht spricht von einer 
»kumulativen Interaktion« zwi- 


. schen einer wirtschaftlichen Um- 


gebung, die sich durch einen An- 
stieg der Ölpreise verschlechtert, 
und einem fortgesetzten Zwang 
der Banken Geld zu verleihen, zu 
einem Zeitpunkt, an dem ein ho- 
her Bedarf an Krediten herrscht. 


Der Bericht macht sich zum Echo 
der Warnung des Generaldirek- 
tors der Bank for International 
Settlement,. Alexandre Lamfa- 
lussy, daß es auf dem internatio- 
nalen Kreditsektor bald »hart auf 


‚hart« zugehen werde. Es gebe 


»etliche Beweise für eine Kraft- 
probe durch das dieser Entwick- 


lung zugrundeliegende Wachs- 


tum des internationalen Kredit- 
geschäftes«. 


Brasilien soll 
Rückstände 
bei Banken 


abzahlen 


Brasilien macht seinen Gläubi- 
gern Konzessionen und es wird 
nun erwartet, daß die Regierung 


WRRSEEEN ern he Tran ei DE au 


des Präsidenten Fernando Collor 


nahezu 2,5 Milliarden Dollar auf :*' 


seine Zinsrückstände von 8,3 
Milliarden Dollar gegenüber aus- 


ländischen Handelsbanken ab- : as 


zahlt. 

Im November letzten Jahres ver- 
langte die Citibank, daß Brasi- 
lien als Vorbedingung für Gesprä- 
che über Neuverhandlungen 2,5 
Milliarden Dollar zahlen soll. 
Die Collor-Regierung hat es sich 
jedoch zu einer Art Ehrensache 
gemacht, keine größeren Zahlun- 
gen zu leisten, bis eine globale 
Übereinstimmung erzielt worden 
ist. Collor brachte sogar den Kon- 
greß dazu, ihm in diesem Punkt 


Rückendeckung zu geben. Brasi- - ; 


lien hatte behauptet, es könne 
1990 überhaupt nichts zahlen und 
1991 nur 1,1 Milliarden Dollar an. 
Zinsen. 


Die amerikanische Regierung “ 


nahm erfolgreich im Namen der 
Wall Street-Banken als Lobby 
Einfluß, um den Internationalen 


Währungsfonds (IWF) und die ... 
Weltbank dazu zu bewegen, neue ... 


Darlehen’an Brasilien solange zu 
streichen, bis die Frage der Rück- 
stände geklärt ist. Zwei Darlehen 
der Weltbank in Höhe von 450 
Millionen Dollar wurden dann 
auch zunächst einmal zurückge- 
stellt. DO: 


Großes 
japanisch- | 
sowjetisches _ 
Hafenprojekt 
geplant 


Ein von der Japanisch-Sowje- 
tischen Handelsvereinigung an- 
gekündigter Plan sieht die 
Zusammenarbeit an einem groß- 
angelegten Projekt zur Moderni- - 
sierung des Hafens Vanino am 
Japanischen Meer vor,.um sowje- 
tische Exporte nach Japan zu 
fördern. 

Beamte sagten, die Vereinigung, 
die mehr als 80 kleine und mittel- 
große japanische Handelsfirma 
umfaßt, plane die Organisation 
eines Konsortiums mit großen ., 
Handels- und Herstellungsfir- 
men und Barken, um Sammel- 
aufträge aus der Sowjetunion für: 
‚das Projekt, das schätzungsweise .. 
500 Millionen Dollar kosten soll, 
hereinzuholen. Die Vereinigung 
entsendet zur Zeit eine Gutach- 
terkommission zum Hafen, um: 
detaillierte Pläne auszuarbeiten. 
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Frankreich 


Bonn wird zur 
Kasse gebeten 


Alfred König 


Die Franzosen haben sich selbst demaskiert: Hinter der plötzlichen 
Zustimmung zur (Teil-)Wiedervereinigung, nach monatelangem In- 
trigieren dagegen, versteckt sich nichts anderes als die Gier nach 
Geld. Oder genauer gesagt, die Forderung nach Entschädigungszah- 
lungen für im Zusammenhang mit dem Dritten Reich und der DDR 


entstandene Schäden. 


Wie die Bundesregierung nach 
langem Zögern und in einer nur 
kurzen Erklärung bekanntgab, 
wurde im Januar mit der Prüfung 
französischer Forderungen be- 
gonnen, die im Londoner Schul- 
denabkommen von 1953 »bis zur 
endgültigen Regelung der Repa- 
rationsfrage zurückgestellt« wor- 
den waren. Dies betrifft die 
»alte« Bundesrepubklik Deutsch- 
land. Ferner wollen die Franzo- 
sen eine Entschädigung französi- 
- scher Staatsbürger, deren Vermö- 
gen zwischen 1945 und 1949 in 
der damaligen sowjetischen Be- 
satzungszone und in Ost-Berlin 
beschlagnahmt worden waren. 


Paris will 
Reparationen 


Bei den Ansprüchen, die noch 
das Dritte Reich betreffen, han- 
dele es sich ursprünglich um For- 
derungen französischer Unter- 
nehmen gegen Stellen des Deut- 
schen Reiches wegen nicht be- 
zahlter Dienstleistungen oder Lie- 
ferungen im Zusammenhang mit 
Kriegsanstrengungen die auf- 
grund Artikel 5 des Londoner Ab- 
kommens zurückgestellt worden 
seien. Die Höhe dieser Forderun- 
gen wird auf 37 653 432 693 Franc 
von 1945 zuzüglich 261 553 204 
Reichsmark des gleichen Jahres 
beziffert. Nach dem Überlei- 
tungsvertrag von 1952, so heißt es 
in den französischen Unterlagen 
weiter, sollte die Frage der Repa- 
rationen durch einen Friedens- 
vertrag geregelt werden. Und ge- 
nau hierüber will Paris nun nach 
vollzogener (Teil-)Wiederver- 
einigung verhandeln. 


In diesem Zusammenhang wer- 
den auch nicht bezahlte Löhne 
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Fangen wir mit dem letzten 
Punkt an: Es ist absolut nicht ein- 
zusehen, warum Leute, die aus ir- 
gendwelchen Gründen ihre An- 
sprüche nicht rechtzeitig, das 
heißt innerhalb der vorgegebe- 
nen Frist, angemeldet haben, 
plötzlich hierfür auch noch be- 
lohnt werden sollen. Das alte 
Sprichwort »Unwissenheit 
schützt vor Strafe nicht« muß 
hier auch angewandt werden. 
Oder wird auch nur auf einen 
kleinen deutschen Steuerzahler 
Rücksicht genommen, der erst 
einige Monate nach Fristablauf 
für die Lohnsteuererklärung 
diese plötzlich in seinem Schreib- 
tisch verkramt findet und dann 


Mitterrand und Kohl demonstrieren Freundschaft, die französi- 
sche Politik beherrscht jedoch purer Neid auf die Deutschen. 


von Zwangsarbeitern, in Verwah- 
rung gegebene Gelder von Ge- 
fangenen und Zwangsarbeitern, 
gesperrte Guthaben von Gefan- 


‚genen, Ansprüche wegen Kriegs- 


schäden sowie beschlagnahmte 
Schmuckstücke und Wertgegen- 
stände von Deportierten, Inter- 
nierten und Gefangenen ge- 
nannt. 

Entschädigungsforderungen be- 
zögen sich ferner auf französi- 
sche »Patrioten, die sich (nach 
1940) der De-Facto-Annektion 
der Rhein- und Moseldeparte- 
ments widersetzt haben« und von 
dort aus vertrieben, in Haft ge- 
nommen oder zum Reichsar- 
beitsdienst eingezogen wurden 


. sowie auf NS-Verfolgte Zigeuner, 


die sich zur Anmeldung ihrer An- 
sprüche nicht rechtzeitig gemel- 
det hätten. 


beim Finanzamt doch noch eine 
Abgabemöglichkeit erbittet? 


Und wo bitte, so muß die Frage 
an die Franzosen lauten, bleiben 
die Entschädigungszahlungen für 
von ihnen beschlagnahmte Wert- 
gegenstände aller Art? Wurde 
etwa der durchaus nicht gering zu 
veranschlagende Wert der etwain 
den Residenzen hoher deutscher 
Regierungsbeamter oder Diplo- 
maten beschlagnahmten Bilder, 
Autos oder von Bargeld nach Be- 
endigung des Zweiten Weltkriegs 
zurückerstattet oder wurde die- 
ser mit französischen Forderun- 
gen verrechnet? Was ist mit den 
deutschen Soldaten abgenomme- 
nen Privatgegenständen, oder 
was ist mit den Vermögensgegen- 
ständen, die den deutschen Un- 
ternehmen, die Filialen oder Nie- 


derlassungen in Frankreich hat- 
ten, konfisziert wurden? 


Nicht zu sprechen, von den vie- 
len Patenten und Erfindungen, 
die sich die Franzosen unter den 
Nagel gerissen haben. Und was 
ist mit Elsaß-Lothringen? Nicht 
bekannt ist auch, daß die Steuer- 
zahlungen und Abgaben, die von 
Deutschen nach der völkerrechts- 
widrigen Besetzung des Saar- 
lands an die Franzosen geleistet 
worden sind, jemals an bundesre- 
publikanische Stellen transferiert 
wurden. 


Ansprechpartner für die zwi- 
schen 1945 und 1949 vorgenom- 
menen Enteignungen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR 
wäre die Sowjetunion, die für 
diese Maßnahmen verantwort- 
lich zeichnete. Wenn jetzt die 
Bundesregierung beschließt, für 
die deutschen Bürger auf freiwil- 
liger Basis eine Entschädigung zu 
zahlen, so bedeutet dies doch 
nicht, daß nun auch jeder Auslän- 
der sofort die Hände offen halten 
kann. Denn nach nahezu einhelli- 
ger Juristenmeinung stellen diese 
Enteignungen einen völkerrecht- 
lich im Nachhinein nicht mehr zu 
korrigierenden Hoheitsakt der 
damaligen sowjetischen Regie- 
rung dar. Also erfolgen Aus- 
gleichszahlungen hierfür auf frei- 
williger Basis, sofern nicht ein 
Gericht dies anders sieht und dies 
anordnet, wobei man nun aber 
beim besten Willen nicht verlan- 
gen kann, daß diese auch noch 
für Ausländer getätigt werden, 
besonders wenn man berücksich- 
tigt, wie hoch die Kosten für die 


Finanzierung der deutschen 
(Teil-)Einheit sind. 
Ehekrach zwischen 


Franc und Mark 


Würde man diesen Forderungen 
nachgeben, würde man andere 
Länder direkt einladen, auch der- 
artige Ansprüche zu stellen. Be- 
kanntlich hat die griechische Re- 
gierung auch schon derartiges in 
Aussicht gestellt. Doch diese un- 
vertretbaren Forderungen stellen 
nur ein Kapitel der sich in jüng- 
ster Zeit wieder mehrenden fran- 
zösischen Angriffe gegen 
Deutschland dar. Ein weiterer 
Punkt sind Streitigkeiten über die 
deutsche Kapitalmarktpolitik. 


Der »Figaro« titulierte dies mit 
»Ehekrach zwischen Franc und 
Mark«. 


Es geht darum, daß die Franzo- 
sen zwei Dinge in einem haben 
wollen, nämlich sowohl einen sta- 
bilen Franc als auch niedrige Zin- 
sen, aber keine dementspre- 
chende Politik betreiben. Ursa- 
che der nunmehr eingesetzten 
französischen Polemik ist die von 
Bundesbank-Präsident Poehl zur 
Sicherung der deutschen Geld- 
wertstabilität betriebenen Hoch- 
zinspolitik, die sicherlich unter 
objektiven Gesichtspunkten et- 
was übertrieben erscheint, der 
aber vom Grundsatz her zuzu- 
stimmen ist. B 
Zwar ist die — eigentlich mehr 
rhetorische — Frage berechtigt, 
ob eine Durchschnittsrendite von 
acht oder 8,5 Prozent bei gleich- 
zeitiger Inflation von vielleicht 
vier Prozent nicht angesichts der 
mannigfaltigen Anstrengungen 
zur Finanzierung der deutschen 
(Teil-)Einheit einem zwischen 
neun und 9,5 Prozent pendeln- 
den Zinssatz und einer Preisstei- 
gerungsrate von rund drei Pro- 
zent vorzuziehen ist, nur ist die 
Politik der Bundesbank auf jeden 
Fall derjenigen vorzuziehen, die 
die Franzosen wollen. Denn letzt- 
endlich hat die restriktive Geld- 
politik. der obersten deutschen 
Währungshüter dazü geführt, 
daß in Deutschland schon seit 
Jahren eine im internationalen 
Vergleich äußerst niedrige Infla- 
tion herrscht und sich die Mark 
mehr und mehr wenn nicht schon 
zur Leitwährung, so doch aber zu 
einer mehr als nur nominellen Al- 
‘ ternative zum Dollar entwickelt 
hat, während gleichzeitig der 
Franc durch eine nur als katastro- 
phal zu. bezeichnende französi- 
sche Wirtschaftspolitik interna- 
tional immer mehr vernachlässigt 
wird. 


_ Paris für deutsche 
Steuererhöhungen 


Statt nun aber einmal darüber 
nachzudenken, wie man viel- 
leicht die eigene Finanz- und 
Wirtschaftspolitik dahingehend 
ändern könnte, daß der Franc 
wieder mehr an Stärke gewinnt 


und sich von der deutschen Zins- 


politik, an die er derzeit zweifel- 
los gebunden ist, mehr und mehr 
abkoppelt, schreien die französi- 
schen Politiker und die Medien 
nun unisono und verlangen die 
Kosten der (Teil-)Wiedervereini- 
gung nicht einseitig über zinstrei- 
bende Anleihen, sondern teil- 
weise über Steuer-Erhöhungen 


und den Rest über Kürzungen zu 
finanzieren. Dieses würde dann 
aber zu einer aus deutscher Sicht 
nicht zu akzeptierenden und 
auch unvorteilhaften Schwä- 


chung der Mark bei gleichzeitiger 


Stärkung des Franc führen. 


Gleichzeitig wird kritisiert, daß - 


Deutschland noch immer keine 
Anleihe in ECU herausgegeben 
habe, sondern diese immer nurin 
Mark emittiere, im Gegensatz zu 
manch anderen Staaten. Dies 
würde die Mark aber nur noch at- 
traktiver machen und das Anse- 
hen der französischen Währung 
nur weiter verschlechtern. Denn 
die einsam starke Konjunktur der 
deutschen Einheit, die besonde- 
ren Chancen der deutschen Wirt- 
schaft im Osten und die Erwar- 
tung weiter steigender Zinsen - 
wobei spätestens ab der zweiten 
Hälfte dieses Jahres wohl wieder 
mit sinkenden Zinsen zu rechnen 
ist- verminderten deutsche Kapi- 
talexporte und führten zu einer 
Umilenkung der Kapitalströme 
über die Bundesrepublik. 


Auf die Spitze getrieben hat es 
aber der stellvertretende franzö- 
sische Notenbankpräsident Phi- 


lippe Lafayette, der es für einen - 


Nachteil im Europäischen Wäh- 
rungssystem (EWS) hält, daß 
sich die währungspolitische Zu- 
sammenarbeit auch der Länder, 
deren Inflationsraten sehr nahe 
aneinanderliegen, in starkem 
Maße auf die Währung stützt, die 
schon immer die leistungsstärk- 
ste gewesen sei und in der Phase 
des Inflationsrückgangs dem gan- 
zen System als Anker gedient 
habe, nämlich auf die Mark. Dar- 
aus, so meint jedenfalls der Fran- 
zose, entstehe eine gewisse 
Asymmetrie, da alle anderen sich 


B 


u ‘ 


nach der Mark richten müßten. 
Es sei deshalb wünschenswert, 
daß sich für diese Länder die 
Währungspolitik nach der Lage 
der gesamten Ländergruppe rich- 
tet. 


Finanzpolitik 
aus purem Neid 


CODE hat in den vergangenen 
Monaten immer über die wirkli- 
chen wirtschaftspolitischen Ab- 
sichten der Franzosen berichtet, 
ist dabei bei vielen Wirtschaftsex- 
perten aber auf Skepsis gesto- 
Ben. Nun setzt sich diese Ansicht 
aber immer mehr ‘durch. So 
schrieb etwa Rudolf Herlt in der 
»Welt«: »Liest man diese Sätze 
unvoreingenommen, wird man 
den Verdacht nicht los,daß hinter 
der Formel, eine »symmetrische 
Alternative< im EWS zu entwik- 
keln, letztlich das Ziel steht, den 
deutschen Stabilitätsstandard auf 
den Inflationsdurchschnitt der 
EG herunterzuschrauben. Die 
publizistische Begleitmusik aus 
Paris gibt diesem Verdacht neue 
Nahrung.« 


Ebenfalls rein auf puren Neid 
aufgebaut, ist auch die Kritik der 
Franzosen an der Beteiligung des 
Volkswagenwerks an dem tsche- 
chischen  Automobilhersteller 
Skoda. Dies führte sofort zu 


. neuen Haßausbrüchen gegen 


Deutschland und entlarvt die 
Freundschaftsbekundungen als 
reine Heuchelei. So schrieb der 
»Figaro« von einem »Blitzkrieg 
der deutschen Industrie«, Re- 
nault-Chef Ramond Levy gab 
den bezeichnenden Satz von sich: 


»Es ist nicht nötig, ein neues 
deutsches Reich zu schaffen.« 


\ 


Und ein Nachrichtensprecher des 
Fernsehsenders »TEI« sprach’so- 
gar in deutsch von einem »Groß- 
deutschland«. Ein anderer Kom- 
mentator bezeichnete die Deut- 
schen als »Dampfwalzen«, die 
über Renault hinwegrollten, 
während das Wochenblatt »L’Ev- 
Enement du jeudi« davon sprach, 
daß der Osten das »Jagdgebiet 
der Deutschen« bleibe. 


Weiter Vorbehalte _ 
gegen die Deutschen 


Dabei haben sich die Franzosen, 
die bislang das Ostgeschäft auf 
das gröbste vernachlässigten, 
diese Niederlage selbst zuzu- 
schreiben. Denn die Renault-Ver- 
treter, die nach Prag reisten, al-- 
leine im November zwölf Delega- 


tionen, erschienen dem Prager .. 


Regierungschef Marian Calfa 
nicht wie Manager, sondern wie 
»Individualisten, die offenbar 
mehr daran gewöhnt sind, Mini- 
sterien als Fabriken zu besu- 
chen«. 


Dabei basiert diese Zusammen- 
arbeit vor allem auf der wirt- 
schaftlichen Kompetenz der VW- 
Manager, die schließlich nicht ' 
umsonst dazu geführt hat, daß 
VW der Marktführer in Europa 
ist und mit dem Golf das meist- 
verkaufte Automobil Europas, 
wenn nicht sogar der ganzen Welt 
stellt. Doch statt die Franzosen 
die eigenen Fehler analysieren, 
sprechen sie davon, daß nur die 
»Bargeld-Milliardäre« von VW 
der ausschlaggebende Grund wa- 
ren. 


Alleine diese wenigen Beispiele, 
denen viele weitere folgen könn- 
ten, zeigen auf, daß die Bekennt- 
nisse der Franzosen zur Freund- 
schaft mit den Deutschen in Wirk- 
lichkeit nur reine Lippenbe- 
kenntnisse sind. In Wirklichkeit 
herrschen in unserem westlichen 
Nachbarland noch immer große 
Widerstände gegen Deutschland, 
was auch neueste Umfragen be- 
weisen, die wachsende Vorbe- 
halte gegen Deutschland konsta- 
tieren. Dies ist aber nicht neu, 
sondern stellt nur die klassische 
Fortsetzung der Deutschfeind- 
lichkeit dar, die schon der franzö- 
sische Jacques Bainville zu Be- 
ginn dieses Jahrhunderts in sei- 
nem 1915 erschienenen und in 
mehr als 100 Auflagen verbreite- ', 
ten Standardwerk »Geschichte 
zweier Völker« aufzeigte. Mm 
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'Voran 


- Internationalisten 


zur Welt- 
herrschaft! 


Alfred König 


“ CODE hat bereits vor eineinhalb Jahren vor dem falschen Spiel des 
Michail Gorbatschow gewarnt und hat dafür auch aus den Reihen 
der Leser manchmal viel Böses zu hören bekommen. Jetzt bestäti- 
. gen sich aber die Warnungen. Es zeigt sich jetzt nämlich, daß unter 
dem Wort Demokratisierung immer etwas anderes als hierzulande 
verstanden wurde und »Glasnost« und »Perestroika« nur dazu dien- 
ten, den Dukatenesel »Westen« zu melken. 


- Der Rücktritt des langjährigen 
Außenministers 
wardnadse bildete dabei nur den 
Gipfel des Eisbergs. Zwar kann 
‚als sicher angenommen werden, 
daß Gorbatschow sehr wohl im 
Vorhinein von diesem Schritt 
wußte, er vielleicht sogar mit ihm 
"abgestimmt war, nur ändert dies. 
nichts an den Gründen. Es soll 
hier noch einmal klargestellt wer- 
den, was von CODE bereits in 
der Vergangenheit gesagt wurde: 
Die Kritik richtet sich nicht in er- 
ster Linie an die Person Gorbat- 
schow, sondern an die Mächte, 
die hinter ihm stehen und deren 
Spielball er.mittlerweile gewor- 
den ist. 


Die alten Cliquen 
haben das Sagen 


Von daher mag der Rücktritt 
Schewardnadses quasi ein Ver- 
zweiflungsschrei gewesen sein — 
doch hilft er nur dann, wenn der 
derzeitige russische Ministerprä- 
- sident Boris Jeltzin Gorbatschow 
quasi stürzen wollte. Gerüchte 
besagen allerdings, daß die inter- 
nationalistische Clique, die es 
schon schaffte, Gorbatschow für 
° sich zu vereinnahmen, diesesnun 
auch mit Jeltzin vor hat und die 
entsprechenden Schritte hierfür 
schon eingeleitet hat. 


Schewardnadse begründete seine 
Demission mit den gleichen 
Gründen, die auch CODE seiner- 
zeit nannte, nämlich die Rück- 
kehr zu einer Diktatur alten Stils 
“durch die mittlerweile erfolgte 


18 [SODE 3/1991 


Eduard Sche- 


Ausstattung Gorbatschows mit 
einer immensen Machtfülle, dem 
wieder an Macht gewinnenden 
Militär sowie der sich entgegen 
vordergründiger Beteuerungen 
weiter fortsetzenden Hochrü- 
stung. So wurde etwa der Vertei- 
digungsetat für 1991 um 30 
Prozent (gleich 27 Milliarden Ru- 
bel) erhöht. 


Wie dieses »Spiel« bis.in das aller- 
letzte Detail von den Internatio- 
nalisten durchorganisiert ist, 
zeigt sich daran, daß die Medien 
der ganzen Welt davon sprechen, 
daß in der UdSSR wieder »kon- 
servative Kräfte« oder »rechte 
Kräfte« versuchen, an die Macht 
zu kommen. In Wirklichkeit han- 
delt es sich natürlich um Stalini- 
sten der schlimmsten Sorte, die 


mit der »rechten« Seite der Poli- . 


tik, so wie sie allgemein verstan- 
den wird, nicht das geringste zu 
tun hat. 


“Und so hat Gorbatschow dann 


auch planmäßig Ende des vergan- 
genen Jahres die umfassendsten, 
verfassungsmäßig garantierten 


Vollmachten eines Staatschefs in - 


der Geschichte der UdSSR über- 
tragen bekommen. Was er mit 
diesen Vollmachten bewirken 
kann, stand bereits an anderer 
Stelle in CODE nachzulesen, so 
daß hierauf nicht nochmals einge- 
gangen werden soll. Es soll nur 
nochmals in aller Deutlichkeit 
klargestellt werden, daß Gorbat- 
schow jetzt in praktisch alle Be- 
reiche des öffentlichen: Lebens 
eingreifen und sie seinen Wün- 
schen gemäß verändern kann. 


Selbst der Volksdeputierten-Kon- 


greß schrumpft zur bedeutungs- 
losen Marionette zusammen. 
Denn diese Vollmachten können 
nur mit einer Zwei-Drittel-Mehr- 
heit geändert werden, und die 
Stalinisten haben sich die not- 
wendige Sperrminorität auf je- 
den Fall gesichert. 


Gorbatschow ist 
nur eine Fassade 


7 


_ Und daß Gorbatschow diese Voll- 


machten nicht für den weiteren 
Fortgang der Perestroika benut- 
zen will, zeigt sich daran, daß der 
Einfluß des KGB - deren Vorsit- 
zender er einmal war - und des 


‚Militärs auf die sowjetische Poli- 


tik immer ‚größer wird. Dies 
zeigte sich'"unter anderem daran, 
daß Gorbatschow den bisherigen 
Innenminister Wadim Bakatin 
entlassen hat und ihn durch den 
besonders im Baltikum verhaß- 
ten Parteifunktionär Boris Pugo 
ersetzt hat. 


Und auch die kürzlich geäußerte 
Drohung, bei einer weiteren Ver- 
selbständigung der einzelnen 
Länder von seiner Generalvoll- 
macht Gebrauch zu machen und 
diese unter die Regierungsgewalt 
Moskaus zu stellen, zeigt, daß 
das von ihm versprochene plurali- 
stische System nur die Fassade 
war, die er brauchte, im genü- 
gend Unterstützung für die Ge- 
währung der Machtfülle zu be- 
kommen. 


So ist es dann auch kein Wunder, 
wenn einer der wenigen wirkli- 
chen und mit zumindest einiger- 


maßen Einfluß ausgestatteten 


Reformpolitiker der UdSSR, der 
litauische Präsident Vytautas 
Landsbergis, in einem Interview 
erklärte, Gorbatschow sei nur 
noch Fassade. Auch Landsbergis 
spricht in dem Interview immer 
von den »Rechten, sagt aber ei- 
nen Halbsatz weiter: »Diese Vor- 
würfe sind alte, stalinistische 
Ideologien und Dogmen. Der 
Marxismus lebt wieder auf.« 
Dies nur zum besseren Verständ- 
nis des nachfolgenden. 


Der Westen bleibt 
der Feind 


Landsbergis antwortete auf die 


Frage. »Erst Bakatin, dann Sche- 


wardnadse: Ist Staatspräsident 
Michail Gorbatschow_ der näch- 
ste?« »Ich sehe keinen großen 


Unterschied, ob ‚Gorbatschow - 


zurücktreten wird oder .er in den 


. Händen der rechten Kräfte ein 


Spielzeug ist. Sagen wir, er ist 
eine Fassade, hinter der sich die 


Rechten verbergen. Die Rechten 


nutzen Gorbatschow und sein 
Image, weil sie wissen, daß sie in 
bestimmter Weise auf den Westen 
angewiesen sind. Ich halte die 


‘Gefahr, daß Gorbatschow eine 


SR 


Fassade ist, für größer, als wenn 


er zurücktreten würde.« 


Landsbergis vertritt die Ansicht, 
daß durch diese »Rechtsentwick- 
lung« der sowjetischen Politik 
sich nicht nur die Gefahr für die 
Länder der UdSSR, sondern 
»letztlich auch für die Welt« er- 
höhe. Letzteres deswegen, weil 
sie den Westen noch immer als 
Feind betrachten und nicht als 


‚Partner, mit dem man zusammen- 


arbeiten kann. 


Einer der teuflischsten Pläne der 
Internationalisten ist die nun 
künstlich erzeugte Hungersnot. 


So stand schon im Juli 1990 in 
CODE zu lesen; »Wie aus siche- 
rer, bestens informierter Quelle 
verlautet, ist der. gesamte 
Schwarzmarkt in der UdSSR in 
der Hand der Internationalisten. 
Es gebe, so der Informant weiter, 
riesige Hallen, die von unten bis 
oben mit Lebensmitteln im wahr- 
sten. Sinne des Wortes vollge- 
pfropft sind. Hintergrund ist der, 
daß diese Clique skrupelloser 
Geschäftemacher das As im Ar- 
mel behalten will, nach dem 


Motto: Unter einerstarkenkom- 


munistischen Hand ging es uns 
besser. Lieber heute einen satten 
Magen, als in zehn Jahren viel- 
leicht ein Filet-Steak.«« Und ge- 
nau diese Sätze haben sich nun in 
den vergangenen Monaten bestä- 
tigt. 


So stand erst kürzlich in der »Pri- 
vat-Depesche« zu lesen: »Die 
Versorgungskrise in der Sowjet- 
union ist teilweise aus politischen 
Gründen künstlich herbeigeführt 
worden. ‘Wie das englische Ost- 
kirchen-Forschungsinstitut Ke- 
ston College berichtet, werden 
für den Mangel orthodoxe Kom- 
munisten verantwortlich ge- 
macht, die demokratische Re- 
formkräfte diskreditieren woll- 
ten. Die Krise sei besonders gra- 
vierend in Städten, in denen die 
Reformbewegungen stark an Bo- 
den gewonnen habe, wie in Mos- 
kau, Leningrad und Swerd- 
lowsk.« 
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Kurz zuvor hieß es an gleicher _ 


Stelle: »In Moskau herrscht die 
Unterwelt. Trotz gut ausgerüste- 
ter Polizei und eines bestausge- 
bildeten Geheimdienstes. Acht 
große Gangsterbanden versu- 
chen mit ihren 6 000 Mitgliedern 
das Geschäftsleben der Neun- 
Millionen-Stadt an der Moskwa 
unter ihre Kontrolle zu bekom- 
men. 


In Moskau 
herrscht die Mafia 


Für die Bewohner Moskaus ist 
die Existenz der Mafia fast täg- 
lich spürbar: Wenn sowieso schon 
knappe Waren und Lebensmittel 
immer wieder aus den Lagerhäu- 
sern verschwinden und wenig 
später auf dem schwarzen Markt 
wieder auftauchen, ist das meist 
das Werk des organisierten Ver- 
brechens. Das Spektrum der» Ak- 
tivitäten< der Mafia reicht von 
der Schutzgeld-Erpressung über 
Drogenhandel, - Prostitution, 
Glücksspiel, Geldwäscherei bis 
zur Bestechlichkeit von Polizi- 
‚sten. Selbst hohe Regierungsbe- 
amte sollen in die Geschäfte der 


- Moskau-Mafia verwickelt sein.« 


Das entspricht auch CODE vor- 


. liegenden Informationen. Mit 


der einzigen Ausnahme, daß 
diese organisierte Unterwelt 
nicht ohne zumindest stillschwei- 
gende Unterstützung durch KGB 
und Militär möglich wäre. Denn 
wer die Verhältnisse in der So- 
wjetunion kennt, weiß genau, 
daß das Überwachungssystem 
derart perfekt ist, daß so große 
Organisationen auf keinen Fall 
unentdeckt operieren könnten. 


Auch könnten diese Organisatio- 
nen gar nicht die Massen an exi- 
stierenden Lebensmitteln und 
Getreide unentdeckt verschwin- 
den lassen. Wie groß diese Aktio- 


nen mittlerweile geworden sind, 
‘ geht aus folgenden Zahlen her- 


vor: 112 Milliarden Rubel setzt 
der sowjetische Schwarzmarkt 
um, was einem Viertel des gesam- 
ten Marktvolumens entspricht. 


Und der Schattenwirtschaft flie- 
Ben Jahr für Jahr 170 Milliarden 
Rubel durch Kriminalität jeder 
Art zu, was einem Drittel des 
Staatshaushalts entspricht. 


Aber dennoch bräuchte in der So- 
wjetunion normalerweise keiner 
zu hungern.. So fuhr die UdSSR 


‘ etwa im vergangenen Jahr mit 


240 Millionen Tonnen die reich- 
ste Ernte ihrer Geschichte ein! 
Pro Kopf der Bevölkerung ergab 
das 827 Kilogramm, über 300 
Kilo mehr als für einen EG-Euro- 
päer, der lediglich auf 492 Kilo 
kommt. i 


Ein Teil des 
Leninschen Stricks 


Auch zeigte es sich, daß wirkliche 
Not vor allem in einigen sehr gro- 
Ben Städten herrscht, während es 
in den Kleinstädten und den Dör- 
fern meist genügend zu essen 
gibt. Hier gilt das gleiche Prinzip 
wie in Polen: Dort, wo es noch 
viele Bauern gibt, geht es den 
Leuten noch mit am besten, da 
diese meist genug haben, um sich 
selber und vielleicht auch noch 
einige Leute mehr aus eigener 
Kraft zu ernähren. Dadurch 
bleibt dann mehr der staatlichen 
Waren für die übrigen Bürger üb- 
rig. 


Von daher mehren sich die Stim- 
men, die die Lebensmittelspen- 
den an die Sowjetunion als »voll- 
kommen verfehlt« und als »her- 
ausgeschmissenes Geld« betrach- 


ten. Immerhin sind bis jetzt al-- 


leine aus der Bundesrepublik 
weit mehr als eine viertel Mil- 
liarde Mark gespendet worden. 
Hinzu kommt noch das viele 
Geld aus den anderen Ländern. 


Jeder armen Familie ist das Paket 
zu gönnen, jeder freut sich mit an 
ihrer Freude, wenn sie plötzlich 
Dinge zu essen bekommen, von 
denen sie vielleicht ihr Leben 
lang geträumt haben, doch muß 
man sich die Frage stellen: Ist 
diese Hilfe. nicht vielleicht ein 
Teil des Leninschen Stricks, an 
dem sich der Westen selber auf- 
hängen wird? Ist es wirklich ge- 
rechtfertigt, einem Land zu hel- 
fen, daß seine eigenen Leute hun- 
gern läßt, dafür aber den Vertei- 
digungshaushalt für 1991 um 
rund 75 Milliarden Mark erhöht? 
Ein Betrag, der wesentlich besser 
für die längst überfällige Moder- 
nisierung der Landwirtschaft ein- 
gesetzt worden wäre. 


Bonns Selbstmord 


. auf Raten 


Doch der Westen ist noch immer 
dem Abrüstungswahn verfallen. 
Immer mehr Waffen werden ver- 
schrottet, immer mehr Soldaten 
für immer nach Hause geschickt, 


‚immer weniger neue Waffen ent- 


wickelt. Erschwerend kommt für 


Europa noch hinzu, daß jetzt 


tausende von amerikanischen 
Soldaten in den Mittleren Osten 


beziehungsweise in den asiati- _ 


schen Teil der Türkei abgezogen 


wurden. 


CODE war noch nie ein Befür- 


“ worter der Stationierung ameri- 


kanischer Truppen in Europa. 
Auf jeden Fall bildeten sie aber 
einen gewissen Schutzschild. 


Wenn die Reduzierung dieser 
Truppen mit dem Aufbau einer 
eigenen starken Streitmacht ein- 
hergehen würde oder zum Aus- 
gleich Deutschland mit einem 
Mindestmaß eigener Atomwaf- 
fen ausgestattet würde, müßte 
der Abzug aller ausländischen 
Truppen von deutschem Boden 
sogar noch stark forciert werden. 


Da aber auch die Bundesregie- 
rung so tut, als sei die Bedrohung 
aus dem Osten ein für allemal 
vorbei, betreibt sie Selbstmord 
auf Raten. 


Viel besser wäre da ein: Verbleib 
ausländischer Streitkräfte im 
Rahmen der NATO in Deutsch- 
land, wobei in so einem Fall na- 
türlich im Gegensatz zu früher 
des Mitspracherecht der Deut- 
schen an erster Stelle zu stehen 
hätte und ohne deutsche Einwilli- 
gung gar 
könnte beziehungsweise der Sta- 
tionierungsvertrag dieser Streit- 
kräfte von deutscher Seite jeder- 
zeit kündbar sein müßte. 


Doch wie blind man hierzulande 


auf diesem Auge ist, bewies der : 


Fall »Gladio«. Wenn jemand in 
der NATO mal eine gute Idee 
hatte, dann war es Gladio. Wie 
man etwas an einer Truppe aus- 
setzen kann, die nur dann in Ak- 
tion tritt, wenn das eigene Land 
von einer fremden Streitmacht 
besetzt ist und dann Sabotageak- 
tionen gegen den Okkupanten 
vornimmt, muß schleierhaft blei- 
ben. Wenn man so will, tat der 
große deutsche Freiheitskämpfer 
Albert Leo Schlageter, der von 
den Franzosen in der Golzheimer 
Heide in Düsseldorf ermordet 
wurde, auch nichts anderes. 


Die Inszenierung 
des KGB 


Wie feige aber die Bundesregie- 
rung ist, zeigt sich gerade an Gla- 


nichts geschehen 


dio am besten. Statt in die Offen- ° 
sive zu gehen: und sich richtiger- . : 


weise hinter diese Truppe zu stel- .- 


len und ihnen bestmögliche Un- 
terstützung zu geben, kniffen die 
Verantwortlichen vor der linken 
Schmieren-Kampagne und lösten 
Gladio auf. Inszeniert wurde die 
Enttarnung Gladios übrigens von 
niemand anderem als dem KGB 
mit Zustimmung eben dieses 
»Friedensengels« Gorbatschow. 


Damit war ein weiteres Mosaik- 
steinchen aus dem Schutzschild 
vor dem Bolschewismus heraus- 
gebrochen worden. Wenn man 
sieht, wie derWestennochimmer _ 
versucht, mit allen Mitteln Gor- 
batschow an der Macht zu halten, 
anstatt den sicherlich nicht ge- 
fahrlosen Weg zu gehen, die wirk-. 
lichen Reformkräfte in der So- 
wjetunionzustärken-unddavon 
gibt es viele. -, der kann bei ge- 
nauer Analyse nur zu dem Ergeb- 
nis kommen, daß die Internatio- 
nalisten auch in Europa schon 
viel stärker geworden sind, als es 
für Frieden und Freiheit gut ist. 


Endziel heißt 
Sozialismus 


Denn sie gebrauchen den in unse- :: 


ren Breitengraden ach so belieb- 


ten »Gorbi« dazu, daß Bewußt- 
seinspotential immer mehr in die 
von ihm betriebene »Glasnost«- 
und »Perestroika«-Politik hinzu- 
treiben - übrigens zwei Begriffe, 
die schon Lenin verwendete -. 
Damit wird aber das. »bürgerli- 
che« Spektrum immer weiter 
nach ‚links verschoben, was bei- 
spielsweise an den Koalitionsver- 
einbarungen der CDU/CSU/ 
FDP deutlich wird. Endziel ist 


. der Sieg eines »demokratischen 


Sozialismus« in Europa. 


Und wer.die noch vor wenigen 
Jahren von. den Linken genann- 
ten Ziele des »demokratischen 
Sozialismus« mit der heute von 
der Union und den Freien Demo- 
kraten betriebenen Politik ver- 


- gleicht, erkennt, daß man sich 


vielen dieser Ziele bedrohlich an- 
nähert. Das besonders traurige . 
an dieser Sache ist, daß selbst . 
viele »Rechte« - oder die sich zu- 
mindest. hierzu zählen - dies 
selbst noch nicht erkannt haben 
und Gorbatschow als »Macher« 
der deutschen Einheit blindlings 
zujubeln. Daß auch dies nur ein 
Mosaiksteinchen im Puzzle der 
Internationalisten war, wird von. 
ihnen nicht erkannt. m 
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Armand Hammer 


Ein letzter 


Nachruf 


Armand Hammer 


P2 


Am 10. Dezember 19% starb im Alter von 92 Jahren der Milliarden 
schwere Industrielle und Finanzier Armand Hammer. Die Medien 


des Establishments ließen unverzüglich eine wahre Orgie von Lobes- 


hymnen auf den, von vielen Empfängern seiner Gelder als »Men- 
schenfreund« titulierten, internationalen Finanzmogul vom Stapel. 


Der in den Nachrufen und Würdi- 
gungen auf den Titelseiten der 
Medien des Establishments dar- 
gestellte Armand Hammer unter- 
schied sich jedoch sehr von dem 
wirklichen Hammer. Schließlich 
war es Hammer, dessen lukrative 
Geschäfte mit den bolschewisti- 
schen Diktatoren im Kreml jahr- 
zehntelang dazu beitrugen, das 
taumelnde Sowjetreich zu stüt- 
zen. 


Die Ironie 
der Geschichte 


Hammer hatte wahrscheinlich 
das Blut von Millionen von Men- 
schen an den Händen, als er so- 
gar am Höhepunkt des Kalten 
Krieges mit den Vereinigten Staa- 
ten und deren Alliierten die bru- 
tale sowjetische Kriegsmaschine- 
rie hätschelte und tätschelte. 


Obwohl seine offiziell angege- 
bene Todesursache Gehirnarte- 
riosklerose war, hatte es Hammer 
seit 1985 mit seinem eigenen per- 
sönlichen Fall von Krebs zu tun 


und wendete natürliche Heilmit- 


tel, darunter chinesische Heil- 
kräuter, an. 


Ironischerweise hatte der nicht 
praktizierende Arzt und Milliar- 
där riesige Summen ausgegeben, 
um für den Mann auf der Straße 
die Krebstherapien des Establish- 
ments zu fördern und zu propa- 
gieren: »Schneiden, Brennen 
und Vergiften«. 


Hammer wurde in New York als 
Sohn von Dr. Julius Hammer ge- 
boren. Hammers Vater, Abtrei- 
ber von Beruf, ist am besten als 
einer der Gründer der American 
Communist Party in Erinnerung 
geblieben. Der ältere Hammer 
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Armand Hammer (links) liebte 
es, sich als »enger Freund« von 
Prinz Charles darzustellen. 


kam wie sein Sohn etliche Male 
mit dem Gesetz in Konflikt. Ju- 
lius Hammer saß eine Zeitlang in 
Sing Sing, nachdem er durch Un- 
fall eine junge Dame getötet 
hatte, an der er eine mißlungene 
Abtreibung vollzog. 


Geschäfte mit Ingwer 
und dem Zarenschatz 


Obwohl er ebenso wie sein Vater 
einen medizinischen Grad er- 
warb, war der jüngere Hammer 
mehr am Kapitalismus mit ho- 
hem Einsatz interessiert und übte 


seinen Arztberuf niemals aus. 
Dies hinderte den großspurigen 
Hammer nicht daran, den Titel 
»Dr.« vor seinem Namen zu ver- 
wenden, und dieser wurde von 
Hammers Verehrern bei den Me- 
dien des Establishments stets 
groß herausgestellt. 


Hammer machte seine erste von 
vielen Millionen, als er die phar- 


mazeutische Firma der Familie - 


leitete und billige Medikamente 
entwickelte, als er noch auf der 
medizinischen Hochschule war. 
Der Erfolg des Drogeriebetriebs 
beruhte teilweise auf dem blü- 
henden Markt mit einer Ingwer- 
tinktur, die während der Prohibi- 


tion dazu verwendet wurde, um 
dem Gingerale eine alkoholische 
Wirkung zu verleihen. 


In Wirklichkeit entstammte ein 
Großteil von Hammers Vermö- 
gen auf seiner Plünderung von 
Kunstschätzen der russischen kai- 
serlichen Familie, deren Mitglie- 
der von Hammers sowjetischen 
Verbündeten "hingemetzelt wur- 
den. Hammer prahlte später in 
einem unter seinem Namen ver- 
öffentlichten Buch mit dem Titel 
»The Quest of the Romanov 
Treasure« mit seinem Piraten- 
tum. 


Eines der hochwertigsten Besitz- 
tümer für Hammer war ein mit ei- 
nem Autogramm versehenes 
Foto von Wladimir Ilitsch Lenin, 


des bolschewistischen Führers 
der für den kaltblütigen Mord 
nicht nur an der Zarenfamilie; 
sondern auch an Millionen ande- 
ren Christen unter der sowjeti- 
schen Herrschaft verantwortlich 
war. 


Ein Freund jedes 
Sowjet-Diktators 


Hammer befaßte sich erstmals 
mit dem amerikanisch-sowjeti- 
schen Handel im Jahre 1921 und 
profitierte seitdem "ständig da- 
von. In einem seiner ersten Han- 
delsgeschäfte leitete er.die Liefe- 
rung von überschüssigem ameri- 


kanischen Getreide im Aus- 
tausch gegen Produkte sowjeti- 
scher Sklavenarbeit, Pelze und 
andere Wertgüter, in die Wege. 


Seine Spezialität bestand darin, 
mit der sowjetischen Regierung 
exklusive Konzessionen zu arran- 
gieren, eine Leistung die ihm im 
Westen niemand nachmachen 
konnte. 


Hammer galt von Anfang an als 
enger persönlicher Freund na- 
hezu jedes sowjetischen Dikta- 
tors. Einige Zyniker sagen, der 
Ausdruck »dicke Freunde« sei 
hier angebracht. 


Unerklärlicherweise war Josef 
Stalin eine bemerkenswerte Aus- 
nahme in Hammers Galerie so- . 


wjetischer Romanzen. Stalin 
hatte augenscheinlich eine per- 
sönliche Abneigung gegen Ham- 
mer, ungeachtet der lukrativen 
Geschäftsabschlüsse, die Ham- 
mer zu seinem eigenen Nutzen 
und zu dem der Sowjets aus- 
heckte. 


Die Prahlerei mit 
Prinz Charles 


1985 versuchte der Sowjet-Apo- 
loget in Palm Beach zu seinen ei- 
genen Ehren eine Gala-Party zu 
geben, zu der er Prinz Charles 
und Prinzessin Diana von Groß- 
britannien einlud. Die Eintritts- 
karten beliefen sich auf 10 000 
Dollar pro Person. Die Sache 
wurde jedoch zu einem königli- 
chen Flop und die Gesellschaft 
von Palm Beach rümpfte gegen- 
über diesem dreisten prahleri- 
schen Gernegroß die Nase. 


Es war nämlich ein Expose über 
Hammers zwielichtige Vergan- 
genheit in Palm Beach weit und 
"breit in Umlauf gebracht worden, 
das Hammers gesellschaftliche 
Ächtung herbeiführte. 


Hammer liebte es, sich als venger 
Freund« von Prinz Charles darzu- 
stellen, obwohl Insider sagen, 
daß der Prinz, wie Stalin, den ver- 

. storbenen Milliardär und »Deal- 
meister« aufs tiefste verachtete. 
Dies hielt den Prinzen allerdings 
nicht davon ab, Hammers Groß- 
zügigkeit anzunehmen. 


Hammers Versuche, sich bei an- 
gesehenen Leuten - und bei Mit- 
gliedern des Königshauses - ein- 
zuschmeicheln, waren skandalös, 
um es milde auszudrücken. 


Das Seemannsgarn 
eines Playboys 


Einmal brachte Hammers gutbe- 
zahlter Public Relations Mitar- 
beiterstab, das - in den Medien 
. weit verbreitete — Gerücht auf, 
daß Charles und Diana Hammer 
bitten würden, bei ihrem ersten 
Sohn - der sehr wohl eines Tages 
König von England sein könnte - 
Pate. zu stehen. Schließlich 
machte Königin Elizabeth die- 
sem Seemannsgarn ein Ende. 


Hammer war ein zweimal ge- 
schiedener internationaler Play- 
boy. Seine letzte Frau starb im 
vergangenen Jahr. Die Erben 
von Mrs. Hammer Nr. 3 erhoben 


Anklage, Hammer habe seine 
Frau, eine ältere Dame auf betrü- 
gerische Weise dazu veranlaßt, 
durch ihre Unterschrift ihr Inter- 
esse an ihrer gemeinsamen 
Kunstsammlung im Werte von 
400 Millionen Dollar abzutreten. 
Was kaum überraschend ist, 
Hammer wies die Behauptung 
auf die für ihn typische Art zu- 
rück, und dies führte zu einem 
schmutzigen Rechtsstreit. 


Hammer wurde in der Tat häufig 
mit unrühmlichen Tätigkeiten am 
Rande des Gesetzes beauftragt. 


Wiederholt Gegenstand von Un- 
tersuchungen durch die Securi- 
ties and Exchange Commission 
(SEC), gelang es Hammer stets, 
wieder davonzukommen, indem 


. er sich durch Prozeßvergleiche 


mit SEC einigte, bevor Anklagen 
erhoben wurden. 


Ironischerweise erfolgte Ham- 
mers einziges bekanntes Ge- 
ständnis, ein Vergehen begangen 
zu haben, als er sich Mitte der 
siebziger Jahre öffentlich für 
schuldig erklärte, versucht zu ha- 
ben, einen ungesetzlichen politi- 
schen Beitrag zu US-Präsident 
Richard Nixons Wiederwahl in 
Höhen von 100 000 Dollar zu ver- 
tuschen. 


‚, Botschafter ohne 


Geschäftsbereich 


Hammers Kritiker hofften, daß 
der korrupte Unternehmer ins 
Gefängnis wandern — und somit 
in die Fußstapfen seines Vaters 
treten - würde, aber der Milliar- 
där erhielt nur eine Geldstrafe 
von 3 000 Dollar und eine Bewäh- 
rungsfrist von einem Jahr. Kurz 
vor der Verurteilung tauchte 
Hammer, sonst eine rege und be- 
hende Persönlichkeit des öffentli- 
chen Lebens, vor dem amerikani- 
schen Bundesgerichtshof im 
Rollstuhl auf, was weit und breit 
als durchsichtiges Werben um 
Mitleid verspottet wurde. 


Hammer kam sich als viel herum- 


Der Krieg am 
Golfals 
Investition 


kommender Botschafter ohne . 


Geschäftsbereich vor, und ein 
amerikanischer Präsident nach 


: dem anderen erlaubte dem Mil- 


liardär, seinen Launen zu fröh- 
nen. 


Die gesamte Vergangenheit Ar- 
mand Hammers ist kein Ruhmes- 
blatt für Amerika, den Kapitalis- 
mus und seine Medien. m 


David Hudson 


Unser Mitarbeiter untersucht die umfangreichen Finanztätigkeiten 
mehrerer führender amerikanischer »Konservativer« unter der Vor- 
mundschaft des Geldanlegers William Kennedy und seiner Firma 
Western Monetary Consultants (Beratungsfirma in Geldangelegen- 
heiten). Der jüngste Moneymaking-Plan zielt darauf ab, Amerika in 
den Krieg am Persischen Golf immer tiefer hineinzuziehen. 


Die neu ins Leben gerufene Coa- 
lition for America ' at Risk 
(CAR), die als »Ad-hoc-Organi- 
sation eine starke Reaktion auf 
Saddam Husseins Aggression am 
Persischen Golf befürwortet«, 
hat eine ausgedehnte Medien- 
kampagne vom Stapel gelassen, 
um die Öffentlichkeit dafür zu ge- 
winnen, US-Präsident George 


Bush zu helfen, Saddam Hussein: 


jetzt, nicht in ein oder zwei Jah- 
ren, aus Kuwait herauszubekom- 
men. 


Die vier 
apokalyptischen 
Reiter 


Zu diesem schrillen Programm 
gehören ganzseitige Anzeigen in 
großen amerikanischen Zeitun- 
gen und Werbespots in den Fern- 
sehsendern ABC, CBS, CNN 
und NBC. Die Gruppe. behaup- 
tet, fast eine Million Dollar auf- 
gebracht zu haben und »bei ihren 
beiden gebührenfreien Anrufstel- 
len mit 2600 Anrufen pro Tag 
überflutet worden zu sein«, be- 
richtet die »Washington Post«. 


Ein Agent der 
Kuwaitis 


Die Adresse von CAR ist das 
Büro von Keene Shirley Associa- 
tes, eine Firma für Interessen- 
gruppen- und Öffentlichkeitsar- 
beit in einem Washingtoner Vor- 
ort. Aber die wichtigen Persön- 
lichkeiten — die vier Mit-Vorsit- 
zenden - sind ein bankrotter 
Edelmetallhändler, ein Zeit- 


schriftenherausgeber und zwei 
ehemalige Botschafter. 


Diese Mitvorsitzenden sind: 


William Kennedy aus San Diego, 
Gründer und Vorstandsvorsitzen- 
der von Western Monetary Con- 
sultants (WMC) und ehemaliger 
Eigentümer der eingegangenen 
Zeitschrift »Conservative Di- 
gest«. ‘ 


WMCs Konkurs von 1988 be- 
scherte den Lieferanten unbe- 
zahlte Rechnungen in Höhe von 
1,2 Millionen Dollar und Forde- 
rungen von Geldanlegern in 
Höhe von insgesamt 7 Millionen 
Dollar. 


Die Ansprüche der Geldanleger 
ergaben sich, als WMC es unter- 
ließ, Silber und andere Edelme- 
talle für die Anleger zu kaufen, 


"nachdem diese ihre Gelder im 


“a 


Schr 


2 


Rahmen des »SilverAccumula- 


tion Plan« der Firma WMC und 


ähnlicher Investitionsmedien ein- 


gezahlt hatten. 

Scott Stanley jun., Chefredak- 
teur der Zeitschrift » American 
Opinion« der John Birch Society 
von 1961 bis 1985, als die Zeit- 
schrift eingestellt wurde. Stanley 
wurde dann von Kennedy als Re- 
dakteur des »Conservative Di- 
gest« eingestellt, den Kennedy 


im gleichen Jahr von dem Ver- 


sandkatalog-Mogul Richard A. 
Viguerie kaufte. Kennedy ver- 
kaufte den »Conservative Di- 
gest« im Kielwasser des Konkur- 


I; 


sesvonWMC, und die Zeitschrift . ® 


ging im Dezember 1989 ein. 
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Banker 

Der Krieg am 
Golf als 
Investition 


Stanley trat auch des’öfteren bei 
WMC-Verkaufsmessen, wo um 
Geldanleger geworben wurde, 
als Redner auf. 


Sam H. Zakhem, ehemaliger 
US-Botschafter für Bahrein 
(1986-89) und ehemaliges Mit- 


glied des  Abgeordnetenhauses’ 


von Colorado (zwei Amtszeiten) 


und des Senats von Colorado 


(eine Amtszeit). Zakhem trat re- 
gelmäßig als Redner bei WMC- 
Verkaufsmessen auf und hatte 
die zusätzliche Aufgabe, andere 
Redner zu überwachen und als 
Conferencier zu dienen, bis er 
dann zum Botschafter ernannt 
wurde. 


Lewis A. Tambs, ehemaliger US- 

“ Botschafter für Costa Rica und 
Kolumbien. Tambs Geschäfts- 
partnerschaft mit Kennedy be- 
steht noch nicht sehr lange; er 
war 1990 in WMC-Schriften als 
Redner auf mehreren Verkaufs- 
messen nach dem Konkurs aufge- 
führt. Stanley und Zakhem sind 
die Hauptsprecher für CAR in 
der Öffentlichkeit. 


Profite aus 
Fluchtkapital 


Stanley schrieb in seinem Namen 
und in dem von Zakhem an den 
ehemaligen Generalstaatsanwalt 
Ramsey Clark und forderte die- 
sen und einen Kollegen seiner 
Wahl zu einer öffentlichen Dis- 
kussion über die Golffrage auf. 


Clark ist ein prominenter libera- 


ler Kritiker des militärischen Ein- . 


greifens der USA in dieser Re- 
gion. Stanley sprach auch mit 
dem »Wall Street Journal« in der 
Angelegenheit der Finanzierung 
"von CAR. Be 


Das »Journalk« identifizierte Ken- 
nedy als »eingetragenen Agenten 
der kuwaitischen — das heißt ei- 
ner ausländischen — Regierung, 
der ‘aus der Verwaltung von ku- 
waitischem Fluchtkapital Profit 
zu schlagen versucht«. Er habe 
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sich geweigert zu sagen, wieviel 


Geld CAR aufgebracht hat und 


aus welchen Quellen. »Sie wer- 
den doch auch Ihrem Feind nicht 
erzählen, was Ihre Hilfsmittel 
sind«, sagte er zum »Wall Street 
Journal«. 


Stanley sagte zum »Journal«: »Es 
ist unsere Politik, daß CAR ein 
amerikanischer Ausschuß bleibt, 
und daß wir kein Geld aus frem- 
den Quellen nehmen.« 


Jeden Verdacht der Unsauber- 
keit von sich weisend - da Ken- 
nedy, wie das »Journal« bemerkt, 
»Amerika zur Verteidigung von 
Kuwait zusammentrommelt und 
gleichzeitig um Anlagegelder aus 
Kuwait wirbt -, »warnte Stanley 
einen Reporter vor einer mögli- 
chen Klage Kennedys wegen Ver- 
leumdung«. »Sie werden feststel- 
len, daß Bill Kennedy prozeß- 
süchtig ist«, sagte Stanley zum 
»Wall Street Journale«. 


Und die Zeitung schreibt: »Mr. 
Kennedys Strategie im Umgang 
mit dem Geld der Kuwaitis bein- 
haltet >Anti-Dollar«-Geldanla- 
gen, sagte er- Gold, Silber, Berg- 
werksaktien und andere Währun- 
gen. Jetzt, wo der Dollar rückläu- 
fig ist, hat sich diese Strategie gut 
bezahlt gemacht, sagte er.« 


Der angebliche Einsatz 
für einen Freund 


Zakhem war ebenfalls ein promi- : 


nenter Sprecher für CAR. Bei 
der Ankündigung der landeswei- 
ten Fernseh-Anzeigenkampagne 
am 8. November 1990 sagte er, sie 
sei »ein Teil unserer umfassenden 
Werbestrategie in der Größen- 
ordnung von mehreren Millionen 
Dollar, die uns unserem Ziel, Un- 
terstützung für den Präsidenten 
an der Basis zu erzeugen, näher 
bringen wird. Durch diese neue 
Anzeigenkampagne erwarten 
wir, daß sich tausende weiterer 
Amerikaner unserer Koalition 
anschließen. 


Nur, wenn wir eine breite Über- 
einstimmung für unsere gegen- 
wärtige Politik am Golf zur 
Schau stellen, können wir die iso- 
lationistische Stimmung einiger 
weniger Einzelpersonen, die die 
Aufmerksamkeit der Medien auf 
sich gezogen haben, durchkreu- 
zen und sowohl die als Geiseln 
festgehaltenen Amerikaner als 
auch Kuwait befreien.« 


Ir a LER or 


Zakhem sagte zur »Washington 
Post«, der amerikanische Trup- 
penaufbau am Golf - der bald 


‘500 000 Soldaten erreicht hat — 


sei gut, weil »Kuwait ein guter 
Freund war, und amerikanische 
Werte verlangen, daß man für 
seine Freunde kämpft«. 


Und in der »Washington Times« 
nannte Zakhem namentlich an- 
dere prominente Konservative 
die CAR unterstützen, darunter 
Viguerie, Lynn Bouchey, Charles 
Lichtenstein, die im Ruhestand 
lebenden Generalmajore George 
Patton III. und John Singlaub, 
David Keene, ein Partner in 
Keene Shirley, und »andere aus 
einer breitgefächerten Reihe von 
konservativen Organisationen 
mit vielen Millionen Mitglie- 
dern«. | 


Ebenfalls verbunden mit der . 


Gruppe ist der undurchsichtige 
John Rees, ein Guru der »neuen 
Rechten«, dem Verbindungen zu 
ausländischen Geheimdiensten 
nachgesagt wird. 


Genau der 
richtige Mann 


Stanleys Verhältnis zu Kennedy 
hatte seine Höhen und Tiefen. In 
einem Brief vom 13. September 
1985 an prominente Konserva- 
tive, in dem um deren Unterstüt- 
zung für den »Conservative Di- 
gest«, der sich in Kennedys Be- 
sitz befand, geworben - wird, 
schrieb Stanley: »Vielleicht ken- 
nen. Sie Bill Kennedy nicht, weil 
... er mehr daran interessiert war, 
daß die Arbeit getan wird als an 
persönlicher Publizität. 


Als Geschäftsmann ist er Vor- 
standsvorsitzender von: Western 
Monetary Consultants, die 
größte Maklerfirma für den Ein- 
zelhandel mit Silber im Lande. 
Und glauben Sie mir, Kennedy 
meint es ernst.« 


Einige Absätze später, nachdem 
er Kennedy mit übertriebenem 


- Lob überhäuft hatte, fuhr Stan- 


ley fort: 


»Es gibt noch viele Dinge zu sa- 
gen, aber ich bin sicher, Sie ha- 
ben mich verstanden. Bill Ken- 


nedy ist als Redakteur des neuen . 


»Conservative Digest< genau der 
richtige Mann. Sein Ziel ist eine 
Auflage von 150 000 bis Ende 
nächsten Jahres (1986) und 1,2 


Millionen innerhalb von fünf Jah- 
TEeNn.« 


In einem vom 8. Mai 1988 datier- 
ten Schreiben an prominente 


Konservative sprach Stanley eine 
andere Sprache. Er schrieb: 


»Jetzt, wo Bill Kennedy von der 


Bildfläche verschwunden ist, be- 


nötigen wir dringend Ihre Hilfe - ‚_ 


nicht nur um unsere Schwung- -“ 


kraft zu bewahren, sondern um 


weiterhin veröffentlichen zu kön- : 


nen.« Kurz danach, nach dem : 
Verkauf vom »Conservative Di- : 
gest« warf der neue Eigentümer - 


Stanley auf der Stelle hinaus. 


Die Wirklichkeit ist so, daß Ken- " 


nedy über einen Zeitraum von 
drei Jahren die Auflage des »Con- 
servative Digest« von 10 000 bis 
11 000 auf 28 000 bis 30 000 ge- 


bracht hat, als er das Blatt ver- 


kaufte. Als WMC im März 1988 :. 


Konkurs anmeldete, verzeich- ; 
nete die Zeitschrift ein Betriebs- : 


defizit von 20 000 Dollar pro Mo- : 


nat. Außerdem ließ Kennedy rie- 
sige Summen aus Geldern der 


Firma WMC in die Förderung der ;; 


az 


Be: 


Zeitschrift fließen. Laut Kon- '. 


kursmeldung besteht ein wesent- 
licher Vermögenswert von WMC :;, 


in 2 007 399,80 Dollar, die der 
»Conservative Digest« der Firma 
schuldet. 


Die Zeitschrift ist pleite, dieses ' 


Geld wird natürlich niemals zu- : 


rückgezahlt werden. 


Für Einfluß auf 
die Zukunft 


Das, was jetzt nur noch die 


Schale des »Conservative Di- : 


gest« ist, steht als Beklagte in 
zahlreichen Prozessen, die ver- 
stimmte Geldanleger in WMC 


angestrengt haben, vor Gericht... . 


Richard und Vaudois Douglas 


aus Sacramento, California, be- : 


schwerten sich in einem Prozeß 
gegen Kennedy und die Zeit- 
schrift darüber, daß Kennedy ge- 
sagt hatte: 


»Western Monetary existierte, 
damit der »Conservative Digest« 
funktionieren konnte. Es sei»das 
erste Mal in der Geschichte Ame- 
rikas, daß eine Firma gegründet 
wurde, um Einfluß auf die Zu- 
kunft des Landes zu nehmen«. 


Conservative Digest Inc. diente - 


als Kanal oder Firmentrichter, 

aus dem Gelder nach Eingang bei 

Western Monetary in Zahlungen 

für Kennedy, seine Angestellten, 

Angehörigen, Freunde und An- 
 wälte flossen. 


Conservative Digest wurde auch 
als Fassade für Kennedys We- 
stern Monetary Unternehmen 
verwendet, ebenso wie »Journali- 
sten< für »Conservative Digest« 
als »Kesselraum«-Verkäufer dien- 
ten.« 


Mr. und Mrs. Douglas verloren 
158 000 Dollar an WMC. 


»Tonto« Zakhem war langjähri- 
ger, hartnäckiger Unterstützer 
des »Lone Ranger« (Einsamer 
Ranger) Kennedy und der Firma 
WMC. Gary Handy, der eine 
Führungsmannschaft leitete, die 
sich erfolglos bemüht hatte. 
WMC in der Phase unmittelbar 
nach dem Konkurs zu retten, 
sagte am 14. November 1988 zu 
unseren Korrespondenten, daß 
Zakhems Geschäftsverbindung 
mit Kennedy und WMC wahr- 
scheinlich ein wichtiger Faktor 
bei seiner Ernennung zum Bot- 
schafter war. 


»Bill Kennedy saß in vielen Aus- 
schüssen mit prominenten Kon- 
servativen, die Zugang zum Wei- 
Ben Haus (Reagan) hatten, und 
dieses Verhältnis störte Sam 
nicht«, sagte Handy. 


- Geschäfte mit 
dem Krieg 


Eine der merkwürdigsten Episo- 
den in der WMC-Saga war Ken- 
nedys überstürzte Reise nach 
Bahrain im März (1988), um zu 


versuchen in allerletzter Minute " 


ein Bailout für WMC in die Wege 
zu leiten - das heißt der Firma 
durch Sicherheitsleistungen aus 
der Klemme zu helfen -. Handy 
sagte zu unseren Korresponden- 
ten Kennedy habe sich an Zak- 
hem gewandt, der ihn einigen 
Bankern und anderen wohlha- 
benden Einzelpersonen vor- 
stellte, die sich für WMC, für die 
Förderung von War Colleges 
oder für den Kauf der Zeitschrift 
»Conservative Digest« interessie- 
ren würden. 


Keine dieser Bemühungen war 
von Erfolg gekrönt. Versuche sei- 
tens des Verfassers dieses Arti- 
kels, sich über Keene Shirley mit 


Zakhem in Verbindung zu set- 
zen, waren ebensowenig erfolg- 
reich. Miss Otilie English sagte: 


»Botschafter Zakhem lehnt es 


'ab« mit Journalisten zu sprechen 


und wies auf dessen vollen Ter- 
minplan hin, obwohl Zakhem 
sich gerade im Büro von Keene 
Shirley befand, als man diese 
Weigerung übermittelte. 


Stanley nahm die Anrufe des Ver- 
fassers nicht entgegen und rief 
auch nicht zurück, obwohl seine 
Sekretärin versicherte, daß er im- 
mer auf Anrufe der Medien rea- 
giere. 


CAR wurde 1985 gegründet, um 
die Verpflichtungen der Reagan- 
Regierung gegenüber den nicara- 


guanischen »Contras« zu unter- . 


stützen, schlummerte aber in den 


- letzten Jahren nur so vor sich hin. 


Das ist jedoch nicht mehr der 
Fall. Die Koalition gibt in ihren 
Aufrufen, den Irak aus Kuwait 
herauszudrängen, schrille Töne 
von sich, wie diese: »Um Saddam 
Hussein aus Kuwait zu entfer- 
nen, benötigt die Operation Wü- 
stenschild ein Schwert«, lautet 
die Schlagzeile einer ihrer ganz- 
seitigen Anzeigen. 

Weiter heißt es in der Anzeige: 


will not stand!” 


Ammesty Internstional reports that the Legi force occupying il 
BR nu Äreemienene be sand tm herren The human rights . 
group reveals that this sentence has boon carried out ruthlessiy. Eacaping Americans 
oonfirmn that at the risk of their own lives Kuwaifis have hidden them and psinted out 
he house numbers tp prevent Iragi soldiers from hanting down Americans and other 
"alıge Iuannin BEE (Ban) Daglant an hosingen, 


Ystleribndchin yes vegan a dba 000 Aminen hie 
is holding and pull out of Kuwait. He has said, in no uncertain terms, “I am as - 
determined as 1've ever been that this aggression will not stand.” The CoALSHON POR 

; AMSpıCA AT Rısx is proud of the 225,000 Americans in the field with Operation 
5 Begert ütieid. Ve support President Bush’s firm stand für America: 


Support President Bush . 
and the’brave men and women of Operation 
Desert Shield working to free Küwait. 


THE COALI LOnFöR. 
ABEASSA 


N 


Pakd for by ihe Coalltion for America at Riek, Inc. + 122 South Pairick Street » Alexandria, VA 22314 


Diese ganzseitige Anzeige wirbt in den USA für Profite durch In- 


vestitionen in. den Golf-Krieg. 


Ihren 


»Die kuwaitischen Leichenhal- 
len sind überfüllt, und die Irakis 
haben die Leichen ermorderter 
Kuwaitis, wie in Auschwitz, hau- 
fenweise aufgestapelt. Zahllose 
kuwaitische Frauen wurden von 
grinsenden irakischen Soldaten 
in Uniform vergewaltigt und bru- 
tal behandelt.« 


Weiter heißt es in der Anzeige: 
»Saddam Hussein hat Freunde 
hier bei uns in Amerika, die ihm 
helfen wollen, Amerika auf die 
Knie zu zwingen. Dies ist nicht 
nur eine >»Krise am Golf«, son- 
dern ein Holocaust. Warum hö- 
ren wir dann nicht die ganze 
Wahrheit?« 


Konkurse ziehen Gerichts- 
verfahren nach sich 


Wenn man einmal das Für und 
Wider der Argumente von Coali- 
tion for America at Risk außer 
Acht läßt, so ergibt sich die. 
Frage, wieviel sie mit dem Vortra- 
gen ihrer Ansichten erreichen ° 
kann, angesichts der Tatsache, 
daß sie von einem Mann - Wil- 
liam Kennedy - geführt wird, des- 
sen Geschäft pleite ist, der im Juli 


1990 einen persönlichen Konkurs ..' 


angemeldet hat, der das Ziel ei- 
ner derzeit durchgeführten Er- . 
mittlung des Untersuchungs- 
schwurgerichts in Denver über 
seine Geschäftstätigkeiten sowie 
Beklagter in zahlreichen Ge- 
richtsverfahren ist, die Geldanle- 
ger in WMC gegen ihn ange- 
strengt haben. 


Und die drei anderen Mitvorsit- 
zenden von Western Monetary 
Consultants sind seine Geschäfts- 
partner bei diesen Unternehmun- 
gen. Es muß darauf hingewiesen 
werden, daß weder Stanley, Zak- 
hem oder Tambs in irgendeinem 
Zivil- oder Strafverfahren wegen 
Vergehen in Zusammenhang mit 
Geschäftsverbindungen 
mit William Kennedy oder We- 
stern Monetary Consultants an- 
geklagt worden sind. 


Aber mit Sicherheit wissen sie, 
oder sollten sie über die Verluste 
Bescheid wissen, die Kennedys 
Firma hunderten von konservati= 
ven, vaterlandsliebenden .ameri- 
kanischen Geldanlegern verur- 
sacht hat, die seinen bankrotten 
Investitionsprogrammen ihr 
sauer verdientes Geld, oft sogar. : 
ihre Lebensersparnisse anver- 
trauten. ° 
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Bilderberg-Konferenz 


Die Zukunft 
. der NATO 


derberg-Konferenz mit dem Beitrag »Die Zukunft der NATO und 
der Europäischen Gemeinschaft« fort. Zur Eröffnung dieses Teils 
der Konferenz verlas der Sitzungsvorsitzende Lord Carrington, ehe- 
maliger NATO-Generalsekretär, einen Auszug aus einer Rede, die 
der verstorbene Vorstandssprecher der Deutschen Bank, Alfred 
Herrhausen, am 4. Dezember 1989 vor dem American Council on 
Germany halten sollte. Die Jahresversammlung 1991 der Bilder- 
berg-Konferenz wird von Günther F. W. Dicke von der Deutschen 
Bank vorbereitet. CODE veröffentlicht die vertraulichen Arbeitser- 
gebnisse unkommentiert in Fortsetzung. 


Lord Carrington zitierte aus der 
Rede von Alfred Herrhausen, die 
durch seine Ermordung nicht ge- 
halten wurde: »Die Geschichte 
ist nicht beendet. Im Gegenteil, 
ich glaube, daß wir gerade jetzt 
auf der Schwelle zu einer bedeut- 
samen Phase in der Menschheits- 
geschichte stehen. Riesige Mili- 
tärpakte stehen sich immer noch 
‚einander gegenüber, und wir den- 


ken weiterhin in den Kategorien 


nationaler Egoismen, verteidi- 
gen »Einflußsphären«, betreiben 
Spionage und investieren unge- 
zählte Milliarden in die Rüstung. 


Strategie kein 
technisches Problem mehr 


Aber, und ungeachtet dieses dü- 


‘ steren Szenarios, ist es wirklich 


so eine große Illusion, anzuneh- 
men, daß die moderne Ge- 
schichte, unsere Geschichte, 
wahrscheinlich einer neuen Vi- 
sion, eines völlig anderen Pro- 
grammes bedarf - eines, das 
‚nicht auf Konflikt und Bedrohun- 
gen, sondern stattdessen auf die 
Bewältigung der wirklichen Pro- 
bleme dieser Welt, sei es auf na- 
tionaler Ebene oder im Rahmen 
der Zusammenarbeit zwischen 
den Völkern ausgerichtet ist- der 
wirklichen Probleme wie das 
Nord-Süd-Gefälle, die Schulden- 
krise, Terrorismus und Verbre- 
chen, die Drogengeißel, AIDS, 

Überbevölkerung und eine po- 
tentielle ökologische Katastro- 
phe! Dies sind die Fragen, die wir 
mit einem neuen Sinn für Absicht 
und Hingabe angehen müssen.« 

Es gibt eine Reihe von Fragen, 
die uns möglicherweise bevorste- 
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hen, wenn wir in die Zukunft 
blicken. Die für Diskussionen im 
atlantischen Raum bislang cha- 
rakteristische Meinungsverschie- 
denheit bei militärischen Fragen, 
die in der NATO erörtert wur- 
den, und bei wirtschaftlichen Fra- 
gen, die innerhalb der Europäi- 
schen Gemeinschaft erörtert wur- 
den, taugt nicht für den vor uns 
liegenden Zeitraum. Strategische 
Fragen waren leicht zu beantwor- 
ten, solange die deutliche Ge- 
fahr, die von der Anwesenheit ei- 
ner großen Zahl von sowjeti- 
schen Divisionen im Herzen Eu- 
ropas ausging, bestand. Strategie 
war im Grunde genommen ein 
technisches Problem der Vertei- 


lung verschiedener militärischer. 


Kategorien. Heute erfordert die 
Einschätzung. der Gefahr, die po- 
litische Abschätzung einer mögli- 
chen historischen Entwicklung, 
die zumindest so bedeutsam ist 
wie die Sicherheitskomponente. 


‘Das Ungleichgewicht 


der Stärke 


Eine der Gefahren liegt in der 
Umkehrung der historischen Si- 
tuation, das heißt, in einer über- 
wältigenden konventionellen 
Überlegenheit der Sowjets, die in 
erster Linie durch die nukleare 


--Stärke der Amerikaner auszu- 


gleichen ist. Für die unmittelbare 
Zukunft lassen jetzt völkische 
Konflikte der Sowjets und Pro- 


bleme im Inland einen großange- 


legten konventionellen Angriff 
äußerst unwahrscheinlich er- 
scheinen. Keine der Unruhen im 
Inneren des Sowjetreiches wird 
möglicherweise die Kontrolle der 


Sowjets über Atomwaffen berüh- 
ren. Daher könnte das Ungleich- 


. gewicht der Stärke zwischen Eu- 


ropa und der Sowjetunion, so- 
weit es die Atomkraft betrifft, in 
den vor uns liegenden Jahren in 
Krisensituationen das Potential 
für Erpressungen mit Kernwaf- 
fen bilden. Dieser Situation kann 


. man auf rein technischer Ebene _ 


Rechnung tragen, indem man 


- sagt, daß die Vereinigten Staaten 
CODE setzt die Veröffentlichung der Niederschriften der letzten Bil- . 


für die nukleare Bedrohung ver- 
antwortlich sind, die sie von ih- 
rem eigenen Territorium oder 
von See her bewältigen können. 
Man kann der Meinung sein, daß 
dies nicht glaubwürdig sei, und 
daß, um die Verteidigung Euro- 
pas an die der Vereinigten Staa- 
ten zu koppeln, eine amerikani- 
sche nukleare Präsenz in Europa 
erforderlich sei. 


Die grundsätzliche Frage besteht 
darin, das Hauptkonzept der 


INF-Debatte noch einmal unter 


Zugrundlegung unterschiedlicher 
Waffen durchzuarbeiten. Die 
Kehrseite davon ist, daß, wenn 
Europa, und Deutschland die 
Haltung - einnehmen, daß sie 
keine Kernwaffen auf ihrem Ter- 
ritorium wollen, viele Amerika- 


ner dann die Auffassung vertre- 


ten werden, daß sich die USA aus 
Europa zurückziehen sollten. 


Täuschungsmanöver 
zum Abbau der NATO 


Bezüglich symmetrischer Verrin- 
gerungen an der zentralen Front, 
um die Sowjetunion auf ein ge- 
wisses Niveau herunterzubekom- 
men, ist in der ersten Phase der 
Verhandlungen über konventio- 
nelle Waffen sehr wichtig. Aber 
über diesen Stand hinaus bergen 
symmetrische Verringerungen 
die Gefahr in sich, daß wir entwe- 
der den Sowjets zuviele Streit- 
kräfte im Verhältnis zu den politi- 
schen Realitäten in Osteuropa 
oder den USA zuwenige Streit- 
kräfte im Verhältnis zu den politi- 
schen Realitäten in Westeuropa 
geben. 


Wenn der Grundsatz festgelegt 
wird, daß die beiden Streitkräfte 
symmetrisch reduziert werden 
müssen, dann könnten die So- 


wjets aus der Tatsache einen Vor- 


teil ziehen, daß sie nicht für im- 
mer Streitkräfte in Osteuropa 
halten können und darauf beste- 
hen, daß die USA an der zentra- 


len Front auf Null herunterge- 


hen. 


So kommen wir wieder auf die 
Frage-zurück, was der Zweck des : 
militärischen . Establishments in 
der NATO und des Verhältnisses : 
der Vereinigten Staaten zu Eu- # 
ropa eigentlich ist. Es reicht nicht : :: 


aus, zu versichern, daß die USA 3 
immer eine europäischeMacht : 
bleiben werden, es sei denn, es 
gebe etwas, was. die Amerikaner .. 
und die Europäer regelmäßig ge- ' 
.meinsam tun könnten; oder.es : 


gebe einige Institutionen, die 
diese gemeinsamen Bemühun- : 
gen zum Ausdruck bringen. 


Politische Einheit 
Europas wird untergraben 


Moderne demokratische Politi- :-. 
ker haben es an sich, wenn eine ; 
Meinungsverschiedenheit auf-.. 
tritt, so zu tun, als gebe es keine 

und als ob alle Handlungsabläufe : 
miteinander kombiniert werden 
könnten. Wir haben die Ange- 
wohnheit zu sagen, die KSZE 
und die NATO seien völlig mit- : 
einander vereinbar. Das mag : 
stimmen, wenn beide nicht rich 
tig ausgelegt werden. Aber es ist ! 
ebenso richtig, daß, wenn das ge- : 
meinsame europäische Haus auf : 
eine. bestimmte Weise definiert - 
wird, diese in der Praxis die Verei- _ 
nigten Staaten ausschließt undzu ‘ 
einem Täuschungsmanöver zum ‘ 
Abbau der NATO wird. 


Einige haben gesagt, die NATO_ :- 


sollte zu einer mehr politischen : 
Institution werden. Aber es ist ; 
schwierig, ein Verteidigungs- ; 
bündnis selbst unter den besten ' 
Umständen zu einer politischen 
Institution zu machen. In der : 
NATO haben es die USA mit 14 
europäischen Ländern auf natio- 
naler Basis zu tun. Der Versuch, 
mit politischen Fragen auf die : 
NATO überzuwechseln, wird : 
von, einigen Europäern als Expe- 
riment angesehen, die Stärke der 
politischen Einheit Europas zu 
untergraben. 


Andererseits wirft die Festigung 
der politischen und Verteidi- 
gungseinheit Europas, die von 
wesentlicher Bedeutung ist, das 
Problem auf, daß die EG ihre 
Entscheidungen fast immer unter 
Ausschluß der USA trifft, die bei 
den Beratungen innerhalb der 
EG niemals anwesend sind. Es 
gibt kein normales Beratungspro- 
zedere. Die USA sind irrelevant, 

wenn die Entscheidung gefallen 
ist. 


Es besteht die Gefahr, deren man 
sich in Washington sehr bewußt 
ist, daß die USA in Europa in der 
NATO gebunden wären als eine 
Art halb gewinnsüchtige Macht, 
ohne in der Lage zu sein, an dem 
politischen und wirtschaftlichen 
Prozeß teilzunehmen. Es ist da- 
her von wesentlicher Bedeutung, 
daß eine Art Beratungsmechanis- 
mus gefunden wird, während die 
Einheit Europas ebenfalls gefe- 
stigt wird. Dies kann nicht nur in 
der NATO geschehen. 


Man muß sich die Frage stellen, 
wie die vorhandenen Institutio- 
nen im Lichte der vor uns liegen- 
den komplizierten Fragen kreati- 
ver verwendet werden können. 
Es ist notwendig, entweder eine 
Art überdachende Beratungsma- 
schinerie herzustellen, oder es 
der EG zu ermöglichen, sich als 
Gemeinschaft an der NATO zu 
beteiligen, oder den USA zu ge- 
statten, sich an den Beratungen 
der EG zu beteiligen. 


Andernfalls geraten wir in eine 
Situation, in der die Sowjetunion 
in ihrer schwächsten Periode die 
Neutralisierung und Entnukleari- 
sierung Europas und den Abzug 
der US-Streitkräfte erreichen 
kann. 


Wir haben uns von einer perma- 
nenten potentiellen Vorkriegssi- 
tuation hin zu einer Friedenssi- 
tuation bewegt. Die vor dem 
Bündnis liegende Aufgabe be- 
steht darin, seine Armeen, 
Kriegsgerät und Lehrsätze nach 
40 Jahren des Kalten Krieges wie- 
der auf eine Friedenszeitgrund- 
lage zu stellen. Wir sollten in un- 
serer Wachsamkeit nicht nachlas- 
sen, aber wir sollten auch keine 
Gefangenen der Vergangenheit 
werden. Wir können es uns lei- 
sten, unsere. "Strategien nach 
neuen Gegebenheiten maßzu- 
schneidern, die viel verheißungs- 
voller sind, als alles was wir vor- 
her gesehen haben. 


Keine Gefangenen 
der Vergangenheit 


Es liegt keine greifbare Bedro- 
hung - keine deutliche und ge- 
genwärtige Gefahr mehr vor. Die 
Bedrohung ist zu einem höchst 
abstrakten Konfliktrisiko zusam- 
mengeschrumpft. Wir müssen 
eine Versicherung abschließen, 
die diesem Risiko angemessen 
ist, aber wir sollten nicht darüber 
hinausgehen. Wir sollten nicht 


nach neuen Bedrohungen Um- 
schau halten, um die Existenz un- 
serer Armeen zu rechtfertigen. 
Auch sollten wir uns nicht in die 
oberflächliche Vermutung hin- 
einreden, daß ein zusammenbre- 
chendes sowjetisches Reich eine 
größere Gefahr darstelle, als das 
sowjetische Reich in seinem Ze- 
nith. Und wir sollten nicht nach 
einer erhöhten Daseinsberechti- 
gung für unsere derzeitigen Si- 
cherheitsinstitutionen streben. 
Die NATO ist wichtig, aber sie ist 
im Grunde genommen eine mili- 
tärische Institution und sollte 
nicht zu einer politischen um- 
funktioniert werden. 


Nicht der 
Nabel der Welt 


Die NATO ist nicht der Nabel der 
atlantischen Welt. Sie ist nicht die 
einzige Begegnungsstätte, wo 
Europa und die USA sich treffen. 
Auch ist sie nicht die Fundgrube 
für westliche Werte. Sie hat eine 
entscheidende Aufgabe wahrzu- 
nehmen, aber sie kann nicht der 
allumfassende Mechanismus für 
politische Entscheidungen des 
Westens sein. Stattdessen wer- 
den wir eine Reihe von ergänzen- 
den Institutionen haben. 


Wir sollten mehr danach streben, 
ein Bindeglied zwischen der EG 
und den Vereinigten Staaten zu 
schmieden. Ein solches Glied 


müßte mit großer Sorgfalt herge- 
stellt werden. Die NATO ist im- 
mer noch notwendig als Versiche- 
rung gegen Fehlschläge des Ent- 
spannungsprozesses, als Aufse- 
her, Überprüfer und Garant für 
den Abrüstungsprozeß und als 
Baueinheit für ein zukünftiges 
europäisches Sicherheitsabkom- 
men. 


Aber wir benötigen eine andere 
NATO. Der Warschauer Pakt 
löst sich schnell auf, seine Ar- 
meen zerbröckeln und die Front- 
linie ist verschwunden. Die Zeit 
ist gekommen, wo wir es uns lei- 
sten können, unsere Personal- 
stärke herunterzuschrauben. Es 
ist unvermeidlich, daß die Ameri- 
kaner einen Großteil ihrer euro- 
päischen Garnisonen abziehen 
werden. Dies ist kein Isolationis- 
mus, sondern Realismus. 


Es ist gleichermaßen unvermeid- 
lich, daß die Europäer ihre Ver- 
teidigungsbemühungen verrin- 
gern werden. Es gibt keinen Hin- 
weis darauf, daß Europa dazu be- 
reit ist, die durch den Abzug der 
Amerikaner entstandenen Lük- 
ken aufzufüllen. Stattdessen wol- 
len alle ihren Anteil der Friedens- 
dividende für sich beanspruchen. 


Es ist zwingend erforderlich, das 
Bündnis auf eine Friedensgrund- 
lage zu stellen. Das bedeutet: 
Keine hohe Bereitschaftsstufe, 
ein niedriges Übungsniveau, eine 


Was wird aus der NATO? Werden ihre Panzer künftig den Amerika- 
ner bei der Erfüllung der Rolle eines Weltpolizisten helfen? 


abgespeckte Kommandostruk- 
tur, eine viel geringere Präsenz 
der Alliierten auf deutschem Bo- 
den und eine stark reduzierte 
Bundeswehr. Wir müssen auch 
unsere Doktrin der Vorwärtsver- 
teidigung, der flexiblen Reaktion 
und der Erstschlag-Option neu 
bewerten. Wir müssen darüber 
nachdenken, wieviele Soldaten 
und Waffen, konventionelle und 
nukleare, wir benötigen, und 
welche Rolle sie spielen sollen. 


Es gibt zum Beispiel keine Recht- 
fertigung mehr für bodenstatio- 
nierte Atomwaffen in Deutsch- 
land. Sollten wir zu dem Konzept 
der Einberufung von Reservisten 
übergehen? Welche Vorkehrun- 
gen hinsichtlich der Lagerung 
müssen wir treffen? Und wie wird 
die politische Richtlinie für SA- 
CEUR geändert werden müssen, 
damit ein neues und realistisches 
Verteidigungskonzept Platz grei- 
fen kann? 


Keine Rechtfertigung 
für Atomwaffen 
in Deutschland 


Was die Europäische Gemein- 
schaft betrifft, so wird ihre 
Hauptrolle für die letzten Jahre 
dieses Jahrhunderts wirtschaftli- 
cher und politischer — nicht mili- 
tärischer Natur sein. Trotz aller 
Gespräche über eine europäische 
Sicherheitsdimension wird nicht 
viel getan. Die Franzosen zeigen 
uns immer noch die kalte Schul- 
ter, wenn von ihrer Reassoziie- 
rung mit dem Bündnis die Rede 
ist. Die französisch-deutsche Bri- 
gade ist ein Stück Folklore. 


Großbritannien hat seine eige- 
nen Probleme. Die Tatsachen, 
daß sich mitten unter den nicht 
nuklearen Mächten in Europa 
zwei Atommächte befinden, 
stellt ein Problem dar. Deutsch- 
land wird seinen Verzicht auf 
ABC-Waffen noch einmal be- 
kräftigen müssen. Die Frage der 
Assoziierung der Deutschen mit 
Atomwaffen in einem europäi- 
schen Zusammenhang wird 
schwierig sein. 


Der KSZE-Prozeß wird in erster 
Linie bei einer gesamteuropäi- 
schen Kooperation eine Rolle 
spielen, sich mit Konflikten in 
Europa, dem Recht der Minder- 
heiten und vielleicht mit der Wa- 
che über umstrittene Grenzen, 
wie die zwischen Ungarn und Ru- 
mänien, befassen. KSZE hat 
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een 


re Bilderber “Konferenz 


Die Zukunft 
der NATO 


eine Rolle bei der Verhinderung 
von innereuropäischen Konflik- 


ten zu spielen. 


Die Schlußfolgerung daraus ist, 
daß wir eine Zeitlang mit unsau- 
beren, sich überlappenden, man- 
gelhaften Abmachungen leben 


“ müssen. 


Keine Festung 
Europa 


Es gibt zwei dringende und drük- 
kende Notwendigkeiten für die 
Europäische Gemeinschaft. Eine 
ist, die Vollendung des Einzel- 
marktes, die volle Freiheit der 
Menschen, Waren, Dienstleistun- 
gen und Kapitalien sich über die 
ganze Gemeinschaft hinweg zu 
bewegen. Dies muß auf einem 
Weg erreicht werden, der der 
ganzen Welt offensteht; eine Fe- 
stung Europa kommt nicht in 


. Frage. 


Der Prozeß ist längst überfällig, 
geht jetzt aber ziemlich zügig 
voran. Aber wir sind noch nicht 
am Ziel und werden auch gegen 
Ende 1992 noch nicht dort sein, 


. wenn wir den Dingen nicht eine 


hohe politische Priorität einräu- 
men. In diesem Prozeß sind eine 
Reihe politisch sehr heikler Fra- 
gen: eingebettet. Vielen Direkti- 
ven ist noch nicht zugestimmt 
worden, und sie sind noch um- 
stritten. Und wenn ihnen zuge- 
stimmt worden ist, müssen wir si- 
chergehen, daß sie auch in die Tat 


umgesetzt werden. Der Einzel- 


markt übt auf die europäische 
Wirtschaft bereits eine sehr be- 
trächtliche Dynamik aus, die 
nicht nur innerhalb Europas, son- 
dern auch bei den Großmächten 
und Großfirmen außerhalb Euro- 
pas breite Anerkennung findet. 
Aber es muß noch sehr viel getan 
werden. 


Die zweite große Aufgabe ist die 
weitere Ausdehnung der Ge- 
meinschaft auf jene EFTA-Län- 
der, die beitreten wollen, und 
auch so bald dies machbar ist, auf 
jene ehemaligen Satelliten der 
Sowjets, die es zur politischen 
Demokratie gebracht haben. Sie 
werden soviel praktische Hilfe 
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benötigen, wie wir ihnen geben 
können, um zu ordnungsgemäß 
funktionierenden Marktwirt- 
schaften zu werden. Dies wird 
Zeit in Anspruch nehmen und 
eine Assoziierung mit der EG 


- mag als eine Art Zwischensta- 


dium sinnvoll sein. Eine Vollmit- 
gliedschaft muß jedoch das End- 
ziel sein. Wir müssen alles tun, ih- 
nen dabei zu helfen, dieses Ziel 
zu erreichen. 


Die Währungsunion allein 


macht keinen Sinn 


Die Gefahr besteht darin, daß, 
wenn erst einmal die Wirtschafts- 


und Währungsunion vollendet. 


ist, diese beiden Prioritäten ein- 
fach beiseitegeboxt werden zu- 
gunsten einer politischen Union, 
deren Bedeutung nicht einmal 
ganz klar ist. Die Definition der 
Wirtschaftsunion ist nämlich of- 
fen für verschiedene Auslegun- 
gen. 


Der Schwerpunkt liegt daher be- 
sonders. auf der Währungsunion, 
was ganz klar die Ablösung der 
einzelnen Landeswährungen 
durch eine einzige europäische 
Währung bedeutet, die von einer 
einzigen europäischen Zentral- 
bank verwaltet wird. In rein wirt- 
schaftlicher Hinsicht ist an die- 
sem Konzept nichts ungewöhnli- 
ches, wenn es auch ziemlich 
große technische Probleme gibt, 
dorthin zu gelangen. Es ist ein po- 
litisches Problem. Währungs- 
union und volle politische Union 
sind in der Praxis voneinander 
untrennbar. 


Ein Beispiel dafür ist dasheutige 


Deutschland. Eine einzige Wäh- 
rung wird als wesentliches Attri- 
but der nationalen Selbständig- 


-keit erachtet. 


Engere Kooperation 
der Zentralbanken 


In der Praxis erfordert eine gute 
Regierungsarbeit selbst bei Vor- 


handensein einer unabhängigen 
- Zentralbank ein enges Arbeits- 


verhältnis zwischen dem Gouver- 
neur der Zentralbank und dem 
Finanzminister. Aber der Delors- 
Bericht sieht zwar einen Gouver- 
neur für die »Eurofed« (Europäi- 
sche Zentralbank), aber keinen 
einzigen europäischen Finanzmi- 
nister vor. So würde die Situation 
aus dem Gleichgewicht geraten. 
Da ist auch.noch die Frage der de- 


mokratischen Verantwortung ge- 
genüber den nationalen Parla- 
menten. ’ 


Daher gibt die Währungsunion, 
so wie sie geplant ist, keinen 
Sinn, es sein denn, es gebe eine 


- selbständige politische Union - 


eine einzige europäische Regie- 
rung, die einem einzigen europäi- 
schen Parlament gegenüber ver- 
antwortlich wäre. Dies ist weder 
für das Vereinigte Königreich 
noch für einige andere europäi- 
sche Regierungen akzeptabel. 


Da ist auch die Frage, ob eine 
selbständige Föderation mit der 
Einbeziehung der osteuropäi- 
schen Länder vereinbar ist. Der 
Gedanke an die Bildung eines ex- 
klusiven Klubs für die derzeiti- 
gen Mitgliederstaaten ist auf alle 
Fälle zurückzuweisen. 


Es gibt eine Form der Währungs- 
union, die sinnvoll ist. Die EMS 
war bei der Herbeiführung der 
Geldstabilität innerhalb Europas 
sehr erfolgreich und hat den Mit- 
gliederstaaten sehr dabei gehol- 


fen, ihre Inflationsraten herun- 


terzudrücken. Die EMS ist et- 
was, auf das wir bauen können. 
Wenn alle Mitgliederstaaten der 
Gemeinschaft unabhängige Zen- 
tralbanken bekommen sollen, 
die die meisten von ihnen derzeit 
nicht haben, dann würde dies 
eine viel engere Kooperation auf 
dem Geldsektor ermöglichen, als 
dies zwischen nationalen Regie- 
rungen möglich ist. Auf dieses 
Ziel sollten wir hinarbeiten. 


Kurz gesagt, wir sollten unsere 


Energien nicht auf die umstrit- 
tene Frage der Währungsunion 
verschwenden, sondern uns auf 


die erfolgreiche Vollendung eines 


offenen Einzelmarktes und des- 
sen Umsetzung in die Tat sowie 
darauf konzentrieren, den Län- 
dern Osteuropas beiihren Bemü- 
hungen um eine Marktwirtschaft 
zu helfen, und sie somit in die 
Lage zu versetzen, als Vollmit- 
glieder der Europäischen Ge- 
meinschaft zu uns zukommen, so 


schwer wie der Weg dorthin auch 


immer sein mag. 


Der Westen hat einen 
großen Sieg errungen 


Ein deutscher Gesprächspartner 


‘leitete die Diskussion mit der dü- 


steren Bemerkung ein, daß, auch 


‘wenn es die Institutionen des So- 


wjetblocks — Warschauer Pakt 


und Comecon - nicht mehr gebe, 
die 


institutionellen Arrange- - 
ments des Westens für.die kompli- - 


zierte Aufgabe, sich den Heraus- 


forderungen der Wirtschaft, der 
Politik und der Sicherheit in der 


neuen europäischen Landschaft ° 


Oi) 


zu stellen, schwach und unzurei- .: 


chend seien: 


Einem Amerikaner schien dies - 


eine äußerst pessimistische An- 
sicht zu sein. Schließlich habe der 


Westen einen großen Sieg errun- 


gen, und die EG und die NATO 


im wesentlichen alles das er : 


reicht, was sie sich vorgenommen 
hätten. Das Problem bestehe 
darin, daß der Westen halt noch 


mit dem Sieg anfangen soll. Er 
führe seine Geschäfte immer 
noch in Institutionen, die für 
ganz andere Umstände konzi- 


“nicht entschieden habe, was er : 


piert waren. Jetzt müßten wir uns- 


neue Ziele setzen und darüber 
nachdenken, welche Institutio- 


nen wir benötigen, um diese 


Ziele zu erreichen. 


Die Zukunft der NATO. Ein : 


britischer Gesprächspartner 
meinte, die NATO habe wenig 
Zeit, um darüber zu entscheiden, 
welche Rolle sie in Zukunft spie- 
len will. Ohne eine kraftvolle 
Führung stehe die NATO vor der 
Gefahr, daß einzelne Länder auf 
die neue Situation dadurch rea- 
gieren, daß sie einseitige Abma- 
chungen treffen. Es sei für die 
NATO schwierig, ihre Verteidi- 
gungsstruktur beizubehalten, 
wenn es für die öffentliche Mei- 
nung keine glaubhafte Bedro- 
hung durch die Sowjets mehr 
gebe. Die NATO müsse sich da- 
her zu etwas. anderem entwik- 
keln. - 


Ein internationaler Gesprächs- 
partner war zwar auch der Mei- 
nung, daß sich die NATO verän- 
dern müsse, warnte aber davor, 
zu glauben, die sowjetische 
Gefahr sei vorüber. Schließlich 
hätten die Sowjets immer noch 
500000 Soldaten in Osteuropa 
stehen, sie hätten große Reser- 
ven an Mannschaften und Mate- 
rial in Bereitschaft und seien im- 
mer noch eine Atommacht. 
Obendrein befinde sich die So- 
wjetunion in einem Zustand der 
Instabilität 


Ein Norweger bekräftigte diese 


Bewertung und sagte, die So- - 


wjets seien noch nicht nach 
Hause gegangen, und wenn sie 
dies täten, dann sei dieses Zu- 


Sa So 


hause für sie nicht sehr weit weg. 
Wir hätten immer noch keine 
CFE-Vereinbarung, und die wirk- 
lichen Gefahren, denen wir uns 
gegenüber sehen, seien der Ver- 
fall der Sowjetunion und Tumulte 
in Osteuropa - Gefahren, mit de- 
nen die KSZE nicht fertigwerden 
könne. 


- Die sowjetische 
Gefahr ist nicht vorüber 


Obwohl sich die militärische 
Lage in Mitteleuropa geändert 
habe, sei sie in Nordeuropa im- 
mer noch die gleiche. Die sowje- 


tische Gefahr sei keineswegs ge- . 


bannt und sowjetische Impulse 
nicht eingeschränkt. Es bestehe 
die Notwendigkeit für eine neue 
Strategie und Einstellung zur 
Macht innerhalb der NATO, 
aber diese Dinge würden Zeit in 
Anspruch nehmen, meinte er. 


Ein Amerikaner wies darauf hin, 
die Geschichte habe gelehrt, daß 
die Russen »niemals so stark 
oder so schwach waren, wie sie zu 
sein schienen«. Derzeit scheinen 
sie sehr schwach zu sein, aber sie 
hätten sich in der Vergangenheit 
‘immer sehr schnell von Zeiten 
der Schwäche wieder erholt, äu- 
° Berte er. 


Skeptisch bei der EG 
in Fragen der Sicherheit 


‘ Die Rolle der EG. Einige Diskus- 
sionsteilnehmer traten für eine 
Rolle der EG als Sicherheitspoli- 
zei und Ausländerpolizei ein. Ein 
Sprecher aus dem Vereinigten 
Königreich sagte, es sei »absurd« 
zu glauben, daß Sicherheit die 

. einzige Frage sei, welche die 
zwölf Mitgliederstaaten nicht an- 
packen wollten. Ein Ire’ stimmte 


zu, daß diese Fragen dazu be- 


stimmt seien, Sache der EG zu 
werden. Sie stünden in derTTat be- 
reits auf der Tagesordnung für die 
kommende Intergovernmental 
Conference (Zwischenstaatliche 
Konferenz). 


Es ‚sei nicht realistisch, daß die 
EG eine Strategie der Hilfslei- 
stung ohne politische Vision 
habe, setzte der Sprecher hinzu. 
Eine direkte Verwicklung der EG 
in Sicherheitsfragen sei erforder- 
lich. Indem er der Ansicht zu- 
stimmte, daß die EG die geeig- 
nete Institution für Fragen der Si- 
cherheit sei, die mit der Wirt- 
schaft und. der Politik verknüpft 


sind, vertrat ein niederländischer 
Gesprächspartner die Ansicht, 
daß die Gemeinschaft demokra- 


.tisch erst gefestigt werden müsse, 


bevor sie in eine solche Rolle 
schlüpfen könne. Derzeit habe 
das Europäische Parlament nur 
begrenzte Machtbefugnisse und 
eine »zweifelhafte Legitimität«. 
Es müsse eine stärkere demokra- 
tische Struktur haben. 


Zweifel über ne 
Erweiterung der EG ; 


Genau diese Gesichtspunkte ver- 
anlaßten mehrere Gesprächsteil- 
nehmer dazu, sich skeptisch über 
eine Rolle der EG in Fragen der 
Sicherheit zu äußern. Ein Brite 
meinte, eine solche Rolle sei im 
Hinblick auf die Natur der Ver- 
handlungen innerhalb der EG 
»ganz unmöglich«. Der Präsident 
der EG habe keinen Verhand- 
lungsspielraum. Solange die EG 
noch nicht ein einziger Staat ge- 
worden sei, könne sie keine Si- 


.cherheitsrolle erfüllen. Ein inter- - 


nationaler Sprecher meinte, die 
NATO-Struktur habe die Fähig- 
keit, Entscheidungen zu treffen, 
die sie zur geeignetsten Institu- 


tion mache, um mit Sicherheits- 


fragen fertig zu werden. 


Es bestanden auch Meinungsver- 
schiedenheiten über die Rolle 
der EG auf wirtschaftlichem Ge- 
biet in bezug auf die Länder Ost- 
europas. -Ein Österreicher und 
ein Brite hoben die Bedeutung 
hervor, jenen Ländern Osteuro- 
pas, die zu Demokratien gewor- 
den seien, und denen es gelungen 
sei, freie. Marktwirtschaften zu 
entwickeln, eine Mitgliedschaft 
in der EG anzubieten. Andere 
Sprecher ‚sprachen sich gegen 
eine Erweiterung der. EG, außer 
auf sehr lange Sicht, aus. Dies 
jetzt oder in naher Zukunft zu 
tun, würde das, was ein Brite eine 
»Insel der Stabilität« nannte, in 
Gefahr bringen. Ein Deutscher 
meinte, eine Erweiterung der 
EG mache diese »unfähig, in der 
modernen Welt zu funktionie- 
Ten«. 


NATO und KSZE 
ergänzen sich 


Neben anderen Institutionen, die 
bedeutende Rollen dabei spielen 
würden, zukünftigen Herausfor- 
derungen wirksam entgegenzu- 
treten, führten einige Gesprächs- 
teilnehmer solche Organisatio- 


nen wie die Weltbank, den:IWFE, 


die WEU, den Europarat, die 
KSZE und die UNO an. Vor al- 
lem die KSZE wurde als Prozeß 
hervorgehoben, der dazu beitra- 
gen könne, mit Konflikten inner- 
halb europäischer Länder und 
Europas im allgemeinen fertigzu- 
werden. Diesbezüglich brachte 
ein Amerikaner. die Meinung 
zum Ausdruck, daß NATO und 
KSZE sich gegenseitig ergänzen, 
wobei erstere sich mit der ge- 
meinschaftlichen Verteidigung 
und letztere sich mit der kollekti- 
ven Sicherheit befassen könne. 
Einige Sprecher machten sich 
Sorgen über etwaige Bedrohun- 
gen der Sicherheit von außerhalb 
des EG-Bereiches. Ein Schwei- 
zer schlug vor, daß neutrale Län- 
der bei der friedlichen Lösung 
solcher Konflikte eine besondere 
Rolle spielen könnten. Ein Ame- 
rikaner wollte wissen, ob jetzt für 
die USA und die Sowjetunion die 
Zeit gekommen sei, im Rahmen 
des Sicherheitsrats der Vereinig- 
ten Nationen zusammenzuarbei- 
ten, um kollektive Sicherheit zu 
erzielen. 


Ein französischer Gesprächsteil- 
nehmer vertrat die Ansicht, daß 


alle diese Institutionen sich ge-: 


genseitig ergänzende Rollen spie- 
len,- und wir sollten sie daher 
nicht als miteinander in Konflikt 
stehend betrachten. Vor allem 
die europäischen Institutionen, 
sagte ein Portugiese, dienten 
dazu, Europa zu einem stärkeren 
Rechtsträger zu machen: 


Das europäisch- 
amerikanische Verhältnis 


Ein Brite rief zu einer sorgfälti- 
gen Untersuchung des Verhältnis- 
ses zwischen den USA und Eu- 
ropa auf. Es sei wichtig, daß die 
Europäer klar herausstellen, daß 
eine starke amerikanische Rolle 
gewünscht werde. 


Ein Anierikaner brachte zur An- 
sicht der Amerikaner über die 
derzeitige Situation. in Europa 
folgende Perspektive ins Ge- 
spräch: Die NATO zu unterstüt- 
zen seiin der amerikanischen Au- 
Benpolitik lange eine Angelegen- 
heit der völligen Übereinstim- 


_ mung gewesen, und die Beteili- 


gung der Amerikaner am Bünd- 
nis sei auch niemals ernsthaft in 


Frage gestellt worden. Heute be- 


stehe in den USA jedoch großes 
Interesse an der »Friedensdivi- 
dende«. 


Die allgemeine Stimmung im 


‚amerikanischen Kongreß spre- 


che für eine schnellere Verringe- 
rung der US-Streitkräfte in Eu- 
ropa als die Bush-Regierung 
wünsche und auch für eine Ver- 
ringerung der Rolle der USA in 
Europa ganz im allgemeinen. 
Die Volksmeinung sei, daß die 
USA für die Sicherheit Europas. .: 
mehr als ihren Anteil geleistet 
habe, und daß nunmehr die Zeit 
gekommen sei, sich mehr auf in- 
ländische Probleme zu konzen- 
trieren. 


Die Haltung der Amerikaner zur 
wirschaftlichen und politischen . ': 
Integration Europas sei positiv;  : 
ungeachtet einiger Besorgnisse 
über eine »Festung Europa«. 
Dies alles lapfe darauf hinaus, 
daß, wenn die USA in Europa :' 
weiterhin eine’ starke Rolle spie- . :: 
len sollen, sie entsprechende Si- - 
gnale bekommen müßten, daß 
sie willkommen sind. 


Ein anderer Amerikaner fügte ::: 
hinzu, daß, wenn die USA weiter- «:. 
hin engindas Problem derSicher- 
heit involviert bleiben sollen, es 
für amerikanische Politiker von 
entscheidender Bedeutung sei, 
der Öffentlichkeit zu erklären, 
was. amerikanische Truppen in:,«: 
Europa machen sollen. Im We= = 
sten als Ganzes müsse ernsthaft 
darüber nachgedacht werden, 
was wir unter Sicherheit verste- 
hen sowie über die Ost-West-Be- 
ziehungen und darüber, welche 
zukünftige Architektur wir für 
Europa ins Auge fassen. Wir 
könnten . der Notwendigkeit, 
diese Probleme zu lösen, nicht 
entrinnen, sagte er. Die Frage 
laute, ob wir dies als Reaktion 
auf eine Krise oder auf eine gut ° 
durchdachte, kreative Weise tun. 

.- 
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x Europäische Zentralbank 


Kann man den 


vr 5 ” 
Pe 


Bankern 


trauen? 


:O, Gordon Tether 


: Inwieweit es dem Federal Reserve Board freistehen sollte, sich über 
die Wünsche des Weißen Hauses und des amerikanischen Kongresses 
hinwegzusetzen war, wie unsere Leser sehr wohl wissen, Gegenstand 
einer lange währenden Debatte in den Vereinigten Staaten. Jetzt hat 
man sich auf der anderen Seite des Atlantiks in eindeutiger Weise in 
das Gerangel zwischen den Zentralbanken und den politischen Ar- 


men der Regierung eingeschaltet. 


Dies ist nämlich in einem bedeut- 
samen Ausmaß der Kernpunkt 
des kürzlichen Rücktritts der bri- 
tischen Premierministerin Mar- 
garet Thatcher. Denn der größte 
Punkt der Kritik ist nicht der, daß 
sie stets eine antieuropäische 
Haltung an .den Tag legte, son- 
dern ihr hartnäckiges Bestehen 


* : darauf, daß Großbritannien nie- 


mals ‘eine Form der Beteiligung 
'am Einigungsplan der Europäi- 
schen Gemeinschaft in Erwä- 
gung ziehen sollte, die es mit sich 
brächte, sein Recht, die Wirt- 
schaft des Landes selbst zu be- 
stimmen, aufzugeben. Vor allem 
lehnte sie eine Superzentralbank 
ab, die in dem geplanten Super- 
staat die alleinige und unbestreit- 
bare Gewalt über die Führung 
der Geldpolitik hätte. 


Eigene Gesetzesgewalt 
. für die EG-Zentralbank 


Dieser Gesichtspunkt des soge- 
nannten Delors-Plan für das eu- 
ropäische Zusammensein, ist -so 
wird behauptet - von allen ande- 
ren Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Gemeinschaft widerstands- 
-Jos: hingenommen worden. Der 
Versuch, Mrs. Thatchers langes 
Verbleiben an der Macht zu been- 
den, ist eine Kundgebung der 
Entschlossenheit der sehr ein- 
flußreichen pro-europäischen 
Vereinigungs-Lobby Großbritan- 
niens, die dafür sorgen will, daß 
Großbritannien mit dem übrigen 
Kontinent »auf Vordermann ge- 
bracht wird«. 


28 [CODE 3/1991 


Man muß sich offensichtlich auf 
jeden Fall die Frage stellen, ob es 
für. die. Länder Europas über- 
haupt sinnvoll ist, ihre Souveräni- 
tät an einen Superstaat auszulie- 
fern, wenn die Welle in der gan- 
zen Welt so stark gegen solche 
Verwicklungen läuft. Aber der 
Verlauf der Beratung über die In- 
tegration Europas zeigt, daß dies 
innerhalb der Verfassungsfrage 
eine der Konsequenzen ist. Und 
dies ist immerhin eine Angele- 
genheit von großer Bedeutung 
im weltweiten Sinn. 


Es handelt sich hier um das Aus- 
maß, bis zu welchem die Füh- 
rungsgewalt über das vorgeschla- 
gene neue Imperium von nicht 
gewählten Zentralbankern an- 
statt von gewählten Politikern 
ausgeübt werden sollte. 


Wie von den Architekten des De- 
lors-Szenarios ins Auge gefaßt, 
wird eine riesige neue Zentral- 
bank - wie die amtlichen Nach- 
richten es formulieren — »inner- 
halb der Gemeinschaft für die 
Geldpolitik verantwortlich sein«. 
Und diese Körperschaft mit ihren 
Beamten wird »von den Regie- 
rungen der Länder der Gemein- 
schaft sowie von den Institutio- 
nen der Gemeinschaft unabhän- 
gig sein«. 


Auf Politiker kann man 
sich nicht verlassen 


Mit anderen Worten, auf diesem 
entscheidenden Sektor des Wirt- 
schafts- und Finanzlebens wird 


die EWG-Zentralbank eigene 
Gesetztesgewalt haben. 


Es wurde anscheinend der Ge- _ 


danke verkauft, weitgehend auf 
der Grundlage des Themas, daß, 
da man sich auf Politiker nicht 
verlassen kann, sie in diesen An- 
gelegenheiten den Interessen der 
Öffentlichkeit dienen, die Vertre- 
tung dieser Interessen in die 
Hände von Zentralbankern zu le- 
gen, denen man in dieser Hin- 
sicht trauen kann. Die zur Unter- 
stützung dieses Vorschlags ange- 
führten Beweise beruhen haupt- 
sächlich auf dem, was in West- 
deutschland geschah.In der Bun- 
desrepublik hat eine Zentral- 
bank, die bei der Erfüllung ihrer 
Funktionen Immunität gegen re- 
gierungsseitige Einmischungen 
aller Art genießt, sichergestellt, 
daß dem Lande die Verwüstun- 


gen einer Inflation in einem viel. 


größeren Ausmaß als in Staaten, 
deren Zentralbanken nicht mit ei- 
ner solchen Immunität ausgestat- 
tet sind, erspart blieben. 


Da ist ganz offensichtlich etwas 
dran. Aber um zu bestimmen, ob 
es sinnvoll wäre, Zentralbankern 
die effektive Kontrolle über das 
Leben der gesamten Bevölke- 
rung auf solch einem entschei- 
denden Sektor einzuräumen, ist 
es auf alle Fälle notwendig, 
ihnen bei dem, was sie auf den 
Gebieten, die diese als Ganzes 
betreffen, tun, auf die Finger zu 
schauen. 


Weit davon entfernt, 
unfehlbar zu sein 


Wenn man dies tut, dann wird 
überdeutlich klar, daß sie als Ban- 


* ker einer Klasse nicht nur weit 


davon entfernt sind, unfehlbar zu 
sein, sondern auch zu politischen 
Exzessen neigen, die in der Lage 
sind, das Wohlergehen derjeni- 
gen, denen sie vorgeblich dienen, 
zu untergraben. ; 


Was nun die Unfehlbarkeit be- 


‚trifft, so ist es nicht zu leugnen, 


daß die Kampagne, die darauf ab- 
zielt, .die Geldpolitik zu ihrer 
Rolle als grundsätzliche Form 
der Wirtschaftsführung in den 
Vereinigten Staaten zurückzu- 
führen, in der das Federal Re- 
serve Board (US-Zentralbank) 
nach Beginn der Reagan-Ara 
eine große Rolle spielte, eine 
Fehlplanung war. Dies wird au- 
genscheinlich aus der Tatsache 
heraus, daß die Kampagne inner- 


Bor: 


halb weniger Jahre zwangsläufig 
stufenweise auslief, um zu ver- 


hindern, daß sie der Wirtschaft 


noch mehr Schaden zufügt, wie 
es bereits geschehen ist. 

Hier wiederum räumte der Gou- 
verneur der Bank von England, 


der berühmtesten Zentralbank’ 


der Welt, kürzlich ein, daß seine 
Organisation einen beträchtli- 
chen Teil des Tadels für die politi- 
schen Schnitzer in Großbritan- 
nien, die das sogenannte That- 
cher-Wunder auf der Stelle ste- 
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hen bleiben ließen, auf sich neh- 


men müsse. 


Zentralbanker 
offenkundig schuldig 


Daher sind Zentralbanker offen- 
sichtlich schuldig, auf gerade den 
Gebieten, auf denen ihre Fach- 
kunde angeblich außer Frage 
steht, schwere Fehler begangen 


zu haben. Und dies ist weit davon : 


entfernt, die einzige Sünde zu 
sein, die sie, wie man sagen kann, 
begangen haben - Dinge die auch 
in Rechnung gestellt werden müs- 
sen, wenn darüber entschieden 
wird, ob es richtig ist, den Zen- 
tralbankern zu erlauben, bei der 
Ordnung der Angelegenheiten 


der breiten Bevölkerungeineent- ' 


scheidende Rolle zu spielen. 

Wer war schließlich in einer bes- 
seren Position, die internationale 
Explosion auf dem Banksektor in 
den letzten beiden Jahrzehnten, 
die in ihrem Kielwasser in der 
ganzen Welt gewaltige und oft un- 
überbrückbare Probleme hinter- 
lassen hat - nicht zuletzt durch 
Hervorrufung einer internationa- 
len Schuldenkrise, die das inter- 
nationale Finanzwesen in seinen 
Grundfesten erschütterte und die 
Länder der Dritten Welt um min- 
destens 20 Jahre zurückgewor- 
fen -, zu verhindern? 


Dies war sicherlich eine Aufgabe, 
bei der die Zentralbanken hätten 


erkennen sollen, daß sie in star-. . 


kem Maße in ihren Pflichtbereich 
fällt. Letzten Endes taten sie 
nicht nur nichts daran, bis es zu 
spät war; wegen ihrer engen Iden- 
tifizierung mit den Interessen der 
Handelsbanknetzwerke halfen 
sie tatsächlich mit, diese Übel- 
stände herbeizuführen. J 


_ Walllengeschäfte 


‚Geld erobert 
‚die Ideologie 


Peter Blackwood 


Wenn es darauf ankommt, Geld zu machen, dann läßt die amerikani- 
sche und israelische Regierung niemals zu, daß sich die Ideologie 
einmischt. Daher hat Rotchina heute den Platz des bedeutendsten 
Kunden des nahöstlichen Kleinstaates im geheimen Waffenhandel. 


Dies kommt sogar zu einem Zeit- 
punkt, wo Israel gegen den Ver- 
kauf von chinesischen ballisti- 
schen Raketen an Saudi-Arabien 
protestiert, verbunden mit Dro- 


‚hungen, die Raketen zu zerstö- 
‚ren, falls sie nicht entfernt wer- 


den. Mit dieser Drohung hält Is- 
rael sich in Abhängigkeit vom 
Ausgang der militärischen Aben- 
teuer des amerikanischen Präsi- 
denten Georg Bush in der Re- 
gion einstweilen zurück. 


Staatseinkünfte 
aus Waffengeschäften 


Das Nichtvorhandensein diplo- 
matischer Beziehungen zwischen 
Rotchina und Israel war kein 
Hinderungsgrund für ein Export- 
geschäft, das, wie einige Presse- 
berichte spekulieren, dem zioni- 
stischen Staat durch das vergan- 
gene Jahrzehnt hindurch mehrere 
Milliarden Dollar wert war. 


Andrey Whitles, der für die Lon- 
doner »Financial Times« aus Je- 
rusalem berichtet, schreibt: »Der 
Löwenanteil dieser Staatsein- 
künfte soll aus verteidigungsbe- 
zogenen Aufträgen stammen«. 


Nach Mitteilung von Israelis, die 
mit einem Handel vertraut sind, 
über den keiner von ihnen offen 
reden will, aus Furcht, die Emp- 
findlichkeiten der Rotchinesen 
zu verletzen, stehen fast 100 
Joint-ventures (Gemeinschafts- 
unternehmen) mit der schreck- 
lichen asiatischen Diktatur im 
Gespräch, angefangen von land- 
wirtschaftlichen Unternehmen 
über Textilien bis zu den chemi- 
schen Betrieben. Die Roten sol- 
len besonders begierig sein, von 
Israels wissenschaftlichen Exper- 
_tisen zu profitieren, von denen 
ein Großteil aus den Vereinigten 


Yitzak Shamir, Israels Premier, 


liefert Rotchina Waffen und sa- - 


niert damit die Staatsfinanzen. 


Staaten stammen, abgekauft 
oder über Geheimdienstkanäle 
beschafft. 


Der direkte 
Draht nach China 


"Whitley erklärt, .daß die Ge- 
schäfte jahrelang fast ausschließ-. 


lich über Drittparteien in Hong- 


kong, Singapur und Westeuropa 


abgewickelt wurden. »Scheinfir- 
men wurden eingerichtet und 
»Ausschnitte« erstellt, um die Pa- 
pierarbeit zu bewältigen, und 
Zionisten mit ausländischen Päs- 
sen wurden beauftragt, nach Rot- 


- 


china zu reisen, um sich dort mit 
Regierungsbeamten zu treffen«, 
sagte der Korrespondent der 
»London Financial Times«. 


Es wird von Peking nicht offiziell 
anerkannt, daß hunderte von is- 
raelischen Technikern zu jeder 
Zeit in Rotchina tätig sind. Jetzt 
sickert diese Tatsache. jedoch 
langsam durch. Im vergangenen 
Juni. gab das israelische Außen- 
ministerium erstmals zu, daß 
Handelsbeziehungen zu asiati- 
schen Kommunisten blühen und 
gedeihen. 


Telefonverbindungen, die vor 
zwei Jahren eingerichtet wurden, 
ohne daß darüber in Peking oder 
in Tel Aviv etwas in der Presse 
stand, haben viel dazu beigetra- 
gen, die Kontakte zu erleichtern 
und den israelischen Handelsfir- 
men in Hongkong, wie zum Bei- 
spiel Koortrade, die Arbeit zu er- 
leichtern. 


Ein neues Kampfflugzeug 
für Rotchina 


Whitley nennt Shaul Eisenberg, 


ein Multimillionär, der sich auf 
Waffen spezialisiert hat, und Da- 
vid Buxbaum, einen in Kanton 
ansässigen Handelsanwalt, als 
die beiden größten Namen im is- 
raelisch-rotchinesischen Handel. 
1979 flog Eisenberg eine Gruppe 
israelischer leitender Herren in 
seinem Privatjet nach Peking, um 
Israels Angebot zu erläutern. 


Die Reaktion auf militärischer 
Seite war zustimmend. Israels 
Expertise bezog sich auf die Ver- 
besserung veralteter Waffen - ge- 
nau das, was die Volksbefreiungs- 
armee brauchte. Anschließend 
stimmten die Israelis zu, Rotchi- 
nas T-69-Panzer mit einer 105- 
mm-Kanone, die ursprünglich 
von den staatseigenen Israel Mili- 
tary Industries (IMI) unter der 
Lizenz der British Royal Ord- 
nance Factory hergestellt wurde, 
auf den neuesten Stand zu brin- 
gen. 


Zu weiteren Verbesserungsauf- 
trägen für die Rotchinesen ge- 
hören Nachtkampfgeräte, Laser- 
Visiere, Feuerbekämpfungssy- 
steme und möglicherweise neuer 
Aufbau-Panzerschutz. Die Liefe- 
rung von Tungsten-bestückten 
Granaten, die die Frontpanze- 
rung sowjetischer T-72-Panzer 


durchdringen können, rundeten j 


das.Bild ab. 


Separat davon soll IMI an die be- . . 
waffneten Streitkräfte der Rot- 
chinesen eine 60-mm-Hyperge- 
schwindigkeits-Kanone geliefert 
haben, die auf Panzerfahrzeuge 
oder Lafetten montiert werden 
kann. 


Zusammenarbeit 
auch bei Raketen 


Einzelheiten über Aufträge, die 
andere Firmen wie Tadiran, ein 
führender Elektronik-Konzern - 
des Verteidigungsministeriums, 
und Israel Aircraft Industries 
(IAI), ein staatseigenes Konglo- 
merat, wiederholt in Rotchina 
hereingeholt hat, sind schwer 
feststellbar. Aber westliche Ver- 
teidigungsexperten glauben, daß 
die Rotchinesen ein neues 
Kampfflugzeug auf der Basis des 
eingestellten 
jekts, bei dem IAI der General- 
unternehmer war, entwickeln 
könnten. Millionen von amerika- 
nischen Steuer-Dollar wurden in 
das Lavi-Projekt gesteckt, bevor 
es eingestellt wurde. 


Es gab auch Gerüchte, die seiner- 
seits vehement von Jitzhak Ra- 
bin, damals israelischer Verteidi- 
gungsminister, 
den, über Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Boden-Boden- 
Raketen, eine verbesserte Ver- 
sion der Mittelstreckenrakete 
CSS-2, die Rotchina kürzlich an 
Saudi-Arabien geliefert hat - 
siehe obenerwähnte Drohung -. 


Ärger wegen _ 
Nachbau des Uzis 


Rotchina geriet mit seinem heim- 
lichen Handelspartner im letzten 
Sommer in Schwierigkeiten, als 
Rotchina anscheinend das: be- 
rühmte Maschinengewehr Uzi . 
ohne israelische Erlaubnis oder 


‚Lizenz kopierte. Israel drohte 


mit rechtlichen Schritten. Ironi- 
scherweise ist Norinco, der große 
rotchinesische Waffenhersteller, 
der in der Uzi-Sache angeklagt 

ist, Israels Hauptpartner aufdem 
Verteidigungssektor. 


Obwohl reguläre diplomatische‘ 
Kontakte noch einige Jahre auf 
sich warten lassen werden, sind : 
beide Parteien über die derzeiti- 
gen geheimen Beziehungen sehr 
glücklich und sehen keine Not-" 
wendigkeit das Verfahren zu.be- ° 
schleunigen. 
oO 
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Sowjets | 
brachten einen 
neuen Jalta- 
Verrat zum 
Abschluß 


Im November 1990 wurde zwi- 
schen den Vereinigten. Staaten 
und der Sowjetunion ein Abkom- 
men über die Bühne gebracht, 
wonach die USA Moskau zusi- 
cherten, daß sie nichts tun wer- 
den, um die Handlungsfreiheit 
der Sowjetunion »soweit die bal- 
tischen Staaten davon betroffen 
sind« zu beeinträchtigen, als Ge- 
genleistung für die Anderung der 
sowjetischen Position am Golf. 
Dies äußerte ein Mitarbeiter des 
litauischen Staatspräsidenten Vy- 
tautas Landsbergis. Er meinte, 
daß die Abmachung während der 
Reise des amerikanischen Au- 
Benministers James Baker nach 
“ Moskau getroffen und auf dem 
Gipfeltreffen der Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa (KSZE) in Paris ver- 
stärkt worden ist. Ein konkretes 
Zeichen dafür, daß das Abkom- 
men getroffen wurde, sei eine 
kürzliche Entscheidung des ame- 
rikanischen Senats, zehn Millio- 
nen Dollar an humanitärer Hilfe 
an Litauen zu stoppen. 


Kurz nach dem Besuch Bakers, 
stellte unser Informant fest, be- 
gann der sowjetische Premier- 
‚ minister Nikolai Rischkow da- 
mit, die sowjetische Position ge- 


genüber einer litauischen Dele- _ 


gation, mit der er verhandelte, zu 
verhärten und löste damit einen 
Zusammenbruch der Verhand- 
lungen aus. 


»Die heutige Situation in Litauen 
ist verzweifelt«, meinte unser In- 
formant. »Landsbergis ruft prak- 
tisch zu einer internationalen 
Hilfsaktion auf. Er befürchtet, 
daß die ordnungsgemäß ge- 
wählte litauische Regierung, ein- 
schließlich seiner Person, von der 
sowjetischen Armee eines Tages 
festgenommen wird. In der jüng- 
sten Kette von Ereignissen in 
Litauen, übernimmt die Rote 
Armee praktisch die Regierung.« 
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Ne ee EEE 


Vatikan gegen 


Bedingungen 
bei Geburten- 
regelungen 


Die Auslandsschulden standen 
ganz oben auf der Tagesordnung 
einer noch nie dagewesenen Sit- 
zung im November letzten Jah- 
res, auf der 16 internationale Wis- 
senschaftler unterschiedlicher 
Gedankenschulen im Vatikan mit 
den führenden Persönlichkeiten 
des päpstlichen Rates »Gerech- 


tigkeit und Frieden« und dem’ 


Papst zusammentrafen. 1990 er- 
reichten die Schulden der Dritten 
Welt an westliche Banken und in- 
ternationale Finanzkörperschaf- 
ten die exorbitante Summe von 
1,2 Billiarden Dollar. Brasilien 
führt mit112 Milliarden, während 
afrikanische Länder mit Zaire 
sieben Millionen Dollar und den 
vier Milliarden des Kongo auf 
dem Fuß folgen. 


Von 1980 bis 1989 zahlte die 
Dritte Welt 500 Milliarden Dollar 
allein an Zinsen. 1990 leistete der 
Norden zusätzliche 42,9 Milliar- 
den Dollar an Schuldendienst 


über. den Betrag, der dem Süden ° 


in Form von Neudarlehen ge- 
währt wurde, hinaus. 


In Peru gab der neue Präsident 
Alberto Fujimori, nachdem er 
ein Darlehen in Höhe von 1,2 
Millionen Dollar aus dem Bevöl- 
kerungs-Fonds der Vereinten Na- 
tionen aufgenommen hatte, ein 
umfangreiches Geburtenrege- 
lungsprogramm, mit kostenloser 
Verteilung von Empfängnisver- 


hütungsmitteln und deren Förde- ‘ 


rung durch das Fernsehen, be- 
kannt. Carlos Aramburu, der 
Präsident des staatlichen Aus- 
schusses für Bevölkerungsfra- 
gen, sagte, eine Begrenzung des 
Bevölkerungswachstum sei drin- 
gend notwendig, da es für die bei- 
nahe 300 000 Jugendlichen, die 
jedes Jahr ins Berufsleben eintre- 
ten, praktisch - keine Arbeits- 


- plätze gibt. 


Die katholische Kirche äußerte 
sich scharf gegen derartige Maß- 
nahmen. Bischof Miguel Irizar 
meinte: »In den letzten 25 bis 30 


Jahren hat sich die Produktion | 


von Waren und der Umfang der 
Dienstleistungen nicht erhöht, 
während die Bevölkerung wuchs. 
Dies beweist, daß dies ein Unter- 


t 


entwicklungs-, kein Bevölke- 
rungsproblem ist.« 


Er fuhr fort: »Unser Land ist so 
groß wie Spanien, Frankreich 
und England zusammen, und wir 
haben nur 22 Millionen Einwoh- 
ner. Ich glaube nicht, daß Peru 
überbevölkert ist.« 


Der Bischof von Chimbote, Mon- 
signore Luis Armando Bamba- 
ren, sagte, Peru sei die Geburten- 
regelungspolitik vom Internatio- 
nalen Währungsfonds (IWF) als 
»Bedingung für die Gewährung 
neuer Kredite auferlegt wor- 
den«. DO 


Walesa hielt 
seinen Gegen- 
kandidaten für 
KGB-Agenten 


Der Führer der Solidarnosc und 


Polens neuer Präsident, Lech Wa- 
lesa, hielt seinen Gegner im 
Wahlkampf, Stanislaw Tyminski, 
wegen dessen »Zusammenarbeit 
mit Angehörigen der ehemaligen 
Geheimpolizei« zur Destabilisie- 
rung Polens, eine Standpauke. 
Auf einer Pressekonferenz be- 
zeichnete Walesa den Ausgang 
der Präsidentschaftswahl, in der 
Tyminski unerwartet als Zweiter 
hervorging und dabei den Mini- 
sterpräsidenten Tadeusz Mazo- 
wiecki schlug, als »einen Unfall 
auf dem Weg zur. Demokratie«. 
Walesa schnitt als Sieger ab. 


Auf der Pressekonferenz sprach 
auch Tyminski und sagte, er be- 
sitze »eine Menge Geheimmate- 
rial« über Walesa und verlieh 
damit Walesas Beschuldigung, er 
arbeite mit Geheimdiensten ge- 
gen Polens nationale Interessen 
zusammen, Glaubwürdigkeit. 


Das Walesa-Lager, die Zentrums- 
allianz, hatte bereits eine gut ge- 
zielte Breitseite gegen Tyminski 
abgeschossen und nannte: ihn ein 
»Trojanisches Pferd für die in 
Mißkredit geratenen Kommuni- 
sten«. 


Der Kopf der Zentrumsallianz, 


Jaroslaw Kaczynski, ging noch 
weiter darauf ein, indem er sagte: 
»Die Gesichter um Tyminski 
herum sind die Fratzen des alten 
Systems. Die wahre Bedrohung 


für die Demokratie kommt von ' 


den Überbleibseln des Kommu- 
nismus und Tyminski fischt genau 
in diesen Gewässern.« 


Tyminski, ein Emigrant und 
treuer Anhänger der Canadian 
Libertarian Party, behauptet, mit 


Geschäftstätigkeiten in Toronto : 


und in den Dschungeln von Peru 


Millionen verdient zu haben. : 
Nach polnischen Berichten wur- ;; 


den seine Geschäfte zu Geheim- 
dienstzwecken durch Urzad Bez- 
pieczestwa (UB), bis vor kurzem 


der polnische Anhängsel des 


KGB, eingerichtet. 


Es ist bekannt, daß Tyminski häu- 
fig nach Libyen reiste, wo er sich, 
wie berichtet wird, mit General 
Tadeusz Chupalowski, einem 


Sondergesandten des ehemali- 
gen polnischen Präsidenten Woj- : 
ciech Jaruselsky, traf. Sein Ge- . 


sprächspartner in Peru, im Zen- 
trum der Kokainschmuggel-Re- 


gion am Amazonas, war der ehe- 


malige Korrespondent der polni- 
schen kommunistischen Tageszei- 


tung »Trybuna Ludu« in Mexiko ° 


City. 


Katalanisch 
offizielle 


Sprache der EG | 


Mit 188 Stimmen, ohne Gegen- 
stimme und drei Enthaltungen, 
hat das Europa-Parlament den 
Reding-Bericht und eine entspre- 
chende Entschließung angenom- 
men, die die Anerkennung von 
Katalanisch als offizielle Sprache 
der Gemeinschaft fordert. Um 
das Funktionieren des Hauses 
nicht zu gefährden, wollten die 
Abgeordneten diese Sprache 
nicht als zehnte Arbeitssprache 
des Parlaments einführen. Sie 
verlangten jedoch, daß sie bei der 
Veröffentlichung von Verträgen 


und Grundlagentexten der EG 


sowie im mündlichen Verkehr der 
EG-Vertretungen mit dem Publi- 
kum in den betreffenden Regio- 
nen benutzt wird. 


Das Parlament schlug auch die 
Einbeziehung der katalonischen 
Sprache in die Programme der 


- Kommission zur Erlernung und 


Vervollkommnung der europäi- 
schen Sprachen vor. Schließlich 
fordert der Parlamentsbericht, 
daß die öffentlichten Informatio- 
nen über die Institutionen der 
Gemeinschaft auch in Kata- 
lanisch erfolgen. 
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Dieser Entscheidung lagen zwei 
Petitionen zugrunde: Die eine 
vom Katalanischen Parlament, 
die andere vom Parlament der 
Balearen, die beide das Europa- 
Parlament aufforderten, auch ka- 
talanisch zur offiziellen Sprache 
der Gemeinschaftsinstitutionen 
zu erklären. Von allen internatio- 
nalen Organisationen verfügt die 
EG über die meisten offiziellen 
Sprachen, weil sie das Prinzip der 
vollständigen Mehrsprachigkeit 
anwendet. Und das Europa-Par- 
lament praktiziert dies sehr ge- 
nau, um die kulturelle Vielfalt 
Europas zu betonen. 


Katalanisch ist eine jahrtausend- 
alte neo-lateinische Sprache, die 
im neunten Jahrhundert Schrift- 


‚sprache wurde und heute von 


über zehn Millionen Einwohnern 
Kataloniens und der Baleari- 
schen Inseln sowie der Gegend 
von Perpignan in Frankreich und 
der Stadt Alghero in Sardinien 
gesprochen wird. Sie wird von 
zwei Fernsehstationen, gut hun- 
dert Radiostationen und sechs 
Zeitungen mit einer Auflage von 
250000 verwendet. In den beiden 
erwähnten Regionen Spaniens ist 
Katalanisch in allen Schultypen, 
einschließlich der Hochschtlen, 
Pflichtfach. Nach der spanischen 
Verfassung von 1978 ist Kata- 
lanisch in Katalonien und den 
Balearen neben Spanisch Amts: 
sprache. oO 


Deutsches 
Banksystem 
dem britischen 
überlegen 


Die Einstellung des deutschen 
Bankwesens zur Hilfe für die In- 
dustrie im vergangenen Jahrhun- 
dert war der der Londoner City 
weit überlegen, schreibt der Wirt- 
schaftsredakteur des Londoner 
»Guardian«, Will Hutton, in 


. einem Kommentar. Er riet dabei 


Großbritannien, als wirtschaft- 


liches Modell auf Friedrich List, _ 


‘den Architekten der deutschen 
Zollunion des 19. Jahrhundert, 
statt auf den Thatcherismus zu 
schauen. Hutton bezeichnet den 
Thatcherismus als Großbritan- 
niens »inneren Feind«. 


»Sie sagten es 1908, und sie sagen 


es heute: Der Grund, warum die 
deutsche Industrie so stark ist, ist 
‚die Art und Weise, wie sie finan- 


ziert wird.« Er stellt weiter fest, 
daß Großbritanniens Fixierung 
auf »den Marktplatz«, das Land 
dazu verführt habe, diese deut- 
sche Einstellung zu den Proble- 
men stets zurückzuweisen. 


»Und doch stimmen wir hier mit 
Edzard Reuter, Vorstandsvorsit- 
zender von Daimler-Benz, über- 
ein, der beteuert, daß er in dem 
anglo-sächsischen Finanzsystem 


. keine besonderenVorteile sieht. 


Daimler-Benz steht unter deut- 
schen Bestimmungen unter kei- 
nem Zwang, seine Gewinne alle 
drei Monate zu verbessern; mit 
ihren Aktionären an der Bank 
und ihrer langfristigen Finanzie- 
rung kann die Firma alle Energie 
auf ihr gewaltiges Investitions- 
programm konzentrieren.« 


Im Gegensatz dazu ist British Ae- 
rospace, Hauptkonkurrent von 
Daimler-Benz, »im britischen 
Finanznetz gefangen. Man erwar- 
tete, daß der Konzern mit einem 
Investitionsprogramm für For- 
schung und Entwicklung, das nur 
einen Bruchteil der Ausgaben sei- 
nes deutschen Rivalen umfaßt, 
wettbewerbsfähig bleibt.« 


Reuters Bemerkungen stimmen 
mit dem überein, was Herr Schu- 
ster von der Dresdner Bank 1908 
sagte: »Unsere Banken sind weit- 
gehend für die Entwicklung des 
Reiches verantwortlich, da diese 
seine Industrie gehegt, gepflegt 
und aufgebaut haben.: Ihnen 
kommt mehr als irgendeiner an- 
deren Institution das Verdienst 
für die bislang erzielten ausge- 
zeichneten Erfolge zu.« m 


Europa steht 
vor einer 
Kokain- 
Epidemie 


»Hlegale Exporte von lateiname- 
rikanischem Kokain sind stark in 
die Höhe geschnellt und einige 
Experten schätzen, daß sie sich 
bald auf fast das doppelte Niveau 
von 1989 belaufen«, berichtet das 
»Wall Street Journal«. »Laut 
Aussagen von amerikanischen 
Drogenbeamten und Lateiname- 
rikanern, die mit dem Kokain- 
handel vertraut sind, haben eine 
Überproduktion von Kokain und 
ein stagnierender amerikani- 
scher Markt einen großen Ex- 


portschub nach. Europa verur- 
sacht. US-Experten schätzen, - 
daß Europa im letzten Jahr etwa 
90 Tonnen Kokain verbraucht 
hat. Durch Hochrechnungen von 
Beschlagnahmen sagen sie vor- 
aus, daß sich die Zahlen 1991 auf 
160 bis 180 Tonnen belaufen wer- 
den. 

»Die Europäer sind da ange- 
langt, wo wir vor zehn Jahren wa- 
ren«, meinte ein Beamter der 
US-Drug Enforcement Admini- 
stration (Drogenbehörde). »Sie 
stehen vor einer Kokain-Epide- 
mie.« 


Der DEA-Beamte stellte fest, 
daß sich die Drogenexporteure 
nicht auf Westeuropa beschrän- 
ken. »Sie schielen auch nach Ost- 
europa, was für Kokain ein jung- 
fräuliches Territorium ist.« DU 


"Wachsende 


Aufgaben für 
den sowjeti- 
schen KGB 


Wenn der sowjetische Präsident 
Michail Gorbatschow auf Not- 
standserlasse zurückgreift, um 
mit der Krise in der Sowjetunion 
fertigzuwerden, wird er immer 
abhängiger vom KGB und dem 
Innenministerium. Wenn Gor- 
batschow erst einmal einen Not- 
stand oder Ausnahmezustand 
über Teile der Sowjetunion aus-" 
ruft, wird die Stabilität weitge- 
hend von den 1,5 Millionen Zivil- 
angestellten und Soldaten des 
KGB - Grenztruppen, Nachrich- 
ten-Korps und Spetsnaz-Einhei- 
ten - und weiteren 1,2 Millionen 
Männer der Miliz, Sondereinhei- 
ten und regulären Truppen des In- 
nenministeriums abhängen. 


Höchst beachtenswert in dieser 
Situation wäre die Rolle von 
Elite-Einheiten wie die KGB- 
Spetsnaz, deren Größenordnung 
nicht bekannt ist, und die der 
30000 Angehörigen der Sonder- 
einheiten zur Aufstandsbekämp- 
fung des Innenministeriums, 
meist »Afghanis«, : Teilnehmer 
am Krieg in Afghanistan. 


Eine neue Entwicklung ist die 
Verstärkung der 300000 Mann 
starken regulären Streitkräfte 
des Innenministeriums durch 
weitere 65 000 Mann, dieausden 
in den letzten Monaten aus Ost- 


europa abgezogenen sowjeti- . . 


schen Truppen rekrutiert wer- - 
den. Die Rolle des KGB und des . 


Innenministeriums sei unter Not- " - :: 


standsbedingungen viel bedeut- 
samer als das sowjetische Militär. 


Wie geht es den 


europäischen 
Wäldern 


Es war kein Grund zum Jubeln, 


‚ aber der Bericht über den Ge- 


sundheitszustand der europäi- 
schen Wälder weist eine gewisse 
Verbesserung nach der dreijäh- 
rigen Anwendung der europäi- 
schen Verordnung über die 
Bekämpfung der Luftverschmut- 
zung auf. - 

Der Bericht vermerkt zwar, daß 
ein beachtlicher Teil der Wälder 
in den Mitgliedsländern beschä- 
digt ist, aber die Beobachtungen 
von 1989 ergaben, daß 9,9 Pro- 
zent der Bäume unter mehr als25 
Prozent Blattverlust litten, ge- 
genüber 14,3 Prozent 1987 und 
10,2 Prozent 1988. Im Jahr 1989 
hatten dagegen 16 Prozent eine 
Blattentfärbung von mehr als 
zehn Prozent gegenüber 13,5 Pro- 
zent 1987 und 13,2 Prozent 1988. 
Es muß allerdings hervorgeho- 
ben werden, daß die beobachtete 
Baumanzahl in den vorhergehen- 
den Jahren erheblich kleiner war. 


Die Beschädigung der Koniferen 
(Nadelhölzer) ist etwas schlim- 
mer als die der anderen Bäume, 
wenn auch die . Unterschiede 
ziemlich gering sind. D 


Polen will 
Schutz vor 
sowjetischen 
Unruhen 


Die polnische Regierung hat die 
Vereinigten Staaten um den Ab- 
schluß eines Vertrages gebeten, 
der die Stationierung von ameri- 
kanischen Streitkräften auf polni- 
schem Boden beinhalten könnte, 
berichtet. die »Washington Ti- 
mes«. 

Das Blatt schreibt, der Vertrag 
sei dazu beabsichtigt, »Polen vor 
dem Abfallprodukt eines mögli- . 
chen Zusammenbruchs der So- 
wjetunion zu schützen, der, wie .: 
Polen glauben, »gefährlich nahe : 
ist«. DO 
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Sowjetunion 


Antıi- 
Gorbatschow- 
Koalition 
verdrängte 
Außenminister 


Don Markey 


Innerhalb weniger Tage nach der überraschenden Bekanntgabe 
durch den sowjetischen Außenminister Eduard Schewardnadze, daß 
er zurücktreten werde, begannen die Nachrichtenmedien des Esta- 
blishments mit Andeutungen auf das, was sie beharrlich versicher- 
ten, sei ein »konservatives« Netzwerk von alten kommunistischen 
Verfechtern des harten Kurses. Angeblich steigt dieses Netzwerk von 
Hardlinern derzeit im Kreml wieder zur Macht auf. 
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US-Präsident George Bush und 
die Führer der verschiedenenalli- 
ierten Staaten verkündeten, sie 
seien sich dessen »sicher«, daß 
sich die Sowjetunion unter Präsi- 
dent Michail Gorbatschow dazu 
verpflichtet habe, dessen Re- 
formprogramm durchzuführen. 
Diese Reformen würden jedoch 
den totalitären kommunistischen 
Staat in so etwas Ähnliches wie 
eine westliche freie Marktwirt- 
schaft umwandeln, die dem Dik- 
tat der internationalen Banken 
und Multinationalen unterwor- 
fen wäre. 


Aussagen, wie die des Leiters der 
sowjetischen Geheimpolizei 
KGB, Wladimir Kryuschkow, 
daß auf den Straßen Blut fließen 
werde, wenn dissidente Sowjetre- 
publiken weiterhin auf Unabhän- 
gigkeit drängen, sind bislang im 
Westen kaum analysiert worden. 
Auch seine Erklärung, daß der 
CIA und andere westliche Spio- 
nageagenturen mitgeholfen hät- 
ten, die derzeitige wirtschaftliche 
und politische Krise in der So- 
wjetunion zu nähren, sind weitge- 
hend in den Medien des Esta- 
blishments verschwiegen Wor- 
den. 


Der CIA hat seinerseits derartige 
Verwicklungen natürlich’ vehe- 
ment bestritten. 


Nagelprobe für 
ein neues Bündnis 


Die wahren Gründe für das Aus- 
scheiden des sowjetischen Au- 
ßenministers Schewardnadze se- 
hen ganz anders aus. Unsere Kor- 
respondenten hatten aus unan- 
fechtbaren Quellen . innerhalb 
der Sowjetunion erfahren, daß 
die Regierungskrise das Herz aus 
Bushs Koalition gegen den Irak — 
sowie aus seiner vielgepriesenen 
Neuen Weltordnung - herauszu- 
reißen drohte. 

Es war zu erfahren, daß Sche- 
wardnadzes Rücktritt auch 
Bände über den in den dunklen 
Korridoren des Kremlim Gange 
befindlichen Machtkampf sprach 
- und wer gewinnt. Es ist nicht 
Michail Gorbatschow, der diesen 
Machtkampf für sich entscheiden 
wird. 


Der Architekt von Glasnost und 
Perestroika hat seinen Stern und 
den der UdSSR an George Bush 
und die Trilaterale Kommission 


” 


Ep 


geheftet. Die Krise am Persi- 
schen Golf sollte die Nagelprobe 
dieses neuen. Bündnisses sein. 
Man erwartete von Gorbatschow, 
daß er der Führung von Bush und 
seiner trilateralen Partner bei ei- 
nem Angriff gegen Saddam Hus- 
sein folgen werde. Die Koalition 
der Internationalisten will, daß 
der Irak als Stein im Wege zu ih- 
rer neuen Weltwirtschaftsord- 
nung beseitigt wird. 


Von der Macht 
verdrängt 


Schewardnadze ist immer Gor- 
batschows Mann gewesen, und 
wenn der sowjetische Staatspräsi- 
dent wirklich an der Macht wäre 
- wie die Medien des Establish- 
ments uns glauben machen wol- 
len -, dann wäre Schewardnadze 
immer noch Leiter des sowjeti- 
schen Außenministeriums und 
würde Gorbatschows Ansichten 
vor. der Welt vertreten. 


Schewardnadze wurde von der 
Macht verdrängt, darüber sollte 
man sich völlig klar sein, und er 
verließ seinen Posten keineswegs 
aus freier persönlicher Wahl her- 
aus. Und die signalisierte den 
Aufstand der Koalition zwischen 
der Roten Armee und der Ge- 
heimpolizei KGB gegen das von 
Gorbatschow geleitete Reform- 
programm. 


Schewardnadze spielte in der Tat 
bei seiner Rücktrittserklärung 
darauf an und warnte, daß »die 
Reformer verschwunden seien 
und sich in die Büsche verschla- 
gen hätten ... daß eine Diktatur 
für die Sowjetunion im Entste- 
hen begriffen sei, und daß es 
nicht klar sei, wer an die Macht 
kommen würde«. Scheward- 
nadze sagte, er könne nicht dazu 
stehen, »was in unserem Lande 
geschieht und zu den Prüfungen, 
die unserem Volk bevorstehen«. 
Gorbatschow seinerseits sagte, 
es sei »unverzeihlich«, daß Sche- 
wardnadze die Regierung zu die- 
sem Zeitpunkt verlasse, und er 
sei dadurch »verletzt«, daß der 
Außenminister ihn nicht vorher 
von seiner Entscheidung unter- 
richtet. habe. Gorbatschow 
räumte jedoch auch ein, daß eine 
stärkere Regierung benötigt 
werde, um das Land vor einem 
politischen und wirtschaftlichen 
Chaos zu bewahren. 


Daher also die Rückkehr der Ro- 
ten Armee und des KGB zur 


- 


Die beiden Außenminister der Supermächte, Baker und Sche- 
wardnadsze waren sich einig bei der Verwirklichung der neuen 


Weltordnung. 


Macht. Ihr Einfluß war durch 
Gorbatschows Politik ausgewa- 
schen worden, und das gefiel ih- 
nen überhaupt nicht. Man möge 
sich an die weithin publizierte In- 
fragestellung von KGB-Beamten 
und sogar an eine über das Fern- 
sehen übertragene Runde von 
Vernehmungen von KGB-Beam- 
ten in Moskau erinnern. Der 
KGB schäumt seitdem vor Wut 
darüber, während die Rote Ar- 
mee ebensowenig dazu bereit ist, 
ihren Einfluß einfach dahin- 
schwinden zu sehen. 

Wenn die Sowjets irgendwelche 
Streitkräfte gegen den Irak ein- 
setzen, wie Georg Bush dringend 
verlangt hat, oder auch nur bei- 
seitestehen, während Bush sei- 
nen Krieg am persischen Golf be- 
kommt, dann wird dies die harter- 


oberten Stützpunkte in diesem 
Teil der Welt zerstören. Jahre- 
lang, lange bevor der sowjet- 
kommunistische Staat in Erschei- 
nung trat, hatte sich schon das za- 
ristische Rußland um eine starke 
Präsenz im Mittleren Osten be- 
müht, und der Irak war ein geeig- 
neter Ort, um dieses Ziel zu errei- 
chen. 


Wenn sich die Sowjets mit den 
Vereinigten Staaten gegen den 
Irak verbünden, kann der Kreml 
seinen Zugang zum Persischen 
Golf vergessen. Und was vom so- 
wjetischen Standpunkt aus gese- 
hen noch schlimmer ist, die ver- 
stärkte amerikanische Militär- 
präsenz in der Region gefährdet 
alle Hoffnungen der Sowjets auf 
Hegemonie. Dies wird. noch 


durch die Tatsache verschlim- 
mert, daß Bush Gorbatschow fei- 
erlich versprochen hatte, daß die 
amerikanischen Streitkräfte 
nicht im Mittleren Osten statio- 
niert bleiben werden. 


Diese feierliche Zusage ist offen- 
sichtlich über die Wupper gegan- 
gen, falls Bush sie überhaupt 
ernst gemeint hat. Deswegen 
werden die 5 000 sowjetischen 
Militärberater, die jetzt im Irak 
sind — nicht die 3 000 oder so ge- 
wöhnliche Techniker, über die die 
Medien berichteten - genau dort 
bleiben, wo sie sind. 


Es kann jetzt eines der beiden 
Szenarien ins Spiel kommen, wo 
sich die Bolschewisten der alten 
Linie darum bemühen, mit der 
aufsteigenden Rote Armee- 


Als Bundeskanzler Kohl mit 
Gorbatschow in Bonn auf das 
neue Verhältnis zwischen 
Bonn und Moskau anstieß, be- 
gann gerade erst der Macht- 
kampf im Kreml. 


KGB-Koalition zu einer Überein- 
kunft zu kommen: Eine Möglich- 
keit ist ein plötzlicher militäri- 
scher Schlag gegen das neuer- 
dings verteidigungslose Westeu- 
ropa. 


Oder die andere, viel wahrschein- 
lichere Möglichkeit ist ein Ge- 
meinschaftsunternehmen mit Is- 
rael um die Kontrolle über die Ol- 
felder des Mittleren Ostens zu 
übernehmen und damit die Welt- 
wirtschaft diktieren zu können. U] 
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. . haben. 
: sich, ob es eine Präsidentschafts- 


Sowjetunion 


durch 


Reformen 


| Revolution? 


- Hans Bader 


“ In der UdSSR bahnen sich, vielleicht schon in den kommenden Mo- 
naten, Riesenumwälzungen an, die nach Ansicht des Mitglieds des 
Präsidialrates Alexander Jakowlew, der als zweiter Mann der sowje- 
tischen Führung gilt, viel schneller als allgemein erwartet zu einem 

: staatsähnlichen Aufbau wie in den Vereinigten Staaten von Amerika 
führen könnten. Allerdings | hat Michail Gorbatschow seiner Ansicht 
nach nur noch maximal zwei Jahre Zeit. Sollte es bis dahin zu keiner 
Besserung der wirtschaftlichen Situation gekommen sein, dann sei 


die Zeit für neue Leute reif. 


Das derzeit wichtigste sei, so be- 
tonte Jakowlew in einem Inter- 
view, die Schließung eines Uni- 
onsvertrages, in dem die Voll- 


machten zwischen der Zentralre- 


gierung in Moskau und den Re- 
publiken neu aufgeteilt werden 
müßten. Dabei werde man dann 
auch sehen, welche Kompeten- 
zen die Unionsregierungen bereit 
sind abzutreten. Dies werde dann 
aber letztendlich auch Auswir- 
kungen auf die Zentralregierung 
»Dann entscheidet es 


; leitung, ob es eine Regierung 


sein wird oder etwas anderes.« : 


Dies bedeute aber derzeit auch, 
daß man nicht viel Zeit mit der 
Frage vergeuden soll »Brauchen 
wir jetzt eine neue Regierung 
oder nicht«. Denn diese Frage 


3 .ı können sich durch’ die Verhand- 
- Iungen mit den Republiken von 


selbst erledigen. 


Zur Zeit noch 
keine Alternative 


Dies bedeute aber da: daß die 
Unruhen in den einzelnen Repu- 
bliken natürlich seien, da sich das 
gesamte Land »auf jedem Fall in 
einem wirklich revolutionären 
Prozeß befindet«, und dabei sei 


}. ‚ es doch nur logisch, daß die ver- 


schiedenen Interessen der ver- 
schiedenen Gruppen aufeinan- 
derprallten. Dazu müsse zusätz- 
lich noch berücksichtigt werden, 


daß auch die einzelnen Republi- - 


. » ken keine Einheit darstellen wür- 
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den. So bestehe alleine Rußland 
aus mehreren Dutzend Nationali- 
täten. 


‚Paläste statt 


Getreidespeicher 


Jakowlew führte. hierzu folgen- 
des Beispiel an: Kürzlich habe er 
ein kleines Dorf besucht, sei dort 
in ein x-beliebiges Haus gegan- 
gen und habe den Leuten dort 
von den Wirtschaftsreformen und 
der Demokratisierung berichtet. 
Sie hätten höflich zugehört, dann 
aber gesagt, »alles gut, aber wir 
bräuchten hier Balken für eine 
Stromleitung, und in dieser Rich- 
tung müßte eine Straße gebaut 
werden. Diese Menschen bewegt 
ihr Alltag. Sie sehen, es geht um 
ganz unterschiedliche Dimensio- 
nen innerhalb eines politischen 
Prozesses. Komme ich hingegen 
in Kreise der linksliberalen Intel- 
lektuellen, so wird dort über 
nichts anderes als über Glasnost 
und Perestroika diskutiert. Dort 
wiederum spielen Stromleitun- 
gen und Straßen keine Rolle.« 


Ohne groß auf die verschwunde- 
nen und verdorbenen Waren in ei- 
ner Größenordnung von vielen 
Milliarden Rubel einzugehen, 
schränkt Jakowlew ein, daß auch 
diese Bilder über den wirklichen 
Zustand täuschten und für eine 
entsprechende Stimmung sorg- 
ten. »Die Regale sind leer für 
Rentner, Ärzte, Angestellte, also 
für mittlere Schichten, aber nicht 


für Arbeiter, die ihre Versorgung 
im Betrieb bekommen.« 

Und nach Ansicht des Sowjetpoli- 
tikers gibt es zumindest derzeit 
keine Alternative zu Michail'Gor- 


- batschow. Zwar bildeten sich. der- 


zeit neue Strukturen heraus, nur 


habe sich »keine nennenswerte 


Partei herausgebildet, die eine 
echte Alternative, ein konstrukti- 
ves Programm zu unserem Kon- 


zept vorstellen könnte«. Viel- - 


mehr erschöpften sich diese »im 
Neinsagen, in Antihaltung«. 
Aber die Verlautbarungen dieser 
Parteien schüfen in Verbindung 
mit der Presse »eine Stimmung 
von einem Chaos, eine Stim- 
mung, in der man nicht weiß, wie 
es weitergehen soll«. 


Wichtig für die Beseitigung der 
wichtigsten Schwierigkeiten so- 
wohl im wirtschaftlichen als auch 
im ernährungspolitischen “Be- 


reich sei jetzt auch eine Umkehr _ 


in der Produktion. »Wir haben 


gute Raketen gebaut, hochmo-. 


derne Raketen, wir haben Panzer 
mit Computersteuerung gebaut, 
aber wir haben versäumt, lei- 
stungsfähige Mähdrescher, mo- 
derne Lastwagen zu bauen. Nie- 
mand ist auf den Gedanken ge- 
kommen, spezielle Getreide- 
frachter zu bauen. Wir haben Pa- 
läste errichtet, aber keine kleine- 
ren Fleischfabriken oder Gettrei- 
despeicher. Stattdessen holen wir 
Getreide vom Fernen Osten nach 
hier, nach Moskau, und andere 
Waren transportieren wir wie- 
derum von hier in den Fernen 
Osten. So werden die 'Transport- 
pläne perfekt erfüllt, nur effektiv 
ist das nicht. Und die Ironie liegt 
zusätzlich darin, daß für so per- 
fekt erfüllte Transportpläne Me- 
daillen und Orden verliehen wer- 
den.« 

Das Geld sei nicht das Problem 
beim Aufbau einer neuen Staats- 
ordnung. »An Geld in unserer 
Bevölkerung fehlt es nicht. Geld 
ist da, aber die Waren fehlen. Es 
fehlen die Konsumgüter.« Auch 
die Bildung von Privateigentum 
sei fester Bestandteil der Refor- 
men Gorbatschows. Vom Aus- 
land erhoffe sich sein Land Wa- 
renkredite. »Damit wäre uns am 
meisten geholfen.« 


Viele rufen nach 
einer starken Hand 


Nach Ansicht Jakowlews hat der 
Westen gar keine andere Alterna- 
tive, als in der derzeitigen Situa- 
tion voll und ganz auf Michail 


verabschieden : können, 


Gorbatschow zu setzen. Aller ” 


dings sei die Perestroika unab- 
hängig von den Personen an der 
Spitze des Sowjetstaates unum- 


. kehrbar. Zwar gebeesmomentan 


viele Stimmen, :die nach einer : 


starken Hand riefen, die für Dis- 
ziplin und Ordnung sorge, was 
etwa durch das.Militär geschehen 


könnte. Hiervor warnte der $o- : 
»Aber -: 


wjetpolitiker allerdings: 
die Geschichte hat uns. ausrei- 
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chend gesagt, wohin dasletztend- - 


lich führt.« Das große Manko in 
der UdSSR sei, daß es zur Zeit 


‚noch keine richtigen . Gesetze 


gibt, die dem demokratischen 
Aufbau entsprächen. 
Jakowlew wies alle Gerüchte 


über einen angeblich kurz bevor- ; 


stehenden. Militärputsch gegen. : 
Gorbatschow entschieden zu- : 


rück, »denn es ist jetzt unmög- 
lich, die Soldaten gegen das Volk 
auf den Plan zu rufen, immerhin 
ist die Armee auch für die Been- 
digung zwischennationaler Kon- 
flikte eingesetzt«. 


Allerdings sei auch er dafür, daß, 
wenn sich in den kommenden 
zwei Jahren nicht entscheidendes 
tue, die derzeitige Führungs- 
spitze abtreten sollte. »Wenn 
man wirklich in diesen zwei Jah- 
ren die grundlegenden Verände- 
rungen nicht geschafft hat, wenn 
wir mindestens nicht zu einfa- 
chen Trends einer sich selbst re- 
gelnden Wirtschaft kommen, 
wenn wir keinen neuen Unions- 
vertrag schließen können, 
wenn wir keine neue Verfassung 
dann 
wäre es wohl richtig, daß die 
neuen Leute kommen, die das 
schaffen können.« 


Alles in allem ein sehr interessan-, 


tes Interview, in dem der sowjeti- 
sche Spitzenpolitiker in weiten 
Teilen erstmals interessante Ein- 
sichten in die Gedankenstruktu- 
ren sowohl der Regierung als 
auch des sowjetischen Normal- 
bürgers gibt. Allerdings hat sich 
Jakowlew in diesem Interview 
mehrfach sehr positiv über Lenin 
geäußert. Und dies sollte doch zu 
denken geben. Denn Lenins 
Hauptaugenmerk war nicht auf 
die Schaffung einer neuen welt- 
weiten Friedensordnung in dem 


Sinne gerichtet, daß viele Länder ° 


auch unterschiedlicher Staatsfor- 
men friedlich nebeneinander le- 
ben, sondern ausschließlich auf 
den weltweiten Sieg des Kommu- 
nismus. und hierfür war ihm alles 
recht, auch die Zusammenarbeit 
mit dem Kapitalismus. OD 
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Großbritannien 


. Die Tage von 
‚John Major 
‚sınd gezä ählt 


Peter Blackwood 


»Eine kompetente, nicht charismatische vorübergehende Kompro- 
mislösung«, so beschrieb eine englische Informationsquelle das Phä- 
nomen, das heute als John Major bekannt ist: 47 Jahre alt, Brille tra- 
gendes Nichts, britischer Premierminister. 


»Eine Regierung der Männer in 
grauen Anzügen«, war die Be- 
schreibung eines zweiten Infor- 
manten. »Sehr langweilig«, sagte 
ein dritter. »Er hat das Profil und 
die Kompetenz eines typischen 
Buchhändlers«, notierte ein Insi- 


der der City of London. »Was ist 


da schon außer der Brille und 
dem grauen Anzug vorhanden?« 
fragte der fünfte, der zufällig Kar- 
rikaturist von Beruf ist. 


Der Rücktritt von 
Attila die Henne 


Gewiß, John Major in der Down- 
ing Street Nr. 10 zu sehen, ist ein 
Schock, nach elfeinhalb Jahren 
Magaret Thatcher, der Tochter 
eines Gemüsehändlers und ange- 
hende Großmutter, die in den 
letzten Monaten vor ihrem Rück- 
tritt nicht gerade schmeichelhaft 
als »Attila die Henne« bekannt 
geworden war. So schockiert war 
der Korrespondent des Londo- 
ner »Guardian«, der Major am 
27. November 1990 das Gebäude 
10, Downing Street betreten sah, 
daß er am nächsten Tag schrieb, 
»eine besonders erstaunliche Tat- 
sache« an dem neuen Premiermi- 
.nister ist, daß sie ein Mann ist«. 


Einen Kulturschock , erleidet 
auch- Majors Frau Norma, die 
sich aus nicht ganz klaren Grün- 
den dazu entschlossen hat, nicht 
mit den beiden Major-Kindern zu 


ihrem Mann John in die Downing 


Street Nr. 10 zu ziehen. 


Abgesehen von allen diesen Din- 
gen stellen Insider der Londoner 


City gezielte Fragen über Majors 
Vergangenheit. Sie können sich 
die Anormalität nicht erklären, 
daß er als Jugendlicher zwar eine 
schwierige Prüfung bestand und 
sich damit für das Abschlußzeug- 
nis einer höheren Lehranstalt 
qualifizierte, später aber bei 
einer Prüfung als Schaffner im 
öffentlichen Transportwesen 
durchfiel. Was kann man also aus 
dieser farblosen Figur und aus 
Großbritanniens erster Nach- 
Thatcher-Regierung machen? 


Die Kunst des 
gebildeten Sadismus 


Es wird einige kosmetische Ver- 
schiebung weg von den größeren 
Fiaskos der Thatcher-Ära geben, 
darunter die Revision oder gar 
Abschaffung der verhaßten 
»Kopfsteuer«, einer Erfindung 
des Londoner Adam-Smith-Insti- 


.tute und der Kreise um den ver- 


storbenen Lord Victor Roth- 
schild herum. Die ist eine Be- 
steuerung pro Kopf statt eine auf 
Zahlungsfähigkeit beruhenden 
Steuer. 


Gleichzeitig wird im Sprachge- 
brauch der Regierung ein betont 
»europafreundlicher« Umgangs- 


: ton vorherrschen, da sich das bri- 


tische Establishment darum be- 
müht, jene Position auf dem Kon- 
tinent zu erringen, die unerreich- 
bar war, als Thatcher noch laut- 
hals gegen Deutschland und 
seine Nachbarn polemisierte. Im 
Zeitalter , eines vereinigten 
Deutschlands, in dem Helmut 


Kohlbei den allgemeinen Wahlen 


vom 2. Dezember 19% als Sieger 
hervorging, könnte der Kontrast 
zwischen einer gestürzten That- 


‘cher in London und einem auf- 


steigenden Kohl in Bonn nicht 
größer sein. 


Wozu ist die Strategie des briti- 
schen Gleichgewichts der Macht 
und des Teile und Herrsche in Eu- 
ropa gut, wenn die Briten sich 
nicht nur »außerhalb des Spielfel- 
des«, sondern auch in einem Zu- 
stand innerer Unordnung befin- 
den? 


"Hinter Majors glanzloser Fassade 


wird die tägliche Politik unter der 
Leitung von Männern wie Außen- 
minister. Douglas Hurd, einem 
Insider des Establishments ste- 
hen, der früher auf der Vorberei- 
tungsschule in Eton, wo er den 
Spitznamen »Hitler Hurd« trug, 
weil er als Kapitän der Rugby- 
Mannschaft der Schule Mann- 
schaftskameraden mit einem 
Rohrstock zu schlagen pflegte, 
wenn er glaubte, sie seien nach- 
lässig, die Kunst des gebildeten 
Sadismus beherrschte. 


In seiner langjährigen Dienstzeit 
im britischen diplomatischen 
Korps lernte Hurd alle mit den 
Whitehall-Insidern des Außenmi- 
nisteriums verbundenen Schliche 
kennen. Aus einer Londoner 
Quelle verlautete am 4. Dezem- 
ber 1990: »Der Kernpunkt der 


. neuen Regierung John Majors 


besteht darin, daß das britische 
Außenministerium viel mächti- 
ger sein wird, als es unter Mrs. 
Thatcher war. Die Annäherung 
an Europa wird sehr viel ausge- 
klügelter, viel geschmeidiger und 
viel wirksamer vor sich gehen, 
ohne all diesen Lärm. Die Deut- 
schen werden weniger Spaß 
daran haben, Großbritannien 
auszulachen, als sie unter Mrs. 
Thatcher hatten.« 


Unvorbereitet für 
eine Feuertaufe 


Die neue Regierung könnte man 
am besten »das Major-Hurd-Re- 
gime« bezeichnen. Am 4. De- 
zember 1990 hielt Hurd in Brüs- 
sel eine Ansprache, die auf eine 


Aufweichung.der Haltung Groß-- 


britanniens gegenüber Europa 
hinzudeuten schien, undin derer 
sagte, daß Europa bei der Über- 
nahme der Verantwortung für 
seine Selbstverteidigung und Si- 
cherheit eine aktivere Rolle spie- 
len müsse. 


_ Schlüsselwort für die Major-Re- 


Abgesehen davon lautet das: 
gierung: »Übergang«. 


Major zog am Nachmittag des 27. 
November 1990 in das Büro des 
Premierministers ein, nachdem 
er im zweiten Wahlgang der Con- 
servative Party gegenüber den | 


Herausforderern Hurd und dem .' 


ehemaligen Verteidigungsmini- 
sters Michael Heseltine die mei- - 
sten Stimmen für sich verbucht. 
hatte. Am 2. Dezember veröf- 
fentlichte die gleiche Londoner 
»Sunday Times«, die mit ihrem 
Leitartikel vom 18. November 
1990, in dem Heseltine vor That- 
cher rangierte sozusagen, die To- 
tenglocke für Thatchers Lauf- . 
bahn geläutet hatte, verschie- : 
dene Kommentare, in denen der... 
schnelle Abgang der Major-Re- .: 
gierung vorausgesagt wurde. 


Die Tage deines 
Königreichs sind gezählt 


Der Oxforder Historiker Nor- 
man Stone, der auch als Sonder- 
berichterstatter für diese Zeitung 
arbeitet, sagte über Majors Re- 
gime: »Eine geheimnisvolle 
Hand schreibt an die Wand: Die 
Tage Deines Königreichs sind ge- 
zählt.« Nach Stones Ansichtist es 
unmöglich für eine monetaristi- 


- sche Regierung mit Neigungen _ 


zum rechten Flügel an der Macht 
zu einer Zeit einzutreten, in der 
in Großbritannien »die schlimm- 
ste Rezession seit dem Kriege« : 
beginnt, wo die Gewinne fallen, © 
Firmen rationalisieren, kleinere 
Betriebe in immer größerer An- 
zahl pleitegehen und die Arbeits- 
losigkeit unweigerlich ansteigt. _ 
Der Hauptleitartikel der »Sun- 
day Time« trug die Überschrift: 
»A war and a slump« (»Ein Krieg 
und ein starker Rückgang«). Er 
bejammerte .die Tatsache, daß 
Großbritanniens wirtschaftlicher 
Rückgang gleichzeitig mit dem 
unmittelbar bevorstehenden 
Ausbruch eines Krieges am Golf 
erfolgt, und daß Major »für eine 
derartige Feuertaufe weitgehend 
unvorbereitet ist«. 


Während die taktische Priorität . 
für das Major-Hurd-Regime für 
Europa darin bestehen wird, auf 
traditionelle Weise um Europa zu 
werben, wird Major auf die »Feu- 
ertaufe« vorbereitet, da die Pro- 
Krieg-Interessensgruppe : in. 
Großbritannien so stimmgewal- 
tig wie je zuvor, wenn nicht noch 
lautstarker ist. mE 
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Xaf 


Eine-Welt-Imperialismus 


Perestroika — 
Spielball des 
Zionismus? 


Arnulf Neumaier 


Ein signifikanter Machtschwund im Inneren wie im Äußeren kenn- 
zeichnet den Niedergang der Sowjetunion. Worin ist dieser Nieder- 
gang begründet? Sind es allein die ökonomischen Verhältnisse, be- 
dingt durch eine widersinnige Ideologie, die den Schwächezustand 
auslösten? War die Sowjetunion zu Zeiten Stalins oder Chrustschows 
wirtschaftlich gesünder und stärker als am Ende der Breschnew- 
Ara? Wohl kaum, denn zu Zeiten imperialistischer Expansionen war 
das Elend in der Sowjetunion größer als heute. Hat sich der russisch- 
imperiale Wille und die Mission einer bolschewistischen Weltrevolu- 
tion in einem quantitativen Militarismus erschöpft? 


Den markantesten Wendepunkt 
im politischen Dasein der Sowjet- 
union stellt rein äußerlich der 
Afghanistan-Krieg dar, als es für 
die Sowjets galt, die imperiale 
Ausdehnung des Riesenreiches 
in Richtung Süden, zu den war- 
men Meeren und nicht zuletzt an 
den Persischen Golf zur Verwirk- 
lichung eines alten zaristischen 
Traums, fortzusetzen. 


Neue imperialistische 
Strategien 


Die Lebensgrundlage von Impe- 
rien ist nun einmal ihre stete, 
mehr oder weniger schnelle Ex- 
pansion, offenbar eine Art biolo- 
gisches Gesetz, wonach am Ende 
der Aufwärtsentwicklung der Ab- 
stieg beginnt, weil die elemen- 
taren Kräfte, die bis zu diesem 
Höhepunkt geführt haben, erlah- 
men. Wäre dem nicht so, so hätte 
sich die Welt seit ihrer Aufteilung 
in Staaten und Imperien nicht 
mehr verändert, die Historie 
hätte auf Dauer ihr Ende gefun- 
den. Somit ist aber alles immer 
wieder in Fluß. 


Der amerikanische Imperialis- 
mus als Nachfolger des engli- 
schen ist im Zeitalter intensiver 
wirtschaftlicher Verflechtungen 
und weltweiter Konzerne 
zwangsläufig nicht mehr von glei- 
cher Art wie ehedem. Durch die 
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tionalen Eroberungswillens, so 
ist inzwischen durch überstaatli- 
che Mächte = Trilaterale, Zioni- 
sten — eine Verlagerung des 
Machtwillens und der Machtaus- 
übung in Richtung Ein-Welt- 
Herrschaft eingetreten. Als Mit- 
tel zur Erringung und Ausübung 
universeller Machtformen sind 
totale Korruption der politischen 
Repräsentanten, geistige Zerset- 
zung, Zerstörung von Kultur und 
nationaler Eigenständigkeit so- 
wie rassische Deformationen zur 
Anwendung gebracht worden. 
Die derzeitige Golfkrise, einer 
der Kulminationspunkte in der 
Phase eines qualitativ neuen Kar- 
tell-Imperialismus, ist geeignet, 
die Strategie der obengenannten 
Kräfte zu realisieren. Die geistige 
und kulturelle Zerstörung im 
Dasein der Völker, wie sie vor al- 
lem in den USA vorliegt, und der 
durch rassische Verfremdung er- 
zwungene Identitätsverlust bei 
gleichzeitiger Propagierung eines 
US-Wallstreet-Patriotismus, sind 
die Voraussetzung des neuen Kar- 
tell-Imperialismus. 


Schah Reza Pahlevi wollte Persien in der Golfregion zu einer poli- 
tischen und militärischen Macht aufbauen. Er wurde gestürzt. 


massive Einflußnahme überstaat- 
licher Finanzgruppen und Kar- 
telle auf die imperiale Politik der 


USA, verbunden mit den Bestre- 


bungen gewisser Kreise nach ei- 
ner Ein-Welt-Regierung haben 
sich neue Strategien, andere stra- 
tegische Zielsetzungen und Qua- 
litäten imperialistischer Bestre- 
bungen ergeben. 


Waren die früheren Imperien in 
erster Linie Ausdruck eines na- 


Die imperiale Macht von ehedem 
gründete auf dem imperialen Wil- 
len und Stolz eines Herrschers 
und eines Eroberervolkes sowie 
der Arbeits- und Tributleistung 
der Eroberten. Die Arbeitslei- 
stung und die daraus resultie- 
rende Macht der vorindustriellen 
Imperien war in erster Linie 
durch den »Brennstoff« oder 
»Energieträger« Lebensmittel 
bedingt, während es im indu- 
striellen Zeitalter vorerst die 


Kohle war und es derzeit das 
Erdöl ist. 


Weltweite Macht besitzen heute 
diejenigen, die das Brot der Indu- 
strie, seine Energiebasis, das 
Erdöl, beherrschen, denn ohne 
preiswerte Energie keine Exis- 
tenz der Industrienationen. 


Diese Erkenntnis liegt der Lang- - 


zeitstrategie der Trilateralen und 
Zionisten zugrunde. Auf dem 
Gebiet der Nahrungsmittelver- 
sorgung ist ein paralleler Vorstoß 
der gleichen Kräfte festzustellen, 
der beispielsweise darauf abzielt, 
das europäische, insbesondere 
das deutsche Bauerntum zu ver- 
nichten. 


Der Kartell- 
Imperialismus 


Nach dem Zweiten Weltkrieg 
wurde das Erdöl industrieller 
Energieträger Nummer eins, 
sowohl wegen der Vorteile beim 
Transport und der Handhabung, 
als auch wegen des sehr günsti- 
gen Preises. Aus diesen wirt- 
schaftlichen Gründen erfolgte 
weltweit die Umstellung der 
Energieversorgung von Kohle 
auf Ol und als es für die meisten 
Volkswirtschaften kein Zurück 
mehr gab, wurde die erste Ener- 
giekrise in Absprache mit den 
Förderländern, Olgesellschaften 
und amerikanischen Finanzinsti- 
tuten inszeniert, in deren Folge 
die Olpreise vervielfacht worden 
sind und ebenso die Profite. 


Als einziger Ausweg des Energie- 
problems auf Dauer wäre für die 
hochentwickelten Industrielän- 
der die Kernenergie, die jedoch 
durch dubiose Reaktorunfälle in 
Harrisbourg und später in Tscher- 
nobyl und der anschließenden 
Diskreditierungswelle _interes- 
sierter Kreise unterbunden 
wurde. In-Fachkreisen herrscht 
noch immer Rätselraten über ge- 
wisse Aspekte bei diesen »Unfäl- 
len«. 


Wer ist wessen 
Marionette? 


Die riesigen Konzerngewinne 
aufgrund dieser Manipulation 
lassen sich schon daran ermes- 
sen, daß die Saudis für etwa 2000 
Milliarden . Dollar US-Staats- 
schuldpapiere besitzen, also 
mehr. als die Hälfte der. US-Ge- 
samtschuld, und man dabei be- 
denkt, daß die Saudis die Ge- 


en 


Pin. 


US-Präsident Jimmy Carter, 

ein Erdnußbauer, der mit viel 

Geld von Rockefeller Präsi- 

dent wurde, rühmte sich, den 

Sturz des Schahs betrieben zu 
‚haben. 


winne mit den ihnen verbunde- 
nen Olkonzernen teilen. 


Als Persien unter dem letzten 
Schah in der Golfregion eine poli- 
tische und militärische Macht zu 
werden drohte und die Gefahr er- 
wuchs, daß hieraus ein Integra- 
tionsfaktor der Erdölländer wer- 
den könnte, mußte er fallen. 

Der in den USA bis dahin völlig 
unbekannte Erdnußbauer Jimmy 
Carter wurde auf Geheiß und mit 
viel Geld der Rockefellers zum 


‘Präsidenten der USA gemacht. 


Er rühmte sich später, den Sturz 
des Schahs betrieben zu haben. 
Hierauf zerrann eine politische 
Macht in religiöse Fanatismen, 
das erste Etappenziel der Neo- 


Imperialisten war erreicht. 


Mit zunehmend wirtschaftlicher 
Bedeutung dieser Region wuch- 
sen die Spannungen zwischen 
den Großmächten Sowjetunion 
und USA. Israel, Ziehkind des 
US-Imperialismus, in Kompli- 
zenschaft mit dem aggressiven 
Zionismus, war von Anfang an 
als deren militärischer Vorposten 
im Vorderen Orient ausersehen, 
wobei sich die Frage stellt, wer 
wessen Marionette ist. 


& 


I ET a u a gr Pe ei 


Der zionistische Expansionswille 
war seit eh und je ungebrochen, 
erklärte doch der ehemalige isra- 
elische »Verteidigungsminister« 
Moshe Dajan am 8. Juli 1968: 
»Nach der gegenwärtigen Waf- 
fenstillstandslinie werden wei- 
tere kommen. Sie werden über 
den Jordan, den Libanon, viel- 
leicht auch bis über Zentralsy- 
rien, hinausreichen.« 


Unter solchen Gesichtspunkten 
muß die Politik der Sowjets hin- 
sichtlich Israel, dem Irak und den 
eigenen militärischen Bestrebun- 
gen in Afghanistan gewertet wer- 
den. Während die USA ihren Vor- 
posten Israel mit allen Mitteln 
stützten, scheuten sie keine Mit- 
tel, den Sowjets einen militäri- 
schen Erfolg in Afghanistan zu- 
nichte zu machen. 


In diesem Zusammenhang liegt 
auch der Schluß nahe, daß der 
Krieg zwischen dem Irak und 
dem Iran eine wohlgezielte Ak- 
tion Israels und der USA war, mit 
dem erstrebten Ziel, den Irak 
und Iran im Vorderen Orient aus- 
zuschalten; Israel war bedeuten- 
der Waffenlieferant des Irans. 


Die US-Dauerbesetzung 
der Golfregion 


Die Annahme, der Golfkonflikt 
sei ein Werk zum Nutzen und 
Frommen der unseligen Allianz 
von US-Kartell-Imperialismus, 
Zionismus und israelischem Ex- 
pansionismus, liegt nahe; Israel 
benötigt dringend einen Krieg. 
Welche »Informationskanäle« 
mit CIA-Mossad-Hintergrund 
den Irak ermunterten, den Zu- 
sammenschluß von Kuwait, eines 
ehemaligen Teils des Irak, mit 
dem Mutterland herbeizuführen, 
ist noch nicht deutlich, Gewiß- 
heit scheint aber darin zu herr- 
schen, daß die US-Botschafterin 
in Bagdad Saddam Hussein die 
Nachricht vom Desinteresse der 
USA an Kuwait signalisierte. 


Was nach dem Einmarsch des 
Irak in Kuwait auf Seiten der 
USA ablief, hatte mehr als den 
Anschein einer längst vorbereite- 
ten Aktion. Für das geplante 
Golfszenario spricht auch der ge- 
wählte Zeitpunkt in Hinblick auf 
den Schwächezustand der So- 
wjetunion und den zwingenden 
Raumbedarf Israels für die Juden 
aus der UdSSR. Wenn auch zur 
Täuschung der westlichen Of- 
fentlichkeit, vor allem aber der 


islamischen Welt, Israel vorerst 
Zurückhaltung im Nahen Osten 
auferlegt worden war, konnte die 
Provokation am Tempelberg, die 
Hussein zum Losschlagen reizen 
sollte, nicht verhindert werden; 
Hussein scheint das Spiel durch- 
schaut zu haben. 


Die Reaktion der Sowjets auf das 
Treiben der USA am Golf, wobei 
sie, vertreten durch ihren dama- 
ligen Außenminister Scheward- 
nadse, den Anschlag der US-Kar- 
telle auf den Weltfrieden in Form 
von US-Resolutionen noch gut- 
hießen, ist nur dann verständlich, 
wenn man davon ausgeht, daß 
das Gorbatschow-Regime nicht 
nur handlungsunfähig ist, son- 


Henry Kissinger, ehemaliger 
US-Außenminister und enger 
Vertrauter des Rockefeller- 
Clans, hat die Strategie des 
Kartell-Imperialismus entwor- 
fen. 


dern auch die Interessen des eige- 
nen Landes nicht mehr erkennt. 
Ergebnis der sowjetischen Unfä- 
higkeit ist die nun folgende Dau- 
erbesetzung der arabischen Golf- 
gebiete durch die USA und das 
mit Zustimmung der sowjeti- 
schen Regierung. 


Mittels der Beherrschung der Öl- 
felder, das heißt der Weltenergie- 
versorgung, haben die US-Kar- 
tell-Imperialisten einen bedrohli- 


David Rockefeller, Initiator der 
Bilderberger und der Trilatera- 
len Kommission, sieht in der 
Beherrschung des Welt-Öl- 
marktes einen Weg zur Ein- 
Welt-Regierung. 


chen Einfluß auf die politische 
Entwicklung der Völker im So- 
wjetreich erhalten, ganz gleich, _ 
wie der weitere Verlauf der politi- 
schen Verhältnisse auch sein 
mag. So gesehen, wird der Sturz 
des ehemaligen Außenministers 
Schewardnadse nur zu verständ- 
lich. Freiwillig ist das geleimte, 
naive Hätschelkind der US-Roß- 
täuscher nicht aus dem Amt ge- 
schieden. 


Unter dieser Voraussetzung muß 
angenommen werden, daß es in 
erster Linie sowjetische Militärs 
waren, die den Sturz Scheward- 
nadse veranlaßten, weil-durch die 
erschlichene Präsenz der USA 
am Golf das strategische Gleich- 
gewicht zu Ungunsten der So- 
wjets gestört wurde und ihr po- 
tentieller Verbündeter, der Irak, 
einer ungewissen Zukunft entge- 
gen sieht. 


Die politische Dummheit des . 
Gorbatschow-Systems kommt 
vom politischen und militäri- 
schen Standpunkt sowjetischer 
militärischer Kreise aus gesehen, 
einem höchst gefährlichen Lan- 
desverrat gleich. Es wäre also 
nicht verwunderlich, wenn sich 
die Sowjets von der Zustimmung 
zu den UN-Resolutionen gegen 
den Irak verabschieden und eine 
Lösung suchen würden, die ihren 
fundamentalen Interessen ge- 
recht werden könnten. Ist die Pe- 
restroika etwa ein unvermutetes 
Kind des Zionismus? oO 


John Demjanjuk 


Immer mehr 
Zweifel an 


»Iwan der 
Schreckliche« 


Patrick J. Buchanan 


Im kommenden Mai wird das Oberste Gericht Israels beschließen, 
ob John Demjanjuk, der Automechaniker aus dem US-Bundesstaat 
Cleveland, der verurteilt wurde »Iwan der Schreckliche«, der 
Schlächter von Treblinka, der die Gaskammern bediente, gewesen 
zu sein, Adolf Eichmann am Galgen folgen wird. 


Seltsamerweise, je näher Dem- 
janjuk dem Tod näher kommt, 
um so sicherer scheint seine Un- 
schuld zu sein. Hätten wir 1980, 
als ihm die amerikanische Staats- 
bürgerschaft entzogen wurde, ge- 
wußt, was wir heute wissen, dann 
hätte er den Gerichtssaal in Cle- 
veland als freier Mann verlassen. 


US-Justizministerium 
hält Beweismaterial 
zurück 


Erst vor einigen Monaten stieß 
das amerikanische Fernsehteam 
der CBS-Sendung »60 Minuten« 
in einem Dorf in der Nähe von 
Treblinka auf eine Maria Dudek. 
Kannte sie »Iwan den Schreckli- 
chen«? Ja, sie hatte mit ihm für 
Gold geschlafen, das Iwan Juden 
abgenommen hatte, sagte sie; 
sein richtiger Name sei Iwan Mar- 
chenko gewesen. 


Bei der Kriegsverbrecher-Kom- 
mission in Warschau wurde CBS 
eine Namensliste von Wachpo- 
sten aus Treblinka vorgelegt, 
Marchenkos Name stand darauf, 
Demjanjuks Name nicht. 


Das einzige stichhaltige Beweis- 
stück gegen Demjanjuk ist und 
bleibt die Kennkarte aus dem 
Ausbildungslager Trawniki, die 
Demjanjuk in einem anderen La- 
ger, Sobibor, ausweist. 


Später in dem Jerusalemer Pro- 
zeß erfuhren wir, daß das ameri- 
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kanische Justizministerium Be- 
weismaterial aus dem Jahr 1979 
zurückgehalten hatte, daß ein an- 
derer Wachposten, Danilchenko, 
sich ebenfalls an Demjanjuk in 
Sobibor erinnert, wo er zu der 
gleichen Zeit gewesen sein soll, 
in der er laut Aussagen seiner An- 
kläger in Treblinka war. 


Jetzt hat ein amerikanischer For- 
scher eine erschöpfende Untersu- 
chung der Kennkarte oder des 
»Dienstausweises« und dreier 


= ae Az Pond 


ähnlicher Karten aus sowjeti- 
schen Archiven, die von Armand 
Hammer nach Israel geliefert 
worden waren, beendet. Alle vier 
sind offenkundige Fälschungen. 
Demjanjuks Karte, angeblich 
Mitte Mai 1942 ausgestellt, ist mit 
dem Siegel des SS-Brigadefüh- 
rers Odilo Globocnik versehen. 
Aber Himmler selbst hatte Glo- 
bocnic schon im März 1942, als 
Demjanjuk noch in der Roten Ar- 
mee war, seines Postens entbun- 
den. 


Drei der Karten, darunter Dem- 
janjuks, tragen auch den Stempel 
der Waffen-SS, aber diese hat das 
Lager erst 1943, ein Jahr nach- 
dem Demjanjuk angeblich Traw- 
niki verließ, übernommen. 


Auf der Karte des Wachmannes 
Juchnowski ist sein Bild verdreht 
- Knöpfe auf der linken Seite der 
Brust -, während die Zahlen auf 
der Bluse nicht verdreht sind, ein 


Tagan 28 vs 
Brotbeutel: 


Feldfjasche! 


Beweis dafür, daß das Bild in 
einem Fotolabor zusammenge- 
fügt wurde. 


_ Die Analyse 


der Fälschungen 


Eine Karte trägt die Unterschrift 
eines Rottenführer Teufel. Teufel 
war aber schon drei Monate vor- 
her zum Unterscharführer beför- 
dert worden. Die gleiche Karte 
trägt die Unterschrift von Haupt- 


a : Seitengewehr ei. . 


sturmführer Hoefle; Hoefle war 
aber bereits zum Sturmbannfüh- 
rer befördert worden, um die De- 
portation der Warschauer Juden 
durchzuführen. 


Darüber hinaus sind graphische 
Elemente der Siegel grob ver- 
schoben; die SS-Runen sind 
falsch gedruckt in römischen Zif- 
fern; ein Stempel steht auf dem 
Kopf. 


Nazi-Dokumente sind jahrelang 
professionell kopiert worden; 
warum also diese ungeschickten 
Fälschungen? Ganz einfach: Die 
KGB-Fälscher hatten keine echte 
Trawniki-Karte, mit der sie arbei- 
ten konnten. 

Aber was ist nun mit den Augen- 
zeugen? 


Nun, zu den Greueltaten, wegen 
derer Demjanjuk hängen soll, ge- 
hört die Verwendung eines Boh- 
rers, der dem Häftling Finkel- 
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Diese offenkundige KGB-Fäl- 
schung des Dienstausweises, 
die von Armand Hammer nach 
Israel geliefert wurde, dient als 
Beweis zur Verurteilung. 


stein ins Gesäß gebohrt worden 
sein soll. Nur hat Finkelstein dies 
in seiner eidesstattlichen Erklä- 
rung von 1945 überhaupt nicht er- 
wähnt. 


Außerdem hat $. Reizman, der 
Sprecher der Treblinka-Häft- 


linge, auf seiner Liste von ukrai- 
nischem Personal aus Treblinka, 
die am 5. November 1945 in 
Lodw auf Sitzungen von Überle- 
benden erstellt wurde, über- 
haupt keinen Iwan aufgeführt. 
Ein anderer Zeuge im Demjan- 
juk-Prozeß schwor, daß er Iwan 
1945 getötet habe. 


Das Problem mit 
den Zeugenaussagen 


Ist dies kollektiver Meineid? 
Nein, etwas anderes. Nach dem 
Kriege sind medizinische Gut- 
achten über »die psychologi- 
schen und medizinischen Auswir- 
kungen der Konzentrationslager 
auf Überlebende des Holocaust« 
erstellt worden. 


Abgase in die Todeskammer ge- 
blasen wurden. Alle seien in 20 
Minuten gestorben, schwor Fin- 
kelstein 1945. 


Das Problem ist nur: Dieselmo- 
tore stoßen nicht genug Kohlen- 
monoxyd aus, um irgend jeman- 
den zu töten. 1988 kamen 97 Kin- 
der die 120 Meter unter der Erde 
in einem Washingtoner Tunnel in 
der Falle saßen, während zwei 
Lokomotiven Dieselabgase in 
den Waggon bliesen, nach 45 
Minuten wieder frei, ohne daß ih- 
nen etwas geschehen war. 


Demjanjuks angebliche Waffe 
zum Massenmord kann nicht tö- 
ten. Die sowjetischen Kennkar- 
ten sind offenkundige Fälschun- 
gen. Polnische Zeugen sagen, 


Richter Lov Levin (rechts hinten) verkündet das Urteil gegen John 
Demjanjuk in einem israelischen Kino. 


Dieses sogenannte »Holocaust- 
Überlebende-Syndrom« beinhal- 
tet »Gruppenphantasien über 
Märtyrertum und Heldentaten«. 
Es wird berichtet, daß die Hälfte 
der 20 000 Aussagen von Überle- 
benden in der Gedächtnisstätte 
Yad Vashem in Jerusalem als »un- 
zuverlässig«, nicht bei Prozessen 
zu verwenden, erachtet werden. 


Schließlich die Todesmaschine. 
Während des Krieges berichtete 
die Untergrundregierung des 
Warschauer Ghettos nach Lon- 
don, daß die Juden von Treblinka 
durch elektrischen Strom und mit 
Wasserdampf getötet würden. 


Das israelische Gericht kam je- 
doch zu dem Schluß, die Mord- 
waffe für 850 000 Menschen sei 
der Dieselmotor eines sowjeti- 
schen Panzers gewesen, dessen 


»Iwan« war ein anderer Mann; is- 
raelische Augenzeugen wider- 
sprechen ihren eigenen unter Eid 
gemachten Aussagen, widerspre- 
chen einander und andere wider- 
sprechen ihnen. 


Und John Demjanjuk, befremdet 
und unschuldig, geht seiner Hin- 
richtung entgegen. 


Gott möge uns helfen. Wir sind 
die Richter von Salem unserer 
Zeit. OD 


Fritz Becker 
IM KAMPF 
UM EUROPA 


Stalins Schachzüge 
gegen Deutschland und 


den Westen 
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Ca. 320 Seiten mit zahlreichen 
Faksimiles’'von Originaldokumenten 
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Stalins 
Schachzüge 

gegen Deutschland 

_und den Westen“ 


Leopold Stocker Verlag 


Intensives Quellenstudium, vorwiegend an diplomatischen Doku- 
menten und Korrespondenzen wie auch von geheimen Depeschen 
zwischen dem Reichsaußenministerium und der Deutschen Bot- 
schaft in Moskau, ergänzt durch bisher unbekannte Geheim- 
befehle Stalins und V-Mann-Berichte, lassen den Autor zu Er- 
gebnissen kommen, die — entgegen der bisherigen Geschichts- 
schreibung — bestätigen, daß Hitler und das Oberkommando der 
Wehrmacht eine zweite Front im Osten unter allen Umständen ver- 
meiden wollten, und enthüllen so die wahren Absichten Moskaus. 
»Unternehmen Barbarossa« war die Antwort Hitlers auf einen 
geplanten sowjetischen Großangriff auf Deutschland und Europa. 


Leopold Stocker Verlag Graz - Stuttgart 
A-8011 Graz, Hofgasse 5 


wird uns 
fressen! 


Dieses Buch zeigt, daß Frankreich ein 
wahrer Brückenkopf ist für die 
Einwanderungs-Invasion nach ganz 

Europa. Und diese Völkerwanderung findet 
in westlichen politischen Kreisen tat- 
kräftige Unterstützung, um Einwanderer 
und Asylanten anzulocken und sesshaft 

zu machen. 


Autor: Dr. jur. B.C. Bäschlin 
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Ängste gegen 
Widerstand 
im Golfkrieg. 


Victor Marchetti 


Einige zionistische Führungspersönlichkeiten bringen ihre Befürch- 
‚tungen darüber zum Ausdruck, daß ein zunehmender Widerstand 
gegen den Krieg am Persischen Golf von der Basis her dazu führen 
könnte, daß die Zionisten als Hauptaufwiegler der Feindseligkeiten 
gegen den Irak angesehen werden. Aber die Frage ist, ob dies eine 


tiefgefühlte Besorgnis oder nur ein Täuschungsmanöver zur Neutra- 
lisierung der Friedensbewegung ist. 


Rabbi Marc Tanenbaum, der Di- 
rektor für innere Angelegenhei- 
ten des American Jewish Com- 
mittee, schrieb in einer kürzlich 
in vielen: jüdischen Zeitungen 
landesweit in den USA veröffent- 
lichten Kolumne, daß der aufkei- 
„mende Widerstand gegen den 
Krieg am Persischen Golf, der 
ein weites Feld von Mitgliedern 
aller politischen und religiösen 
Bewegungen umfasse, zu einem 
Ausbruch des Antisemitismus 
führen könne, wenn die Zioni- 
‚sten als Kriegshetzer angesehen 
» werden, besonders wenn. der 
Krieg schlecht verlaufe. Er führt 
den 42 Millionen Mitglieder zäh- 
lenden National Council of 
Church und dessen Resolution 
an, die zum »sofortigen Rückzug 
.der meisten amerikanischen 
Streitkräfte« aus der Region-ein 
“schon früher bekannt geworde- 
‘ner Standpunkt dieser Körper- 
schaft, die für eine internationale 
Lösung des israelisch-palästinen- 
sischen Streites eintritt -sowie zu 
einer Erklärung der National 
Conference of Catholic Bishops 
aufruft, in der die USA zur Zu- 
rückhaltung aufgefordert wer- 
‚den. Die Erklärung soll sich ge- 
gen den Amerikanischen An- 
griffskrieg wenden und den Bom- 
benangriff gegen den Irak verur- 
teilen. 


»Auf der rechten Seite«, schreibt 
Tanenbaum, »schrieb Patrick Bu- 
chanan seine üblichen bösartigen 
judenfeindlichen und _israel- 
feindlichen Gastkommentare 
und behauptet effektiv, daß nur 
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amerikanische Zionisten - die 


»Ja- und Amen-Ecke<-und Israel 


Amerika dazu aufstacheln, we- 
gen Saddams Aggression in den 
Krieg zu ziehen.« Die »Ja-und- 
Amen«-Bemerkung, deretwegen 
Buchanan so verteufelt wurde, 
bezog sich in Wirklichkeit nicht 
auf amerikanische Juden, son- 
dern auf übermäßig israel- 
freundliche Mitglieder des ameri- 
kanischen Kongresses. 


Ein landesweites 
Passionsspiel 


Tanenbaums nachstehende Kom- 
mentare erhellen die Tiefe der 


-Angste, die amerikanische Zioni- 


sten wegen ihrer scheinbaren Iso- 
lation empfinden. »In diesem lan- 
desweiten Passionsspiel gibt es 
Vorstellungen, daß der Anti- 
Christ - die Juden in Israel und in 
der Diaspora — die klassischen 
Mächte der Dunkelheit, wieder 
einmal mit den Mächten yon 
Christus, den Söhnen des Lichts, 
im Wettkampf stehen.« 


Obwohl Tanenbaum dieses Argu- 
ment benutzt und dessen Gültig- 
keit herausstreicht, schränkteres 
andererseits wieder ein, indem er 
einräumt, es könne hinter der 
Friedensbewegung ein weniger 
bösartiges Motiv stecken als of- 
fenkundiger oder verschleierter 
Antisemitismus. Es kann sein, 
schreibt‘ er, daß »viele Amerika- 
ner, besonders politisch aktive 
Christen, die amerikanische Au- 
Benpolitik in erster Linie durch 


— 


gen 


die Brille der Katastrophen von 
Vietnam sehen. Diese Auffas- 
sung, glaube ich, beherrscht 


einen Großteil dieser christlichen - 


Reaktion auf Saddam Hussein 
und Iraks Aggression, die man als 
eine andere Art von Vietnam-Tor- 
heit ansieht.« 


Diese Großzügigkeit gegenüber 


. den Motiven der Friedensbewe- 


gung ist jedoch. uncharakteri- 
stisch für den Aufsatz als Ganzes 
gesehen. Das Thema lautet, daß 
nur Zionisten, sowohl in Israel 
als auch in der Diaspora, den 
Ernst der von Saddam ausgehen- 
den Gefahr richtig ermessen kön- 
nen. »Ein Großteil der jüdischen 
Führung«, schreibt Tanenbaum, 
»wird wahrscheinlich mehr von 
dem Nazi-Holocaust und von 
dem verhängnisvollen Versagen 
der westlichen Regierungen 
heimgesucht, Hitler und seine 
Henkersknechte in die Schran- 


ken zu weisen und dadurch die 


noch nie dagewesenen Massaker 
und Zerstörungen des Zweiten 
Weltkriegs zu verhindern.« 


Argumentation des 
US-Präsidenten 
ging zu weit 


Er vermerkt, daß die meisten Ju- 
den, die er kennt »den Größen- 
wahnsinn, die Brutalität und die 


potentielle massive Zerstörungs- 


fähigkeit« Saddams klar erken- 
nen. »Es ist schwierig für Juden 
zu verstehen, wie Christen diese 
realen Bedrohungen nicht nur für 
Israel sondern für die gesamte 
arabische Welt dort verharmlo- 
sen.können.« 


Indem er die Verfechter des Frie- 
dens in den USA als eine Samm- 
lung von Antisemiten oder als 
naive Gruppierung von nicht in- 
formierten Christen darstellt, die 
nicht bereit sind, die Sache der 
Juden aufzugreifen, oder als eine 
Kombination von beiden, ver- 
deutlicht Tanenbaum ein Thema, 
das von Beginn der Krise am Per- 
sischen Golf an in den öffent- 
lichen Erklärungen der amerika- 
nischen Zionisten über den Krieg 
präsent war. 


Das Spektrum des Zweiten Welt- 


kriegs ist wiederholt angeschnit- 


ten worden, und zahlreiche 
Schriftsteller, Denker und Ge- 
lehrte - und sogar US-Präsident 
George Bush - haben Vergleiche 
zwischen Adolf Hitler und Sad- 
dam Hussein gezogen. Bush ging 


jedoch zu weit, als er sagte, Sad- 
dam sei eigentlich schlimmer als 
Hitler. Er rief einen Sturm der 
kurzlebigen Empörung seitens 
der zionistischen Gemeinde her- 
vor. 


Dies alles kommt zu einer Zeit, 
in der die Furcht, die unter den 
Führern der jüdischen Gemein- 
den herrscht, auf eine Assimilie- 
rung des jüdischen Volkes in die: 
größere amerikanische und euro- 
päische .Kultur, eine steigende 
Quote von Mischehen und das 
Nachlassen der Bedeutung des 


Zionismus und Israels für junge . 


Leute hinausläuft. Es geht nichts 
vor einer guten Krise, um die Ge- 
meinde in der Wagenburg um 
sich zu scharen und sich dabei- 
selbst als ein Volk zu definieren. 
Da Israel unter amerikanischen 
Juden als Sammelkraft an Bedeu- 


tung verloren hat, ist die Bedro-' 


hung des Antisemitismus — die 
viel wirksamer und entschieden 
beängstigender Natur ist - von 
zionistischen Führern hervorge- 
hoben worden, um die Unterstüt- 


"zung für Israel während der Krise 


zu festigen und einen Teil der 
Solidarität innerhalb der Ge- 
meinde, die verschwunden zu 
sein schien, wiederherzustellen. 


Eskalation der Angriffe 
auf Kritiker 


Die Angriffe gegen die Gastkom- 
mentare von Patrick Buchanan 
und Joseph Sobran stellen den 
Tiefpunkt der Versuche der jüdi- 
schen Gemeinde dar, Kritiker 
der Regierungspolitik am Golf 
als Antisemiten zu verleumden. 
Der Professor der Rechte an der 
Harvard University, Alan Ders- 
howitz, ging so weit, darauf zu 
drängen, Buchanan zum Schwei- 
gen zu bringen. 


»CNN sollte ihn aus dem Äther 
holen und große amerikanische 
Zeitungen sollten seine Kolum- 
nen nicht mehr veröffentlichen«, 
sagte Dershowitz, »aus dem glei- 
chen Grunde, aus dem Meir Ka- 
hane oder Louis Farakhan keine 
Fernsehauftritte bekamen.« 


Aber so wie sich die durch die 
Golfkrise hervorgerufene Span- 
nung erhöht, können wir mit 
einer ähnlichen Eskalation der 
Angriffe der zionistischen Ge- 
meinde auf die Friedensbewe- 
gung im allgemeinen und auf aus- 
gesprochene 


im besonderen rechnen. oO 
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USA 


Moons 


Jagesordnung. 


fur die 


Eine-Welt 


Oscar Boline 


Der Sektenpfarrer Sun Myung Moon und sein Heer von gut bezahl- 

: ten Fachleuten in den Medien und in der sogenannten konservativen 
-... Bewegung in den USA nehmen jetzt den letzten Punkt ihrer Tages- 
ordnung zur Weltbeherrschung in Angriff: die Beseitigung des Natio- 


nalismus. 


Hunderte von Gästen aus allen 


: Teilen der Welt trafen sich in Was- 


hington zur »American Leader- 


E ship Conference«, auf der sich 


die Redner über das Thema des 
»sterbenden« amerikanischen 
Traums und der Unfähigkeit der 


- Amerikaner auch nur sich selbst 
‚ führen zu lassen, ausließen und 


darüber diskutierten. 


Eingeladen hatte Sun Myung 
Moon. Moon, der südkoreani- 
sche Geschäftsmann, der sagt, er 
sei der Sohn Gottes, äußerte ge- 
genüber seinen Anhängern der 
Unification Church, es sei von 
jetzt an sein Ziel, die amerikani- 


: sche Regierung und das amerika- 


nische Volk seinem Willen zu un- 


‚terwerfen. Diese Unterwerfung, 


so prahlen einige seine Männer 
der rechten Hand, werde so tief 
sein, »daß in den Vereinigten 
Staaten niemand mehr ohne un- 
sere Genehmigung um ein Amt 
kandidieren kann«. 


Moons 
neue Partei 


Ziel der Zerstörung sind konser- 
vative und nationale Parteien so- 
wie konservative religiöse Grup- 
pen, die eine potentielle politi- 
sche Schlagkraft haben. Zu die- 
sem Zweck wurden einige neue 
Organisationen wie beispiels- 
weise die American Freedom 
Coalition gegründet. Diese 
Gruppe behauptet, daß. Politik 
nicht von Religion zu trennen ist 


’ 


und plant die Errichtung einer 
dritten, nominell - christlichen 
Partei, die alle diejenigen anzie- 
hen werde, die von den »atheisti- 
schen und nicht religiösen« Par- 
teien der Republikaner und der 
Demokraten abgestoßen wer- 
den. Ehemalige Führer der Unifi- 
cation Church, die mit Moon in- 
tim bekannt sind, sagten zum Ver- 


fasser dieser Zeilen, daß in dieser. 


christlichen Partei - die Moon 
gründen und frühren wird - die 
Gedanken der Freiheit, die Herr- 
schaft des Gesetzes und der 
Würde des Einzelnen, die wir als 
heilig erachten, nicht vorhanden 
sein werden. 


Was die American Leadership 
Conference betrifft, so besteht 
die Möglichkeit, daß die Offent- 
lichkeit im Dunklen: gehalten 
wird, und die Medien sie völlig 
außer Acht lassen werden. Wie 
dem Verfasser gesagt wurde, ist 
nichts in der Presse erschienen, 
schon gar nicht in der »Washing- 
ton Times« und dem Wochenma- 
gazin »Insight«, die beiden der 
Unification Church gehören und 
von Arnaud de Borchgrave her- 
ausgegeben werden. 


“ Obwohl de Borchgrave von eini- 


gen der Informanten des Verfas- 
sers aufgespürt wurde und sogar 
in Moskau während der Sitzung 
der World Media Association, ei- 
ner anderen Moon-Frontgruppe, 
mit einem von:ihnen sprach, er- 
schien kein Wort über die Sitzung 
in der »New York Times, »In- 


l 


sight« oder »New York City He- 
rald«, einer anderen Moonie-Zei- 
tung. 


Entspannung zwischen 
Moon und Moskau 


Die Sitzung in Moskau war die 
11. Jahreshauptversammlung der 
Gruppe. Moskau war als Ta- 
gungsort ausgewählt worden zum 
Gedächtnis an den Beginn der 
Entspannung zwischen Moon 
und Moskau, die vor einem Jahr 
begann. Etwa 500 Gäste wurden 
von den Moonies aus allen Teilen 
der Welt eingeladen, um Moskau 
zu besuchen und die Sowjetunion 
zu bereisen, sowie um mit Gor- 
batschows Spitzenleuten zusam- 
menzuhocken. 


Unter den geladenen Gästen in 
Moskau befand sich der ehema- 
lige argentinische Präsident Raul 
Alfonsin, drei ehemalige Präsi- 
denten von Costa Rica und 31 an- 
dere Staatschefs, meist aus Süd- 


amerika. Jihan Sadat, Witwe des - 


ermordeten Präsidenten Anwar 
El Sadat, Allen Neuharth von 
»USA Today« und einige promi- 
neten Mitglieder von Amerikas 
konservativen Gruppen - sowie 
Arnold Beichman von der Hoo- 
ver Institution und Reed Irvine 
von Accuracy in Media — waren 
mit von der Partie. 


Auf der vierten Jahressitzung der 
World Media Association im 
Herbst 1984, war Irvine der 
Hauptsprecher und fungierte bei 
den Gesprächen über die Verant- 
wortlichkeiten der: Medien als 
Vorsitzender. Es wird berichtet, 
daß er enge Beziehungen zu den 
Moonies unterhält, und daß der 
Schleier der Geheimhaltung, der 
die 'Moonie-Sitzungen umhüllt, 
sorgfältig von Irvine gewoben 
wird. Es gibt auch Berichte dar- 
über, daß er von den Moonies fi- 
nanziell unterstützt wird. 


Wenn das der Fall ist, dann ist Ir- 
vine nur einer von vielen, die es 
genießen, von den Moonies Gel- 
der entgegenzunehmen, darun- 
ter US-Kongreßmänner, ameri- 
kanische Senatoren und Gouver- 
neure, Präsidentschaftskandita- 
ten, sowie Herausgeber einfluß- 
reicher Nachrichtenbriefe. Es 
wird berichtet, daß der verstor- 
bene Abgeordnete Lawrence P. 
McDonald einer von ihnen war 
und es wegen seiner engen 
Freundschaft mit Moonie vor- 
zog, mit Korean Airlines zu flie- 


gen, in einer Maschine, die ihm :: 


das Leben kostete. Er befand ° 


sich an Bord des KAL-Flugs 007, 
der vom Kurs abgeriet und über - 
sowjetischem Gebiet abgeschos- 
sen wurde. Sein ehemaliger Assi- : 
stent, der undurchsichtige John 
Rees, veröffentlicht »Informa- 
tion Digest«, der, wie berichtet, 
von den Moonies finanziert wird. 
Für diejenigen, die die: Kordel 
der Geldbörse des Finanz-Kon- 
glomerats der Unification . 
Church in den Händen halten, 
sind diese Geldzuwendungen al- 
lerdings nur kleine Fische. Seit 
Mitte der siebziger Jahre hat die 
Unification Church vielfältige 
Gestalt angenommen und auf: 
fast jedem lukrativen Gebiet ex- 
pandiert. Nun hat sie große Aus- 
sicht, ihren Anteil an der Privati- 


sierung zu bekommen, die in der '; 


Sowjetunion und Osteuropa von, 
statten geht. 


Die Spur 
führt zum KGB . 


Ihr Interesse an der Sowjetunion 
hat Anlaß zu der Spekulation ge- 
geben, daß die Moonies jetzt ihr 
»konservatives«. Mäntelchen ab- 
gelegt haben und Teil.eines vom : .. 
KGB und dem, was von.anderen’: 
osteuropäischen Geheimdien- - : 
sten übrig geblieben ist, ausge- -. 
heckten Komplotts geworden 
sind, um den Konservatismus 
und Nationalismus weltweit zu 
vernichten. 


Mitglieder der Republikaner in - '; 
Deutschland beschuldigen die 
Moonies wegen der Ereignisse, 
die nur wenige Tage nach der 
Moskauer Sitzung der World-Me- 
dia Association interne Spannun- 
gen innerhalb ihrer Partei verur- 


sachten. Im Oktober 1989 ritten ...: 
die Republikaner in Baden-Würt:" 


temberg noch auf einer Sieges- 
welle. Nach den kürzlichen Wah- 
len haben sie keinen einzigen Sitz 
mehr in einem deutschen Parla- 
ment. 


Der Plan der Moonies zur Welt- 
beherrschung ist kein wohlgehü- 


tetes Geheimnis. Moon selbst - :: 


macht keinen Versuch, seine 
Ideologie und seine langfristigen 
Ziele zu verbergen. Aber seine 
Armee von gutbezahlten Traban- 
ten in den Vereinigten Staaten 
und in der ganzen Welt verlieh 
ihm eine respektable Fassade, 
die die Medien des Establish- 


ments gerne für bare Münze neh- 
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Südafrika 


Der AN 
die Kirchen 


Chris L. Jordaan 


und 


»Es sollte jedem klar sein, daß Terroristen Verbrecher sind, die un- 
sere geschätzte Ordnung angreifen und alles in den Schmutz ziehen, 
was uns hoch und heilig ist. In ihrem Bestreben, Freiheit und Demo- 
kratie zu zerstören, nehmen Terroristen absichtlich und zynisch Zivi- 
listen aufs Korn. Sie morden und verstümmeln wehrlose Männer, 
Frauen und Kinder. Sie morden Richter, Zeitungsreporter, gewählte 
Amtsträger, Regierungsangestellte, Arbeiterführer, Polizisten, 
Geistliche, die sich für die Erhaltung der Werte eines zivilisierten 
Gemeinwesens einsetzen.« Mit diesen Worten des US-Präsidenten 
George Bush wurde der ANC vom amerikanischen Außenministe- 
rium zu einer terroristischen Organisation erklärt. 


Als internationaler Terrorismus 
werden Terror-Aktionen bezeich- 
net, die sich gegen Bürger oder 
Gebiete mehrerer Staaten rich- 
ten. Selbst wenn Terroristen sich 
- nur als Separatisten sehen, als 
Anarchisten, Renegaten, marxi- 
stiiche _ Revolutionäre oder 
strenggläubige Fromme, üben sie 
- Gewalt gegen die Zivilbevölke- 
rung aus, mit dem Ziel, eine weit 
größere Öffentlichkeit zu terrori- 
sieren als ihre unmittelbaren Op- 
fer. So versuchen sie, einen mög- 
lichst großen Teil der Bevölke- 
rung politisch zu beeinflussen. In- 
ternationaler Terrorismus ist 
staatlich geförderter Terrorismus 
unterstützt von anderen Terror- 
Organisationen. 


Moskau unterstützt 
- Taktik des ANC 


Der ANC erhält nach eigenen 
Angaben Unterstützung vor al- 
lem aus sozialistischen Staaten, 
besonders Schweden, Holland 
und der Sowjetunion. Boris A. 
Asoyan vom Außenministerium 
der UdSSR hat erneut die Bezie- 
hung zwischen Moskau und dem 
ANC bestätigt: »Ich habe betont, 
daß wir die Taktik des ANC voll 
und ganz unterstützen, ein- 
schließlich politischer und militä- 
rischer Mittel.« 


Zusammen mit der FRELIMO in 
Mozambique, der MPLA in An- 
gola und der ZANU in Sim- 
babwe kämpft der ANC gegen 
Südafrika. Auch Polisario, die 
Palästinensische Befreiungs-Or- 
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Zum 70. Geburtstag von Nel- 
son Mandela gab die Sowijet- 
union eine Sonderbriefmarke 
heraus. 


ganisation, die Farabundo Volks- 
befreiungsfront, -Fretelin und 


SWAPO erkennen den ANC und- 


einander gegenseitig an. Der 
ANC ist also transnational dem 
internationalen Terrorismus an- 
geschlossen. 


Die Verbindung zwischen der 
Südafrikanischen Kommunisti- 
schen Partei und dem ANC kam 


durch eine kritische Bemerkung 


über Erzbischof Desmond Tutu 
ans Licht: »Bischof Tutu sagt, er 
unterstütze die Ziele der ANC. 
Er sollte sich fragen, wer wohl 
die natürlichen Verbündeten des 
ANE sind, wenn nicht die Kom- 
munisten. Ist nicht die Südafrika- 
nische Kommunistische Partei 
(SAKP) mitdem ANC liiert? Ha- 


a ne Fa nn ee ae 


ben nicht südafrikanischeKom- 
munisten ihr Außerstes, selbst 
ihr Leben geopfert, um die Sache 
der Befreiung Südafrikas voran- 
zutreiben?« 


In einer bereits 1984 bekanntge- 
wordenen Erklärung wird deut- 
lich, welche Pläne der ANC mit 
den Kirchen und Religionen hat: 
»Wir erwarten von Menschen al- 
ler Glaubensrichtungen, daß sie 
sich für die Verteidigung unseres 
Rechts einsetzen.« 


Der ANC ist nach eigener Dar- 
stellung seit langem der Kirche 
verbunden. Er hat sich zum Ziel 
gesetzt, mit Hilfe der Frage der 
Menschenrechte die kirchliche 
Tagesordnung zu bestimmen, in- 
dem er ein neues, nicht-rassi- 
sches, demokratisches Südafrika 
im Sinne der Freiheits-Charta 
verspricht. Dazu aber muß die 
Einheit der »demokratischen 
Kräfte« erhalten bleiben. Zu die- 
sem Zweck richtete der ANC ei- 
gens eine Abteilung Kirchliche 
Abgelegenheiten ein und schob 
damit den revolutionären Kampf 
auf das kirchliche Terrain: »Die 
Kirche muß in unserem Land und 
auf internationaler Ebene in 
Übereinstimmung mit allen de- 
mokratischen und Anti-Apart- 
heids-Kräften arbeiten. Wir sind 
verpflichtet, diese. Einheit wie 
unseren Augapfel zu hüten.« 


Die ideologischen 
Zusammenhänge 


Man kann die Rolle der Kirche 
im Befreiungskampf nur auf dem 
Hintergrund der kontextuellen 
(situationsbezogenen) Theologie 
verstehen. Kontextuelle Theolo- 
gie ist eine Protest-Theologie und 
kann als »politische Theologie« 
bezeichnet werden. Die kontex- 
tuelle Theologie befaßt sich auf 
örtlicher, regionaler und selbst 
kontinentaler Ebene - zum Bei- 
spiel Afrika- mit sozialer und po- 
litischer Unterdrückung. Das 
geht nicht ohne Betonung der 
Klassenunterschiede und der ge- 
sellschaftsverändernden Tätig- 
keit der Revolutionäre. Wenn der 
ANCalso die Hilfe der südafrika- 
nischen Kirchen braucht, beruft 
er sich auf die »Theologie des 
Volkes«, bekannt als »Befrei- 
ungs-Theologie«. Sie ist eine kon- 
textuelle Theologie. 


Die »Volkstheologie« ist aus drei 
Wurzeln entstanden: Erstens, 
der ökumenischen Vereinigung 


der Dritte-Welt-Theologen, die 
später mit Hilfe des Weltkirchen- 
rates die traditionelle »westliche 
Theologie« durch ein neues Mo- 
dell ersetzen wollte. 


Die zweite Wurzel ist die 1968 in 
Lateinamerika entstandene Be- 
wegung Christen für den Sozialis- 
mus, die eine strategische Verbin- 
dung zwischen revolutionären 
Christen und Marxisten herstellt, 


“um die Befreiung Lateinameri- 


kas voranzutreiben. Die dritte 
Wurzel ist die 1978 entstandene 
Urban und Rural Mission, her- 
vorgegangen aus der Urban Indu- 
strial Mission und der Rural Agri- 
cultural Mission des Weltkirchen- 
rats. Sie zielt darauf hin, Christen 
in der Dritten Welt zu helfen, ih- 
ren Auftrag in der Welt vor allem 
als Kampf um mehr »Gerechtig- 
keit« zu verstehen. Man bedient 
sich dabei sogenannter christli- 
cher Basisgruppen, die die Ideen 
der kontextuellen Theologie in 
die Ortsgemeinden bringen. Aus 
diesen drei Wurzeln also entstand 
die »Volkstheologie«. Sie wird 
vom »Anti-Rassismus-Pro- 
gramm« des Weltkirchenrats ge- 
fördert. 


Allianz zwischen 
Kommunisten und 
Christen 


Fidel Castro, der Präsident von 
Kuba, fand, daß die Befreiungs- 
Theologie ein außerordentlich 
brauchbares Instrument zur För- 
derung seiner marxistisch-impe- 
ralistischen Ziele in Lateiname- 
rika war. Er ist überzeugt, daß 
»die Befreiungs-Theologie mehr 
zu den sozialen Veränderungen 
in Lateinamerika beigetragen hat 
als all die Millionen Bücher über 
den Marxismus«. 


Anfang 1987 trafen sich Vertreter 
der kommunistischen Parteien la- 
teinamerikanischer Staaten in 
Prag. Es waren da auch zwei Pro- 
fessoren aus der UdSSR, die in 
der Befreiungstheologie beson- 


ders gut bewandert waren. Ziel - 


und Zweck dieser Konferenz 
war: »Weil es den Kommunisten 
nicht gelungen war, im Volk Un- 
terstützung zu finden, sahen sich 
Havanna und Moskau genötigt, 
eine neue Strategie zu entwik- 
keln«, um die marxistische Ideo- 
logie in Lateinamerika zu verkau- 
fen. 


Die Marxisten überlegten also, 
wie sie Kirche und Christen mög- 
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lichst brauchbar für die Revolu- 
tion einsetzen könnten. »Alle 
Teilnehmer. der Prager Konfe- 
renz waren sich einig, daß eine 
strategische Allianz zwischen 
Kommunisten und Christen zu 
entwickeln sei.« Fidel Castro 
meinte, Christen und Marxisten 
könnten zusammenarbeiten, so- 
lange ihnen ihre Religion — und 
sicher auch der Gott, dem sie die- 
nen - nicht mehr bedeutete als 
die Ideale und das Programm der 


“ Kommunistischen Partei. 


Gorbatschow, der Präsident der 
UdSSR, hat die Möglichkeit die- 
ser Strategie erkannt. »Moskau 
hat jetzt das Konzept »Marx und 
Bibel« volle Zustimmung verlie- 
hen.« Durch die ideologische Ver- 
bindung von Marx und Bibel soll 
die Befreiungstheologie in jedem 
Land der Welt zum wichtigsten 
Faktor für den Erfolg des marxi- 
stischen Ideals werden. 


Die Marx- und Bibel-Strategie 
der UdSSR liefert hervorragende 
Ergebnisse. Das beweist die mar- 
xistische Sandinista-Befreiungs- 
bewegung in Nicaragua. Heute 


wird dieselbe Strategie mit wahr- 
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scheinlich unterschiedlichem Er- 
folg in Südkorea, den Philippi- 
nen, Brasilien und Südafrika an- 
gewendet. Verschiedene südafri- 
kanische Theologen haben in 
letzter Zeit Nicaragua und Kuba 
besucht und dort den Erfolg des 
revolutionären Kampfes stu- 
diert, wahrscheinlich um das Re- 
zept dann im südafrikanischen 
»Kontext« anzuwenden. 


Kirchen, wie die Römisch-Katho- 
lice und  Anglikanische 
(Church of:the Province of South 
Africa), und interkirchliche Or- 
ganisationen wie der »Beken- 
nende Kreis« messen der Grün- 
dung von Basisgruppen immer 
größere Bedeutung bei. Durch 
Bewußtseinsbildung soll vor al- 
lem das marxistische Gedanken- 
gut der Befreiungstheologie in 
das persönliche Leben, den fami- 
liären Bereich, die Industrie-, 
Handels- und Kulturwelt und das 
politische Leben der Gesellschaft 
getragen werden. Basisgruppen 
spielten eine entscheidende 
Rolle bei der Mobilmachung von 
Gemeinden und Kirchen im mar- 
xistischen Befreiungskampf in 
Brasilien und Nicaragua. 


Das Modell Nicaragua wird nun 
durch den Südafrikanischen Ka- 
tholischen Bischofsrat (SACBC) 
und den Südafrikanischen Kir- 
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chenrat (SACC) im Kirchenvolk 
gefördert. Beide Organisationen 
haben sich bereits mit dem Be- 
freiungskampf des ANC identifi- 
ziert. 


Die Südafrikanische 
Kommunistische Partei 


und die Kirche 


»Gibt es irgendeinen Grund, 
weshalb Gläubige nicht Kommu- 
nisten sein können? 'Ich glaube 
an Gott und an den Kommunis- 
mus. Was ich sage, kommt also 
aus dem Herzen und dem Kopf.« 
Dieses Bekenntnis aus »Ein 
Freund in Südafrika« ist das Er- 
gebnis einer Debatte, die inner- 
halb der Südafrikanischen Kom- 
munistischen Partei (SAKP) um 
das Christentum und dem Mar- 
xismus stattfindet. Die SAKP ist 
gezwungen, sich der Religion zu 
bedienen, um ihre ideologischen 
Ziele zu erreichen. Bekanntlich 
unterstützen gewisse Priester 
und Pastoren die SAKP offen im 
Kampf gegen Südafrika. 


In amtlichen Dokumenten der 
SAKP im September 1987 wurde 
die Frage aufgeworfen, ob es 
wünschenswert wäre, daß Chri- 
sten und Marxisten im revolutio- 
nären Kampf des SAKP-ANC- 
Bündnisses gemeinsame Sache 
machten. Cedric Mayson, früher 
Redakteur von »Pro-Veritate«, 


dem Blatt des Christlichen Insti- 
tuts, schreibt im Artikel »The 
Comradeship of Marx and Jesus« 
(etwa »Marx und Jesus als Ge- 
nossen«): »Christen und Kom- 
munisten sollten in unserem 
Kampf Genossen sein.« 


Er fährt fort: »Die Kirche ist 
nicht eine Armee, sondern ein 
Schlachtfeld. Sie ist einer der 
Orte, wo die Schlacht stattfindet, 
und man muß die Kräfte, die an 
diesem Konflik beteiligt sind, im 
Licht der Revolution analysie- 
ren.« 


Über das Kairo-Dokument und 
das »Evangelikale Zeugnis« 
schreibt er: »Diese Dokumente 
tragen mehr den Geruch des Ge- 
nossen Joe Slovo (jetzt General- 
sekretär der Kommunistischen 
Partei) als des Genossen Des- 
mond Tutu an sich. Deren Radi- 
kalismus wirft die Frage auf, was 
mit der modernen Theologie los 
ist. Theologie hat nicht mehr be- 
kenntnismäßig unterschiedliche 
Grundlagen: Progressive Chri- 
sten denken als Christen ... insbe- 
sondere dann, wenn sie im Be- 
freiungskampf engagiert sind.« 


Die Rolle der progressiven Chri- 
sten wird als wichtig angesehen: 
»Progressive Christen haben eine 
besondere Aufgabe in der 
Schlacht der Gedanken; eine zu- 
nehmende Zahl sieht kaum einen 


Winnie Mandela, Nelson Man- 
dela und Joe Slovo bei der öf- 
fentlichen Kundgebung aus 
Anlaß der Wiederzulassung 
der SAP. : 


Konflikt zwischen radikalem 
Christentum und dem Marxis- 
mus.« 


Genosse Pater Michael Lapsley, 
anglikanischer Priester und Mit- 
glied des ANC, betont die Rolle 
der »progressiven Christen« in 
seinem Artikel »Hand in Hand 
gegen den gemeinsamen Feind; 
»Wir Christen können die Hin- 
gabe, das Engagement und die 
Opferbereitschaft. unserer kom- 
munistischen Brüder und Schwe- 
stern nur in aller Demut begrü- 
Ben«. 


Er meint, die Strategie derSAKP 
werfe Früchte ab: »Ich bin mir 
nicht sicher, inwieweit die SAKP- 
sich darüber im Klaren ist, daß es 
eine zunehmende Zahl von süd- 
afrikanischen Christen gibt, die 
die Perspektiven der Partei über- 
nommen hat. Sie erkennen die 
Freiheitscharta an, aber wollen 
deren Grundzüge vertieft sehen 
im Sozialismus, und dabei enga- 
gierte Christen bleiben.« 


. Er bestätigt, daß die SAKP von 


der UdSSR unterstützt wird: 
»Südafrikanische Christen, die 
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Südafrika 


Der ANC und 
die Kirchen 


überzeugt sind, daß Apartheid 
- ein Übel ist, müssen die Tatsache 
anerkennen, daß der größte und 
beständigste Bundesgenosse des 
ANEC und derer, die für die Be- 
freiung in Südafrika kämpfen, 
die Sowjetunion ist.« 


Lapsley unterstreicht damit die 
Zusammenarbeit zwischen Mar- 
xisten und »progressiven Chri- 
sten« in Südafrika und zwischen 
SAKP-ANC und der UdSSR. 


Das Jesus-Bild wird so darge- 
stellt: »Die Gottesbildlichkeit 
Jesu: Keiner Klasse zugehörig, 
den Armen und Unterdrückten 
. inihrem Kampf zugewandt, Die- 
ner und nicht Herrscher der Mas- 
sen. Seine Liebe war derart be- 
freit, daß er lieber sterben wollte, 
um die Macht des Unterdrückers 
zu zerschlagen, als leben und die 
unterdrückerische Macht fortbe- 
stehen lassen.« 


Diese Schau kommt der marxisti- 
schen Befreiungstheologie sehr 
nahe und wird ähnlich auch vom 
IKT propagiert. Die Verwand- 
lung des Christus-Bildes bewirkt 
fast von selbst, daß »progressive 
Christen« den Marxismus/Leni- 
nismus und den revolutionären 
Befreiungskampf akzeptieren. 


Inländische Kirchen 
und Gewalt 


Unter der Federführung von 
Charles Villa-Vicencio, einem 
' methodistischen Theologiepro- 
fessor an der Universität Kap- 
stadt, erschien 1987 das Buch 
»Theologie und Gewalt — Die 
südafrikanische Debatte« her- 
ausgegeben vom Institut für Kon- 
textuelle Theologie (IKT). Vier- 
undzwanzig Verfasser erörtern 
die Gewalt in der südafrikani- 
‚schen Gesellschaft, die morali- 
sche Unrechtmäßigkeit der Re- 
gierung, die Rechtfertigung des 
bewaffneten Kampfes und die 
Herausforderung an die Kirchen. 
Eine Arbeitsgemeinschaft der 
Universität Kapstadt richtete im 
November 1987 folgende Forde- 
rungen an die Kirchen Südafri- 
kas: sie sollten die südafrikani- 
sche Regierung für illegal erklä- 
ren, die Lusaka-Erklärung befür- 
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Terror auf den Straßen von Krugersdorp, nachdem eine Auto- 
bombe explodierte, bei der dreiMenschen getötet und 20 verletzt 


wurden. 


Beispiele des Terrorismus, wie er vom ANC ausgeübt wird. Eine 
Frau macht sauber nach einem brutalen Massaker an sieben Kin- 
dern. 


worten, die Befreiungsbewegun- 
gen unterstützen und sich gleich- 
zeitig zum Gehorsam des Evan- 
geliums Jesu Christi verpflichten. 
Sie sollten die Befreiungsbewe- 
gungen seelsorgerisch betreuen, 
die Militärgeistlichen der südafri- 
kanischen Wehrmacht zurückbe- 
rufen und den Aufruf zu Wirt- 
schaftssanktionen zwecks Isolie- 
rung Südafrikas akzeptieren. So 
müsse die Kirche im Lande ihre 


Solidarität mit den Befreiungsbe- 


wegungen und alternativen 
Strukturen beweisen und finan- 
zielle Mittel, Versammlungsorte, 
Unterkünfte, Freiwillige zur Ver- 
fügung stellen. 


Dr. Allan Boesak und Pfarrer 
Alan Brews schreiben in »The 
Black Struggle -— A Reluctant 
Road to Revolution« (etwa: 
»Der schwarze Befreiungskampf 
-zögernd auf dem Weg zur Revo- 
lution«): »Mandela war niemals 
Kommunist«. »Die Behauptung 
einer direkten kommunistischen 
Kontrolle über den ANC kann 
nicht bewiesen werden«. »Die 


südafrikanische Regierung hat 
schon immer darin versagt, auf 
gewaltlose Aktionen positiv. zu 
reagieren ... Mit unterdrückeri- 
scher Gewalt und harten Zugrif- 
fen unter dem Ausnahmezustand 
hat sie dem Volk erbarmungslos 
jede Zuflucht zu passivem Wider- 
stand verweigert und so die revo- 
lutionäre Gegengewalt unver- 
meidlich gemacht.« »Für einige 
Unterdrückte, die Tag für Tag der 
Gewalt des südafrikanischen 
Staates ausgesetztsind, ist der be- 
waffnete Kampf der Volksbefrei- 
ungsbewegungen keine akademi- 
sche Option, sondern ein will- 
kommenes Zeichen der Hoff- 
nung.« 


Die Äußerungen Dr. Boesaks 
muß man an den oben angeführ- 
ten, für sich selbst sprechenden 
Erklärungen der SAKP prüfen. 
Er stellt historische und wissen- 
schaftliche Sachverhalte falsch 
dar. 


In einem Artikel über Freiheits- 
kämpfer schreibt Erzbischof 


Tutu: »Wenn Sanktionen nichts 
nützen sollten, gibt es keine an- 
dere Möglichkeit als zu kämpfen 

. mit der Rechtfertigung für 
Schwarze, daß sie ein ungerech- 
tes System mit Gewalt zu beseiti- 
gen suchen.« 


Chikane vom SACC schreibt in 
»Where the Debate Ends« (etwa: 
»Ende der Diskussion«): »Hat 
man einmal die Unrechtmäßig- 
keit des Regimes erkannt, gibt es 
kein Zögern, um etwa Raum zu 
schaffen für langatmige Debat- 
ten über Gewalt und Gewaltlosig- 
keit. Es gibt nur den Weg nach 
vorn mit Methoden, die man für 
die besten hält zur Beseitigung 
des Tyrannen. Im heutigen Süd- 
afrika ist keine Zeit mehr und 
kein Platz für Diskussionen, An 
diesem kritischen Punkt endet 
die Debatte und beginnt die Ak- 
tion.« 


Kirche von der 
Theologie befreien 


Cedric Mayson schreibt in »Chri- 
stianity and Revolution -— A 
Battle Fought on Many Fronts« 
(etwa: »Christentum und Revolu- 
tion — ein Mehrfrontenkrieg«): 
»Obwohl die sozial-revolutionä- 
ren Aspekte der christlichen 
Lehre freigelegt sind, ist die Mo- 
bilisierung der christlichen Ba- 
taillone für die politische und 
wirtschaftliche Schlacht eine 
noch ganz andere Herausforde- 
rung.« 


Um dieser Herausforderung ge- 
recht zu werden, muß der ANC 
die Tagesordnung der Kirche be- 
stimmen und sie mit dem Verspre- 
chen einer vereinigten, nichtras- 
sischen Nation auf der Grund- 
lage der Freiheitscharta anfüh- 
ren. Die Kirche muß dazu erst 
von ihrer Theologie befreit wer- 
den und sich die Theologie der 
Befreiung zu eigen machen. 


Die Programmkonferenz der 
SAKP beschloß deshalb im De- 
zember 1987, daß die Kirche es 
sich zur Hauptaufgabe machen 
müsse, in den kommenden Jah- 
ren »das Volk Gottes zu mobili- 
sieren für den Zusammenbruch 
des Apartheidssystems, seiner 


‘Ideologie und destabilisierenden 


Auswirkung auf die ganze Re- 
gion und für eine Beteiligung am 
Aufbau von demokratischen, 
nicht-russischen und nicht-sexi- 
stischen _Gesellschaftsordnun- 
gen.« Hierzu müßten die Christli- 


/ 
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chen Basis-Gruppen (CBG), wie 
in dem Pastoralen Plan des Süd- 
afrikanischen Katholischen Bi- 
schofs-Rates dargelegt, in den 
Gemeinden entwickelt werden. 

Wenn sich südafrikanische Kir- 
chen im revolutionären Kampf 
einsetzen lassen, ist es deshalb, 


weil sie sich die Ideen der SAKP/ 


ANC angeeignet haben. Unter- 
stützt von Kirchenführern und Fi- 
lialen des SACC fordert der ANC 
die Verurteilung der Apartheid 
als Ideologie — einschließlich al- 
ler Apartheidsgesetze und -be- 
stimmungen -, die Erklärung des 
Apartheidsregimes als illegal - 
dazu gehört auch der Boykott 
staatlicher Reformen und der 
Wahlen -, die Freilassung »politi- 
scher« Häftlinge — damals noch 
Nelson Mandela -, die Wiederzu- 
lassung verbotener Organisatio- 
nen — darunter die UDF -, die 
Unterstützung interner demokra- 
tischer Bewegungen — darunter 
COSATU -, die Aufhebung des 
Ausnahmezustands und ein ver- 
einigtes, nichtrassisches Süd- 
afrika — nach dem Menschen- 
rechtsprogramm der Freiheits- 
charte -. 


Mit der Kirche 
gegen die Regierung 


Seit 1987 betont derANC zuneh- 
mend die Zusammenarbeit mit 
Kirchen und Kirchenführern. 
Um in Südafrika ein marxistisch- 
leninistisches System zu errich- 
ten, braucht der ANC eine erfolg- 
reiche Revolution. Revolution ist 
ein Prozeß ideologischer Indok- 
trinierung der Bevölkerung, um 
die Gesellschaftsordnung umzu- 
stürzen. In diesem Sinn ist die 
Kirche für den Befreiungskampf 
des ANC unentbehrlich. Der 
ANC-Präsident, Oliver Tambo, 
bekennt sich in seiner Rede vom 
26. Dezember 1987 zu diesem 
Grundsatz. 

Über seinen Propagandasender 
Radio Freiheit rief der ANC am 
19. Januar 1988 die Kirchen er- 
neut auf: »Die Kirche muß mit al- 
len demokratischen und Anti- 
Apartheidskräften vereint han- 
deln.« 


Als die Regierung Ende Februar 
1988 siebzehn revolutionären Or- 
ganisationen, die die Ordnung 
zerstören und mit Erfolg Chaos 
schaffen wollten, Beschränkun- 
gen auferlegte, reagierten beson- 
ders die dem SACC angeschlos- 
senen Kirchenführer auf den Auf- 
ruf des ANC. Sie beschlossen, 


die Aufgaben der nun behinder- 
ten Organisationen zu überneh- 
men. Der revolutionäre Kampf, 
meinten sie, sei die praktische 
Ausführung des Auftrags des 
Evangeliums (»Volks-Theolo- 
gie«) und der Staat dürfte der Kir- 
che keinerlei Beschränkungen 
auferlegten. - 


Der Generalsekretär des SACC, 
Frank Chikane, faßt die Gründe 
für die Zusammenarbeit zwi- 
schen SACC und ANC und des- 
sen internen Frontorganisatio- 
nen wie folgt zusammen: »Kir- 
chenführer haben beschlossen, 
jetzt die Verantwortung für die 
Anliegen und Programme dieser 
mit  Tätigkeitsbeschränkungen 


belegten Organisationen zu über- 
nehmen. Sie sind überzeugt, daß 
diese Aktivitäten ein zentraler 
Teil der Verkündigung des Evan- 
geliums sind.« 


Joe Slovo (rechts), Führer der Südafrikanischen Kommunisti- 


migen Schlachtfeld gegen das Re- 
gime ausgebaut werden« und 
»von heute an muß jeder Gottes- 
dienst ein Dienst zur Förderung 
des demokratischen Auftrags 
sein«. 


Die .Kampfgenossenschaft der 
Führungsgremien von ANC und 
SACC wird weiterhin deutlich in 
Erklärungen vom 31. Mai und 29. 
Juli 1988, indem die Kirchen 
dazu aufgerufen werden, den 
COSATU-Streikaufruf zu unter- 
stützen und die Wahlen vom 26. 
Oktober 1988 zu boykottieren. 


Frank Chikane bekräftigt den 
Standpunkt der Befreiungstheo- 
logie, wie ihn das IKT und der 
SACE vertreten: »Gott kann nur 
dann Gott sein, wenn er sich mit 
der Befreiung der Menschen von 
Unterdrückung, Ausbeutung 
und Vorherrschaft befaßt. Reli- 


schen Partei (SACP), in herzlicher Umarmung mit Nelson Man- 


dela. 


Am 29. Februar 1988 marschier- 
ten einige Kirchenführer, in Miß- 


achtung bestehender Gesetze, ' 


zum Parlamentsgebäude, um 
dem Staatspräsidenten einen 
Protestbrief zu überreichen. 
Noch am selben Tag unterstützte 
der ANC dieses Auftreten: »Wie 
die Kirchenführer sagten, sehen 
wir keinen Anlaß, auf unsere Un- 
terdrücker zu hören. Unsere Auf- 
gabe ist klar: Wir sollten uns alle 
mit der Kirche zusammentun und 
den unterdrückerischenGesetzen 
Pretorias Trotz bieten!« 


Am 1. März 1988, am Tag nach 
dem Protestmarsch, sprach der 
ANC seine Zufriedenheit mit 
den Kirchenführern aus: »Die 
Kirche muß nun zu einem grim- 


gion ist nur dann wahre Religion, 
wenn sie befreiend wirkt, sonst 
wird sie zum Opium für das 
Volk.« - Religion ist der Geist 
seelenloser Trägheit. Sie ist 
Opium für das Volk.« 


Der leitende Militärgeistliche des 
ANC, Ggqiba, versteht seinen 
Dienst in der ANC-Abteilung für 
kirchliche Angelegenheiten wie 
folgt: »Meine Aufgabe ist ... das 
Evangelium zu kontextualisie- 
ren, ohne dabei seine Substanz 
zu vergewaltigen. Christus ist der 
Herr. Zweitens muß ich die Ver- 
bindung mit dem Kirchenvolk da- 
heim in Südafrika aufrecht erhal- 
ten. Dort ist die Kirche als Insti- 
tution noch immer nicht auf Sei- 
ten der Unterdrückten.« 


ERTL FE Fa en nn FE a a A 


Den Charakter des ANC und die 
Rolle der internationalen Kirche 


BAMURSN N] 


sieht erso:»Der ANCwarbeisei- 


ner Gründung und ist noch heute 
keine politische Partei... Alseine 


Art alternatives Parlament um- _ 


faßt der ANC Menschen aller 
Gruppierungen in Südafrika. ... 
Es ist die Pflicht des ANC als poli- 
tischer Vorhut, für Einigkeit im 
Handeln gegen das rassistische 
Regime zu sorgen. Wir sind in ei- 
nem nationalen demokratischen 
Kampf engagiert ...« 


Die weltweite Kirche wird als po- 
litischer Bundesgenosse betrach- 
tet: »Ihr seid als politische Part- 
ner eine so wichtige Macht im 
Kampf um eine Veränderung ge- 
worden, die dabei ist, den Weg zu 
einem freien, ungeteilten und de- 
mokratischen Südafrika zu eb- 
nen. 


Ein neues 
Südafrika? 


Mit dem Erscheinen der Schrift 
»Die Straße nach Damaskus - 
Kairo und Umkehr« am 19. Juli 
1989 wurde die dritte Phase der 
Entwicklung der Befreiungstheo- 
logie in Südafrika eingeleitet. 
Dieser Entwicklungsprozeß voll- 
zieht sich in dem Maße, wie die 
Bevölkerung dieser Theologie 
ausgesetzt wird und sie akzep- 


tiert. Nach der dialektischen For-- 


mel des Marxismus ist auf der ei- 
nen Seite als These die demokra- 
tische Kraft, das Volk: »Das Volk 
ist eine soziale Bewegung, ein 
neues soziales Bewußtsein. »Das 
Volk« bezeichnet die Armen und 
Unterdrückten insofern, wie sie 
nun Subjekt ihrer eigenen Zu- 


kunft sind, Handelnde in der Ge- 


schichte.« 

Auf der anderen Seite steht als 
Antithese der westliche Imperia- 
lismus, versinnbildlicht durch 
westliche Staaten, die die Dritte- 
Welt-Länder unterdrücken, aus- 
beuten und beherrschen: 
»Hierzu sollte man auch Süd- 
afrika rechnen, wo erfahrungsge- 
mäß die weiße Erste Welt die 
schwarze Dritte Welt im selben 
Land unterdrückt.« 


Der Konflikt zwischen dem Volk 
und dem westlichen Imperialis- 
mus stellt dann die Synthese dar, 
aus der das freie, nicht rassische, 
vereinigte, demokratische Süd- 
afrika geboren werden muß. 

Nach der dialektischen Formel 
der Befreiungstheologie gibt es 
drei Phasen eines Entwicklungs- 
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prozesses. Zunächst wird die Be- 
freiungstheologie als eine möglı- 
che Interpretation der biblischen 
Botschaft angeboten. Diese 
Phase kann man als Bewußtma- 
chungs-Prozeß bezeichnen. Ei- 
nem Teil der Bevölkerung wird 
klar gemacht, daß sie Unterdrük- 
ker sind. Hierzu werden das 
KAIRO-Dokument und »Das 
Evangelische Zeugnis« benutzt. 
In der zweiten Phase wird die Be- 
freiungstheologie als eine gültige 
Interpretation der biblischen 
Botschaft vorgestellt. Jetzt wird 
ein Identifikationsprozeß in 
Gang gesetzt. Gewisse (Kir- 
chen)-Führer beginnen, die Be- 
freiungstheologie zu vertreten. 
Sie schließen sich den Unter- 
drückten in ihrem Kampf um Be- 
freiung an. Die IKT-Dokumente 
»Kirche und Arbeitswelt« und 
»Kirche und Gewalt« gehören zu 
diesem Identifizierungs-Prozeß. 
Auch das Wochenblatt der Süd- 
afrikanischen Katholischen Bi- 
schofskonferenz »Die Neue Na- 
tion« hat dazu beigetragen. 


Mit dem Erscheinen der »Straße 
nach Damaskus« hat die dritte 
Phase der dialektischen Formel 
der Befreiungstheologie einge- 
setzt. Hier geht es um die grund- 
legende gesellschaftliche Um- 
kehr (»Bekehrung«), die hinaus- 
läuft auf die erwähnte Synthese, 
das neue Südafrika. In diesem 
Prozeß der gesellschaftlichen Be- 
kehrung wird die Befreiungstheo- 
logie als die einzig gültige Ausle- 
gung der biblischen Botschaft 
dargestellt. Die bisherige Ord- 
nung, von den IKT-Theologen 
Ordnung des status quo bezie- 
- hungsweise bestehende Ordnung 
genannt, kann sich nicht evolu- 
tionär entwickeln. 
Befreiung bedeutet den gewalttä- 
tigen oder gewaltlosen Umsturz 
der bestehenden Gesellschafts- 
ordnung, »Apartheid« und 
»Apartheids-Regime« genannt. 
»Ein schwerwiegendes und an- 


haltendes Erbe des europäischen- 


Kolonialismus ist der Rassismus. 
In Südafrika wurde er institutio- 
nalisiert und legalisiert in der 
Form des notorischen Apart- 
heidsregimes.« 


»Die Straße nach Damaskus« Ver- 
weist auf die Bekehrung des Apo- 
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stels Paulus auf dem Weg nach 


Damaskus (Apostelgeschichte 
9,3-5). Der als »soziale« Bekeh- 
rung dargestellte Bericht dreht 
sich um die Person Jesu. In der 
»Straße nach Damaskus« wird 
dieser ausschließlich als Gott der 
Armen und Befreier der Unter- 
drückten dargestellt. »Wenn Je- 
sus das Reich Gottes predigte, 
prophezeite er den Anbruch ei- 
ner neuen Weltordnung. Das 
brachte ihn in Konflikt mit dem 
status quo und der religiösen und 
politischen Obrigkeit. Sie fanden 
seine Predigt »subversiv«. Des- 
halb taten sie sich zusammen, ihn 
zu töten.« 


Magosuthu Buthelezi ist Füh- 
rer der südafrikanischen Inka- 
tha-Bewegung, einer der größ- 
ten Gruppierungen im Land. 


Der holländische katholische 
Theologe Schillebeeckx schreibt 
über dieses Jesus-Bild: »Wer das 
besondere Verhältnis zwischen 
Jesus und seinem Vater unter- 
schlägt, macht die Zukunftser- 
wartung Jesu zu einer Utopie. 
Ohne die »Abba, mein Vater« - 
Erfahrung wird das historische 
Jesusbild völlig entstellt, seine 
Botschaft vom Reich Gottes 
kraftlos und sein Lebensweg aller 
Bedeutung beraubt.« 


Entscheidung für 
Reformation oder 
Revolution 


Der ANC hat die Kirche für sei- 
nen Befreiungskampf nötig. Er 
braucht sie, um die Nationalen 
Demokratischen Bewegungen 
und Organisationen zu einer Ver- 
einigten Front zusammenzubin- 
den. Das Bindemittel sind die 
Programm- und Bekenntnis- 
schriften der »Bekennenden Be- 
wegung«, gegründet auf die kon- 
textuelle Theologie als Befrei- 
ungs- und Protest-Theologie. Die 


Kirche wird dadurch zu einer po- 
litischen Front umfunktioniert. 
Sie wird durch Christliche Basis- 
Gruppen und ihre Zellen inner- 
lich verwandelt, zur Kontextuali- 
sierung ihrer Botschaft gezwun- 
gen und in den Befreiungskampf 
des ANC hineingezogen. Bei den 
Kirchenleitungen erreicht man 
das auf dem Wege des Dialogs als 
einem Werkzeug (un)bewußter 
ideologischer Übertragung mar- 
xistischer Begriffe und Ideen. 


Der ANC und die Kirche in Süd- 
afrika stehen vor der Entschei- 
dung: sollen sie den Weg der mar- 
xistischen Revolution oder den 
Weg der reformierten protestan- 
tischen Reformation einschla- 
gen? Wer im Licht des Wortes 
Gottes urteilt, kennt den Unter- 
schied. Der Nihilismus, die Zer- 
störung aller bestehenden Ord- 
nungen — nicht nur der politi- 
schen und wirtschaftlichen, son- 
dern auch der religiösen und sitt- 
lichen - die Vernichtung aller hö- 
heren geistigen Werte - ist das ei- 
gentliche Ziel des Marxismus. 
Das kann aber nur gelingen, 
wenn das Jesus-Bild durch die 
Propaganda der Befreiungstheo- 
logie verändert wird. Der Jesus 
des Marxismus ist ein »Jesus 
ohne Gott«. 


Harry Oppenheimer, Diaman- 
tenmagnat, führt das marxisti- 
sche Lager im südafrikani- 
schen Establishment an und 
ist für eine sofortige Beendi- 
gung der Apartheid. 


Die Revolution des ANC führt zu 
einer gewaltsamen Konfronta- 
tion mit der Reformation und ih- 
ren Ergebnissen. Die Revolution 


bringt eine »neue« Ideologie 
(Abgötterei) — deshalb ihr rechts- 
verachtendes und rechtsvernich- 
tendes gewalttätiges Handeln. 
Die Reformation erkennt auch in 
schlimmster Zeit an, daß es 
Rechtsvorschriften und Rechts- 
ordnungen (Anerkennung der 
Gehorsamspflicht) gibt, die gut 
sind und geltend bleiben müssen. 
Gewalttätige Konfrontation ist 
nach der Heiligen Schrift ver- 
werflich, besonders dann, wenn 
reformatorische Prinzipien her- 
angezogen werden, um sie zu 
rechtfertigen. 


Die Revolution vernichtet die 
Vergangenheit. Die Reformation 
dagegen erkennt an, daß die Ge- 
schichte in Gottes Hand liegt und 
Gottes Willen offenbart. Revolu- 
tion ist opportunistisch und die 
primitivste Form der Verführung. 
Sie will von Recht und Wahrheit 
nichts wissen, Reformation ist 
nicht opportunistisch, sondern 
vollzieht sich nach den Prinzipien 
und dem sittlichen Gesetz des 
Wortes Gottes. Die marxistische 
Revolution lehnt alle morali- 
schen und sittlichen Gesetzte ab 
und erniedrigt damit den Men- 
schen zu einem Opfer für den Be- 
freiungskampf. Das vergossene 
Blut des Revolutionärs ist dann 
das befreiende Blut Jesu. Die Re- 
formation erhöht den Menschen, 
nicht zu einem politisch befreiten 
Menschen, sondern zur neuen 
Ebenbildlichkeit Gottes durch 
den erlösenden Versöhnungstod 
Jesu Christi. Für die Revolution 
ist die Kirche ein Vehikel der Be- 
freiung, eine Verkündigerin der 
»demokratischen« Botschaft. 
Die Reformation betrachtet die 
Kirche als Trägerin der Botschaft 
der Erlösung.und der Wiederher- 
stellung der Gemeinschaft des 
verlorenen Menschen mit Gott. 


Wir haben die Wahl zwischen der 
Kirche des ANC und der Kirche 
Christi, zwischen der Ideologie 
der Befreiung und der Theologie 
der Versöhnung. Die Haltung des 
ANC gegenüber der Religion 
und Kirche muß in uns das Ver- 
langen erwecken, daß unsere 
Liebe zu Jesus Christus mehr und 
mehr zunehme in aller Erkennt- 
nis und Erfahrung, so daß wir un- 
terscheiden können, worauf es 
wirklich ankommt (Philipper 
1,9). oO 


Chris L. Jordaan ist reformierter Pfar- 
rer und Direktor des Zentrums für re- 
formatorische und zeitgeschichtli- 
che Studien in Pretoria, Südafrika. 


Südafrika 


Widerstand 
gegen die 
Pläne der 


Roten 


Jaap A. Marais 


Immer mehr Südafrikaner weigern sich, bei den Plänen der Inter- 
nationalisten, das Land an die schwarzen Marxisten auszuliefern, 


mitzumachen. 


Die derzeitige Lage in Südafrika 
ist finster, da offenkundig ist, daß 
die Regierung von FE. W. de Klerk 
sich unter Druck der Vereinigten 
Staaten und Großbritannien zum 
Verrat des Landes an den von 
kommunistischen beherrschten 
African National Congress 
(ANC) verpflichtet hat. Sie hat 
bereits einem Wahlsystem zuge- 
stimmt, das die Grundlage zur 
Herrschaft der Schwarzen über 
Südafrika bilden wird. 


Kapitulation vor 
den ANC-Forderungen 


Die Zusage, den Minderheiten 
verfassungsmäßigen Schutz zu 
gewähren, ist jetzt auf einen Vor- 
schlag reduziert worden, daß 
Weiße in Bündnisse mit Schwar- 
zen eintreten sollen, die dann die 
Rechte der weißen Minderheiten 
»schützen« werden. Dies stellt 
eine völlige Kapitulation vor den 
Forderungen des ANC und der 
. South African Communist Party 
(SACP) dar, was natürlich nur 
eine Fortsetzung dessen ist, was 
seit der Freilassung von Nelson 
Mandela, der jetzt wie eine 
Kopie des Staatspräsidenten de 
Klerk wirkt, vor sich geht. 


De Klerk mußte die beiden wich- 
tigsten Bedingungen, die ur- 
sprünglich für Verhandlungen 
mit dem ANC auferlegt wurden - 
- daß der ANC.auf Gewalt verzich- 
tet und seine Verbindungen zur 
SACP fallen läßt - aufgeben. 

"Die SACP hat den ANC völlig in 


Jaap Marais ist Vorsitzender 
der Herstige Nasionale Party 
von Südafrika. 


der Gewalt, und es steht fest, daß 
mindestens 13 der 35 Mitglieder 
des National Executive Commit- 
tee bestätigte — das heißt be- 
kannte — Mitglieder der SACP 
sind und weitere 12 nicht bestä- 
tigte — aber fast sicher ebenfalls 
Mitglieder sind. Unter der erstge- 
nannten Gruppe befinden sich 
Govan Mbeki und Chris Hani, 
die beiden Hauptanwärter für die 
Führung des ANC als Mandelas 
Nachfolger. 


Harry Gwala und Reginald Sep- 
tember, leiten die internen Struk- 
turen des ANC; und die Errich- 


tung und Erweiterung der Unter- 


grundstrukturen des ANC befin- 
den sich in den Händen von Ivan 
Pillay, Mac Maharaj, Ronnie Kas- 
rils und Sephiwe Gebuza - alle 
Mitglieder der Südafrikanischen 
Kommunistischen Partei. 


Darüber hinaus ist das Executive 
Committee of the Congress of 
South African trade Unions, CO- 
SATU (Exekutivausschuß des 
Kongresses der Südafrikanischen 
Gewerkschaften), der bei wei- 
tem die größte Organisation der 
Arbeiter ist, praktisch dadurch 
von der SACP übernommen wor- 
den ist, daß drei der sechs Mit- 
glieder — der erste und zweite Vi- 
zepräsident und der stellvertre- 
tende Generalsekretär -— Kom- 
munisten sind. Noch alarmieren- 
der ist jedoch die Tatsache, daß 
die SACP sich aktiv um zwei wei- 
tere Mitglieder bewirbt, Präsi- 
dent Elijah Barayi und den Gene- 
ralsekretär Jay Naidoo. 


ANGE in der Hand 
der Kommunisten 


Außerdem hat die SACP weitere 
COSATU-Mitglieder, wie Moses 
Mayekiso (Generalsekretär der 
National Union of Metalworkers 
of SA), Kgalema Molanthe (Kul- 
tur-Organisator der National 
Union of Mine Workers), Enrico 
Fourie (Vorsitzender des CO- 
SATU im westlichen Kapgebiet) 
und andere in ihren Reihen auf- 
genommen. Und die SACP be- 
müht sich aktiv um weitere Ge- 
werkschaftsführer als Mitglieder. 


Es ist augenscheinlich, daß die 
SACP ihre eigene organisatori- 


. sche Struktur aufbaut, indem sie 


sich an die Schalthebel der Macht 
inden Gewerkschaften setzt. Auf 
diese Weise wird sie in der Lage 
sein, dem ACN taktische Schritte 
zu diktieren, mit dem Ziel, 
Streiks und Unruhe hervorzuru- 
fen, um den Widerstand seitens 
der Regierung und der organisier- 
ten Industrie zu zermürben und 
das Ende der weißen Herrschaft 
zu beschleunigen. 


Der Regierung fehlt der 
innere Zusammenhalt 


Die SACP hat ihre eigene Tages- 
ordnung, die nicht mit der der 
Regierung übereinstimmt, und 
falls diese nicht den Mut auf- 
bringt, rigoros gegen Streikfüh- 
rer und Organisatoren von De- 
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monstrationen und Gewalttätig- 
keiten vorzugehen, wäre die 
SCAP, über die Gewerkschaften, 
in der Lage, das Land immer un- 
regierbarer zu machen. 


Der de Klerk-Regierung fehlt es 
am inneren Zusammenhalt und 
sie ist sich dessen nicht sicher, 
was die Sicherheitskräfte tun 
können, wenn sie davon über- 
zeugt sind, daß die Verhandlun- 
gen in eine Koalition mit ANC- 
SACP gipfeln werden, was die 
Position der Sicherheitskräfte un- 
haltbar machen würde. 


Die Kommunisten und andere 
Linke hetzen zur Entlassung des 
General Magnus Malan, des Ver- 
teidigungsministers, da sie ihn als 
einen Klotz am Bein erachten. 


De Klerk mag den Wunsch ha- 
ben, sich von Malan zu trennen, 
ist sich aber nicht sicher über die 
Wirkung, die ein solcher Schritt 
auf die Armee haben wird. Unter 
diesen Umständen könnten sich 
immer noch interessante Ent- 
wicklungen ergeben. 


Der Drahtzieher 
Harry Oppenheimer 


In einem Beitrag über Südafrika 
darf die Rolle Harry Oppenhei- 
mers nicht fehlen, die dieser er- 
füllt, um die National Party von 
ihren Grundsätzen zu entfrem- 
den. Oppenheimers Einfluß auf 
die Führung B. J. Vorsters steht 
außer Frage. Die Instrumente 
über die er arbeitete waren: 


Nic Diederichs, ehemaliger Fi- 
nanzminister - später zum Staats- 
präsidenten ernannt -, der in den 
sechziger Jahren ein Freund Op- 
penheimers wurde. 


Der CIA - wahrscheinlich ange- 
regt durch den verstorbenen Nel- 
son Rockefeller - hat sich mit Ge- 
neral Hendrik van den Bergh, 
dem Leiter der Sicherheitsdien- 
ste und einstigen Vertrauten Vor- 
sters, zusammengeschlossen. 


Anton Rupert, enger Mitarbeiter 
Vorsters seit den vierziger Jahren 
und Tabak-Millionär durch die 


Gunst von Edmund und EIj 


Rothschild. 


Nebenbei bemerkt, Harry Op- 
penheimers Vater wurde bei der 
Gründung seines Diamantenmo- 
nopols ebenfalls von den Roth- 
schilds finanziert. 
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Wie in dem Nachrichtenbrief 
»Washington Observer«, Nr. 192 


vom 15. Januar 1975, berichtet 


wird, unterhielt Vorster seit min- 
destens 1971 geheime Bündnisse 
_ mit Oppenheimer und der orga- 
nisierten Geldmächte in Süd- 
afrika. Die südafrikanische »Sun- 
day Tribune« berichtete 1983, 
daß die Allianz bereits seit 12 Jah- 
ren bestand. Dies stellt einen ent- 
scheidenden Staatsstreich seitens 
der Finanzmonopole dar. 


Vorster setzte die 
Fäulnis in Gang 


Abgesehen von dem oben er- 
wähnten ist esschwierig, Vorsters 
schlimmstes politisches Verbre- 
chen zu spezifizieren. Er perver- 
tierte Hendryk F. Verwoerds 
starke Position in auswärtigen 
Angelegenheiten und begann da- 
mit, politischen Kräften aus an- 
deren Ländern zu gestatten, sich 
in Südafrikas Innenpolitik einzu- 
mischen. Er verriet die Weißen 
von Rhodesien - heute Zim- 
babwe - unter Druck von Henry 
Kissinger, führte einen Boykott 
und Wirtschaftssanktionen gegen 
die Ian-Smith-Regierung ein. 


Er verkaufte 1974 die Weißen von 
Mozambique an die Kommuni- 
sten. Er führte den Krieg ohne 
Sieg im südlichen Afrika als 
Hauptursache für die derzeitige 
geschwächte geopolitische Posi- 
tion Südafrikas ein. 


Und 1971 erlaubte er dem Inter- 
nationalen Gerichtshof der Ver- 
einten Nationen, den Prozeß 
über Südafrikas Mandat über 
Südwest-Afrika - Namibia — wie- 
, der zu eröffnen, nachdem das 
Gericht im Juli 1966 ein Urteil da- 
hingehend gefällt hatte, daß kein 
Land, wie Liberia und Athio- 
pien, die die Sache vor Gericht 
gebracht habe oder irgendein Ge- 
bilde oder Rechtsträger, wie die 
Vereinten Nationen, ein Inter- 
esse an der Verwaltung von Süd- 
west-Afrika bekundet habe. Und 


natürlich kehrte das 1971 neu zu- 
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Hendryk F. Verwoerd vertrat in 
der Außenpolitik seiner Regie- 
rung ein starkes Südafrika. 


sammengesetzte Gericht den Be- 
schluß in ein beratendes Gutach- 
ten um, das Vorster dann akzep- 
tierte. 


Es braucht nicht gesagt zu wer- 
den, daß Vorster anschließend 
ein Zugeständnis nach dem ande- 
ren machte, bis er 1977 die von 
den sogenannten Westmächten, 
angeführt von den Vereinigten 
Staaten, vorgeschlagenen Bedin- 
gungen annahm, die 1978 in die 
Resolution 435 des Sicherheits- 
rats der Vereinten Nationen ein- 
flossen und schließlich 1989 in die 
Tat umgesetzt wurden. Dies 
führte zur Übernahme Südwest- 
Afrikas durch die Kommunisten 
und bildete den Abschluß zu der 
beinahe vollständigen Einkrei- 
sung.Südafrikas durch kommuni- 
stische Staaten im Osten, Norden 
und Westen. 


Die National Party 
gespalten 


Vorsters anderes politisches Ver- 
brechen war die Spaltung der Na- 
tional Party im Jahre 1969 über 
eine außenpolitische Frage, die 
sich auf internationale Sportver- 
anstaltungen bezog. Durch Ein- 
führung seiner neuen Politik 
setzte er sich direkt in Gegensatz 
zu Verwoerd, der weniger als ein 
Jahr vor seiner Ermordung durch 
den Kommunisten Demitrio-Tsa- 
fendas vor den Augen Vorsters, 
damals Justizminister und für die 
Sicherheit verantwortlich, in die- 
ser Sache einen klaren Stand- 
punkt eingenommen hatte. 


Wenn auch die Abspaltung von 


- der National Party zahlenmäßig 


nicht sehr bedeutsam war, die 
Männer, die diesen Ausbruch aus 
der Partei anführten, hatten 
hohe Prinzipien, und sie waren 
sich völlig klar darüber, in welche 
Richtung Vorsters neue Politik 
führen würde. Innerhalb von drei 
Monaten nach der Abspaltung 
schrieb ich als stellvertretender 
Führer der neuen Partei — die 
Herstigte Nasionale Party oder 
HNP -: 


»Sie - die Leute von der National 
Party — beginnen damit, die 
Apartheid im gesellschaftlichen 
Bereich zu demontieren und 
schaffen den gefährlichen Gei- 
steszustand unter uns, daß es für 
Südafrika von Vorteil sei, auswär- 
tige Beziehungen auf Kosten des 
UÜberlebens der Weißen zu unter- 
halten.« 


Der übliche 
Terror begann 


Achtzehn Monate später, nach- 
dem ich die ersten Schritte zur 
Anderung der Verfassung beob- 
achtet hatte, schrieb ich: »Die Li- 
beralen in der Regierung beab- 
sichtigen ... den Nichtweißen die 
gemeinsame Befugnis über 
Weiße in einer Art und Weise zu- 
zugestehen, die Zug um Zug 
Weiße unter die Macht von Nicht- 
weißen stellen wird, wie. das in 
den fünfziger und sechziger Jah- 
ren in Kenya und anderen afrika- 
nischen Gebieten geschehen ist.« 


Weil wir inder HNP den Einblick 
und den Mut hatten, den nach 


“ der Ermordung von Verwoerd be- 


gangenen Verrat zu entlarven, 
wurden die Geheimpolizei, die 
Broederbond - eine südafrikani- 
sche geheime Gesellschaft - und 
Politschläger eingesetzt, um öf- 
fentliche Versammlungen mit 
HNP-Rednern zu stören, wobei 
man so weit ging, Kandidaten auf 
öffentlichen Rednerpulten tät- 
lich anzugreifen. Führende Per- 
sönlichkeiten der Partei wurden 
auf jede erdenkliche Weise belä- 
stigt, darunter Strafanzeigen ge- 
gen sie wegen Gefährdung der 
Staatssicherheit. 


Ihre Telefone wurden abgehört 
und sie wurden in mehreren Fäl- 
len verleumdet. Es wurden neue 
Gesetze eingeführt, nach denen 
von Kandidaten der HNP ver- 
langt wurde, 300 Unterschriften 
von Wählern einzuholen, um sich 
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für die Nominierung bei Parla- 
mentswahlen zu qualifizieren. 
Und nachdem ihr von der Vor- 
ster-Regierung die Eintragung 


als politische Partei verwehrt 


wurde, mußte die HNP sich an 
das Oberste Gericht wenden, um 
einen Beschluß zu erreichen, mit 
der die Regierung gezwungen 
wurde, die HNP als legal konsti- 
tuierte politische Partei einzutra- 
gen. 


Mit John Vorster begann die 
»Fäulnis« in Südafrika und die 
Einmischung ausländischer 
Kräfte in die Innenpolitik. 


Durch alle diese Geschehnisse 
hindurch hielt die HNP bei ihrem 
Kampf gegen den Verrat der Vor- 
ster-Regierung durch. Vorster 
heckte alle möglichen Mittel aus, 
um die Partei zunichte zumachen 
und zu stoppen, und rief vorgezo- 
gene allgemeine Wahlen aus, als 
die Flut anfing sich zu stark gegen 
seine Partei zu wenden. Er log 
die Wählerschaft über seine Poli- 
tik an und monopolisierte den 
staatlichen Rundfunk und das 
Fernsehen zu parteipolitischen 
Propagandazwecken. Nichtsde- 


SE 


stoweniger ließ die HNPinihrem 


Widerstand gegen den Linksruck 
der Regierung niemals nach. 


Ein großes Geschenk 
für die Regierung 


Bei den allgemeinen Wahlen von 
1981 kandidierte die HNP in etwa 
der Hälfte der 166 Wahlkreise, er- 
hielt 14 Prozent der Stimmen und 
gewann in vielen Wahlkreisen 30 
und 40 Prozent der Stimmen. 

In diesem Augenblick wurde den 
Parlamentsmitgliedern der Na- 


In 
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tional Party, die Vorster und sei- 
nen Nachfolger P. W. Botha drei- 
zehn Jahre lang nach der Abspal- 
tung der HNP unterstützt hatten, 
klar, daß sie in den nachfolgen- 
den allgemeinen Wahlen von der 
HNP besiegt würden. Dr. And- 
ries Treurnicht, damals Führer 
der National Party in Transvaal, 
sah seine Mehrheit von 1977 um 
über 300 Prozent, nämlich von 
4 700 auf 1400 reduziert. 


Um eine Niederlage durch die 
HNP zu verhindern, brachen er 
und etwa 20 weitere Parlaments- 
mitglieder mit dem nur scheinbar 
treffenden Argument, sie seien 
gegen die »Beteiligung an der 
Macht«, aus der Partei aus, ob- 
wohl sie seit 1977 das Prinzip un- 
ter dem Deckmantel der »Tei- 
lung der Macht« akzeptiert und 
verteidigt hatten. 


Der Sieg auf einem 
Silbertablett präsentiert 


Anstatt sich der bereits starken 
‘ HNP anzuschließen, gründeten 
sie eine Gegenpartei, die halb- 
wegs zwischen der HNP und der 
Regierung angesiedelt war, und 


Andries Treurnichts und seine 
Konservative Partei wollte 
einen eigenen politischen Weg 
gehen, der aber zur Spaltung 
der Rechten führte. 


bereiteten somit die Hauptursa- 
che für die derzeitigen Spaltun- 
gen der Rechten und machten 
der Regierung ihr größtes politi- 
sches Geschenk. 


Wenn sie sich mit der HNP verei- 
nigt hätten, dann wäre die Regie- 
rung 1987, wenn nicht schon vor- 
her, besiegt worden. 


Im Ganzen gesehen war die Rolle 
der Führer der Conservative 
Party (CP) in der südafrikani- 
schen Politik ziemlich verschlun- 
gen. Sie räumten der Regierung 
Vorteile ein, als sie 1969 in der 
National Party blieben anstatt 
sich wegen einer Sache des Prin- 
zips abzuspalten und unterstütz- 


zumischen. Andererseits hat die 
HNP einen praktischen Plan zur 
Zerstörung des Regierungspro- 
gramms vorgelegt. Sie hat die CP 
dazu aufgerufen, von ihren Ver- 


tretern in Gemeinderäten zu ver-. 


langen, gemeinsam zurückzutre- 
ten und die Regierung zu Nach- 
wahlen herauszufordern. 


Südafrikas ehemaliger Präsident P.W. Botha verließ nach 44 Jah- 
ren die National-Partei, da sein Nachfolger den ANC und die Kom- 


munistische Partei zuließ. 


ten dann dreizehn Jahre lang die 
von Vorster und Botha geführte 
verräterische Politik. 


Sie lehnten es ab, sich an einer 
Konsolidierung der Rechten zu 
beteiligen, als sie sich schließlich 
doch abspalteten, weigerten sie 
sich bei den allgemeinen Wahlen 
von 1989 mit der HNP zusam- 
menzuarbeiten. Somit präsen- 
tierten sie der Regierung den 
Sieg auf einem Silbertablett. 

Hätte die CP 1989 mit der HNP 
kooperiert, dann wären minde- 
stens 15 weitere Sitze an die 
Rechte gefallen. Dies hätte den 
rechten Flügel im Parlament auf 
53 verstärkt, und mit 33 am lin- 
ken Flügel hätte die Opposition 
über insgesamt 85 von 166 Stim- 
men verfügt und de Klerk hätte 
sich mit einer Minderheit von 80 
Stimmen begnügen müssen. Die 
Weigerung der CP, mit der HNP 
zusammenzuarbeiten ist die 
Hauptursache der derzeitigen 
Krise in Südafrika. Jetzt, wo die 
Regierung mit lautem Geheul ei- 
nen Kompromiß mit den Kom- 
munisten anstrebt, hat die Con- 
servative Party keinen druchführ- 
baren Plan oder den Willen, die 
Regierung zu stoppen oder sich 
auch nur in deren Programm ein- 


Die betreffenden Vertreter der 
CP, HNP und andere Vertreter 
des rechten Flügels sind etwa 500 
an der Zahl, über etwa 80 Wahl- 


kreise — von insgesamt 166 - ver-, 


teilt. In solchen Nachwahlen 
würde die Regierungspartei emp- 
findliche Schläge hinnehmen 
müssen, und der Druck auf sie, 
allgemeine Wahlen auszurufen, 
könnte sich auf der Grundlage 
der Wahlergebnisse dramatisch 
verstärken. 


Leider gehen die Führer der CP 
dem Vorschlag aus dem Wege, 
lassen die Regierung weiterma- 
chen und dulden es, daß sich die 
Lage von Woche zu Woche ver- 
schlimmert. Somit machen sie es 
unvermeidlich, daß die Weißen 
schließlich dazu gezwungen wer- 
den, auf außerparlamentarische 
Mittel zurückzugreifen. 


Es gibt eine bestimmte Radikali- 
sierung der politischen Rechten, 
die der Regierung Sorge und der 
CP peinliche Verlegenheit berei- 
tet. Viele Anhänger der CP zie- 
hen nach rechts, während: die 
Führer sich an die Mitte anleh- 
nen, die als Folge der Verschie- 
bung der National Party zur Lin- 
ken vakant geworden ist. 


Die CP ist mit der politischen 
Rechten identifiziert worden und 
bewarb sich anfangs um: die 
Gunst der Wähler mit der Be- 
gründung, sie gehöre dem rech- 
ten Flügel an. Aber im vergange- 
nen Jahr empfahl Treurnicht sei- 
nen Anhängern, sich nicht mehr 
als zum rechten Flügel zugehörig 
zu betrachten und die Bezeich- 
nung »konservativ« zu benutzen. 
Im vergangenen Jahr schrieb 
einer ihrer Parlamentsmitglieder 
in einem Brief, daß die CP »nie- 
mals behauptet hat« auf der rech- 
ten oder linken oder auf irgendei- 
ner anderen Seite zu stehen«. 
Und der Kandidat der CP bei 
einer Nachwahl in Randburg im 
November 1990 erklärte öffent- 
lich, die CP sei eine »Zentrums- 
partei, woraus hervorgeht, daß 
sie niemals eine Partei des rech- 
ten Flügels war, oder daß sie sich 
von der Rechten zur Mitte ver- 
schoben hat. 


Der Regierung von FW. de 
Klerk fehlt es am inneren Zu- 
sammenhalt und sie hat einem 
Wahlsystem zugestimmt, das 
die Herrschaft der Schwarzen 
über die Weißen einführen 
wird. 


Wir Südafrikaner sind kein Über- 
bleibsel einer Kolonialregierung, 
sondern ein Volk, das sich aus 
dem Boden Afrikas erhob, mit 
unserer eigenen unverwechselba- 
ren Sprache und Kultur. Wir führ- 
ten zwei Kriege gegen den briti- 
schen Imperialismus, und in ei- 
nem sehr realen Sinne waren wir 
die ersten Freiheitskämpfer in 
Afrika, die nicht mit der Rücken- 
deckung einer fremden Macht 
kämpften, wie es die heutigen 
»Freiheitskämpfer« tun, sondern 
aus unserer eigenen inneren 
Stärke heraus und dem Glauben 
an das Recht, auf das was wir ha- 


ben und was wir sind. E32 
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Israelisch- 

amerikanischer 
- Waffenschmug- 

gel vertuscht 


Eine von dem karibischen Land 


Antigua und Barbuda zusam- . 
Untersuchungs-" 


“ mengestellte 
kommission, die ermitteln sollte, 
wie eine Sendung: israelischer 
Waffen die 1989 für eine von dem 
CIA organisierte Anti-Noriega- 


Kampfgruppe gekauft wurden, . 


auf der kolumbianischen Farm 
der verstorbenen Hauptstütze 
des Kokain-Kartells in Medel- 
lin, Gonzalo Rodriguez Gacha, 
landete, kam zu der Schlußfolge- 
rung, daß die ganze Operation 
das Werk von vier Antiguanern, 
in Verschwörung mit illegalen ko- 
lumbianischen Drogenhändlern 
und »gaunerischen« Elementen 
des israelischen Geheimdienstes 
gewesen sei. 


Und dies trotz der überwältigen- 
den Beweise dafür, daß die Ope- 
ration gemeinsam vom CIA und 
seinem israelischen Gegenstück, 
dem Mossad, geplant, koordi- 
niert und ausgeführt wurde. 


- Der Inhalt des Berichtes, den die 
antiguanische Regierung jetzt 
studiert, um. festzustellen, ob er 
amtlich freigegeben werden soll, 
sickerte zu. der Zeitung »The Wor- 
ker’s Voice« in Antigua und zur 
Caribbean News Agency 
(CANA) durch. Unter den vier 
angeklagten Antiguanern befin- 
det sich der Sohn des Premiermi- 
nisters, Vere Bird, und der Kom- 
mandeur. der antiguanischen 
Verteidigungsstreitkräfte, Clyde 
Walker. 


Nach uns zugegangenen Informa- 
tionen wurden die Waffen unter 
anderem durch die Dienstleistun- 
gen der israelischen Agenten Ge- 
neral Pinchas Shacher und 
Oberst Yair Klein erworben, um 
die von dem panamaischen Ober- 
sten Eduardo Herera Hassan, 
der nach Noriegas Sturz zum Ver- 
teidigungschef Panamas ernannt 
wurde, geleitete Anti-Noriega- 
»Contra«-Kampfgruppen zu ver- 
sorgen. 

: Der ehemalige amerikanische 


Unterstaatssekretär im Außen- 
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ministerium, Elliott Abrams, ge- 
nehmigte für.die Operation eine 
Million Dollar, die von der US- 
Regierung als Teil ihrer Maßnah- 
men zur Wirtschaftskriegsfüh- 
rung gegen die Noriega-Regie- 
rung zur Verfügung gestellt wur- 
den. Die Noriega-feindliche 
Kampfgruppe "sollte auf anti- 
guanischen Boden von Klein, 
einem paramilitärischen Ausbil- 
der der kolumianischen Drogen- 
händler, ausgebildet werden, 
aber die Ausführung dieses Ab- 
kommens wurde der antiguani- 
schen Regierung vereitelt. 


Während der Anhörung in Anti- 
gua, die von den Anwälten der 
britischen Königin Louis Blom- 
Cooper und dessen Partner Geof- 
frey Robertson geleitet wurden, 
wurde die Presse gerügt, weil ein 
Untersuchungsbericht über die 
Rolle des CIA bei den Waffenge- 
schäften veröffentlicht wurde. D 


Vertuschung der 
Sklaverei in 
Saudi-Arabien 


Warum macht die israelische 
Presse nicht mehr aus der Sklave- 
rei in Saudi-Arabien? fragt der 
Redakteur der ersten Seite der 
»Jerusalem Post«, David Bar- 
Illan. Unter der Überschrift »Sla- 
very, Saudi-style« (»Sklaverei 
saudischer Art«) schreibt Bar- 
Illan: »Man sollte meinen, die 
Austreibung von fast einer Mil- 
lion Araber, die sie zu Armut, 
Leiden und Tod verdammte, die 


praktische Versklavung einer wei- -. 


teren Million, die Folterung, Ver- 
gewaltigung und Ausraubung 
von Hunderttausend anderen 
Arabern müßten die Titelseiten 
der Zeitungen beherrschen. Die 
Vertriebenen sind Jemeniten, Ar- 
beiter, die jahrzehntelang in 
Saudi-Arabien gearbeitet haben. 
Nur diejenigen, die einen »Ar- 
beitgeber« — im Grunde einen 
Sklavenmeister, der sie willkür- 
lich vertreiben kann -— finden, 
können bleiben. 


»Und doch steht kein Wort dar- 
über in. der israelischen Presse, 
und nur Randbemerkungen in 
der Weltpresse. Ist das so, weil 
die Übeltäter dieser Ungeheuer- 
lichkeit Saudis sind, die die Welt 
beschwichtigen muß, damit sie 


. Ihre Erlaubnis, sich durch die 


Amerikaner verteidigen zu las- 
sen, nicht zurückziehen? Oder ist 


das so, weil, wenn Araber andere 
Araber foltern, ins Exil treiben 
und Versklaven, dies als ebenso 
natürlich angesehen wird, wie 
das Abschlachten von Millionen 
Afrikanern durch Afrikaner? Es 
gibt keinen ärgerlichen Rassis- 
mus als den, der ganze Völker 
zum Untermenschen degradiert 
und den Übeltätern ihre Verbre- 
chen »verzeiht«. 


Schwere 
Verluste bei 
Angriff auf 
Bagdad 


Aus exklusiven Informations- 
quellen im Nahen und in direk- 
tem Gegensatz zu Berichten aus 
westlichen Nachrichtenkreisen 
und Erklärungen aus offiziellen 
amerikanischen Militärkreisen 
verlautet, daß die Stadt Bagdad 
am 17. Januar um 2 Uhr morgens 
bei dem Angriff der Vereinigten 
Staaten mindestens 15000 bis 
20000 Tote und Verletzte erlitten 
hat. Nach diesen Informationen 
wurde das westliche Gebiet des 


Irak von israelischen Düsenma- 


schinen angegriffen, die den syri- 
schen Luftraum durchflogen. 


Im besetzten Westjordanien und 
im Gazastreifen, so verlautet aus 
diesen Kreisen, töteten israeli- 
sche Streitkräfte in den ersten 
Stunden des 17. Januar minde- 
stens 100 Palästinenser. Komman- 


.deure .des israelischen Militärs 


verhängten eine totale Ausgangs- 
sperre über diese Gebiete. Alle 
arabischen . Einwohner dürfen 
ihre Häuser nicht verlassen, und 
wer dieses Gebot verletzt, wird 
ohne Zögern erschossen und ge- 
tötet. 


Dies kommt einem der größten 
Massaker an Palästinensern in 
der blutgetränkten Geschichte 
der israelischen Besetzung 
gleich. Aus diesen gut informier- 
ten Kreisen des Nahen Ostens 
verlautet ferner, der Grund, 
warum Saddam Hussein im Luft- 
krieg überrascht wurde, sei darin 
zu sehen, daß er absichtlich von 
seinem Geheirmdienstnetz irrege- 
führt wurde und geglaubt habe, 


der Luftangriff würde erst am 19. -- 


Januar erfolgen. 


Die Vorgeschichte dieses un- 
glaublichen Husarenstreichs der 
Trilateralen Kommission und der 


Zionisten geht auf 1958 zurück, 


als der irakische General Karim 


Kassem die Macht von KönigFai- 


sal übernahm. Kassem wies 
16000 jüdische Bürger aus dem 
Irak aus. 


Als Saddam Hussein auf Drän- 


gen der Vereinigten Staaten sei- 
nen Krieg gegen den Iran be- 


DO : gann, wurde ihm von amerikani- 


schen Regierungsbeamten nahe- 


gelegt, er könne nur mit Unter- 


stützung derVereinigten Staaten 
rechnen, wenn er die vor 22 Jah- 
ren Ausgewiesenen wieder ins 
Land lassen würde, was er auch 
tat. 


Aus dieser Gruppe bildete Sad- 
dam Hussein ein Geheimdienst- 
netzwerk, das ihn nach diesen 


"Informationen über das Datum 


des geplanten Luftangriffs ab- 
sichtlich in die Irre führte. 


Insgesamt befinden sich rund 
110000 Juden im Irak, obwohl 
sich viele von ihnen als Moslems 
bezeichnen. m 


Mandela 
kritisiert 
US-Rolle am 
Persischen Golf 


Nelson Mandela, stellvertreten- 
der Vorsitzender des African Na- 
tional Congress (ANC), sagte, 
die Vereinigten Staaten hätten 
nicht das Recht dazu, Truppen in 
der Golfregion zu stationieren. 
Er erklärte sich dazu bereit, in 
der Krise zu vermitteln. 

Mandela griff auch die »Heuche- 


lei« der Vereinigten Staaten und . 


des Westens an, da die USA in 
Grenada eingefallen, es besetzt 
und die Unabhängigkeit des Lan- 
des untergraben hätten, und den- 
noch im Westen kaum ein Protest 
darüber laut geworden sei. 


Dann hätten die USA unter An- 
wendung von Gewalt einen aus- 
ländischen Staatschef verhaftet, 
wie im Falle Panamas, ohne daß 
eine Diskussion darüber oder Zu- 
stimmung der Vereinten Natio- 
nen dazu erfolgt sei. Von seitens 
des Westens habe es keine Reak- 
tion oder Proteste gegeben. 


»Eine solche Heuchelei machen 
wir nicht mit«, stellte Mandela 
fest. »Übrigens haben Amerika 
und der Westen keinen Grund 


N A A a 


‚ dazu, Truppen am Persischen. 
Golf zu unterhalten.« - 


Befragt, ob er bereit sei, bei der 
‚Lösung der Golfkrise eine aktive 
Rolle zu spielen, da er in der ara- 
-bischen Welt so etwas wie ein 
“ Held sei, antwortete Mandela: 
»Zunächst einmal kann ich erst 
dann eine Vermittlerrolle spie- 
-. len, wenn ich dazu aufgefordert 
werde. Ob ich es tun würde, 
hängt von einer Entscheidung 
des ANC, nicht von mir allein ab. 
Ich würde mich mit Saddam tref- 
- fen, wenn der ANC dies be- 
 schließt.« 
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" Darüber hinaus bestand Man- 
: dela darauf, daß der Westen Is- 
: raels Rückzug aus den besetzten 

Gebieten verlangen und sich da- 
für einsetzen sollte, Israels bruta- 
* er Behandlung der Palästinenser 
= ein Ende zu bereiten. Der Druck 
=; auf Israel sollte mit der gleichen 
 Heftigkeit ausgeübt werden, mit 
= der der Irak in der Kuwait-Sache 
„ unter Druck gesetzt werde. 


Grundlage dafür, zwischen die- 
® sen beiden Problemen einen Un- 
3 terschied zu. machen«, sagte 
= Mandela. DO 


; Schottische 
% Kirche gegen 
tGolfkrieg 


* fentlichten einen Offenen Brief 
" an das britische Außenministe- 
rium, in.dem zu einer friedlichen 
x Lösung des Golfkrieges aufgeru- 
* fen und jede einseitige militäri- 
‘= sche Aktion zurückgewisen wird. 
> Dies ist die erste derartige Erklä- 
“ zung aus einem europäischen 
‚x Land. 


" »Wenn sich die derzeitigen Be- 
‘; mühungen der Weltgemeinschaft 
* nicht aktiv mit den Schlüsselfra- 
- gen des Nahen Ostens befassen, 
..dann wird der Krieg jede Mög- 


: lichkeit sie zu lösen noch weiter . 


in die Ferne rücken«, heißt es in 
».. diesem Schreiben. 


& »Krieg kann die wesentlichen Di- 
lemmas,. die dem Einmarsch 


“ nach Kuwait und dessen Beset- 
‘. zung zugrundeliegen, nicht 1ö- 
» sen. Er wird vielmehr zahllosen 
Menschen in der Region durch 
« Verletzungen, Verluste von Men- 
® ° ‚schenleben und völlige Zerrei- 


& = Älle schottischen Kirchen veröf- 


Bung von Gemeinden unsagbares 
Elend bringen. Darüber hinaus 
wird er ohnehin zerbrechliche 
Wirtschaften weiter erschüttern 
und die politische Entwicklung 
unter den Nationalstaaten der 
Region völlig unterbrechen. 
Krieg wird nicht das Fundament 
für den zukünftigen Frieden und 
die Sicherheit in der Region 
schaffen - er wird einfach zum 
Hindernis für die dringende Not- 
wendigkeit, jetzt die dringenden 
Probleme in Angriff zu nehmen. 


Wir sind besorgt über die Mög- 
lichkeiten, daß die Regierung ih- 
rer Majestät und die der Vereinig- 
ten Staaten dazu bereit sein kön- 
nen, eine einseitige militärische 
Aktion außerhalb dieses Konsen- 
sus in Erwägung zu ziehen. Wir 
bringen unseren totalen Wider- 
stand gegen eine derartige militä- 
rische Aktion zum Ausdruck, vor 
allem angesichts der Gefahr 
einer möglichen Eskalation, der 
Verwendung von Chemie- oder 
Atomwaffen und des unvermeid- 


lichen Leidens der a 2 


fenden.« 


Jüdische 
Demokraten 
organisieren 


sich für 1992 


Enttäuscht. darüber, daß Juden 
auf die Präsidentschaftswahlen 
von 1988 wenig Einfluß hatten, 
kündigten jüdische politische 
Führungspersönlichkeiten die 
Gründung des National Jewish 
Democratic Council (JDC) in 
den USA an. Morton Mandel, 
ein Industrieller aus Cleveland 
und ehemaliger Präsident des 
Council of Jewish Federations, 
ist Vorsitzender der neuen 
Gruppe, die von der ADL, Al- 
PAC und dem Democratic Natio- 
nal Committee unterstützt wird. 


Laut Mandel wird der JDC jüdi- 
sche Kandidaten dazu ermuti- 
gen, auf allen Regierungsebenen 
für Amter zu kandidieren und 
sich nachdrücklich für die Beru- 
fung von Juden auf prominente 
Wahlkampfpositionen. und in 
Mitarbeiterstäbe“ von Amtsträ- 
gern einzusetzen. 


Der JDC gelobt, »mit Kraft und 
Entschlossenheit gegen jede Be- 
strebungen innerhalb der Partei, 
die Bindungen unseres Landes zu 


Israel zu lockern und das histori- 


sche Eintreten unserer Partei für 
Israels Interessen zu verringern, 
vorzugehen«, äußerte das Rats- 
mitglied Stuart Eizenstat, ein 
ehemaliger Beamter des Weißen 
Hauses, während der Carter-Re- 
ger. 


Die neue Organisaion hofft, 
Tausende von jungen Juden in die 
Partei hineinzubekommen, die 
nicht nur auf landesweiter 
Ebene, sondern auch bei staat- 
lichen und Kommunalwahlen in 
Aktion treten, sagte Steve 
Gutow, Rechtsanwalt aus Dallas, 
der nach Washington gezogen ist 
und dort leitender Direktor des 
Rates wurde. 


Der JDC hofft auch die Kluft zwi- 
schen den beiden äußerst zuver- 
lässigen und loyalen Wählerschaf- 
ten, den Juden und den Schwar- 
zen, überbrücken zu können. Wie 
der amerikanische Richter Bran- 
deis schon vor Jahren empfahl, 
ist das Geheimnis des zionisti- 


‚ schen Erfolges »organisieren, or- 


ganisieren und nochmals organi- 
sieren«. oO 


Japaner gegen 


Krieg am 
Persischen Golf 


Nach einer von der Zeitung 
»Asahi Shimbun« durchgeführ- 


ten Meinungsumfrage ist die ja-: 


panische Bevölkerung stark ge- 
gen einen Krieg am Persischen 
Golf eingestellt. 78 Prozent der- 
jenigen, die sich an der Umfrage 


beteiligten, waren gegen die Ent- 


sendung von Truppen außerhalb 
des Landes, als sie auf den inzwi- 
schen aufgegebenen Versuch des 
japanischen Ministerpräsidenten 
Toshiki Kaifu 2000 leichtbewaff- 
nete Soldaten an den Golf zu ent- 
senden, angesprochen wurden. 


Die meisten Menschen glaubten, 
daß die vorgeschlagene Gesetz- 
gebung, Soldaten zu entsenden, 
die nur mit Pistolen bewaffnet 


sind und sich mit der »Friedenser- - 


haltung« befassen sollen, gegen 
die japanische Verfassung ver- 
stoße. Die japanische Regierung 
konnte wegen des Widerstands 
im Volk nicht einmal zivile Frei- 
willige, noch. weniger Soldaten 
auftreiben. 


Aus britischen Presseberichten 
über eine kürzlich stattgefun- 


. dene außerplanmäßige "Wahl in 
Japan, die als Volksbefragung. :, 
über den Beschluß der Liberal- 


demokratischen Partei, Soldaten 


‚zu entsenden, aufgepaßt wurde, 


geht hervor, daß der Sieg der Li- 
beralen mit einer Stimmenmehr- 
heit von weniger als fünf Prozent 
»beschämend knapp« war. U 


Keine 
Bedrohung _ 
durch irakische 
Atombombe 


. Eine Delegation von Inspekto- 


ren der International -Atomic 


Energy Agency (IAEA)kamvon i 


einer Rundreise durch den Irak 
vor Beginn des Golfkriegs zurück 
und verkündete, daß es »keine 
Beweise« dafür gebe, daß der 
Kernbrennstoff für zivile 
Zwecke, über den der Irak ver- 
fügt, zum Bau einer Atombombe 
verwendet wird. 


Die Mitteilung widerspricht den 
Behauptungen seitens des ameri- 
kanischen Außenministeriums, 
es gebe »außergewöhnliche Be- 
mühungen« des Iraks, eine 
Atombombe zu entwickeln. 


Zwei IAEA-Inspektoren mein- 
ten, der Irak sei, ganz minimal 
gerechnet, mindestens zwei 
Jahre davon entfernt, eine solche 
Anlage zu haben und könnte so- 
gar noch zehn Jahre davon ent- 
fernt sein. Die Inspektoren sag- 
ten, für das gesamte vorhandene 
spaltbare Material sei Rechen- 
schaft abgelegt worden. Irak hat 
den Atomwaffensperrvertrag un- 
terzeichnet, Israel nicht. 


Die Londoner »Financial Times« 
kommentierte, daß die US-Re- 
gierung willkürlich die von einer 
nuklearen Bedrohung ausgehen- 
den »unmittelbaren Gefahren 
übertreibt«, weil diese »Bedro- 
hung für die amerikanische Of- 
fentlichkeit die annehmbarste Er- 
klärung dafür sei, daß es einen 
militärischen Konflikt mit dem 
Irak geben muß«, wie aus Mei- 
nungsumfragen hervorgehe. I 


EEE 


Golf-Konflikt 


Die Folgen 
des Krieges 


Ein längerer kriegerischer Konflikt am Golf würde nicht nur uner- 
meßliches menschliches Leid bringen, sondern auch die Weltwirt- 
schaft empfindlich treffen: Weniger Wachstum, höheres Teuerungs- 
tempo, größere Spannungen auf den Finanzmärkten und steigende 
zu beschreiben die Szenarien für die Zeit seit dem 16. Januar 


Die Ölabhängigkeit der westli- 
chen Industriestäaten hat sich 
seit dem Jom-Kipur-Krieg im 
Jahr 1973 annähernd halbiert. 
Dennoch ist die Anfälligkeit ge- 
genüber Ölschocks immer noch 
“ groß. Das zeigt die Entwicklung 
seit Ausbruch der Irak-Krise im 
August 1990. Seitdem hat es zwar 
zu keinem Zeitpunkt ernste Ver- 
sorgungsengpässe gegeben. 
Doch sprang der Spot-Preis für 
Rohöl unter heftigen spekulati- 
ven Schwankungen kurzfristig 
auf annähernd 40 Dollar je Bar- 
rel. Gegenüber dem Vorkrisenni- 
veau bedeutet dies eine glatte 
Verdoppelung. 


Konsum- und Investitions- 


klima trübten sich 


Im Herbst 1990 bröckelte der Öl- 
preis auf durchschnittlich knapp 
30 Dollar ab, damit lag er immer 
noch um rund 40 Prozent über 
Vorkrisenniveau. Die Folge der 
höheren Ölpreise für die westli- 
che Welt: Die Teuerungsraten 
sprangen um reichlich 0,5 Pro- 
zent nach oben, die Stimmung in 
der Wirtschaft und damit das 


Konsum- und Investitionsklima - 


trübten sich stark ein. 


Die Zerstörung kuwaitischer Öl- 
felder durch den Irak kann die 
Weltölversorgung nicht ernsthaft 


gefährden. Die Meinung vertritt 
die Exekutivdirektorin der Inter- 


nationalen Energieagentur 
(IEA) in Paris, Helga Steeg. Der 
Anstieg der Ölpreise als Folge 
der Ereignisse in Kuwait hat nach 
ihrer Meinung mit Angebot und 
Nachfrage wenig zu tun. Kuwaiti- 
sches und irakisches Ol werden 
bereits seit dem Embargo am 2. 
August 1990 nicht mehr gehan- 
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delt. Die Märkte hätten den Aus- 
fall der irakischen und kuwaiti- 
schen Förderung bisher völlig 
wettgemacht. 


Der Golf-Konflikt hat sich zu ei- 
ner Zeit zugespitzt, in der die 
ökonomischen Probleme ohne- 
hin wieder größer geworden 
sind: Die Weltkonjunktur verfiel 
bereits 1990 in eine deutlich ruhi- 
gere Gangart. In einigen Län- 
dern - beispielsweise in den USA 
und in Großbritannien - traten 
bereits rezessive Tendenzen auf. 


Nach dem Scheitern der GATT- 
Runden gibt es unter den Indu- 
strieländern schwere Verstim- 
mungen. Sie signalisieren ernste 
Gefahren für den freien Welthan- 
del. 


Osteuropa wird beim Übergang 
zur Marktwirtschaft von dramati- 
schen Geburtswehen geschüttelt. 
Das Eingreifen der Sowjetunion 
im Baltikum legt ideologische 
Fronten bloß. Das kann auch die 
übrige Welt zu spüren bekom- 
men. -» 


Entscheidend ist 
die Dauer des Krieges 


In diesem Umfeld ist die Welt- 
wirtschaft gegenüber krisenhaf- 
ten Turbulenzen noch anfälliger 
geworden. Wie heftig die ökono- 
mischen Auswirkungen des Golf- 
Krieges letztlich sein werden, 
hängt entscheidend von der 
Dauer der militärischen Ausein- 
andersetzung ab. Dabei sind zwei 
extreme Denkmöglichkeiten ins 
Kalkül zu ziehen: 


- Ein auf die Region Irak-Kuwait 


begrenzter Krieg, der die Krise in 


wenigen Wochen beendet. Ein 
länger dauernder Krieg in der 
Golf-Region, der zu größeren 
Ausfällen der Ölförderung führt. 


Unter diesen beiden Übeln ist 
das erste das geringere. Denn bei 
einem kurzen Krieg bleiben die 
ökonomischen Schäden . be- 
grenzt. Nach Ende der militäri- 
schen Auseinandersetzung wer- 
den auch die politischen und öko- 
nomischen Unsicherheiten wei- 
chen, die bereits jetzt, also unter 
der Status-quo-Bedingung der 
Okkupation Kuwaits, das Welt- 
wirtschaftsklima belasten. Der 
Olmarkt würde von spekulativen 
Momenten befreit. Der Olpreis 
wird rapide sinken, vermutlich 
unter das Vorkrisenniveau von 
knapp 20 Dollar je Barrel. 


Für die Konjunktur gilt: Mit 
Überwindung der Ölkrise kehren 
die Industrieländer auf den 
Wachstumspfad zurück, der vor 
der Krise angelegt war. Statt der 
zur Jahreswende 1991 für die In- 
dustrieländer prognostizierten 
Wachstumsrate von zwei Prozent 
wäre ein Zuwachs von rund zwei- 
einhalb Prozent erreichbar. 

Die Teuerungsrate würde. um ei- 
nen halben Prozentpunkt niedri- 
ger ausfallen als in den Status- 
quo-Prognosen. 


Ein länger anhaltender Krieg 
würde die negativen wirtschaftli- 
chen Folgen nöch verschlech- 
tern. Ansatzpunkt ist auch hier 
der Ölpreis. Er wird kräftig stei- 
gen und sich bei etwa 40 Dollar je 
Barrel einpendeln. Gegenüber 
dem Preisniveau, das. unmittel- 
bar vor dem Krieg gemessen 
wurde, bedeutet dies einen An- 
stieg von rund 60 Prozent. 


Das treibt die energieabhängigen 
Preise in die Höhe - und birgt 
eine zusätzliche Gefahr für den 
Geldwert. Die Notenbanken 
müssen ihre restriktive Geldpoli- 
tik fortsetzen oder sogar noch 
verschärfen. Die Zinsen steigen 
weiter verstärkt. Teures Geld, 
realer Kaufkraftenzug. infolge 


‘der Energieverteuerung und all- 


gemeine Stimmungsflaute dämp- 
fen sowohl die Investitionen als 
auch den privaten Verbrauch. 
Das Wirtschaftswachstum er- 
lahmt. 


Das für 1991 prognostizierte oh- 
nehin bescheidene Wachstums- 
tempo kann nicht realisiert wer- 
den. Vielmehr geraten die Indu- 
strieländer auf Stagnationskurs. 


In den USA und in Großbritan- 
nien, wo die Wirtschaftslage noch 
prekärer ist als anderswo, wird 
das Sozialprodukt' sogar 
schrumpfen. 


Die Folgen für 
die Bundesrepublik 


Die Konsequenzen für die Bun- 
desrepublik: Die rezessiven Ten- 
denzen werden durch die deut- 
sche Integrations-Dynamik ge- 
mildert. Doch verlieren diese 
Stützeffekte im Laufe des Jahres 
erheblich an Kraft. Denn bei stei- 
gender weltwirtschaftlicher Unsi- 
cherheit gehen die Investoren auf 
Warteposition. 


Für die alten Bundesländer hat 
dies einen Konjunktur-Knick zur 
Folge. Für die neuen Bundeslän- 
der bedeutet dies, daß der Anpas- 
sungsprozeß unterbrochen wird. 
Das wirkt sich sehr negativ aus 
auf Arbeitsplätze, Produktivi- 
tätsfortschritt und Infrastruktur. 


Weitere schlechte Kunde kommt: 
aus den osteuropäischen Län- 
dern, die auf dem Weg zur Markt- 
wirtschaft sind. Deren wirtschaft- 
liche Anpassungsprobleme be- 
kommt in erster Linie die Bun- 
desrepublik zu spüren. 


Im Falle eines länger andauern- 
den Krieges im Nahen Osten 
müßte die Bundesrepublik mit 
starken Wachstumseinbußen 
rechnen. Zwar droht noch keine 
Rezession, wohl’aber eine merk- 
liche Konjunkturabkühlung. So 
wird es in Westdeutschland 1991 
nur noch ein bescheidenes Wachs- 
tums-Plus von eineinhalb Pro- 
zent geben - 1990 waren es 4,6 
Prozent. 


Die Teuerung wird sich in der 
Bundesrepublik noch etwas stär- 
ker beschleunigen als beispiels- 
weise in den Ländern des Dollar- 
Raums. Denn bei einem: länger- 
fristigen militärischen- Konflikt 
mit,den damit verbundenen poli- 
tischen und ökonomischen Unsi-: 
cherheiten wird der Dollar wahr- 
scheinlich wieder zur internatio- 
nalen Fluchtwährung werden. 
Das gilt umso mehr, als sich in der 
Sowjetunion die ideologischen 
Fronten verhärtet haben, Refor- 
men und Abrüstung damit unsi- 
cherer geworden sind. 


Folge: Der Dollar wird an den in- 
ternationalen Devisenmärkten 
erstarken. Die Bundesrepublik 


muß also mit dem Ölpreisanstieg 
fertigwerden und überdies die 
Teuerungs-Effekte der DM-Ab- 
wertung verkraften. In dieser Si- 
tuation muß die Wirtschaftspoli- 
tik ihre Handlungsspielräume 
ausnutzen. 
schen Gebiet könnten beispiels- 
- weise die strategischen Ölreser- 
. ven aufgelöst werden, um so 
allzu massive Spekulationen auf 
den Ölmärkten zu dämpfen. Die 
“ Ankündigungen der Internatio- 
nalen Energieagentur nach Aus- 
. bruch des Krieges zeigen, daß 
dieser Spielraum offensichtlich 
ausgenutzt werden wird. 


Bis heute gibt es 
keine Öl-Verknappung 


Die IJEA-Chefin, Helga Steeg, ist 
zuversichtlich: »Wir haben bis 
3 heute immer gesagt, es gibt keine 
physische ’Verknappung an Öl. 
. Esbesteht daher auch kein Anlaß 
zu Nervosität. Eine schwierige 
Versorgungslage wie 1974 und 
1979 wird es nicht geben.« 


Die IEA-Mitgliedsländer kön- 
® nen täglich 2,5 Millionen Barrel 
$ Öl zusätzlich auf den Markt brin- 
1 gen, davon zwei Millionen aus 
S 


Vorräten, etwa 400 000 durch 
: Einsparungen beim Verbrauch 
. und 100 000 durch Substituierung 
: in Form von anderen Energien. 
: Das zusätzliche Angebot wird 
nach Meinung von Frau Steeg 
keinen neuen Preisrutsch auslö- 
N sen. 


= 


»Bisher hat kein Land seine Öl- 
vorräte tatsächlich in den Markt 
eingeschleust. Das Öl steht aber 


gebraucht wird.« 


habe Wirtschaftsminister Mölle- 
mann lediglich eine Verordnung 


Auf energiepoliti- - 


kurzfristig zur Verfügung, falls es - 


- Auch in der Bundesrepublik 


erlassen, in der die Mineralölge- 
sellschaften angewiesen würden, 
die Vorbereitungen dafür zu tref- 
fen. »Unser Signal ist unzweideu- 
tig. Wenn uns einige Leute heute 
kritisieren, haben diese augen- 
scheinlich Ol zu hoch eingekauft 
und müssen es nun zu niedrig ver- 
kaufen.« 


Katastrophen-Szenarios mit ei- 
nem Ölpreis möglicherweise 
über 100 Dollar hält die Ener- 
gieagentur für unwahrscheinlich: 
»Dann müßte praktisch die ganze 
Ölproduktion der Welt ausfal- 
len.« 


Aber zurück zur Bundesrepublik 
und ihren anderen Problemen, 
die in den großen wirtschaftli- 
chen und politischen Herausfor- 
derungen bestehen, die aus der 
deutschen Einigung entstanden 
sind. Mehr als anderswo kommt 
es darauf an, die negativen Ef- 
fekte der Golf-Krise so klein wie 
nur eben möglich zu halten. 


Das gilt auch für die Lohnpolitik: 
Sie muß die Abschwächung im 
realen Gefüge registrieren - und 
sie darf die kriegsbedingten 


Preiseffekte nicht in die künfti- 


gen Löhne hineinprojizieren. 


Aufgabe der internationalen 
Wirtschaftspolitik muß es sein, 
die Erwartungen zu stabilisieren. 
Das wird am ehesten durch eine 


enge internationale Kooperation 


vor allem auf geldpolitischer 
Ebene erreicht. Nur so können 
extreme Zinsyerspannungen und 
Wechselkurssprünge vermieden 


werden. Die besonnene Reak- 
tion der Notenbanken der Indu- 
strieländer nach dem Börsen- 
krach vom Oktober 1987 gibt An- 
laß zu berechtigter Hoffnung, 
daß es auch diesmal gelingt, die 
Krise wirtschaftlich unter Kon- 
trolle zu halten. DO 
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| Naher Osten 


Wüstenkrieg 
erinnert an 
Rommel 


Mike Blair 


Während amerikanische Streitkräfte in der Wüste von Saudi-Ara- 
bien und am persischen Golf Erfahrungen in einem Wüstenkrieg 
sammeln können, versuchen Militärexperten und Historiker die we- 
sentlichen Faktoren der Erfolge und Niederlagen in den großen 
Schlachten des Zweiten Weltkrieges in der Wüste Nordafrikas zu be- 
stimmen. Zwei Faktoren treten dabei als die wichtigsten hervor: Dis- 


ziplin und Führung. 


Kann Amerika mit seinen riesi- 
gen Reserven an Menschenmate- 
rial und mit dem ausgeklügelten 
Kriegsgerät, das die Welt jemals 
gesehen hat, überhaupt von 
fremden Herren besiegt werden? 
Nach Meinung der am besten in- 
formierten Militärexperten und 
Historiker ist dies höchst unwahr- 
scheinlich. Und doch haben die 
amerikanischen Streitkräfte sehr 
große Probleme. 


Es fehlt an 
großen Heerführern 


Obwohl Saddam - Hussein von 
den meisten Amerikanern als 
»Schlächter von Bagdad« angese- 
hen wird, bleibt die Tatsache, daß 
er ein charismatischer Führer ist 
und von einem Großteil der isla- 
mischen Bevölkerung des Mittle- 
ren Ostens bewundert wird. Man 
erachtet ihn als einen Mann, der 
den Mut hat, sich der Macht der 
Vereinigten Staaten und der Zio- 
nisten Israels entgegenzustellen. 


Wenn Amerika heute irgendet- 
was fehlt, dann sind das große 
Führungspersönlichkeiten, vor 
allem große Heerführer. Es ist 
sehr unwahrscheinlich, daß mehr 
als einer aus einem Dutzend 
Amerikaner überhaupt weiß, 
wer die amerikanischen Truppen 
in der Wüste anführt. Es ist Gene- 
ral Norman Schwartzkopf. Ge- 
orge Bush, der als Präsident 
Oberkommandeur der amerika- 
nischen Armee ist, fehlt es nicht 
. nur an Charisma, sondern seine 
Absichten in der Nahostkrise 
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wurden von beinahe der Hälfte 
des amerikanischen Volkes in 
Frage gestellt, und, was noch 
schlimmer ist, er ist unter den 
amerikanischen Militärs alles an- 
dere als beliebt. 


Wie im Zweiten Weltkrieg spiel- 
ten auf dem Boden schwer gepan- 
zerte Fahrzeuge bei der Ausein- 
andersetzung mit dem Irak eine 
Schlüsselrolle. Vor einem Jahr 
war der Verfasser dieser Zeilen 
während eines dreitägigen Be- 
suchs in Fort Knox, wo sich das 
General George Patton Jr. Amor 
Center befindet, Gast der US- 
Army. 


Am Ende dieses Besuches hegte 
der Verfasser kaum Zweifel dar- 
über, daß das amerikanische Mili- 
tär besser ernährt, besser ausge- 
bildet und sicherlich besser aus- 
gerüstet war als jemals zuvor in 
der Geschichte. Und die Diszi- 
plin und Moral war zweifellos 
gut. Die gepanzerten Fahrzeuge 
im Amor Center standen auf der 
höchsten Stufe des High Tech: 
Die Abrams MI-Panzer mit fast 
undurchdringbarer Verbundpan- 
zerung und so ziemlich der be- 
sten Bewaffnung aller Panzer der 
Welt, und das Kampffahrzeug 
Bradley, mit seiner Schnellfeuer- 
kanone und seinen TOW-Lenkra- 
keten zur Panzerabwehr. 

Aber es gibt beunruhigende Be- 


richte über nachlassende Diszi- 
plin unter den amerikanischen 
Soldaten wegen fehlendem Ver- 
ständnis für die zu erfüllende 
Aufgabe. Wie ein Soldat kürzlich 
feststellte: »Ich dachte unsere 
Aufgabe bestünde darin, Ame- 
rika zu verteidigen, nicht das Ol 
und einige Leute, die sich einen 
Dreck darum kümmern, was mit 
uns geschieht.« 


Der Alptraum 
der Briten 


Im Fort Knox Komplex befindet 
sich ein Museum zu Ehren des 
unsterblichen Generals George 
Patton. Wenn man heute das Mu- 
seum besucht und die verschiede- 
nen Andenken an einen der größ- 
ten Soldaten Amerikas betrach- 
tet, jetzt, wo sich die amerikani- 
schen Streitkräfte in der Golf-Re- 
gion befinden, kommt einem 
zweifellos eine Frage in den Sinn: 


Erwin Rommel begrüßte die 
Einheiten des deutschen Afri- 
kakorps in Tunis. 


Wo ist der Patton unserer Gera- 
tion? Wer ist dort, um unsere Sol- 
daten anzuspornen? 


Die Frage nach dem 
Sinn des Krieges 


Drei große Heerführer sind eng 
mit den großen Landschlachten 
des Zweiten Weltkriegs in Nord- 
afrika verbunden - Patton, der 
britische Feldmarschall Bernard 
Law Montgomery und, last but 
certainly not least, Feldmarschall 
Erwin Rommel, Deutschlands 
»Wüstenfuchs«. Rommel wurde 
nach Afrika entsandt, nachdem 
britische Streitkräfte italienische 
_Panzerfahrzeuge und Bodentrup- 
pen in der nordafrikanischen Wü- 
ste vernichtet hatten. Er sam- 
melte die Reste der geschlagenen 
italienischen Einheiten zusam- 
men, verstärkte sie mit starken, 
frischen deutschen Einheiten 
und baute damit sein berühmtes 
Afrika-Korps auf. 


Das 
Schreckgespenst 
Rommel wurde bald zum 


schlimmsten Alptraum der Bri- 
ten und trieb schließlich die zah- 
lenmäßig stark überlegende briti- 
sche Armee nach Osten quer 
durch Nordafrika hindurch bis 
fast vor die Tore des Suezkanals. 
Seine waghalsige Taktik wurde 
zum Lehrbuchmaterial für die 
Ausbilder von Panzertruppen 
und ist es heute noch. Die Briten, 
die seine geheimen Meldungen 
aus Berlin abfingen und ent- 
schlüsselten, konnten seine 
Nachschubwege abschneiden. 
Sie waren gut mit amerikani- 
schen Panzern und Artillerie aus- 
gerüstet. Mit Hilfe amerikani- 
scher Soldaten wurde der »Wü- 
stenfuchs« schließlich besiegt. 
Militärhistoriker stimmen im all- 
gemeinen darin überein, daß die 
Ursache für Rommels Nieder- 
lage auf Materialmangel und dar- 
auf zurückzuführen ist, daß seine 
Soldaten durch die gewaltige 
Übermacht an Soldaten und Pan- 
zerfahrzeugen, der er am Ende 
gegenüberstand, einfach über- 
wältigt wurden. 


In Pirmasens erinnert sich ein 
siebzigjähriger Veteran aus Rom- 
mels Afrika-Korps an seinen Füh- 
rer und an die zwei Jahre, die er 
unter ihm in Nordafrika diente. 
»Beibehaltung der Disziplin ist 
das Allerwichtigste«, sagt Karl 


Rommels Soldaten wurden zum schlimmsten Alptraum der Bri- 
ten, die er quer durch Nordafrika bis an den Suezkanal trieb. 


Britische leicht motorisierte Artillerie bei der Verteidigung 


Tobruks. 


Brill. »Rommel war ein Mann, 
der seine Leute anspornen 
konnte und das trieb sie voran. 
Jeder Soldat muß sich auf jeden 
anderen Soldaten verlassen kön- 
nen, oder es wird sehr schwie- 
rig.« 


Ein Soldat 


- erinnert sich 


Brill lacht über die Menge Was- 
ser, die jeder US-Soldat tagtäg- 
lich bekommt - sieben Gallonen 


nur zum Trinken. Den Soldaten 
des Afrika-Korps wurde gesagt, 
daß sie zwei Liter, etwa eine 
halbe Gallone, brauchen, um zu 
überleben. Manchmal mußten 
sie es sich von den Briten erbeu- 
ten. »Ich hätte gerne soviel Was- 
ser gehabt — sieben Gallonen -, 
so daß ich mich hätte waschen 
können«, sagte Brill. 


Nahrungsmittel seien ebenso wie 
Wasser ein Problem gewesen, vor 
allem da deutsche Rationen - 
Wurst, Brot und Sardinen - in Fo- 


lie verpackt waren und in der 
Hitze schnell verdarben. Erbeu- 
tete britische Rationen in Dosen 
standen hoch im Kursundhielten 
länger. »Die Sandstürme waren 
auch ein großes Problem«, erin- 
nerte sich der alte Soldat. »Der 
Sand dringt in die Zelte und in al- 
les, alles, alles ein.« 


Langeweile wurde auch ein gro- 
Bes Problem für die amerikani- 
schen Soldaten, während sie auf 
ihren Einsatz warteten, meinte 
Brill, und stellte fest, daß Rom- 
mels Soldaten bestimmt keine 
Zeit hatten, sich zu langweilen, 
weil ständig Kämpfe stattfanden. 
»Wir waren dauernd in Bewe- 
gung«, sagte er. 


Folge von Mac Arthurs 
Rausschmiß 


Rommels Sohn Manfred, heute 
Bürgermeister von Stuttgart, 
stellt fest, daß Luftstreitkräfte 
bei einer Auseinandersetzung 
mit dem Irak die Hauptrolle spie- 
len werden. Er erklärte, daß zur 
Zeit seines Vaters die Luftwaffe 
gerade damit begonnen hatte, 
eine eigene Rolle zu spielen. Es 
war nämlich hauptsächlich die 
Luftstreitmacht, die es den Bri- 
ten ermöglichte, die Nachschub- 
wege seines Vaters abzuschnei- 
den, und deren Luftüberlegen- 
heit mit der Rommels Flugzeuge 
und damit seine entscheidende 
Deckung aus der Luft zerstört 
wurde. Seitdem General Douglas 
MacArthur während des Korea- 
Krieges von US-Präsident Harry 
$S. Truman seines Kommandos 
enthoben wurde, hat Amerika 
keinen großen Heerführer mehr, 
der die Nation und ihre, käm- 
pfende Truppe anfeuern könnte. 
Oo 


Saudi- 


Golf-Konflikt 


ET Z. 


Arabiens 
Verbindungen 
zu Israel 


Warren Hough und Lawrence Wilmot 


: Seite 1981 haben Kuwait und andere ölreiche Golfstaaten mehr als 
fünf Milliarden Dollar an tief verdeckten geheimen Geldern zu welt- 
weiten Operationen beigesteuert, die vom amerikanischen CIA und 
dem israelischen Mossad durchgeführt wurden. : 


Hinter einem Vorhang strengster 
Geheimhaltung hat dieses Ge- 
heimbündnis. »schwarze« Opera- 
tionen und paramilitärische Ex- 
peditionen finanziert, die überall 
in der Welt regionale Kriege und 
Bürgerunruhen mit Millionen 
von Opfern hervorriefen, verlau- 
tet aus gut informierten Kreisen 
der Vereinten Nationen. 


Die Operationen 
von CIA und Mossad 


Ein Major der amerikanischen 
Air Force, der kürzlich in den mi- 
litärischen Stab der Vereinten Na- 
tionen berufen wurde, um mitzu- 


“ helfen mit der Krise am Persi- 


. schen Golf fertigzuwerden: »Ich 
fand es beinahe unmöglich zu 


glauben, daß zwei in der Öffent-. 


lichkeit so feindliche Länder wie 

Saudi-Arabien und Israel in ge- 

“ meinsame verdeckte Operatio- 
nen verwickelt werden konnten. 
Aber genau das ist geschehen. Es 
gibt hier in den Geheimakten der 

‘ Vereinten Nationen eine hieb- 
"und stichfeste Dokumentation 
darüber.« 


In Washington bestätigten Be- 
amte des US-Verteidigungsmini- 
sterium das Vorhandensein tief 
verborgener israelisch-arabi- 
scher Geheimdienstverbindun- 
gen. Sie verfolgten diese Verbin- 
dungen bis auf den verstorbenen 
CIA-Chef William Casey, einen 
undurchsichtigen »wheeler-dea- 
ler« (»Mauschler«), zurück, der 
bis zu seinem Tod als Ronald Rea- 
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gans Direktor des zentralen ame- 
rikanischen Geheimdienstes 
diente. 


Ein amerikanischer Geheim- 
dienstexperte, der mit Sonder- 
operationen und Konflikt-Koor- 
dination begrenzter Intensität 
der einflußreichen America De- 
fence Preparedness Association 
(ADPA) befaßt ist, erinnert sich: 


»Als Bill Casey 1981 von der Wall 
Street herüberkam, um den CIA 
zu übernehmen, unterhielt er be- 
reits enge Kontakte zu saudi- 
schen Finanziers, und: bei der 
CIA erbte er natürlich deren 
enge Verbindungen zum Mossad, 
Israels Geheimdienst. Als gebo- 
rener Dealmaker entschloß er 
sich dazu, beide miteinander zu 
vereinigen.« 


Eine Marionette 
des CIA 


Der saudische : Botschafter in 
Washington, Scheich Faisal al- 


- Hegelan, war als nicht zu korrum- 


pierender geachteter »eldersta- 
tesman« bekannt, der dem arabi- 


schen diplomatischen Korps als- 


informeller Dekan diente. Mit ei- 
nem seiner ersten geheimen 
Schritte als CIA-Chef intrigierte 
Casey, um den aufrichtigen al- 
Hegelan durch den weniger er- 
fahrenen Abgesandten zu erset- 
zen, den er manipulieren konnte: 
Prinz Bandar bin Sultan, ein ein- 
flußreiches Mitglied des saudi- 
schen Königsklans. 


»Bandar erwies sich als perfekte 
Marionette für Casey«, erinnerte 
sich der ADPA-Analytiker. »Zu- 
hause nannte er König Fahd 


»Uncle,, und in Washington 
erachtete er Bill Casey bald als 
seinen amerikanischen Onkel. 
Unter der Vormundschaft des 
CIA trug Bandar bald tausende 
von Projekten für verdeckte Ak- 
tionen bei, die von vereinigten 
Mannschaften amerikanischer 
und israelischer Agenten durch- 
geführt wurden.« 


Ein altgedienter Nahost-Deligier- 
ter der Vereinten Nationen, der 
unseren Korrespondenten über 
Jahre hinweg glaubwürdige Infor- 
mationen gegeben hatte, be- 
zeichnete in einem vertraulichen 
Gespräch mit uns Bandars Pakt 
mit dem CIA als einen »histori- 
schen Schnitzer«. 


»Die von den Saudis und schließ- 
lich von anderen Golfstaaten auf- 
gebrachten Millionen wurden zur 
Finanzierung terroristischer Ein- 
sätze von Mossad-Agenten, dar- 
unter der versuchte Mord an ara- 
bischen Führungspersönlichkei- 
ten sowie Guerillakriege und ver- 
deckte Expeditionen, die oft 
nach hinten losgingen, verwen- 
det«, stellte dieser erfahrene Be- 
obachter fest. _ 


Ein wesentlicher Faktor 


für den Golf-Krieg 


Da unter dem Tisch an geheime 
Operationen geleistete Beiträge 
wenig, wenn überhaupt eine 
Buchführung erforderten, fraßen 
Korruption, Betrug, Verschwen- 
dung, Mißmanagement und rei- 


ner Diebstahl einen Großteil der - 


geheimen arabischen Subventio- 
nen auf, verlautet aus diesen 
Kreisen. 


Arabische Diplomaten bewahr- 
ten über den Pakt zwischen dem 
CIA und den ölreichen Golfstaa- 
ten ein Jahrzehnt lang diskretes 
Stillschweigen. Aber in den letz- 
ten Wochen gaben sie ihrer Verär- 
gerung darüber Ausdruck, daß 
Bandars Zusammenarbeit mit 
amerikanischen und israelischen 
Agenten sich bei der Auslösung 
der derzeitigen Auseinanderset- 
zung mit Irak als Schlüsselfaktor 
erwiesen hat. 


»Vierundzwanzig Stunden nach- 
dem die Streitkräfte des Irak 
nach Kuwait einmarschiert wa- 
ren, bat der Nationale Sicher- 


heitsberater des Weißen Hauses, : 


Brent Scrowcroft, Bandar zu sich 


und übergab ihm einige strengge- 


heime Aktenordner mit Geheim- . 


dienstberichten«, erinnerte sich 
ein Nahost-Gesandter der Ver- 


einten Nationen, der mit Baader 


gut bekannt ist. 


»In den meisten dieser Berichte 
wurde vorausgesagt, daß der 


nächste vom Irak geplante : 


Schritt ein Angriff auf Saudi-Ara- 
bien sein würde.« 


Bandar floh in einer gescharter- 
ten Düsenmaschine nach Hause 
und warnte seinen Onkel, König 
Fahd, daß diesem ein irakischer 
Einmarsch kurz bevorstehe. In- 
dem er darauf hinwies, daß der 
Emir von’ Kuwait soeben in ei- 
nem Hubschrauber nach Saudi- 
Arabien geflohen sei, rief Ban- 
dar: »Halte diesen Hubschrauber 
auf Wartestellung! Falls wir nicht 
handeln, kann es sein, daß wir 
ihn morgen selbst benötigen.« 
Die richtige Handlung, warnte 
Bandar eindringlich, sei ein so- 
fortiger Ruf nach amerikani- 
schen Truppen. 


Durch die Eindringlichkeit seines 
Neffen und die Denkschriften, 
die dieser aus Washington mitge- 
bracht hatte, aufgeschreckt, 
stimmte König Fahd einem for- 
mellen Gesuch zur Entsendung 
einer amerikanischen Expedi- 
tionsstreitmacht zu, die mithel- 
fen sollte, sein Königreich gegen 
den Irak zu verteidigen. 


Es ist inzwischen offenkundig ge- 


worden, daß die Geheimdoku- 
mente, die Bandar bei sich trug, 
»teils irrig, teils verlogen und im 
allgemeinen irreführend« waren, 
wie ein Mitglied des Militärstabs 
der Vereinten Nationen es formu- 
lierte. Der Irak hatte in Wirklich- 
keit keine Pläne für einen Ein- 
marsch in Saudi-Arabien. 


Anstatt es bei einer Rettungs- 
mannschaft zu belassen, schwoll 
die von den USA angeführte mul- 
tinationale Streitmacht zu einer 
gewaltigen internationalen Be- 
satzungsarmee an, wie aus der 
Tatsache hervorgeht, daß ameri- 
kanische Offizielle auf zwei oder 
drei Jahre saudische Immobilien 
und Einrichtungen gepachtet ha- 
ben. König Fahd wäre besser be- 
raten gewesen, eine regionale Lö- 
sung der Krise anzustreben, sa- 
gen Experten der Vereinten Na- 
tionen in vertraulichen Gesprä- 
chen. oO 


- Jerusalem 


'Komplott zum 


Wiederaufbau 
des Tempels 
'Salomons 


Peter Blackwood 


Die Ereignisse in Jerusalem am 8.. Oktober 1990 wurden ausgelöst, 

- als Angehörige der zionistischen Sekte der Erlöser auf Haram al- 
Sharif (Edles Sanktuarium), auf dessen Berg sich islamische heilige 
Stätten befinden, den dritten Tempel Salomons wieder aufbauen 
wollten. Dieser Vorfall zeigt, in welchem Ausmaß Israel eine unna- 
türliche Kreation des British Arab Bureau ist, da der ganze Kom- 
plott um Salomons Tempel herum von britischen Freimaurern, an 
der Spitze die englische Königsfamilie, ausgeheckt wurde. 


Der Komplott zielte darauf ab, 
einen Dreißigjährigen Krieg zu 
schüren, aufgepeitscht durch den 
Streit unter den jüdischen, zioni- 
stischen, islamischen und christli- 
chen Fundamentalisten. In Zu- 
sammenhang mit der von den 
Briten inspirierten Entfaltung 
von Truppen am Persischen Golf 
unter dem Decknamen »Opera- 
tion Desert Shield« (»Operation 
Wüsten-Schild«) könnten Versu- 
che, dem freimaurerischen Sze- 
nario des Wiederaufbaus von Sa- 
lomons Tempel Folge zu leisten, 
den dritten Weltkrieg auslösen. 


Über hundert 
Jahre Vorbereitungen 


Durch archäologische Schwindel- 


manöver und die Verbreitung ei- 
nes esoterischen Kauderwelsch 
haben britische Freimaurer, die 
an einer gnostisch-satanischen 
Glaubensstruktur teilhaben, das 
Projekt Salomons Tempel über ei- 
nen Zeitraum von hundert Jah- 
ren vorbereitet. Durch Anzette- 
lung eines heiligen Krieges zielen 
sie letztendlich darauf ab, die 
Drei-Einigkeits-Strömungen in- 
nerhalb der drei monotheisti- 


schen Religionen, die Kardinal 
Nicolaus von Cusa in seinem »De 
pace fidei« als Grundlage zu ei- 
nem friedlichen ökumenischen 
Dialog ansah, beiseitezufegen. 


Wie die katholische Zeitschrift 
»30 Days« klarstellte, besteht 
nach den Ereignissen an der Kir- 
che des Heiligen Grabmahls am 
Osterfest 1990 ein weiteres Merk- 
mal des Komplotts darin, das 
Christentum vollends aus dem 
Heiligen Land zu vertreiben. 


Diese »Verschwörung« gegen das 
Christentum, wie Kardinal John 
O’Connor aus New. York es 
nannte, ist für das britische Frei- 
maurertum nichts Neues. Die 
Vereinigte Großloge von Eng-, 
land - die »Mutterloge« des Welt- 
Freimaurertums — und ihre For- 
schungsloge Quatuor Coronati 
bemühen sich immer wieder ak- 
tiv darum, irrationalistische, fun- 
damentalistische Kults freizuset- 
zen, um die Vernunft beiseitezu- 
kehren und ein »Neues Dunkles 
Zeitalter« herbeizuführen. 


Quatuor-Coronati-Loge 2076. 
Dies ist die Forschungsloge der- 
United Grand Lodge of England, 
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Jerusalem 


Komplott zum 
Wiederaufbau 
des Tempels 

-  Salomons 


die bei den Verwicklungen der 
Briten in das Projekt Salomons 
Tempel eine zentrale Rolle spielt. 
‘Unter dem Tarnbegriff »For- 
schung« leitete Quatuor Coro- 
nati viele ähnliche Projekte zur 
Kulturkriegsführung, seitdem 
sich ihre neun Gründungsbrüder 
1884 versammelten. Die Zahl 
neun ist bedeutsam, weil sie vor- 
geblich die Anzahl derjenigen 
darstellt, die die ursprüngliche 
Kreuzzugs-Gruppe, 
Knights of the Temple of Solo- 
mon (Die Armen Ritter des Tem- 
pels Salomons) - das heißt die 
Tempelhritter, gründeten. Abtrün- 
nige Tempelritter sollen die Be- 
gründer des britischen Freimau- 
‘ tertums gewesen sein, als sie 
nach Schottland flohen, nach- 
dem die Kirche sie exkommuni- 
» ziert hatte, weil sie den Ritus des 
Baphomet Cult, .auf Aufforde- 
rung auf Christis Antlitz zu spuk- 
ken, praktizierten. 1967 ent- 
sandte Quatuor Coronati Asher 
Selig Kaufman, der in Edin- 
burgh, Schottland, geboren 
wurde, nach Jerusalem. Kauf- 
man, ein Physiker, derjetzt in der 
Jerusalemer Tempel-Stiftung ar- 
beitet, gehört immer noch zum 
Circle of Correspondence (Kreis 
der Korrespondenten) der Loge. 


Die freimaurerischen 
Spielmeister 


Früher hatte er zehn Jahre lang 
unter dem britischen H-Bomben- 
Wissenschaftler T. E.: Allibone 
gearbeitet, der Kaufmans Pro- 
jekt aufmerksam beobachtete. 
Kaufman trat in dem Projekt Sa- 
lomons Temple als Hauptfigur 
hervor, als er in der Ausgabe 
März-April 1983 der »Biblical Ar- 
chaeology Review« einen Artikel 
mit der Überschrift »Where was 
Solomon’s Temple? New evi- 
. dence on where it stood« (»Wo 
war Salomons Tempel? Neue Be- 
‘ weise dafür wo er stand«) veröf- 
fentlichte. Dies ist immer noch 
das »erfolgreichste Stück« über 


Salomons Tempel, verlautet aus. 


Kreisen der »Biblical Archeology 
Review«. 
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die Poor. 


1983 sagte Kaufman zu Journali- 
sten, er werde auch einen Schlüs- 
selartikel über Salomons Tempel 
für »Ars Quatuor Coronati«, das 
theoretische Journal der Loge 
schreiben. Aber Kaufmans Gön- 
ner, J. R. Clarke, starb kurz vor 
Veröffentlichung dieses Artikels. 
Immerhin sagte Kaufman am 10. 
Oktober 1990, daß da noch an- 
dere Mitglieder seien, mit denen 
er über einen Artikel diskutiere. 
Er fügte hinzu, daß er dabei sei, 
Unterstützung zum Bau des Tem- 
pels Salomons nicht nur unter 
christlichen Fundamentalisten, 
sondern auch unter Freimaurern 
in Großbritännien und Israel zu 
organisieren. 


Der Schottische Ritus 
und der Tempel 


Kaufman verlegt den Standort 
des Tempels Salomons auf Ha- 
ram Al-Sharif, 300 Meter nörd- 
lich der Felsendom-Moschee. 
Dies wird von anderen Mitglie- 
dern der Jerusalem Temple Foun- 
dation bestritten; es ist aber ein 
bequemer Standpunkt, weil das 
jüdische Gesetz Halacha denjeni- 


gen, die keine hohen. Priester: 
sind, verbietet, das Sanktuarium ' 


des Tempels zu betreten. Kauf- 
mans Behauptung ermöglicht es 
jedem verrückten Zionisten, den 
Felsendom in die Luft zu spren- 
gen, wie es auch schon versucht 


wurde, ohne technisch jüdisches _ 


Gesetz zu übertreten. 


Alex Horne schrieb das Buch 
»King Solomons Temple in the 
Masonic Tradition« (»König Salo- 
mons Tempel in der freimaureri- 
schen Tradition«), das von Offi- 
ziellen des Scottish Rite Supreme 
Council (Oberster Rat des Schot- 
tischen Ritus) in Washington, 
D.C., als wichtiges Werk bezeich- 


net wird, um das Projekt Salo-. 


mons Tempel in Amerika populär 
zu machen. Horne war ein Mit- 
glied des 33. Grades des Ancient 
and Accepted Scottish Rite. 


Das Vorwort zu seinem Buch 
schrieb Harry Carr, der Past Ma- 
ster und Sekretär der Loge Qua- 
tuor Coronati. Horne war das 
einzige amerikanische Mitglied 
der Loge, und vor seinem kürzli- 
chen Tod schrieb er mehrere Arti- 
kel über Salomons Tempel für 
»Ars Quatour Coronati«. Ein 
Mitglied der nordkalifornischen 
Forschungsloge der Grand Maso- 
nic Lodge, die früher von Horne 
geleitet wurde, sagte er hoffe 


seine Loge werde sich dazu ent- 
schließen, sich an dem Projekt 
Salomons Tempel zu beteiligen. 


Die Morde Jack 
the Rippers 


-Horne versuchte auch, wie Kauf- 


man, das Projekt bei der Groß- 
loge von Israel populär zu ma- 
chen, als er Israel 1978 zusam- 
men mit Harry Carr aus Anlaß 
des Silberjubiläums der Loge be- 
suchte. 


Der Gründungsmeister von Qua- 
tuor Coronati war Sir Charles 
Warren, der von dem britischen 
Autoren Stephen Knight beauf- 
tragt wurde, die Morde Jack the 
Rippers zu vertuschen, als War- 
ren kurze Zeit als Präsident der 
Londoner Metropolitan : Police 


. diente. Laut Knight wurden die 
Morde von britischen Freimau- ' 


rern begangen, um die Tatsache 
zu vertuschen, daß Prinz Albert, 
Enkel der Königin Victoria und 
Thronfolger, illegal geheiratet 
hatte und Vater des Kindes einer 
römisch-katholischen, Bürgerli- 
chen geworden war. 


Was noch wichtiger ist, General 
Sir Charles Warren, Großkreuz 
von St. Michael und St. George 
und Ritter der Gerechtigkeit des 
Ordens von $t..Johannes von Je- 
rusalem, wird. von freimaureri- 
schen Kreisen zugeschrieben, 
das Projekt Salomons Tempel 
praktisch wiederentdeckt zu ha- 
ben. Von 1867 bis 1870 gehörte 
Sir Charles zu einer Expedition 
des Palestine Exploration Fund, 
die ins Leben gerufen wurde, 
nachdem der Prinz von Wales 
1862 Palästina besucht hatte, und 
die heute von Königin Elisabeth 


II. geleitet wird. Nach seiner: 


Rückkehr von dieser Reise war 
Sir Charles Mitverfasser des Bu- 
ches »Recovery of Jerusalem«, 
nach dem alten Schlachtruf der 
Kreuzfahrer. Er schrieb auch 
»Underground Jerusalem« und 
»The Temple and the Tomb«. 
Diese Werke erhalten zahlreiche 
archäologische und andere Hin- 
weise auf Salomons Tempel. 


Der Zionismus 
und die Loge 


Als Sir Charles noch lebte, ent- 
zog die Loge Madame Blavatsky 
auch die Führung der Theosophy 
Society. Dies geschah in Zusam- 
menarbeit mit Mitgliedern der 


ee 


. 


»Apostel«-Gruppe von: Cam-: 
bridge, darunter vor allem -Ar- 


-thur J, Balfour und Henry Sidge- 


wick, beides Mitglieder der So-_: 
ciety for Psychical Research. 


. Dies ist der gleiche Balfour, 


der später die Balfour-Erklärung 
für Palästina schrieb, unterstützt 
von dem zukünftigen Lord Har- 
lech und dem Zionist Commit- 
tee. Sie übergaben die Theoso- 
phiy Society an Annie Besant, de- 
ren Schwager, W. Bresant, einer 
der Gründungsbrüder war. 


Später machte sich Quatuor Co- . 
ronati theosophische Kreise zu- 


‚nutze, um unter dem Satanisten 


Aleister Crowley den Order of 

the Golden Dawn (Orden der 
Goldenen Morgendämmerung) 

zu gründen. Der Order of'the 

Golden Dawn wurde wiederum 

zur Grundlage der Thule-Gesell- 

schaft. 


Über einen anderen Weg, durch 
Balfour, durch den Rassen-Mypsti- 
ker Benjamin Disraeli — siehe 
dessen: Buch »Sybil« - und an- 
dere, spielte die Loge Quatuor 
Coronati eine bedeutende Rolle 
bei der Entstehung der zionisti-- 
schen Bewegung Theodor 
Herzis: die Identifizierung der 
Juden mit »Blut und Boden«. 
Zur gleichen Zeit als Quatuor 
Coronati bei der Entstehung des 
Zionismus eine schöpferische 
Rolle spielte, begünstigte sie 
einige der Kulturkriegshandlun- 
gen, mit denen durch das zwan- 
zigste Jahrhundert hindurch die 
Zündschnur an Krieg, Hunger 
und religiöse Streitigkeiten ge- 
legt wurden. 


Die Mutter-Loge 
der Freimaurer 


Die Vereinigte Loge von Eng- 
land. Dies ist die »Mutter-Loge« 
des Welt-Freimaurertums, die’ 
traditionell von der britischen 
Königsfamilie patronisiert wird. 
Diese Schirmherrschaft wird 
heute durch den Vetter der Köni- 
gin Elizabeth II., den Herzog von 
Kent, .der Großmeister dieser 
Loge ist, ausgeübt. Nicht nur be- 
ruhen die Elemente des hand- 
werklichen Freimaurertums auf 
dem Bau des ersten und zweiten 
Tempels von Salomon, sondern 
die höheren, esoterischen Grade 
des Schottischen Ritus und des 
York Ritus leiten sich stark von - 
den östlichen Ketzereien der 
Tempelritter ab. Gegründet im. 
Jahre 1717 aus einer Mischung 


aus Rosenkreuzerismus und Sir 
Elias Ashmoles gnostischem Syn- 
kretismus, war die »Mutterloge« 
lange Zeit in das Problem des 
Tempels Salomons verwickelt. 
Wie Freimaurer des Schottischen 
Ritus heute gerne sagen, ver- 
faßte Sir Isaac Newton, der sich 
ihren esoterischen Tätigkeiten 
angeschlossen habe, 1728 »The 
Chronology of Ancient King- 
doms«. Kapitel fünf, mit der 
Überschrift »A description ofthe 
Temple of Salomon«, wird bis 
zum heutigen Tage von den Frei- 
maurern in Umlauf gebracht. 


- Ariel Sharon plante den Krieg 
" von 1982 im Libanon, um ein 
»Großisrael« aufzubauen. 


Michael Higham, dessen Auf- 
. gabe es ist, dem Großmeister der 
- Loge, dem Herzog von Kent, re- 
gelmäßig Bericht zu erstatten, 
sagte am 11. Oktober 1990: »Die 
Bedeutung des Tempels Salo- 
mons für das Freimaurertum ist 
sinnbildlich, nicht wirklich 
Wenn ihn jemand wiederauf- 
bauen wollte, dann würden wir 
dies aus der Ferne beobachten.« 


Als nachgehakt wurde, daß Mit- 
- glieder der Loge Quatuor Coro- 
nati eben dies taten, setzte Hig- 
ham hinzu: »Asher Kaufman und 
- andere, von denen Sie sagen, sie 
seien am Bau des Tempels betei- 
- ligt, sind nicht Mitglieder der 
Quatuor Coronati, sondern ihres 


Circle of Correspondence, von 


- denen es mehrere Tausend gibt ... 


Wir werden keine Erklärung ab- 
geben, die einen in die Sache ver- 
wickelten Freimaurer ver- 
dammt.« 


Die Spuren 


zur Loge P-2 


Higham machte jedoch einen 
Rückzieher, als er daran erinnert 
wurde, daß der Skandal um den 
Tempel Salomons für die Mutter- 
loge ebenso groß sein könnte, 
wie der, der sie mit der Loge Pro- 
paganda-2 verbindet, und der 


darin gipfelte, daß der italieni- 


sche Banker Roberto Calvi auf 
der Blackfriars Bridge in London 
gehenkt wurde.’Wie damals be- 
kannt wurde, war die britische 
Königsfamilie durch den Herzog 
von Kent unmittelbar in den 
Skandal verwickelt. 1970 wurde 
in italienischen Presseberichten 
behauptet, der Herzog von Kent 
habe zu der Zeit, als er bei Streit- 
kräften der Vereinigten Nationen 
in Zypern stationiert war, das Ver- 
fahren der Heimholung des 
Gründers der Loge P-2, Licio 
Gelli, nach 20 Jahren Exil in Ar- 
gentinien in die Wege geleitet. 


Mit seiner 
machte Gelli öffentlich bekannt, 
er sei für einen Militärputsch, um 
das Haus von Savoy wieder einzu- 
setzen. Italienische Richter, die 
den Fall P-2 untersuchten, fan- 
den heraus, daß diese in eine 
Reihe von _ Staatsstreichen, 
»rote« und »schwarze« terroristi- 


Rückendeckung 


sche. Attentate verwickelt war 
und möglicherweise Verbindun- 
gen zu dem Attentatsversuch des 
Mehmet Ali Agca auf Papst Jo- 
hannes Paul II. unterhielt. Die 
britische Freimaurerei ist immer 


noch durch ihre Verwicklung in : 


den Komplott zur Ermordung 
des Papstes belastet. 


Gelli, der Mussolinis faschisti- 
scher Geheimpolizei OVRA an- 
gehört hatte, ist nicht die einzige 
Verbindung des Herzogs von 
Kent zum Faschismus. Seine Fa- 
milie wimmelt geradezu von Ver- 


bindungen zum Faschismus. Ge- 
orge, Herzog von Kent, Vater des 
derzeitigen Herzogs und Sohn 
König Georgs V. war für Eduard 
VIII., der wegen seines direkten 
Aufrufs zu einem Bündnis mit 
Hitler abdanken mußte, der sym- 
pathischste der Windsors. Prin- 
zessin Alexandra, Schwester des 
derzeitigen Herzogs von Kent, ist 
mit Angus Ogilvy, dem zweiten 
Sohn des Earl of Airlie, verheira- 
tet. 


Historische 
Verwicklungen 
einer Familie 


Die Airlies unterhielten ebenfalls 
Verbindungen zu den Nazis; die 
Schwägerin des Herzogs, Prin- 


“ zessin Michaela von Kent, ist laut 


Presseberichten, die sich in den 
Akten des British Information 
Office in New York City befin- 
den, die Tochter eines $S-Offi- 


ziers. Dies ist nur eine logische 


Folge der historischen Verwick- 
lung der Familie in das britische 
Freimaurertum, das sowohl den 
»universalen Sozialismus« als 
auch den »universalen Faschis- 
mus« als Gegenpole im 19, Jahr- 
hundert auf die Beine stellte. 


Es dürfte außer Frage stehen, 
daß die Entscheidung im Jahre 
1967, den Herzog von Kent zum 
Großmeister zu machen, mit Ge- 
nehmigung von Königin Eliza- 
beth getroffen wurde. Im glei- 
chen Jahr wurde er zum Adjudan- 
ten von Königin Elizabeth er- 
nannt, für die er seit 1952 als 
Staatsrat fungierte, jedesmal 
wenn sich die Königin außerhalb 
Großbritannien befand. Eben- 


falls im Jahr 1967 wurde der Her- 


zog von Kent zum Ritter des 
Großkreuzes des Ordens von $t. 
Michael und St. George und kurz 
darauf zum Großmeister des Or- 
dens ernannt. Die Königin trägt 
die Verantwortung für die Hand- 
lungen der Mutterloge und der 
Loge Quatuor Coronati hinsicht- 
lich des Tempels Salomons. 


Die Harmaggedon- 
Armee: 
die britischen Israeliten 


»Die gestrigen Ereignisse in Jeru- 
salem könnten der Funke sein, 
der die Dinge in Bewegung 
bringt«, sagte ein britischer Spre- 
cher der British Israel World Fe- 
deration (BIWF) am 9. Oktober 
1990. Er fügte hinzu, daß die 
Lage am Persischen Golf und Ha- 
ram a-Sharif Anzeichen dafür 
sein könnten, daß »die Endzeit 
gekommen ist«. 


Bevor wir uns die verrückte 
Glaubensstruktur der »britischen 
Israeliten«, die eine Brücke zu 
den christlichen Fundamentali- 
sten darstellen, die für den Wie- 
deraufbau des Tempels Salomons 
eintreten, aus der Nähe betrach- 
ten, sehen wir uns einmal die 
Geopolitik eines ihrer Unterstüt- 
zeran. 


Nach Mitteilung eines Sprechers 
der BIWFin London, gehören zu 
den besten Sprachrohren der Fö- 
deration Kenneth Hugh de Cour- 
cys Nachrichtenbriefe »Intelli- 
gence Digest and Special Office 
Brief«, worin es heißt: De 
Courcy »denkt in den gleichen 
Kategorien wie British Israel hin- 
sichtlich der biblischen Prophe- 
zeiung und der Identität Israels 
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Jerusalem 


Komplott zum 
Wiederaufbau 
des Tempels 
Salomons 


als angelsächsich-keltisch. Seine 
Veröffentlichungen beinhalten 
die gleichen Themen, nämlich, 


daß das zweite Kommen einer 


Explosion im Nahen Osten fol- 
gen wird.« Dieses Harmagge- 
don-Szenario stimmt sicherlich 
mit de Courcys Veröffentlichun- 
gen überein. 


Vor etwas über zwei Jahren be- 
zeichnete de Courcy sich Journa- 
listen gegenüber als Vertreter von 
Interessensgruppen innerhalb 
des britischen Establishments, 
die bemüht sind, den Nahost- 
Krieg zu schüren - nicht nur um 
gegen den Islam auszuholen, son- 
dern um die weltweite Kraft- 
probe zwischen Ost und West neu 
zu entfachen. Spätere Ausgaben 
seiner Nachrichtenbriefe gehen 
des längeren und breiteren auf 
dieses Thema ein. 


In der Ausgabe vom 10. Juli 1990 
des »Special Office Brief« war zu 
lesen, daß mit der effektiven Ver- 
einigung Deutschlands am 1. Juli 
1990, die de Courcy haßt, »wir in 
die letzte Phase von Ereignissen 
größten Ausmaßes eintreten, die 
bei der Geburt einer neuen Epo- 
che unvermeidlich sind«. 

Zu den von de Courcy vorausge- 
sagten Ereignissen dieser »gro- 
Ben historischen Umwälzung« 
zählten: »Der Islam und der Zio- 
nismus nähern sich beide rasch ei- 
ner -Auseinandersetzung, ausge- 
, rüstet: mit derart furchtbarem 
Waffengerät, daß dies für den ei- 
nen oder den anderen die Endsta- 
tion bedeutet. Darüber hinaus, 
wer auch immer diesen Zusam- 
menstoß übersteht, wird nicht in 
der gleichen Form daraus hervor- 
kehren, wie er hineingeraten ist. 
Daraus wird sich eine ganz neue 
Epoche ergeben.« 


In einem Begleitartikel über »re- 
ligiöse Schlachten« stellt sich de 
Courcy auf die Seite der »Kir- 
chen-Konservativen«, indem er 
‚sagt: »Sie glauben, daß alle 
hauptsächlichen und maßgeben- 
den Umrisse dieser Entwicklung 
in der Heiligen Schrift enthüllt 
werden, und daß jedes wesentli- 
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che Ereignis der Vergangenheit 
und jede notwendige Prophezei- 
ung über die Zukunft haargenau 
in der Bibel dargelegt ist.« 


Aber de Courcys Kriegsruf ist 
überhaupt keine biblische Pro- 
phezeiung. In der gleichen Aus- 
gabe beschreibt de Courcy eine 
bevorstehende Kraftprobe mit 


Ebene eskalieren. Das ist die 
Wahrheit. Sie trat zutage, weil Er- 
schöpfung seitens Großbritan- 
niens ... dieses dazu veranlaßte, 
den Kanal und Aden zu räumen 
und somit drei entscheidende 
Schutzrollen zu verteilen: Palästi- 
nas, Irak und Kuwait«. 

Dokumente beweisen, daß de 
Courcy, alias Duc de Grantmes- 


Henry Kissinger hat als Nixons Berater für nationale Sicherheit 
stets mit Dokumenten des britischen Außenministeriums gear- 
beitet. 


dem Irak, in der die atlantischen 
Mächte dazu gezwungen werden, 
dem Irak mit Atomvorrichtungen 
gegenüberzutreten, damit Israel 
nicht den Irak angreift und des- 
sen Atomwaffeneinrichtungen 
und damit zusammenhängendes 
Potential vernichtet. 


Die Kraftprobe 
mit Rußland 


In der Ausgabe vom 4. Septem- 
ber 1990 heißt es, der irakische 
Einmarsch in Kuwait sei ver- 
gleichbar mit den Ereignissen in 
Serbien.im Jahr 1914, und es wird 
vorausgesagt, daß die Bedeutung 
der Kuwait-Frage letztendlich 
hinter der einer Kraftprobe mit 
Rußland zurücktreten wird. De 
Courcy lobt Henry Kissingers 
Ruf nach einem sofortigen, vor- 
beugenden militärischen Schlag 
und bemerkt dazu: »Wenn wir 
Kissingers Rat Folge leisten, 
kann das sehr wohl in einen gro- 
ßen Krieg mit Dutzenden von 
Nebenkonflikten auf weltweiter 


nil, der 1909 geboren wurde, 
enge Kontakte zu Wallis Simpson 
und ihrem geliebten König Ed- 
ward VIII. unterhielt, der 1938 
abdanken mußte, vorgeblich 
wegen Eduards Entschluß, eine 
geschiedene Amerikanerin zu 
heiraten. Der politische Hinter- 
grund seines Sturzes vom Thron 
war Widerstand seitens einiger 
Kreise der britischen Elite gegen 
seinen Eintritt für ein offenes 
Bündnis mit Adolf Hitler über 
dessen Außenminister Ribben- 
trop. 


Wer ist 
de Courcy? 


De Courcy unterhielt weiterhin 
gute Beziehungen zu ihnen, als 
sie als Herzog und Herzogin von 
Windsor ins Exil gehen mußten. 
Unerschrocken unterstützte de 
Courcy die Bemühungen des bri- 
tischen Außenministeriums, Ne- 
ville Chamberlains Politik der 
Besänftigung zu verwirklichen. 

Einer der heutigen Korrespon- 


N 


denten de Courcys ist Lord 
Home of the Hirsel, der zu den 
letzten Überlebenden der Mün- 
chener Gespräche zwischen 
Chamberlain und Hitler gehört 
und Chamberlains parlamentari- 
scher Privatsekretär war. Später, 
als britischer Außenminister von 
1970 bis 1974, war Lord Home 
der Mann, der Henry Kissinger 
politische Direktiven erteilte. 
Kissinger räumte 1982 in einer 
Rede am Royal Institute for In- 
ternational Affairs ein, daß er als 
Nixons Berater für nationale Si- 
cherheit mit Dokumenten des 
britischen Außenministeriums 
statt mit denen des amerikani- 
schen Außenministeriums gear- 
beitet habe — darunter die Pla- 


nung der gesamten Entspan-, 


nungspolitik mit Lord Homes 
Foreign Office. 


Aus anderen Dokumenten geht 
hervor, daß de Courey, als er sich 
nach einer Verurteilung wegen 
Betruges im Gefängnis Worm- 
wood Scrubs befand, als Kom- 
plize an der Flucht des »Super- 
spions« der Sowjetunion, George 
Blake, beteiligt war. 


Weitere Korrespondenten von.de 
Courcy gehören zu der. Bande, 
die die Suez-Krise manipulier- 
ten, vor allem Lord Hailsham 
und R.A.B. Butler. Seit der 
Krise am Persischen Golf waren 
britische Zeitungen voll mit Be- 
richten, in denen die Meinung 
vertreten wurde, dies sei »die Ra- 
che für Suez«. Der Grundge- 
danke ist, daß das anglo-amerika- 
nische Establishment eine Mili- 
tärmacht projektieren sollte, um 
die Dritte Welt neu zu kolonisie- 
ren, die Resourcen zu plündern, 
die Übergabe von Technologie 
einzuschränken und das Bevölke- 
rungswachstum zu verringern. 


Die Rache für 
den Suez-Krieg 


Was die britischen Israeliten an- 
belangt, die sich um die imperia- 
len Pläne dieser Fraktion küm- 
mern, so gehen sie bis auf die Ox- 
ford University zu Cromwells 
Zeiten zurück, die ein Brutka- 
sten für tausendjährige prote- 
stantische Kults war. Kurz gesagt, 
sie argumentieren dahingehend, 
daß die zehn Stämme des nördli- 
chen Israel nach ihrer Eroberung 
durch Assyrien nach Norden 
wanderten und zum völkischen 
Grundstock von Skandinavien, 
Holland und Britannien wurden. 


° Die heutige führende ‘Organisa- 
. tion der britischen Israeliten ist 
“ die British Israel World Federa- 

tion mit ihrem Hauptsitz in Lon- 


“don, die behauptet, Hunderttau- ° 


sende von Mitgliedern zu haben, 

seitdem sie 1919 unter der offi- 

ziellen Schirmherrschaft der bri- 

tischen. Königsfamilie - durch 
“; Prinzessin Alice - gegründet 
® wurde. Ihre Offiziellen behaup- 
“ ten, daß Kenneth de Courcys 
“ strategische Schriften. deren kö- 
 nigliche Ansichten repräsentie- 
“ ren. Sicherlich ist es für de Cour- 
, cys Gefährten des Establish- 
i. ments zweckmäßig zu wissen, 
daß es für das britische Common- 
wealth ein »Covenant from God« 
(»Vertrag von Gott«) gibt, darun- 
ter spezifische richterliche Verfü- 
gungen für den Monarchen, die 
Untertänen und die. Ansamm- 
lung von Kolonien. 
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Britanniens Kult 
‘der Archäologie 


“ Kaufman machte den Tempel . 


a Der britische Freimaurer Asher 
€ 


Salomons mit seinem Artikel 
»Where was 
5 Temple?«, der in der Ausgabe 
& März-April 1983 der »Biblical Ar- 
# chaeology Review« erschien, po- 
x pulär. Auf der Vorderseite dieser 
® Ausgabe befand sich ein Bild der 
: islamischen Heiligtümer, die sich 
jetzt auf Harem al-Sharif befin- 
‘ den mit der Unterschrift »Ark of 
; Covenant once stood on the bed- 
x rock beneath this unimposing cu- 
#- pola« (»Bogen des Vertrags stand 
einst auf der Felssole unter dieser 
wenig beeindruckenden Kup- 
pel«). Kaufmans Artikel trug 
dazu bei, die Lunte für aufeinan- 
4 derfolgende Versuche, die heili- 
® gen Stätten des Islams in die Luft 
3 zu sprengen und die Herrschaft 
$ über Harem al-Sharif zu errin- 
gen, zuzzünden. i 


= 
& 


Die Veröffentlichung des Arti- 
kels wurde erleichtert durch Bar- 
. bara Ledeen, damals Assistentin 
des Herausgebers der »Biblical 
Archaeology Review«, die von 
der Biblical Archaeology Society 
herausgegeben wird. Dies ist 
höchst bedeutsam. Ihr Ehegatte, 
Michael, ein venezolanisch be- 


versalen« Faschismus«, der im 
neunzehnten Jahrhundert durch 
® Mazzinis Propagandaloge ge- 
schaffen wurde, war seinerzeit 

Berater des amerikanischen Au- 
=. ßenministers Alexander Haig für 
=. Terrorismus. 


Solomon’ 


einflußter Befürworter des »uni- . 


Nach italienischen Presseberich- 
ten war es Ledeen der beauftragt 
wurde, gerichtliches Beweisma- 
terial, in dem Kissinger als Mit- 
glied der Monte-Carlo-Loge ge- 
nannt wird, die den Terrorismus 
und die Morde der. Loge Propag- 
anda-2 steuerte, zu vertuschen. 
Ledeen überlebte Haigs Sturz, 
nachdem er General Ariel Sha- 
rons Einmarsch in den Libanon 
von 1982 unterstützt hatte und 


Berater für den National Security 


Council (NSC) wurde, wo er ent- 
scheidend an den Iran-Contra- 
Abkommen über Waffen betei- 
ligt war. 


Seit der Veröffentlichung von 
Kaufmans Artikel wurde die »Bi- 
blical Archaelogy Review« auch 
mit der Zeitschrift »Moment« in 
Verbindung gebracht. In der Aus- 
gabe von Dezember 1989 von 
»Moment« erschien ein Artikel 


“ von Stephen Bryen, der verdäch- 


tigt wird, Mitglied des »Mr. X 
Committee« zu sein, das Jona- 
than Pollard steuerte. Dieser Ar- 
tikel gehörte zu den Bemühun- 


gen des British Special Intelli- _ 


gence Service, für den Krieg mit 
dem Irak mobil zu machen.. 
Ironischerweise ist Bryen, der in 
dem Artikel über seinen Versuch 
schreibt, während des Iran-Irak- 
Krieges die Übergabe von ameri- 
kanischer Technologie an den 
Irak einzustellen, dafür bekannt, 
zusammen mit Ledeen zu .den 
Drahtziehern des NSC zu gehö- 
ren, die seinerzeit heimlich Waf- 
fen in den Iran lieferte. Offen- 
sichtlich betrachtet die »Biblical 
Archaeology Review« seine ar- 
chaeologischen »Piltdown- 
Schwindeleien« von einer ernst- 
haften politischen Perspektive 
aus. 


Salomons Tempel als 
Sitz des Sanhedrin 


Zur gleichen Zeit als die Biblical 
Archaeology Society über »Mo- 
ment« die Trommeln für eine 
Kraftprobe mit dem Irak rührte, 
brachte die November-Dezem- 
ber-Ausgabe der »Biblical Archae- 
ology Review« einen aus mehre- 
ren Artikeln bestehenden Reißer 
mit der Überschrift »Herod’s 
Temple Mount - stone by stone« 
(»Herodes’ Tempelberg - Stein 
für Stein«). Er enthielt einen 
Überblick über die Archäologie 
von Haram al-Sharif zur Zeit des 
zweiten Tempels. Er wurde von 
dem christlichen Fundamentali- 
sten Leen Ritmeyer geschrieben, 


y 


der Dr. Benjamin Mazar an einer 
archäologischen Ausgrabungs- 
stätte um .Haram al-Sharif 


herum, die bis auf Israels Erobe- . 


rung Jerusalems im Krieg von 
1967 zurückgeht, als Planungsar- 
chitekt zur Seite gestanden hatte. 
Bei einem Gespräch enthüllte 
Ritmeyer, daß er durch seine Ar- 
beit mit Stanley Goldfoot, Asher 
Kaufman, Lambert Dolphin und 
anderen Mitgliedern der Jerusa- 
lem Temple Foundation zusam- 
mengetroffen war. Laut Goldfoot 
ist Ritmeyers Chef, Dr. Mazar, 
im Institute of Sanhedrin tätig, 
dessen Mitglieder die »weisen 
Männer« sein sollen, wenn Salo- 
mons Tempel wieder aufgebaut 
wird. Aber Ritmeyer, ein christli- 
cher Fundamentalist, räumte 
zwar ein, daß »Jerusalem die 
Hauptstadt der Welt werden 
wird«, daß aber die Juden am 
»Ende des Jahrtausends« alle 
zum Christentum übertreten und 
dort nicht herrschen werden. 


Aufkauf arabischen 
Gebietes 


Im Oktober 1982 enthüllte der 
verstorbene Lord Harlech, Da- 
vid Ormsby-Gore, daß er .zu ei- 
nem Konsortium gehöre, das in 
den massiven illegalen Ankauf 
arabischer Ländereien am isra- 
elisch besetzten Westufer des Jor- 
dans verwickelt sei. Harlech, des- 
sen Mutter Lady Beatrice Cecil 
war, war der Sohn des vierten 
Barons, der als Verbindungs- 
mann zwischen dem Kriegskabi- 
nett und dem mit ihm verschwä- 
gerten Lord Balfour, der dem 


Zionist Committee angehörte, 


fungiert hatte. Die Balfour-Er- 
klärung, so wie sie 1917 an Lord 
Lionel Rothschild gerichtet war, 
stellte ein spezielles Mandat dar, 
in dem festgestellt wurde, daß 
Britannien die Errichtung einer 
nationalen Heimstätte für Juden 
in Palästina mit Wohlwollen un- 
terstützen werde. Mit seinem 
»Land-Plan« ergänzte Lord Har- 
lech sein Programm durch die 
Übertragung der Anrechte - zu 
100 Prozent des Wertes - auf ara- 
bisches Land für den Bau von jü- 
dischen Siedlungen in den besetz- 
ten Gebieten. 

Andere Personen, die laut Lord 
Harlech an der Sitzung vom 15. 
November 1982, auf der die »fi- 
nanziellen Investitionen« in. die 


“ West Bank erörtert wurden, teil- 


nehmen sollten, waren: Der da- 
malige israelische Verteidigungs- 
minister General Ariel Sharon; 


Johannes Prinz von Thurn und 


Taxis, dessen Verwandte füh- - - 


rende Mitglieder der Thule-Ge- 
sellschaft waren; Peter Rupert 
Lord Carrington, ehemaliger bri- 
tischer Außenminister, der kurz 
zuvor in den Vorstand von Kissin- 
ger Associates, Inc. eingetreten 
war; der ehemalige amerikani- 
sche Außenminister Alexander 
Haig, ein 'weiterer Gefährte Kis- 


"singers seit ihren gemeinsamen 


Tagen in Nixons NSC, der von 

der Reagan-Regierung gefeuert 

wurde, weil er insgeheim Sharons 

Einmarsch in den Libanon von 

1982 sanktioniert hatte; Julian 

Amery, ein britischer Parlamen- 

tarier, Freimaurer und Gefährte 

von H.A.R. »Kim« Philby, des- 

sen Vater Leopold mit der Bal- 

four-Erklärung zusammengear- 

beitet hatte; Robert Moss, seiner- 

zeit Herausgeber von Evelyn de 

Rothschilds »Economist Foreign 

Reports«, der heute zusammen 

mit John Rees vom britischen SIS 

und Arnaud de Borchgrave als 

Partner an einem Geheimdienst- 
Nachrichtenbrief beteiligt ist; Sir _ 
Edmund Peck, der während des 
Zweiten Weltkriegs auf dem 
Balkan mit dem britischen SIS 
zusammenarbeitete; Nicholas El- 
liot, der als hochstehender Beam- 
ter des SIS für den Nahen Osten 
Philbys Flucht von Beirut nach 
Moskau gewährleistete; und der 
ehemalige amerikanische Vertei- 
digungsminister Robert McNa- 
mara, ehemaliger Leiter der 
Weltbank und durch seine Mit- 
gliedschaft im Lucis Trust ein 
satanischer Vertreter. 


Die Austreibung von 
Christen und Moslems - 


Auf der israelischen Seite war der 
Haupt»partner« von Lord Har- 
lech und Henry Kissinger der Ge- . 
neral Ariel Sharon. Nicht nur’ 
plante Sharon damals den Krieg 
von 1982 im Libanon, um ein- 
»Großisrael« aufzubauen, son- 
dern er führte den Kampf, um die ° 
Annektion der besetzten Ge- 
biete — einschließlich Jerusalems 
- durch jüdische Besiedlung an. 
Die katholische Zeitschrift »30 
Days« schrieb, daß Sharon bei 
den Aktionen zur Annektion von 
Ost-Jerusalem durch Austrei- 


bung von Christen und Moslems 


seine Hand im Spiele hatte, und‘ 
Sharon hat inzwischen große 
Stadtrandsiedlungen für russi- 
sche Juden um Ost-Jerusalem an- 


. gekündigt, das somit annektiert 
m 


werden soll. 
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Zaren-Familie 
soll heilig 
gesprochen 
werden 


Mike Blair 


Vor zehn Jahren wurde ein Ereignis von den Medien des Establish- 
ments weltweit ignoriert, das heute die riesigen Weiten der Sowjet- 
union durchdrungen hat. Am 31. Oktober und 1. November 1981 
sprach die in New York ansässige Russian Orthodox Church Outside 
of Russia - eine Splittergruppe von Klerikern, die aus der von Kom- 
. munisten beherrschten Kirche in der Sowjetunion ausgetreten waren 

-den Zar Aller Reußen, seine Familie und etwa 30 000 andere Märty- 
rer der Kirche, die seit der bolschewistischen Revolution von 1917 er- 
mordet wurden, heilig. 


Jetzt hat sich die in New York be- 
gründete Bewegung, die es sich 
zum Ziel gesetzt hat, den Zar und 
seine Familie heilig sprechen zu 
lassen, bis zur Sowjetunion aus- 
gedehnt. Sie erreichte Swerd- 
lowsk, 1400 km östlich von Mos- 
kau, eine von den Sowjets aus 
Ekaterinburg umbenannte Stadt, 
die ursprünglich zur Erinnerung 
an die russische Zarin Katharina 
die Große so benannt wurde. 
Dort ermordeten die Bolschewi- 
sten den Zaren und seine Fami- 
lie. 


Christliches Erbe 
nicht zerstört 


 »Die Kommunisten ermordeten 
die kaiserliche Familie zusam- 
men mit Tausenden von anderen 
Märtyrern, weil sie im Grund ge- 
nommen alles das Gute von Ruß- 
land repräsentierten. Die ganzen 
Jahre hindurch haben sie ver- 
sucht, ihr Andenken ‘zu be- 
schmutzen und sie aus dem Ge- 
dächtnis ‚des Volkes auszulö- 
schen«, sagte Peter Koltypin, der 
dem Kanonisations-Ausschuß 
zur Zeit der Feierlichkeiten ange- 
hörte. 


»Es ist ihnen nicht gelungen«, 
setzte er hinzu. »Mindestens ein 
Jahrzehnt lang erhielt die Rus- 
sisch-Orthodoxe Kirche außer- 
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1917. 


halb Rußlands nicht enden wol- 
lende Gesuche und Petitionen 
von jenseits des Eisernen Vor- 
hangs zur Heiligsprechung der 
neuen Märtyrer. Dieses Ereignis 
wird den sowjetischen Plänen, 
das christliche Erbe, auf dem 
Rußland aufgebaut wurde, zu 
zerstören, einen schweren Schlag 
versetzten.« 


Koltypin behielt Recht, vor allem 
weil heute Pläne geschmiedet 
werden, am Tatort der Ermor- 
dung des Zaren und seiner Fami- 
lie eine massive Kirche zu errich- 
ten und die Russisch-Orthodoxe 
Kirche innerhalb der UdSSR ihre 
eigene Heiligsprechung plant. 


»Der atheistische Kommunismus 
kennt kein Erbarmen mit denje- 
nigen, die er als seine Feinde 
erachtet«, sagte der Metropolit 
(Erzbischof) Philaret, Weltführer 
der Kirche außerhalb der Sowjet- 
union, bei den Feierlichkeiten. 
»Und am meisten fürchtet er Re- 
ligion und Freiheit. Jetzt, wo wir 
die Namensliste derjenigen über- 
prüft haben, die in den vergange- 


Zar Nikolaus Il. von Rußland nach seiner Abdankung im März 


nen 64 Jahren - von 1981 aus ge- 
rechnet — den Märtyrertod star- 
ben, wenn uns auch nur ein klei- 
ner Teil der Gesamtzahl bekannt 
ist, empfanden wir Ehrfurcht für 
ihren Glauben und Tapferkeit. 


Der Kommunismus 
kennt kein Erbarmen 


Dieses Gefühl der Ehrfurcht trat 
besonders in Erscheinung, als wir 
kürzlich Teile der heiligen Reli- 
quien zweier Frauen, die den 
Märtyrertod fanden, entdeckten 
... Von diesen Millionen ... sind 
dies die Reliquien der Schwester 
der Kaiserin, die den Märtyrer- 
tod starb, der Großherzogin Eli- 
zabeth Reodorowna und ihrer 
Begleiterin, der Nonne Barbara. 
Die Großherzogin war in der gan- 
zen Welt wegen ihrer Pietät und 
Güte hoch angesehen. Nach der 
Ermordung ihres Ehemannes 
durch einen Terroristen entsagte 
sie ihrem Palast, gründete eine 
Wohlfahrtsgesellschaft und 
führte bis zu ihrem Tod das Leben 
einer Nonne. 


Sie hat oftmals die Kranken 
selbst gepflegt, als einfache 
Nonne. Die Bolschewisten nah- 
men sie in Perm, weit von Mos- 
kau gelegen, fest und sperrten sie 
mit einigen ihrer Verwandten ins 
Gefängnis ... 


Am 18. Juli 1918 wurden alle, die 
bei ihr waren, in einen Wald ge- 
führt und lebend in einen tiefen 
Bergwerksschacht eingeschlos- 
sen; danach wurden auch Bom- 
ben in den Schacht hineingewor- 
fen. Ein Bauer, der zufällig in der 


“Nähe war, sah aus seinem Ver- 


steck zu, wie sie Hymnen singend 
und betend in den Tod gingen. 
Später wurden ihre Leichen ge- 
borgen und zur Russisch-Ortho- 
doxen Kirche in Peking und von 
dort nach Jerusalem gebracht.« 
Teile der Überbleibsel der Groß- 
herzogin und der Nonne Barbara 
wurden bei der Zeremonie in 
New York ausgestellt. 


Lügen über den 
Tod des Zaren 


Jahrzehnte lang haben aufeinan- 
derfolgende sowjetische Führer 
über den Tod von Zär Nikolaus 
II. und seiner Familie Lügen ver- 
breitet und hartnäckig behaup- 
tet, die Morde seien nicht auf per- 
sönliche Befehle Lenins durchge- 
führt worden. 


Am 17. Juli 1918, kurz vor Son- 
nenaufgang, wurde die kaiserli- 
che Familie in ihren Betten ge- 
weckt und in den Keller der pa- 
lastartigen Residenz eines im Ru- 
hestand lebenden Pioniers na- 
mens Nikolai Ipatjew, wo sie ge- 
fangengehalten worden waren, 
gebracht. Sie wurden erschossen 
beziehungsweise mit Bajonetten 
getötet. 


Als alle tot waren, wurden die 
Leichen aufs Land gefahren, mit 
Sägen und Axten zerstückelt und 
stundenlang in einem Freuden- 
feuer mit Hilfe von Benzin ver- 
brannt. Da die Überbleibsel da- 
durch nicht völlig vernichtet wer- 
. den konnten, wurden die zerstük- 
kelten Leichen anschließend mit 
Schwefelsäure überschüttet. 
Schließlich wurden sie in eine La- 
che auf dem Boden des Berg- 
werkschachts geworfen. 


- Vorspiel der kommenden 
Massenmorde 


Anfang des darauffolgenden Jah- 
res wurden bei einer von der da- 
maligen weißrussischen Regie- 
rung in Sibirien geführten Unter- 
suchung ein Teil der Überbleibsel 
- der toten Familie, darunter das 
Koppelschloß des Zaren, Juwe- 
lengegenstände und ein Finger 
der Zarin aufgefunden. 


»Die Art und Weise, in der das 
Massaker, das zunächst bestrit- 
‘ ten, dann aber gerechtfertigt 
wurde - man vermutete ein Kom- 
plott, um den Zaren zu retten -, 
vorbereitet und ausgeführt 
wurde, hat etwas Unheimliches 
an sich, etwas das sich grundle- 
gend von früheren Handlungen 
des Königsmords unterscheidet 
und es als Vorspiel zum Massen- 
mord des 20. Jahrhundert brand- 
markt«, schrieb Richard Pipes, 
ein Historiker an der Harvard 
University in einer neuen Ge- 
schichte der bolschewistischen 
Revolution. 


»Lenin wußte gar nichts davon«, 
erklärte Michail P. Mchedlov, 
stellvertretender Direktor des 
Institutes des Marxismus-Leni- 
nismus in Moskau kürzlich. »Es 
gibt Dokumente, in denen Le- 
nins Leben bis auf Stunden und 
Minuten beschrieben wird. Kein 
Dokument mit dem zum Mord an 
der Zarenfamilie aufgerufen 
wird, ist gefunden worden.« 

Die sowjetische Wochenzeitung 
»Argumenty i Fakty« berichtete 


ihren 33 Millionen Abonnenten 
jedoch im November 1990 über 
die __Untersuchungsergebnisse 
von Eduard Radzinsky, eines 
Dramatikers, der Forschungen 
für ein Buch über den Zaren be- 
trieb und der in deren Verlauf auf 
die Tagebücher von Lenins Leib- 


wächter, Akeksei Akhimow, 
stieß. 
Die Wahrheit 


setzt sich durch 


Akhimow berichtete darüber, 
wie er persönlich Lenins Befehle 
zur Ermordung des Zaren und 
dessen Familie an das Telegrafen- 
amt weiterleitete. 


1977 strahlte die Wahrheit über 
die Morde aus dem Westen in die 
Sowjetunion hinein. Boris N. 
Jeltzin, jetzt Präsident der Russi- 
schen Republik und weithin als 
großer Reformer und Gegner der 
zu langsamen Bemühungen des 
sowjetischen Staatspräsidenten 
Michail Gorbatschow zur Demo- 
kratisierung der Sowjetunion be- 
kannt, forderte mitten in der 
Nacht Bulldozer an, um das Haus 
niederzureißen, wo die Morde 
stattfanden. 


Zu jener Zeit war Jeltzin Chef 
der Kommunistischen Partei in 
Swerdlowsk. »Ich kann mir gut 
vorstellen, daß wir uns früher 
oder später dieses Stückes der 
Barbarei schämen werden«, 
schrieb Jeltzin nachher in einer 
Biografie. 


Dann tauchte in den letzten Jah- 
ren ein einfaches Holzkreuz auf, 
das von Unbekannten am Tatort, 
längst einer lebhaften Durch- 
fahrtstraße in Swerdlowsk gele- 
gen, aufgestellt wurde. 


Als Nächstes errichtete jemand 
dort ein eisernes Kreuz und die 
Stätte wurde zu einem Brenn- 
punkt örtlicher Gebetsversamm- 
lungen und politischer Massen- 
veranstaltungen. 


Im vergangenen Sommer geneh- 
migte der, Stadtrat von Swerd- 
lowsk, der nicht mehr völlig von 
Kommunisten dominiert wird, 
den Bau einer kleinen Kapelle an 
dieser Stätte. 


Dies war das Ergebnis einer ge- 
waltigen Demonstration im ver- 
gangenen Jahr am Jahrestag der 
Morde. Als die Russisch-Ortho- 
doxe Kirche in der UdSSR sich 


Nikolaus Il., Zar aller Reußen, 
mit seiner Familie vor seiner 
Abdankung. 


weigerte, den Demonstranten zu 
Hilfe zu kommen, trennten sich 
Hunderte von Anhängern der 
Bewegung zur Ehrung des Zaren 
von der Kirche und traten der 
Emigranten-Kirche in New York 
bei. 


Da man massive Überläufe be- 
fürchtete, genehmigte der Rat 
der Stadt die Kapelle. Die Kirche 
selbst vertrat jedoch die Ansicht, 
die Kapelle könne vielleicht nicht 
groß genug sein, und billigte den 
Bau einer großen Kirche, die, 
wie der Erzbischof Melkhisedek 
von Swerdlowsk sagt, »ein Ort 
der Buße, ein Ort des Gebets 
sein wird«. 


»Die Leute liebten den Zaren Ni- 
kolaus«, erklärte der Erzbischof. 
»Und nach seiner Hinrichtung ist 
die Erinnerung an ihn bei seinem 
Volke immer noch wach. 


Schließlich wird er natürlich als 
Heiliger verehrt werden«, sagte 
Melkhisedek. »Es ist. nur eine 
Frage der Zeit.« EM] 
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Südafrika 
Liebesaffäre als 
Symbol 


Willem de Kierk, Sohn des süd- 
afrikanischen Präsidenten Frede- 
rik Willem de Klerk, sieht in sei- 
ner Liebe zu einer Schwarzen ein 
»Symbol des neuen Afrikas«. Er 
wisse zwar nicht, ob die Verbin- 
dung zu der zwei Jahre jüngeren 
Erica Adams seinem Land poli- 
tisch schade, sagte der 24jährige 
der britischen Sonntagszeitung 
»Sunday Mirror« in London. 
»Doch ich hoffe, wir haben einen 
Einfluß.« In Südafrika standen 
Verbindungen- zwischen. Weißen 
und Schwarzen immerhin noch 
bis 1985 offiziell unter Strafe. 
Präsident de Klerk will die Apart- 


„ 'heid schrittweise abschaffen. Die 
Liebe des Präsidentensohnes, . 


der in Großbritannien studiert, 
zu der attraktiven Erica Adams 
hat in konservativen Kreisen Süd- 


afrikas für nicht geringe Aufre- 


gung gesorgt. De Klerk und 
Adams sind nach eigenen Anga- 
ben zwar sehr ineinander ver- 
liebt, aber noch nicht offiziell ver- 
lobt. El 


Nordkorea 


Das Land 

bleibt eine 
militärische 
Bedrohung 


Nordkorea könnte 1995 in der 
Lage sein, Kernwaffen herzustel- 
len, stellte. der südkoreanische 
 Verteidigungsminister in einem 
im November letzten Jahres frei- 
gegebenen Weißbuch fest. Aus 
dem Weißbuch geht auch hervor, 
daß Pjöngjang »aktiv an Plänen 
. ‚arbeitet, um chemische und bio- 
logische Waffen herzustellen und 
seine militärische Abenteuerlust 
eine Gefahr für Südkorea ist«. 


Nordkorea hat bereits nukleare 
Wiederaufbereitungs-Einrichtun- 
gen und einen großangelegten 
Atomforschungskomplex in 
Jongbjon, nördlich von Pjöng- 
jang errichtet. Das Weißbuch 
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. schätzt Nordkoreas bewaffnete 


Streitkräfte auf 990000 Mann, 
10000 mehr als 1989, im Ver- 
gleich zu 655000 Mann in Süd- 
korea. Pjöngjang habe »überwäl- 
tigende« Luft-, Panzer- und Artil- 
lerie-Überlegenheit. Die volle 
Stärke des nordkoreanischen Mi- 
litärs wird erst Anfang des kom- 
menden Jahrhunderts erreicht 
sein, warnte Seoul. 


Südafrika 
Buthelezi greift 
ANC an - 


verteidigt aber 


Mandela 


In einem Interview mit der Cana- 
dian Broadcasting Corporation 
verurteilte Mangosuthu Buthe- 


lezi, Kopf der. Inkatha-Bewe- . 


gung Südafrikas, die Gewalt 
»von wem sie auch kommen 
mag«, und sagte weder er noch 
der Führer des African National 
Congress, Nelson Mandela, hät- 
ten die Kämpfe zwischen Inkatha 
und dem ANC im Griff. 


Befragt, ob eine gemeinsame Er- 


klärung seinerseits und. Mande- 
las, in der zu einer- Beendigung 
der Gewalt aufgefordert wird, 
von ANC- und Inkatha-Mitglie- 
dern befolgt wird, sagte er: »Ich 
bin nicht naiv«, fügte jedoch 
hinzu, daß eine solche Erklärüng 
hilfreich. wäre. Indem er fest- 
stellte, daß er immer noch ein en- 
ger Freund von Mandela sei, 
sagte er, dieser »sei der Gefan- 
gene einiger Mitglieder .des 
ANC, die nicht wollen, daß er 
sich mit mir trifft«. 


Häuptling Buthelezi beschul- 
digte den ANC, mit Gewalttätig- 
keiten gegen Inkatha begonnen 
zu haben. Die Grundursache der 
Gewalt sei nicht auf Stammesun- 
terschiede zurückzuführen, son- 
dern wirtschaftlicher Natur. Zum 
Beispiel hätten viele Schwarze 
wegen der wirtschaftlichen Sank- 
tionen des Auslands ihre Arbeits- 
plätze verloren. 


Buthelezi griff die Medien wegen 
ihrer Befangenheit gegenüber 
dem ANC und ihrer Vorurteile 
gegen die Inkatha-Bewegungen 
an. Zum Beispiel wies er.den Ge- 
danken zurück, die Inkatha sei 
eine »Zulu-Bewegung«. »Inka- 


tha war niemals eine Zulu-Bewe- 


"gung«, sagte er, und viele Mitglie- 


der sind Inder, Weiße und Ange- 


‚hörige anderer Volksgruppen. DI 


Elfenbeinküste 
Aids um 

300 Prozent 
gestiegen 


Das Auftreten von Aids in der 
Republik Elfenbeinküste, nach 
positiven HIV-Untersuchungen 
gemessen, ist von 3,3 Prozent 
schwangeren Frauen im Jahr 
1986 auf heute zehn Prozent in 
die Höhe geschossen, heißt es in 
dem jüngsten Bericht aus Abid- 
jan,.der Hauptstadt des afrikani- 
schen Landes. 


Dr. Kevin de Cock, der das Labo- 
ratorium des US-Centers for 


Disease Control in Abidjan lei-, 


tet, berichtete, daß Aids die füh- 
rende Ursache von Todesfällen 
unter erwachsenen Männern in 
der Hauptstadt, und die zweit- 
führende Todesursache, nach Ge- 


burten und Abtreibung, unter 


weiblichen Personen sei. 


»Es gibt wenige äußere Zeichen 
dafür, daß Abidjan eine belagerte 
Stadt ist«, sagte de Cock. »Aber 
wenn eine nationale Katastrophe 
so viele Menschen getötet hätte, 
dann würde das überall in der 
Welt Schlagzeilen machen.« De 


. Cock berichtete auch, daß Fälle 


von Tuberkulose um 35 Prozent 
höher lagen als normalerweise zu 
erwarten war. 


Indessen hat die Todesziffer 
durch Aids in Kenya 9 000 Tote 
erreicht, wie aus einer Anfang 
November 1990 vom Direktor für 
ärztliche Dienste herausgegebe- 
nen Erklärung hervorgeht. Ge- 
sundheitsbeamte auf Bezirks- 
ebene berichten über die ständig 


- fortschreitende schnelle Ausbrei- 


tung der Krankheit. m 


Südafrika 
Die Politik 
des Dr. Allan 
Boesak 


Dr. Allan Boesak ist inzwischen 
»mit Triumph in die Politik einge- 
treten«, so heißt es, »Der ANC 
am Kap sagt Ja zu Boesak«, steht 


in großen Buchstaben in einer - 
dem ANC nahestehenden Zei- . 
tung. Aber der neue Wegbereiter: 
Nelson Mandelas ist noch nicht in 
die Führungskreise desvonKom- 
munisten beherrschten ANC ein- . 
gedrungen, sondern zum Kum- 

mer seiner ANC-Freunde »an 

den Rand gedrängt und effektiv 

aus der Organisation ausgeschal- 

tet«. Im Kampf um die ANC- 

Führungsposition wurde Dr. Boe- 

sak gebeten, »vorübergehend 

aus dem öffentlichen Leben aüs- 

zuscheiden und in Kuba Urlaub 
zu machen«. 


- ER kirchlichen Ämter hat er 


niedergelegt. Seine Frau hat die 
Scheidung eingereicht - nach 21 
Jahren Ehe und vier Töchtern. 
Dr. Boesaks Geliebte, die weiße 


'Fernsehproduzentin Elna Botha 
‚— geschieden Oktober 1990 - , ist 


mit ihrem Kind zu ihm nach Kap- 
stadt gezogen. 


Also ist es jetzt relativ still um 
einen Mann, der jahrelang im In- 
teresse des ANC und der »Befrei- ° 
ung« weltweit gewirkt hat. Im 
Kampf gegen das »System«hater. 
seinen eigenen Erfolg und Luxus; 
seine eigene Sicherheit und Frei- 
heit, Lügen gestraft, indem er 
glaubwürdig im Talar, manch bö- 
ses Wort über sein Land gesagt 


hat. 


Auch für die pietistischen Gläubi- 
gen hat er nichts übrig. Die Kir- 
che sein »Kampfgelände «, sagte 
er. »Gott ist auf der Seite der Ar- 
men, Unterdrückten und Verfolg- 
ten.« Obwohl nach biblischer 
Aussage Gott die Person nicht 
ansieht, sagt er: »Das Evange- 
lium ist die gute Nachricht für die 
Armen, aber die schlechte Nach- 
richt für die Reichen.« »Chri- 
stus«, behauptet er, »ist als Re- 
bell gegen den römischen Kaiser 
hingerichtet. worden.« Damit 
rechtfertigt er den Aufstand ge- 
gen alle Obrigkeit. 


Schwärmerisch utopisch sieht er 
schließlich das neue Jerusalem 
nahen. Es »ist keine Vision der 
nächsten Welt«, meint Boesak, 
»1n die die Kirche fliehen muß. Es 
ist die Kraft Gottes, die in dieser 
Welt und dieser Menschenge- 
schichte sichtbar wird. Das neue 
Jerusalem wird aus der Asche all 
dessen entstehen, was heute »Pre- 
toria< heißt.« 


Mit dieser revolutionär-politi- 
schen Auslegung gestaltet er die 
Heilgeschichte um. Das Gottes- 


‘ lamm, welches der Welt Sünde 


trägt, wird zum Guerilla, der die 
»sündhaften« politischen Struk- 
turen mit Gewalt vernichtet. In 
der Bibel aber heißt es: »Also hat 
Gott die Welt geliebt, daß er sei- 
nen eingeborenen Sohn gab, auf 
daß alle, die an ihn glauben, nicht 
verloren werden, sondern das 
ewige Leben haben. Denn Gott 
hat seinen Sohn nicht:gesandt in 


. die Welt, daß er die Welt richte, 


sondern daß die Welt durch ihn 
selig werde.« 


Dr. Boesak lobt den Sozialismus 


> und die »Umverteilung des Besit- 


zes«. Er verpönt den Kapitalis- 
mus. Mit seinen Sanktionsauf- 
rufen hat er zur Verarmung der 
Schwarzen und Mischlinge beige- 


re tragen, und wenn er auf Gewalt 


angesprochen wird, sagt er: »Nie- 


3 mand hat das Recht, dem ANC 
zusagen, er solle die Gewalt auf- 
.. geben.« 


Auf der sechsten Generalver- 


.. sammlung des Weltkirchenrates 


»bat er inständig um kirchliche 
Unterstützung der Unterdrück- 
ten, damit sie im Kampf um die 
Freiheit zu den Waffen greifen 
können.« »Die Gewalt«, 
er, sei»die einzige Wahl.« 


Unlängst brüstete sich Joe Slovo, 


der Generalsekretär der Südafri- 
kanischen Kommunistischen Par- 


:. tei (SACP): »Wir Sozialisten ha- 


. ben eine Menge guter Christen 


gespendet, die im Interesse der 


* Befreiung wirken.« 


“ Wie soll'man das verstehen mit 
: Hinsicht auf »Befreiungstheolo- 


 gie«, 


die sich im mehrheitlich 


=, kommunistisch regierten ANC so 
. wohl fühlen? Sie sehen den Kom- 
-. munismus nicht als gescheitert 


, an, wie viele Europäer. Sie sind 


= zufrieden, daß er im südlichen 


Afrika militant und orthodox vor- 


“ angetrieben wird. Sind auch 


Theologen wie Dr. Boesak »vom 


i i Sozialismus gespendet»? DO 


Afrika 
Flüchtlings- 


. problem gerät 


: außer Kontrolle 


. Commissioner on 


Kingsley Amaning, ghanesischer 
Repräsentant des: UN-High 
Refugees 


° (UNHCR) hat warnend darauf 


hingewiesen, daß seine Agentur 


meint : 


mit ihren: geringen Möglichkei- 
ten, die Bedürfnisse der Flücht- 
linge Afrikas zu befriedigen; weit 
überfordert sei. 


Laut »Los Angeles Times« sagte 
er, obwohl der UNHCR vorher 
für die Betreuung Von nur fünf 
Millionen Flüchtlingen in der 
Welt zuständig gewesen sei, le- 
ben jetzt offiziell ebenso viele 
Menschen in den Flüchtlingsla- 
gern in Afrika allein. Der gleiche 
Haushalt in Höhe von 400 Millio- 
nen Dollar, der für fünf Millionen 
Menschen vorgesehen war, 
müsse jetzt die Bedürfnisse von 
15 Millionen Flüchtlingen dek- 


ken. 


Die »Los Angeles Times« hatte 
über die Krise in Äthopien be- 
richtet, wo Flüchtlinge von den 
Kriegsereignissen im südlichen 
Sudan fliehen. »Hunderttau- 
sende von Flüchtlingen sind 
kreuz und quer duch das Land ge- 
zogen, haben Bäume zu Heiz- 
zwecken gefällt und die sanften 
Täler und Hügel gründlich ent- 
blößt, so daß Itang im südlichen 
Athiopien jetzt etwas durchge- 
macht hat, an das sich niemand 
erinnern kann, daß es jemals vor- 
her geschehen ist, nämlich ausge- 
dehnte Überflutungen während 
der Regenzeit.« OD 


Kurden 

Keine Aufmerk- 
samkeit für 
diesen 
Völkermord 


Während sich die internationale 
Aufmerksamkeit auf das bewaff- 
nete Patt in der saudisch-kuwai- 
tisch-irakischen Wüste richtet, ist 
in der gebirgigen, bewaldeten 
Region des Nahen Ostens, die als 
Kurdistan bekannt ist, ein Ver- 
nichtungskrieg im Gange. Die 
einheimischen Kurden mit ihrer 
hellen Gesichtsfarbe, selten in 
dieser Region, sind ein Volk ge- 
heimnisvollen Ursprungs. Sie wa- 
ren durch die ganze Geschichte 
hindurch wegen ihrer Kühnheit 
und Langlebigkeit und ihrer rit- 
terlichen Art berühmt. 


Einer der berühmtesten Kurden 
war im Westen als Saladin be- 
kannt. Sein heroischer Kampf ge- 
gen Richard der Löwenherzige 
von England und sein edles Ver- 


halten gegenüber den anderen 


Kreuzfahrern wurde von den 
Chronisten seiner Zeit vermerkt. 


Darüber, daß die Kurden, die ur- 
sprünglichen : Einwohner von 
Kurdistan waren, das sich vom 
westlichen Kaukasus bis zu dem 
weiter südlich gelegenen Zagros- 
gebirge und der Elbours-Ge- 


birgskette. im Osten erstreckt, 


kann es wenig Zweifel geben. 


Sumerianische Inschriften bei Ur 
und Eridll aus der Zeit 2000 vor 
Christus erwähnen »grimmige 
Stammesleute in den Bergen«, 
die Kardaka. Viel später, gegen 
Ende des fünften Jahrhunderts 
vor Christus, hatte Xenophon bei 
seinem berühmten Marsch bis 
zum Meer Zusammenstöße mit 
kriegslüsternen Gebirglern, die 
er Karduku oder Carduchi 
nannte. 


Nach dem Fall von Niveneh verei- 
nigten sich die Kurden mit den 
Medes, und wurden zusammen 
mit allen Völkern in den Hochpla- 
teaus von Kleinasien, Armenien 
und Persien langsam arisiert, 
dank der Einwanderung zu die- 
sem Zeitpunkt der ‚Geschichte 
von Stämmen, die mit Sicherheit 
zur arischen Völkerfamilie gehör- 
ten 


Nach dem Ersten Weltkrieg tra- 
ten die Kurden im Mosaik des 
Nahen Ostens als Bauern in Er- 
scheinung. Beiiihrer Kapitulation 
gegenüber den Allüerten stimm- 
ten die Türken, die die »14 
Punkte des US-Präsidenten Woo- 
drow Wilson« akzeptiert hatten, 
darunter Selbstbestimmung, der 
Gründung des . unabhängigen 
Kurdistans zu. Doch die Briten 
hatten andere Pläne. 


Die Briten schufen aus ihrer 
Beute das Land Irak und bezo- 
gen es in die Provinz Vilaiyet ein, 
deren Bevölkerung zu mehr als 
einem Drittel Kurden waren, und 
wo die strategisch wichtigen Ol- 
felder von Kirkuk liegen. Sie 
setzten einen haschemitisch-ara- 
bischen Häuptling, der an ihrer 
Seite gegen die Türken gekämpft 
hatte, als König ein. Er machte 
den »ganzen Staat« Irak zu einem 
arabischen Land. 


Die Franzosen bekamen Syrien 
und eigneten sich gleichzeitig ein 
Stück von Kurdistan an. 


Heute sollen die Kurden 19 bis 20 
Millionen an der Zahl sein. Rund 


vier..Millionen von ihnen leben. --.:: 


im ‚Irak; 4,5 ‘Millionen im Iran:‘..,. 
und weitere 4,5 Millionen weiter. 


in der östlichen Türkei. Eine 
halbe Million von ihnen leben in 
Syrien. und eine. unbestimmte 
Zahl im.russischen Kaukasus und 
in Kasakstan, an der östlichen 
Seite des Kaspischen Meeres. 


Bis vor kurzem glaubte man, daß 
die Kurden in der Sowjetunion 
nur etwa 200000 Menschen zäh- 
len, die. meisten davon in Aser- 
baidschan. und Armenien. Inletz- 
ter Zeit haben neue Untersu- 
chungen ergeben, daß es rund 
500000 sind. Der Zuwachs soll 
auf zwei Faktoren zurückzufüh- 
ren sein: Flüchtlinge vor den An- 
griffen durch den Irak und der 


wieder aufkeimende Nationalis-  - 
.mus, Volksstolz, der überall in 


der Sowjetunion demonstriert 
wird. 


Obwohl es unglaublich erscheint, 
daß jemand ausgerechnet in der 
Sowjetunion um Asyl bittet, war 
das Leben für die Kurden im 


Irak, in der Türkei und im Iran .n 


viel schlimmer, als für diejenigen, 
die im Sowjetreich leben - sogar 


‚vor den Reformen Michail Gor-' 


batschows. 


In der Türkei zum Beispiel - bei 
dem westlichen Verbündeten in 
der amerikanischen »Operation 
Wüstensturm«-wird den Kurden 
die Zunge herausgeschnitten, 
wenn sie dabei erwischt werden, 
ihre Muttersprache statt Türkisch 
zu sprechen. Allerdings will die, 
türkische Regierung diese Be- 
strafung angesichts der kritischen 
politischen Lage wegen des Golf- 
Konfliks lockern. 


So bleiben die Kurden - wie die 
Palästinenser und Basken - 
Flüchtlinge in ihren eigenen hi- 
storischen Heimatländern. Und 
es ist unwahrscheindlich, daß die 
Kurden vom Westen irgendwel- 
che Hilfe bekommen, einerlei 
wer im Nahen Osten gegen wen 
ne Do 


Betr.: Vatikan »Das Rätsel 
um Marcel Lefebvre«, 
Nr. UA 


Was Econe anbetrifft, so ist wichtig zu 
wissen, daß deren Generaloberer selbst 
bekannte, daß er ein Schüler des Profes- 
‚sor Lauth war und dort die Berufung 
zum Priestertum bekommen habe. Pro- 
fessor Lauth gibt eine Neuausgabe der 
Werke des atheistischen Philosophen 
Fichte heraus. Er lehrt eine sogenannte 
Transzentral-Philosopie, die eine Mi- 
"schung aus Descartes und Fichte ist. 


Descartes war wohl, so weit es jetzt be- 
kannt ist, ein Gnostiker und Illuminier- 
ter. Er schrieb einmal: »Larvatus pro- 
deo«. Seine Philosophie ist jedenfalls 
eine der schädlichsten, auch für den 
christlichen Glauben, und hatte zur 
Folge die Trennung von Naturwissen- 
schaft und Glaube: Die Werke Descartes 
wurden deshalb zurecht posthum auf den 
Index der verbotenen Schriften gesetzt. 
Dies kann man nachlesen im Lexikon für 
Theologie und Kirche von Buchberger 
(1931). 


Professor Lauth schrieb auch einen Arti- 
kel über Descartes, der nur positiv ist. 
Die Verurteilung durch die Kirche wird 
nicht erwähnt. Lauth behauptet und 
preist die Philosophie an als eine, die in 
heutiger Zeit die Kirche wieder auf die: 
Beine bringen könne. 


Von einem Econe-Priester war zu erfah- 
ren, daß ein Fabrikant, der Mitbegrün- 
der eines Econe-Zentrums war, sich da- 
von wieder abwandte, als er bemerkte, 
wie sich Econe durch die Freimaurer aus- 
halten ‚läßt. Sinn und Zweck Econes 
kann man darin sehen, die Traditionali- 
sten in der Anerkenntnis der Konzilpäp- 
ste festzuhalten mittels der tridentini- 
schen Messe. 


Johannes Paul II. sagte am 28. Septem- 
ber 1990: »Es ist klar, daß dieses Zuge- 
ständnis (der alten Messe), weit davon 
entfernt, die konzilaren Reformen einzu- 
dämmen, nur dazu bestimmt ist, die 
kirchliche Gemeinschaft jenen Personen 
zu erleichtern, die sich an diese liturgi- 
schen Formen gebunden fühlen.« 


Professor Lauth hat’auch seine Finger im 
Spiel mit den Weihen der Thuc-Bischöfe 
im Jahr 1981. Gerard des Lauriers, Theo- 
logie-Professor, war so begeistert von 
Lauth, daß er ihn für den größten Philo- 
sophen westdeutscher Sprache hielt. Die 
Bischofsweihe Lauriers wurde von 
Lauth eingefädelt im Frühjahr 1981. Lau- 
riers vertrat die These vom »Papa mate- 
rialiter«, das heißt, Johannes Paul U. ist 
nicht wirklich Papst, aber dennoch 
Papst; jedenfalls solange er lebt, kann 
kein Papst gewählt werden. 


Thuc weihte im selben Jahr im Herbst 
noch zwei weitere Bischöfe: Zamora (in- 
zwischen verstorben) und Carmona. Für 
die Zeit dieser drei Bischöfsweihen ist 
nachgewiesen, daß er in aktiver Gemein- 
rg mit der Konzils»kirche« stand. Er 
lobte den Papst Johannes Paul II. Ich 
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weiß das von einer Person, die ihn in je- 
nem Jahr zweimal besuchte und mich 
überreden wollte, mich von Thuc zum Bi- 
schof weihen zu lassen, was ich natürlich 
sofort zurückwies. 


Monsignore Thuc war ferner weltweit be- 
kannt, daß er den falschen Seher Cle- 
mente zum Priester und kurz danach 
zum Bischof geweiht hat und noch vier 
weitere in Palma des Troya. Er trennte 
sich erst von diesen Leuten, als sich Cle- 
mente zum mystischen Papst ausrief. Ex- 
kommuniziert wegen seiner Weihen, er- 
bat er von Paul VI. Verzeihung und 
wurde von diesem wieder von der Ex- 
kommunikation losgesprochen. 


Später weihte Monisgnore Thuc in einer 
Sekte der lateinischen Kirche von Tou- 
louse den dortigen Bischof und vier Prie- 
ster: 


Die zweite Serie der Thuc-Bischöfe, auf 
die drei Weihen 1981 zurückgehend, ba- 
sieren auf den drei Bischöfen Lauriers, 
Zamora und Carmona. Nach seiner Se- 
dis-Vakanzerklärung im Frühjahr 1982 
weihte Thuc selbst keine Bischöfe mehr. 


Alle Bischöfe gehen auf die drei aus dem 
Jahr 1981 zurück. Diese drei wurden 
aber, da Thuc in aktiver Gemeinschaft 
mit der »Konzils«kirche stand, in 
Schisma mit der wahren Kirche Christi, 
der Kirche, die jetzt im Untergrund ist, 
geweiht. Sie sind also schismatische Bi- 
schöfe. 


Unter den Thuc-Bischöfen gibt es dann 
die Linie der Lauriers-Bischöfe, die un- 
ter der Bedingung der Anerkenntnis der 
Papa-materialiter-These von Lauriers ge- 
weiht wurden. In der Welt geistern unge- 
fähr dreihundert Thuc-Bischöfe herum 
und man bemüht sich, von Laienseite 
aus, Frieden unter diesen Bischöfen zu 
stiften, das allerdings nicht gelingen will. 


Die These von Lauriers ist eigentlich nur 
die »gelehrte« Rechtfertigung des prakti- 
schen Verhaltens von Econe, weswegen 
Laurianer und Econer nicht in einem we- 
sentlichen Gegensatz zueinander stehen 
und es im Schoß der Bruderschaft auch 
Anhänger der These Lauriers gibt. 


Ein Econe-Priester darf durchaus über- 
zeugt sein, daß Johannes Paul II. kein 
Papst ist, er muß darüber nur stillschwei- 
gen. Tut er dies nicht, so wird er unbarm- 
herzig aus der Bruderschaft ausgeschlos- 
sen. Er kann in Econe nur bleiben, wenn 
er zudem in den offiziellen Gebeten für 
den Papst betet. Er muß also seine Mei- 
nung der Linie Econes oder der »Politik 
Econes« unterordnen. Das nenne ich: 
Die Heuchelei zum Prinzip erheben. 


Werner Graus, St. Ingbert 


Ich habe noch selten etwas so Wirres und 
Obstruses gelesen wie diesen Aufsatz. 
Der Papst als das zweite, dann wieder 
dritte Tier der Apokalypse. 


Aber, es würde mich interessieren, mit 
welchem Grund oder Recht der Verfas- 
ser von »falschen Päpsten« spricht?: 


Bri 


Bere: 


efe 


»Der falsche Papst Johannes XXII.« 
und ebenso von Paul VI. 


Sachlich wäre richtig zu stellen, daß auch 
ein Freimaurerbischof oder Kardinal gül- 
tig weiht, wenn er es tut. 


Solche unqualifizierten Schreibungen in 
Ihrer Zeitschrift machen mich traurig 
und ich frage mich, ob die anderen Bei- 
träge etwa mit gleicher »Sorgfalt« der 
Wahrheit dienen wie dieser. Davon abge- 
sehen, daß er in sich so wirr und realitäts- 
fern agiert. 


J. Ball, Karlstadt 


Betr.: Gegendarstellung 
zum Beitrag »Zur Pro-. 
blematik der Geschichts- 
schreibung« von David 
Irving, Nr. 12/1990. 


Entsprechend Paragraph 11 des Baden- 
Württembergischen Landespressegeset- 
zes bitte ich Sie, in der nächsten Nummer 
der Zeitschrift CODE die beigefügte Ge- 
gendarstellung im vollen Wortlaut abzu- 
drucken. Eine Kopie dieses Schreibens 
an Sie und der Gegendarstellung erhal- 
ten: Rektorat Universität Freiburg i. Br., 
Direktion des Historischen Seminars der 
Universität Freiburg i. Br., David Irving, 
London, Dr. F. Piper, Auschwitz: 


Der Artikel unterstellt, ich hätte Zweifel 
an der Vernichtung der Juden durch die 
Nationalsozialisten geäußert und als Be- 
leg den von polnischer Seite nachträglich 
vorgenommenen Einbau von Kremato- 
rium und Gaskammer in Auschwitz an- 
geführt. 


Richtig ist vielmehr, daß bei einem 
abendlichen, privaten Gespräch den 
dann auch in dem Artikel niedergelegten 
Thesen David Irvings von einer Relati- 
vierung des Massenmordes meine Frau 
und ich heftigst widersprochen haben. 
Daraufhin hat Herr Irving selbst die Tat- 
sache der Vernichtung zugestanden. Da 
ich sowohl das Stammlager Auschwitz als 
auch Birkenau mehrmals besucht hatte, 


berichtete ich auf Fragen von Herrn Ir-. 


ving über die Bemühungen polnischer 
Fachleute, die damaligen Geschehnisse 
in Auschwitz genauestens zu erforschen 
und die Gedenkstätten zu bewahren. Da- 
bei erwähnte ich, daß das Krematorium 
im Stammlager Auschwitz von polni- 
scher Seite wegen der von den Deut- 
schen beim Abzug angerichteten Zerstö- 
rungen teilweise ‚rekonstruiert werden 
mußte (vor allem die Ofen-Anlage). 
Dies wurde und wird auch von Polen (Dr. 
Piper) nicht- bestritten, ändert aber 
nichts an der Tatsache, daß auch im 
Stammlager Auschwitz versuchsweise 
Vergasungen ab September 1941 vorge- 
nommen wurden (erst in den Arrestzel- 
len von Block 11, dann in der Leichen- 
halle des Krematoriums), bevor die Mas- 
senvernichtungen im Zuge der »Endlö- 
sung« ‘ab Dezember 1941 in Chelmno 
und ab Januar 1942 in Birkenau einsetz- 
ten. 


HN a, WORTE a a a wer 


Ich habe Herrn Irving in der Unterre- 
dung mehrfach aufgefordert, endlich ein- 

mal selbst Auschwitz zu besuchen, um 

alle Zweifel an der Vernichtung auszu- 

räumen, anstelle sich auf Gerüchte zu 

stützen und die Vorgänge zu verharmlo- 

sen. 


Prof. Dr. Bernd Martin, Historisches 
Seminar der Universität Freiburg im 
Breisgau. 


Betr.: Revisionismus 
»Zweifel am Holocaust«, 
Nr. 1/91. 


Das beachtenswerte, statistisch belegte 
Forschungsergebnis über »Die Auflö-' 
sung des osteuropäischen Judentums« 
des amerikansichen Historikers Walter 
N. Sanning (Grabert-Verlag, Tübingen) - 
beziffert die bisher kaum beachteten 
oder verschwiegenen jüdischen Verluste 
während des Zweiten Weltkrieges in den 
Reihen der Roten Armee und den sibiri- 
schen Arbeitslagern mit 1030000 Op- 
fern, die auch Miksche nicht aufführt. 
»Mehr als eine halbe Million jüdischer 
Männer dienten im Zweiten Weltkrieg in 
der Roten Armee« (s. 140). ; 


Nach Zeugenaussage hätten die Sowjets 
im Frühjahr 1940 alle Juden, die aus den 
von den Deutschen besetzten Teilen Po-. 
lens nach Ostpolen geflohen waren, vor 
die Wahl gestellt, die sowjetische Staats- 
bürgerschaft anzunehmen oder in den 
von Deutschland besetzten Teil Polens 
zurückzukehren. 


Auf Grund der barbarischen Behand- 
lung durch die sowjetischen Machthaber 
seit ihrer Ankunft hatten sich diese Ju- 
den aus dem westlichen Teil Poleris über- 
wiegend für eine Rückkehr entschieden. 


Kurz danach ließ die Sowjetregierung 
alle, die ins deutsch besetzte polnische 
Gebiet zurückkehren wollten, verhaften 
und nach Sibirien verfrachten. Insge- 
samt haben die Sowjets 1940 ungefähr 
1000 000 jüdische Flüchtlinge aus dem 
westlichen Polen nach Sibirien ver- 
schleppt ($. 35). 


Die Zahl der ehemaligen polnischen Ju- 
den (Ende 1939) wird mit 2 633 000 ange- 
geben, davon unter-deutscher Verwal- 
tung 757 000 (28,8 %), unter sowjeti- 
scher Verwaltung 1 776 000 (67,5 %) und 
nach Rumänien geflohen 100 000 (3,8%) 
(S. 39). 


Die jüdische Weltbevölkerung wird 1941 
mit 15 967 000 und 1945 mit 14730. 000 an- 
gegeben (S. 268). 


Der weltweite jüdische Bevölkerungs- 
verlust belief sich im Zweiten Weltkrieg 
auf ungefähr 1 1/4 Millionen - 8 % des 
Weltjudentums -, verursacht zum größ- 
ten Teil nicht durch direkte Kriegseinwir- 
kungen, zum Beispiel Gefallene, son- 
dern durch sowjetische Barbarei. Über 
200 000 sind nicht auffindbar. (S. 267). 


Dr. G. Schmedding, Bad Säckingen 
m) 


»Unser Schicksal sind die Strahlen — 
der Mensch und sein strahlender Lebensraum« ist ein Buch, 
das über die bioenergetischen und bioplasmatischen 
Funktionen des menschlichen Organismus, das energetische 
Milieu als Ursache von Zellfunktionsstörungen 
und Krankheiten berichtet. 


Josef Oberbach »Unser Schicksal sind die Strahlen« 
200 Seiten mit 25 Abbildungen. DM/Sfr 28,- ISBN 3-923864-03-5 


Verlag Diagnosen, D-7250 Leonberg 
Zu beziehen über den Buchhandel 


»Die Welt wird von Persönlichkeiten regiert, die sehr 

anders sind, als man meint, wenn man nicht hinter die 
Kulissen schauen kann«, meint Benjamin Disraeli. 
Dieses Buch informiert über diese massive Verschwörung 
— einer »verborgenen Hand«, einer »geheimen Kraft«, 
die die Nationen der Erde in den endgültigen Zusammenbruch führt, 
damit eine gottlose, totalitäre »Weltherrschaft« errichtet 
und rücksichtslos durchgesetzt werden kann. 


SER, 


Des Griffin: »Wer regiert die Welt?« mit den Protokollen der Weltdiktatur. 
328 Seiten mit 60 Abbildungen. DM / SFR 22,— ISBN 3-923864-01-9 
Verlag Diagnosen, D-7250 Leonberg - Zu beziehen über den Buchhandel 


